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Der dynastische Heiratsmarkt

einer umkämpften Region

Ehen und Ehepolitik der Herzoge von Schleswig

von Abel bis Adolf VIII.

Von Oliver Auge

Bekanntlich wohnte nahezu jeder Maßnahme des mittelalterlichen Adels

im politischen Bereich ein dynastischer Gesichtspunkt inne und hatte um-

gekehrt fast jede Handlung auf dynastischem Gebiet zugleich auch eine
politische sowie rechtliche oder finanzielle Dimension. 1 Heiratspolitik und

Konnubium der mittelalterlichen Adelshäuser gelten nicht von ungefähr

als wichtige Parameter für ihre sozialständische, bündnispolitische, wirt-

schaftliche und geographische Verortung.2 Sie unterlagen dabei quantita-

tiv, je nach der Zahl der Abkömmlinge, die es zu verheiraten und zu ver-

sorgen galt, und qualitativ, je nach dem sozialständischen, bündnispoliti-

schen, wirtschaftlichen und geographischen Standpunkt, einem steten

Wandel, folgten bekanntermaßen aber stets der Maxime der Erhaltung,

wenn nicht gar der Erhöhung des eigenen Stammes und Namens.3 Eine
geschickte Heiratspolitik konnte für die Erlangung oder Bewahrung von

dynastischen Handlungsspielräumen ganz entscheidend werden, wenn
etwa durch eine profitable Heirat ein bündnispolitischer Befreiungsschlag

oder aber ein Anspruch bzw. - noch besser - gar die Realisierung eines ter-

ritorialen Zugewinns gelang, der die wirtschaftliche und politische Basis

der eigenen Dynastie gegenüber den Nachbarn als potentiellen wie realen
Machtkonkurrenten verbreiterte. Als Spiegel von Rang und Namen der

Dynastie unter ihresgleichen war die Qualität des Konnubiums beim da-

maligen Stellenwert von Ansehen und Ehre für die dynastischen Hand-

1 Siehe dazu allgemein Auge, Handlungsspielräume, S. 201. - Spieß, Familie und
Verwandtschaft, S. 8 f.

2 Vgl. neben der gerade zitierten Literatur des Weiteren Nolte, Familie, Hof und
Herrschaft, S. 77 u. S. 95 ff. - Moraw, Heiratsverhalten.

3 Siehe dazu wiederum explizit Spieß, Familie und Verwandtschaft, S. 398 ff. u. S.
532. - Auge, Dynastiegeschichte, S. 31. - Ebd. auch zum Folgenden.
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8 Oliver Auge

lungsspielräume von zentralem Gewicht, wenn auch in den Auswirkungen
im Einzelnen nicht immer genau zu konkretisieren oder zu bestimmen.4

Vor diesem allgemeinen Hintergrund wird deutlich, dass ein tiefer ge-
hender Blick auf die Familien- und Heiratspolitik der Herzoge von Schles-

wig und ihrer Familie(n) eine Schlüsselposition auf dem Weg zum besse-
ren Verständnis ihrer gesamten Geschichte einzunehmen vermag.5 Noch
konkreter: Im Heiratsverhalten der Herzoge dürfte sich ihre eigene wech-

selvolle Geschichte und diejenige ihres umkämpften Herrschaftsgebiets6

voll und ganz widerspiegeln. Umso erstaunlicher ist es, dass bislang keine

derartige Studie existiert und, mehr noch, dass auch die vorhandenen Ar-
beiten zur Geschichte des Territoriums Schleswig Heiraten und Heiratspo-

litik der Herzoge gar nicht oder nur am Rande, ohne tiefer gehende Analy-
se, berühren.7 Selbst der betreffende Artikel im dafür doch eigentlich prä-

destinierten Band „Die Fürsten des Landes" von Esben Albrectsen - prä-

destiniert, weil er seiner Aktualität wegen auf die von der modernen For-

schung fruchtbar betriebenen Ansätze der Konnubialforschung hätte zu-

rückgreifen können, und prädestiniert, weil die Fokussierung des Bandes
auf die Fürsten auch eine nähere Betrachtung von deren Ehen und Ehe-

frauen hätte mit sich bringen können, denn kaum ein Fürst, es sei denn ein

geistlicher, lebte ohne Frau - blendet diesen Aspekt fürstlichen Lebens und
fürstlicher Politik fast vollständig aus und zeichnet eigentlich reine Territo-

rialgeschichte nach, die so aber unvollständig bleiben muss.8

Um dem offenkundigen Desiderat einer Geschichte des Konnubiums

der Herzoge von Schleswig beizukommen und auf diese Weise einen wei-
teren Baustein zum Verständnis ihrer Geschichte als wesentlichem Teil der

Geschichte des Herzogtums Schleswig zu erhalten, soll im Folgenden zu-

4 Siehe das anschauliche Beispiel der Königsherrschaft Ruprechts von der Pfalz
(1400-1410) und der während dieser Zeit geplanten und realisierten Ehepläne seines
Hauses: Auge, Heiratspläne und große Politik, S. 190-200.

5 Im Folgenden ist der Einfachheit wegen durchweg von Herzogen von Schleswig
die Rede, wiewohl bis 1386 die Benennung mit Südjütland die geläufigere
gewesen ist. Vgl. dazu etwa Kraack, Die frühen Schauenburger, S. 49.

6 Kurz gefasst dazu Windmann, Schleswig als Territorium, S. 109-130. - Hoffmann,
Königserhebung, S. 126-146. - Hammel-Kiesow/Pelc, Landesausbau, S. 113-120.

7 Ein gutes Beispiel hierfür liefert die grundlegende Arbeit von Horst Windmann
(„Schleswig als Territorium"), in welcher der dynastische Aspekt nur randständig
(obwohl auf S. 89 sogar von „Dynastiepolitik" die Rede ist, was sich aber „nur" auf
die Söhne Waldemars II. und ihre Versorgung mit sog. Fürstenlehen bezieht) und
ohne eigentliche Einbeziehung in den Untersuchungszusammenhang vorkommt. -
Fehlanzeige auch bei Poulsen, Hertugdommets danneise. - Nur beiläufig ist die
Heiratspolitik Thema bei Unverhau („Die Herzoge", z. B. S. 142), wo ganz sympto-
matisch die Heirat Herzog Waldemars IV. mit Elisabeth von Sachsen-Lauenburg-
Mölln als „persönliche Angelegenheit" in unserem heutigen Sinne klassifiziert
wird, was sie so natürlich nicht war.

8 Albrectsen, Das Abel-Geschlecht.



Der dynastische Heiratsmarkt einer umkämpften Region 9

nächst einmal geklärt werden, um wen genau es bei einer solchen Betrach-
tung gehen soll. In einem zweiten Schritt soll dann das Konnubium der

Herzoge einer qualitativen Auswertung unterzogen werden, wobei auch

das nicht gerade reich überlieferte Quellenmaterial zu den jeweiligen Hei-
ratsgaben in die Betrachtung mit einfließen wird. Zu guter Letzt wird nach

den konkreten Hintergründen und Auswirkungen der Heiratspolitik für
die Handlungsspielräume der Herzoge von Schleswig zu fragen sein.

I. Wer?

Um Ehen und Ehepolitik der Herzoge von Schleswig einer tragfähigen
Analyse zu unterziehen, seien diese, wie der Titel des Beitrags bereits ver-

mittelte, von Herzog Abel (1218-1252) an bis zu Herzog Adolf I. (1401-
1459) untersucht. Der Endpunkt ist dabei womöglich leichter zu erklären:

Mit Adolfs (als Graf von Holstein Adolf VIII.) Tod 1459 fiel die Herzogs-
würde durch Wahl der schleswig-holsteinischen Stände im berühmten Ver-

trag von Ripen vom 5. März 1460 an seinen Neffen in weiblicher Linie

Christian, den König von Dänemark.9 Damit waren die dänische Königs-
würde, die Schleswiger Herzogswürde sowie die Holstein-Stormamer
Grafenwürde in einer Hand vereint, was - bis zu den frühneuzeitlichen

Teilungen und dem daraus im 17. Jahrhundert resultierenden, scharfen

Antagonismus zwischen Dänemark einer- und Schleswig-Holstein-Gottorf

andererseits10 - zu einer Beilegung der bisherigen, langwierigen Konfron-

tation zwischen Schleswig, Dänemark und Holstein um das Herzogtum

selbst führte. Die Adolfs Tod vorangehende, gut 75-jährige Epoche Schles-

wiger Herzoge aus dem Hause Schauenburg wird deswegen mit unter-
sucht, weil sich gerade mit dem Dynastie- und Herrschaftswechsel von

1375/86 die hervorragende Möglichkeit bietet, nach Kontinuitäten und

Umbrüchen der Schleswiger Heiratspolitik zu fragen, die - nach dem Ende

des Abelgeschlechts und somit dem Ende einer Konfrontation zumindest
zwischen Schleswig und seinem südlichen Nachbarn - nunmehr eine

schleswig-holsteinische geworden war. Mit Abel und nicht früher wird die
Betrachtung des Schleswiger Konnubiums aber begonnen, weil erst mit

dem 1231 mit dem ducatus Iutie belehnten Abel 11 eine kontinuierliche dy-

9 Siehe dazu jetzt die betreffenden Beiträge in Auge/Büsing, Der Vertrag von Ripen
1460. - Des Weiteren von Rumohr, Dat se bliven ewich tosamende ungedelt. - Pe-
ters, Der Ripener Vertrag. - Zur Person Adolfs (VIII.) vgl. ausführlich Auge, Adolf
VIII.

10 Lange, Stände, Landesherr und große Politik, S. 247-255. - Fuhrmann, Auseinan-
dersetzung. - Bohn, Geschichte Schleswig-Holsteins, S. 56-66.

11 Annales Lundenses, S. 62. - Annales Ryenses, S. 171. - DD 1.6, Nr. 137 (30. 5.1232?),
u. Nr. 149 (1232-1241). - Siehe auch Windmann, Schleswig als Territorium, S. 88.
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nastische Reihung in der Herzogswürde einsetzt, für deren Inhaber sich

bekanntlich die Bezeichnung „Abelgeschlecht" als gesonderte Linie inner-

halb des dänischen Königshauses eingebürgert hat. Die Würde selbst war
anscheinend eine Generation älter und zum Ende des 12. Jahrhunderts mit

Christoph (1150-1173) bzw. Waldemar II. (1170-1241) als ersten Inhabern
entstanden. 12

Wenn indes von Herzogen von Schleswig die Rede ist, dann sollen da-
mit im hier interessierenden Kontext konkret nicht nur die männlichen In-

haber der Herzogswürde gemeint sein, sondern auch alle Brüder und

Schwestern der eigentlichen Herzoge, eben die gesamte Dynastie. Mithin

wird es beim Abelgeschlecht beginnend mit Abel auch um dessen vier
Kinder Waldemar III. (1238-1257), Sophie (vor 1240 - nach 1294), Erich I. (t
1272) und Abel Abelsen (1252-1279), dann die zwei Söhne und eine Tochter

Erichs I., Waldemar IV. (+ 1312), Erich Langbein (t 1310) und Margareta (t

nach 1313) sowie um Margareta (t 1281) als Tochter Abel Abelsens, weiter
um Waldemars IV. Sohn Erich II. (t 1325)13 und um dessen Kinder Walde-

mar V. (1315-1364) und Heilwig (t um 1374) und schließlich um Heinrich
(t 1375) und Waldemar (t 1364) als Söhnen Waldemars V. gehen, wohinge-

gen aus dem Haus der Schauenburger Gerhard II. (um 1367-1404) und des-
sen Kinder Heinrich (1397-1427), Heilwig (1398-1436), Adolf sowie Ger-
hard (1404-1433) in Betracht kommen sollen.14 Die kurze Phase Herzog Ge-
rhards I. (als holsteinischer Graf Gerhard III.) zwischen 1326 bis 1340 sei

indes außer Acht gelassen, da sie, wiewohl für das Schauenburger Konnu-
bium, also aus holsteinischer Sicht, insgesamt von zentraler Bedeutung,15

in Schleswiger Perspektive eben das blieb, was sie war: eine Episode.

II. Wen?

Wen nun heirateten die männlichen und weiblichen Abkömmlinge des

Schleswiger Herzogshauses?16 Zunächst einmal schlossen drei Angehörige

des Abelgeschlechts - Waldemar III., Abel Abelsens Tochter Margareta so-
wie Waldemar aus der letzten Generation - und bei den Schauenburgern

12 Riis, Wann entstand das Herzogtum Schleswig?, S. 9. - Albrectsen, Das Abel-
Geschlecht, S. 54 f. - Windmann, Schleswig als Territorium, S. 86 ff.

13 Der außerehelich gezeugte Abel Valdemarsen bleibt unberücksichtigt.
14 Siehe dazu und zu den einzelnen Lebensdaten die Stammtafeln 1-3 in Kraack, Die

frühen Schauenburger, S. 50 f., sowie Albrectsen, Das Abel-Geschlecht, 70 f. -
Schwennicke, Die außerdeutschen Staaten, Tafel 101. - Windmann, Schleswig als
Territorium, Stammtafel der dänischen Königsgeschlechter, Abtlg. II. - Siehe auch
die Stammtafeln im Anhang.

15 Siehe dazu Auge, Dynastiegeschichte, S. 30 f.
16 Soweit nicht anders angegeben, stammen die Informationen hierzu aus den Stamm-

tafeln, die in Anm. 14 angegeben sind.
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Adolfs Bruder Heinrich (IV.) überhaupt keine Ehe. Die genannte Margareta
wurde Nonne im Kloster Zarrentin am Schaalsee im heutigen Mecklen-

burg-Vorpommern. 17 Sie ist im Übrigen die einzige Angehörige aus dem

Abelgeschlecht überhaupt, die in den geistlichen Stand „abgeschichtet"
wurde. Üblicherweise bieten sich für diesen auffallenden Befund, der an

sich aber auch nicht überbewertet werden darf, da die Abschichtung in den

geistlichen Stand für Häuser des Hochadels, anders als so oft kolportiert,
grundsätzlich eher ein Phänomen des späteren Mittelalters und der begin-

nenden frühen Neuzeit darstellt, 18 drei Erklärungen an: Die erste Möglich-

keit besteht darin, dass das Abelgeschlecht einfach nicht genügend eigene,
tragfähige Verbindungen zu kirchlichen Institutionen aufzubauen ver-

mochte, um dort auch seine Abkömmlinge, männlich oder weiblich, unter-

zubringen.19 Hierzu ist zu bemerken, dass es im Herzogtum tatsächlich
weitgehend an Klöstern für Frauen fehlte - es gab „nur" ein Benediktine-

rinnenkloster bei der Stadt Schleswig -, und dass von den zahlreicheren

monastischen Einrichtungen für Männer im Herzogtum eigentlich auch

nur das Domstift in Schleswig oder das von diesem aus gegründete Kolle-

giatstift in Hadersleben für eine Abschichtung männlicher Abkömmlinge
in Frage gekommen wären.20 Das Domstift hätte sich dann - vielleicht un-

ter dem wiederholt vorhandenen starken dänisch-königlichen Einfluss21 -

dem Versuch einer Instrumentalisierung für dynastische Zwecke erfolg-
reich entgegengestellt. Für eine gewisse Berechtigung dieser Hypothese

spricht zumindest die Tatsache, dass Margareta, wie gesagt, Nonne im
Kloster Zarrentin wurde, welches 1246 von ihrem Großvater mütterlicher-

seits, Gunzelin III. von Schwerin, gestiftet worden war. Nur über ihre Ver-

wandtschaft ließen sich für das Abelgeschlecht also offenbar wirksame

Verbindungen zur Kirche herstellen. Eine andere Möglichkeit wäre die,

dass das Herzogshaus über genügend eigene finanzielle Mittel verfügte,
um stets alle Kinder standesgemäß zu verheiraten, d. h. alle Töchter mit

einer ausreichend hohen Mitgift an den Hof des Ehemannes zu entsenden

17 MUß III, Nr. 1619 (9. 3.1282), u. Nr. 1642 (18. 9.1282), spätere Nennung als Äbtissin
in MUB V, Nr. 3303 (2. 4. 1309), sowie MUß VI, Nr. 3911 (5. 6. 1317), u. Nr. 4065 (5.
4.1319). - Schlüter, Das ehemalige Zisterzienserinnenkloster Zarrentin, S. 20 f.

18 Fouquet, Das Speyerer Domkapitel, S. 68 f. - Nolte, Familie, Hof und Herrschaft, S.
78. - Siehe dazu auch Auge, Handlungsspielräume, S. 131.

19 Für Teillinien des Schauenburgerhauses ist ähnliches zu vermuten. Siehe dazu die
entsprechenden Bemerkungen bei Auge, Familien- und Heiratspolitik (im Druck).

20 Zur Verteilung der Klöster und Stifte im Herzogtum siehe die Abb. 2 u. 3 im Kata-
log: Ahlers/Auge/Hillebrand, Glauben, Wissen, Leben, S. 12 u. S. 14, bzw. die Aus-
führungen von Auge, Wer? Wann? Wo?

21 Das dänische Königshaus hatte mit der Versorgung eigener Abkömmlinge mit einer
geistlichen Pfründe in der Person Bischof Waldemars von Schleswig übrigens ein
schlechtes Beispiel vor Augen. Siehe zu diesem: Schulze/Radtke, Waldemar von
Dänemark. - Gaethke, Knud VI., TI. 1, S. 28-30.



12 Oliver Auge

oder für alle Söhne die fällige Widerlegung für die von der jeweiligen

Braut eingebrachte Mitgift zu entrichten. Das ist eine Möglichkeit, die in
diesem Fall eher mit einem „Nein" beantwortet werden muss: Denn gera-

de gegen Ende des Abelgeschlechts mehren sich die Nachrichten, die eine
schwere finanzielle Krise des Herzogshauses sehr wahrscheinlich ma-

chen.22 Schon Margareta könnte aber in diesem Sinne gerade deswegen ins

Kloster geschickt worden sein, weil sie als Tochter des jüngsten Abelsohnes

Abel Abelsen, ganz anders als die Kinder des älteren Bruders Erich I., aus
finanziellen Motiven für dynastische Heiratspläne einfach nicht in Frage

kam. Umgekehrt freilich war die Zahl der Nachkommen im Abelge-
schlecht in jeder Generation regelmäßig so überschaubar, dass es sich die

Dynastie drittens aufgrund der damals allgemein hohen Sterblichkeit ei-

gentlich auch gar nicht leisten konnte und durfte, wertvolle dynastische
Reserven in die Kirche abzuschichten. Wie gefährlich eine zu kleine Anzahl
an Kindern für den Fortbestand eines Adelshauses sein konnte, zeigt das

Aussterben des Abelgeschlechts im Jahr 1375 und dasjenige der Schauen-

burger 1459. Dass das finanzielle Argument in jedem Falle nicht zu ver-

nachlässigen ist, legen auch die männlichen Vertreter nahe, die gar nicht
verheiratet wurden: Waldemar III. wäre mit den 19 Jahren, die er erreichte,

für eine Hochzeit zumindest in Frage gekommen. Das gilt mehr noch für

den Schauenburger Heinrich, den ältesten Bruder Herzog Adolfs, der so-

gar 30 Jahre alt wurde, ohne eine Ehe einzugehen.

Von den Ehen, welche Angehörige des Abelgeschlechts schlossen, fallen
auf den ersten Blick zwei aus dem Rahmen: Erstens war der letzte Vertreter

der Dynastie namens Heinrich mit einer Kunigunde vermählt, ohne dass

wir Genaueres über ihre regionale wie soziale Herkunft zu sagen wüssten.
Der Name könnte zumindest, muss aber nicht unbedingt, auf einen sächsi-

schen Kontext verweisen.23 Allerdings darf man mit großer Sicherheit be-

haupten, dass Kunigunde keine Tochter eines hochstehenden Adelshauses

gewesen ist, denn in diesem Fall wüsste man sicher mehr über sie zu be-
richten. Der Befund wiederum entspricht dem eben schon zur finanziellen

Krise des Herzogshauses Gesagten: Das Abelgeschlecht war in den 1370er

Jahren finanziell, politisch und dynastisch am Ende und hatte keine eige-

nen Spielräume mehr.
Heinrichs Tante väterlicherseits namens Heilwig hingegen wurde zwei-

tens 1340 Ehefrau des dänischen Königs Waldemar IV. Atterdag.24 Das ist

die einzige Ehe, die überhaupt direkt zwischen dem dänischen Königshaus

und dem eng mit diesem verwandten Abelgeschlecht geschlossen wurde.

In eine engere Beziehung zum Königshaus stellte die Abeldynastie darüber

22 Windmann, Schleswig als Territorium, S. 128 f.
23 Ebenso vielleicht auch das Brautgeld, das in Mark Silber Kölner Gewicht abgegol-

ten wurde. Siehe dazu weiter unten.
24 DD IUI, Nr. 36 (19. 5.1340).
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hinaus aber auch die eheliche Verbindung Erich Langbeins, des zweiten
Sohns Herzog Erichs I., mit Sophie von Querfurt, denn diese war die Toch-

ter Graf Burchards VII./VIII. von Querfurt, des Burggrafen von Magde-

burg, und der Jutta von Sachsen, die in erster Ehe mit König Erich Pflug-
pfennig verheiratet gewesen war.25 Sophie war demnach Erich Langbeins
Großcousine. Auf der Schauenburger Seite wiederum sticht die Ehever-

bindung zwischen Adolfs Bruder Gerhard (VII.) und der Markgrafentoch-
ter Agnes von Baden ins Auge, weil sie vollständig aus dem Rahmen des

sonst stark im näheren regionalen Umfeld verorteten Schauenburger Kon-
nubiums fällt: Adolfs und Gerhards Vater Gerhard II. war mit Elisabeth

von Braunschweig verheiratet, Adolf selbst in erster Ehe mit Mechthild von

Anhalt-Bemburg, in zweiter mit Margarethe (von Mansfeld/Honstein?),

und seine Schwester Heilwig hatte als ersten Mann Balthasar von Werle,

als zweiten Dietrich von Oldenburg. Alle genannten Regionen, ob nun im
Mecklenburgischen oder weiter südlich in Richtung Harz, mit Ausnahme

Oldenburgs, sind als traditionelle Heiratsräume der Schauenburger einzu-

stufen.26 Sozialständisch entspricht die Ehe Gerhards (VII.) mit Agnes
dann schon wieder eher dem Schauenburger Standard des ausgehenden

14. und beginnenden 15. Jahrhunderts, der im Unterschied zur Zeitspanne
vor 1326 als bescheidenes, aber immerhin fürstliches Konnubium charakte-

risiert werden kann.27 Eine Ehe wie diejenige Gerhards II. (als Graf Ger-

hard VI.) mit der Braunschweiger Herzogstochter Elisabeth wog da für die

Frage von Rang und Namen schwer, wie ein Blick in die schauenburgische

Historiografie zeigt. So wird im Chronicon Holtzatiae des sog. Presbyter
Bremensis von der Mitte des 15. Jahrhunderts gewiss nicht von ungefähr

darauf verwiesen, dass Gerhard in Elisabeth eine Gemahlin de stirpe regia et

imperiali de domo Brunszwiccensi hatte.28 Immerhin waren seit den Tagen des
Weifenkaisers Otto IV., auf den sich diese Anspielung nur beziehen kann,
schon rund 180 Jahre vergangen.

Eine dynastische Brücke zwischen den Angehörigen des Abelge-
schlechts und den Schauenburgern schlugen die Ehen Herzog Abels mit

Mechthild von Holstein, der Tochter Graf Adolfs IV., und Herzog Erichs II.
mit Adelheid von Holstein-Rendsburg, der Tochter Graf Heinrichs I., au-
ßerdem in gewisser Weise noch die Ehe Graf Gerhards IV. von Holstein-

Plön mit Anastasia von Schwerin-Wittenburg, die in erster Ehe die zweite
Gemahlin Herzog Waldemars IV. von Schleswig gewesen war.29 Neben den

Ehen zu den benachbarten Holsteinern fallen dann vor allem diejenigen
mit dem Schweriner Grafenhaus ins Gewicht: Von den elf Ehen des Abel-

25 DD II.4, Nr. 185 (25. 9. 1295).
26 Auge, Familien- und Heiratspolitik (im Druck).
27 Ebd. - Ders., Dynastiegeschichte, S. 30.
28 Chronicon Holtzatiae, cap. 29, S. 286.
29 MUB V, Nr. 3057 (1306).
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geschlechts wurden gleich drei mit diesem geschlossen; das sind, wie im
Falle der Holsteiner, fast 30 Prozent. Abel Abelsen heiratete nämlich

Mechthild von Schwerin-Boizenburg, Waldemar IV. in zweiter Ehe, wie

schon gesagt, Anastasia von Schwerin-Wittenburg, und Waldemar V. Ri-
chardis von Schwerin-Wittenburg.30 Dann sind nur noch die Ehe Erichs I.

mit Margarete, der Tochter des Rügenfürsten Jaromar II.,31 und Waldemars

IV. erste Ehe mit Elisabeth von Sachsen-Lauenburg(-Mölln) anzuführen.

Sozialständisch geben diese beiden Ehen das Spektrum vor, innerhalb des-
sen sich das Konnubium des Abelgeschlechts bewegte: Zwischen der Va-

sallität des dänischen Königshauses, zu der die slawischen Fürsten von

Rügen in vorderster Linie zählten, und damit rangmäßig klar unterhalb

des Königshauses selbst anzusiedeln, und dem askanischen Herzogshaus

von Sachsen-Lauenburg, das zum damaligen Zeitpunkt noch zu den wich-

tigeren im Norden Deutschlands zählte.32 Schwerpunktmäßig verharrte

das Konnubium freilich mit fast 65 Prozent aller geschlossenen Ehen im
gräflichen Bereich, mit Abkömmlingen der Grafen von Holstein oder
Schwerin als Ehepartnern.

Das adelige Heiratsgabensystem sah allgemein, wie folgt, aus: Die
Braut erhielt von ihrer Familie die möglichst in bar zu zahlende Heimsteu-

er oder Mitgift, zudem noch eine sog. Heimfertigung an Kleidung,

Schmuck, Silbergeschirr usw. Die Familie des Mannes sicherte als Gegen-
leistung zur Heimsteuer die sog. Widerlegung zu, die im Regelfall ebenso

hoch ausfiel. Heimsteuer und Widerlegung wurden auf Pfandgüter, die
sich im Besitz der Mannesseite befanden, verschrieben. Aus den daraus

fließenden Einkünften erfolgte, je nach Ehevertrag, die Ausstattung mit ei-

genen Einkünften während der Ehejahre und in jedem Falle die spätere
Witwenversorgung.33

Für die Ehen, die Angehörige des Abelgeschlechts schlossen, lassen sich

der schütteren Überlieferung wegen nur wenige Angaben zu den mit der

Eheschließung einhergehenden Zahlungen machen. Die wenigen bekann-
ten Daten sind freilich aufschlussreich: Mit einer von ihrem Bruder Wal-

demar IV. verbürgten Mitgift in Höhe 2.000 Mark Silber lübisch war Mar-

gareta für ihren Ehegemahl Graf Helmold von Schwerin gewiss keine
schlechte Partie.34 Die Mitgiften der damals, 1287, hierarchisch noch unter

den Schleswiger Herzogen anzusiedelnden Schauenburger Grafen lagen
zu diesem Zeitpunkt deutlich darunter, zwischen 1.000 und 1.500 Mark.35

30 Zu letzterer Ehe siehe DD III.4, Nr. 455 (7. 7.1356) = SHRU IV, Nr. 687 (7. 7.1356).
31 Scheil, Genealogie, S. 71-74, hier v. a. S. 72 f.
32 Vgl. zu deren Geschichte Meyn, Sachsen-Lauenburg. - Ders., Die askanischen Her-

zoge.
33 Siehe dazu ausführlich Spieß, Familie und Verwandtschaft, S. 133 ff.
34 MUB III, Nr. 1933 (30. 11. 1287) = DD II.3, Nr. 264 (30. 11.1287).
35 Auge, Familien- und Heiratspolitik (im Druck).
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Geradezu astronomische 24.000 Mark lötigen Silbers betrug indes die Mit-

gift, die bei der Eheschließung zwischen Heilwig von Schleswig und König
Waldemar IV. Atterdag vereinbart worden war.36 Über den Grund für diese

einmalige Ausnahme wird noch zu sprechen sein. Der letzte des Abelge-
schlechts, Heinrich, hingegen verpfändete seiner Gemahlin Kunigunde das

Kirchspiel 0sby zur Morgengabe in Höhe von 500 Mark lötigen Silbers
Kölner Gewichts.37 Die niedrige Summe verdeutlicht - wie schon der feh-
lende Herkunftsname der Braut - eindrücklich die miserable finanzielle

und damit auch dynastische Lage dieses Herzogs, der einfach keine Spiel-

räume mehr besaß. Zum Vergleich: 1362 betrug die Mitgift Annas von
Mecklenburg bei ihrer Hochzeit mit Adolf VII./IX. von Holstein-Plön 1.500

Mark Silber,38 während Jutta von Hoya bei der Hochzeit mit Johann IV.
von Mecklenburg im Jahr 1400 eine Mitgift von 4.000 Mark in die Ehe mit-

brachte.39 Der Nachfahre Abels war damit nur noch ein drittklassiger Spie-
ler in der Adelsliga seiner Zeit. Die Witwenversorgung seiner Mutter Ri-

chardis, der Alsen mit Norburg und Sonderburg, die Riesharde, Nübel-

harde, Schluxharde, Lundtoftharde sowie die Hvidingharde als - teilweise

übrigens noch weiter verpfändetes - Leibgeding verschrieben waren,40 be-

schränkte seine Spielräume noch weiter.
In einer ganz anderen Klasse fanden sich nach Ausweis der Heiratsga-

ben die darauffolgenden Schleswiger Herzoge aus dem Haus der Schauen-

burger wieder: So betrug 1432 die vereinbarte Mitgift der Agnes von Baden

gar 8.000 rheinische Gulden, wofür sie von ihrem künftigen Gemahl Ger-

hard (VII.) ein Wittum in Höhe von 16.000 Gulden sowie eine jährliche

Morgengabe in Höhe von 400 Gulden zugesagt erhielt.41 Indes ist das

selbst für die damaligen Verhältnisse der Schauenburger eine außerordent-

lich hohe Summe gewesen.42 Womöglich spiegelt sich in dieser Höhe die

36 DD III.l, Nr. 36 (19. 5. 1340) = SHRU III, Nr. 1070 (19. 5. 1340) = MUß IX, Nr. 6047
(19. 5.1340). - Windmann, Schleswig als Territorium, S. 126, Anm. 137.

37 DD III.8, Nr. 415 (25. 2. 1370). - Das Chronicon Holtzatiae (cap. 23, S. 277 f.) berich-
tet allerdings davon, dass Kunigunde Hadersleben und Tondem als Leibgeding be-
saß: [...] et ex consequenti eciam ducis Hinrici Iutzie uxoris relicte, que tenuit in dotem
castrum Hadersleve et Tundrem. - Vgl. dazu auch Windmann, Schleswig als Territori-
um, S. 129, Anm. 150.

38 MUß XV, Nr. 9049 (20. 6.1362).
39 Rudloff, Pragmatisches Handbuch, S. 588. - Auge, Handlungsspielräume, S. 244,

Anm. 261.

40 SHRU IV, Nr. 1470 (1. 1. 1373). - Detmar-Chronik, S. 486: [...] ane dat land to Alsen;
dat was der hertochinnen morghengave, dar umme wolde se des landes nicht laten [...]. -
Windmann, Schleswig als Territorium, S. 129, Anm. 150.

41 RMB III, Nr. 5176 (23. 2. 1432). - Zu Agnes von Baden siehe Hirschfeld, Agnes von
Baden, speziell zu den Heiratsgaben S. 59 u. S. 64 f.

42 Siehe zum Vergleich etwa die fast zeitgleichen Mitgifthöhen bei pommerschen oder
mecklenburgischen Herzogen, die zwischen 4.000 und 10.000 Gulden lagen und bei
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gerade damals durch die Eroberung Flensburgs 1431 und die im Jahr da-
rauf vereinbarte Waffenruhe gesicherte Stellung der Schauenburger als

Herzoge von Schleswig wider, was sie als Heiratskandidaten für Reichs-
fürsten interessanter als zuvor machte.43 Angesichts der unklaren Umstän-

de, unter denen die Eheschließung erfolgte - Agnes war zum Zeitpunkt

der Eheschließung wohl schon schwanger, denn sie gebar ihrem Gatten be-

reits nach sieben Ehemonaten Zwillinge -, und der noch merkwürdigeren
Umstände, unter denen Agnes als baldige Witwe samt den beiden Kindern

„abgewickelt" wurde - der Mutter wurde die Rückkehr nach Schleswig-
Holstein verwehrt, das Mädchen wurde ins Kloster Preetz abgeschoben,

wo es bald verstarb, der Junge vielleicht sogar auf Veranlassung des On-

kels Adolf und seiner Ratgeber ermordet44 -, könnte es aber auch gut sein,
dass es sich bei dieser Ausnahmehochzeit in Bezug auf das Herkunftsland

der Braut und auf die Höhe ihrer Witwenversorgung um eine durchaus

emotionale, gegen den Willen seines Geschlechts durchgesetzte „Einzeltat"

des Bräutigams Gerhard gehandelt hat 45

III. Warum?

Über die Wege und Gründe, die zur Ehe einer badischen Markgrafentoch-

ter mit einem Schleswiger Herzogssohn führten, wurde schon mancherlei

Spekulation angestellt. Und spekuliert wird, wie der Schluss des vorange-

gangenen Abschnitts signalisiert, immer noch. Ohne dass man die genauen
Hintergründe je genau kennen wird, steht zu vermuten, dass der dem
Haus Baden freundschaftlich verbundene Reichserbkämmerer Conrad von

Weinsberg die Eheverbindung eingefädelt hat. Seine Tochter Elisabeth war

nämlich die zweite Gemahlin Herzog Erichs V. von Sachsen-Lauenburg
und damit unmittelbare Nachbarin der Schauenburger in Holstein. Herzog

Erichs erste Gemahlin war nebenbei die Schauenburgerin Elisabeth von
Holstein.46

Über solche Vermittler darf man sich den Großteil der Ehen eingefädelt

denken, auch wenn sie nicht immer direkt genannt sind. Bei der 1237 zwi-
schen Graf Adolfs IV. von Holstein Tochter Mechthild und König Walde-

endogamen Heiraten im Schnitt 6.000 Gulden ausmachten. Vgl. dazu: Auge, Hand-
lungsspielräume, S. 242-248.

43 Vgl. dazu Auge, Adolf VIII., S. 55 f.
44 Siehe dazu nochmals Hirschfeld, Agnes von Baden, S. 92-105 u. S. 129-133. - Auge,

Mord, Gefangennahme, Erpressung, S. 18-20 u. S. 26.
45 Ich danke Carsten Jahnke, Kopenhagen, für diesen Gedankenanstoß während eines

Gesprächs in Odense am 6. November 2012. Jahnke meinte dabei, dass Gerhard sei-
ner Gemahlin offenbar verfallen war.

46 Hirschfeld, Agnes von Baden, S. 65 f. - Vgl. dazu auch Auge, Familien- und Hei-
ratspolitik (im Druck).



Der dynastische Heiratsmarkt einer umkämpften Region 17

mars II. Sohn Abel geschlossenen Ehe weiß man z. B v dass der Bremer Erz-
bischof Gerhard II. zur Lippe sie im Vorwege als Teil seiner Friedensver-

mittlung zwischen Holstein und Dänemark nach der Schlacht von Bornhö-
ved 1227 zu Wege gebracht hat.47 Laut den offenkundig parteiischen Anna-
len des nahe Flensburgs gelegenen Rudeklosters war diese Ehe allerdings

der Anfang allen Übels, denn sie habe zum Konflikt unter den Söhnen des
dänischen Königs geführt, wobei die Schauenburger, die immer nur

Schlechtes für Dänemark gewollt hätten, Abels Nachkommen dazu ange-

stachelt hätten.48 Tatsächlich gewann Abel in den nun mit ihm verschwä-

gerten Nachbarn wichtige Verbündete in seinem Kampf gegen seinen Bru-

der Erich IV. Pflugpfennig und nahmen die Holsteiner Grafen fortan auch
einen starken Einfluss auf die Entwicklung der politischen Verhältnisse im

Herzogtum 49 Umgekehrt ging die mit der Eheschließung intendierte Ver-

söhnung aber auch so weit, dass Abel als Vormund der unmündig zur

Herrschaft gelangten holsteinischen Grafensöhne eingesetzt wurde, als
Adolf IV. als weltlicher Herrscher resignierte und in den Franziskaneror-
den eintrat.50

Friedensschlüsse und Bündnisse bildeten im Mittelalter und darüber

hinaus den politischen Hintergrund oder Anlass so mancher dynastischen

Verbindung - ganz allgemein51 und natürlich auch, wie das eben zur Ehe

Abels Gesagte schon andeutete, im speziellen Schleswiger Fall. Um die tie-
fe Feindschaft, die zwischen ihren Vorfahren mit dem damit einhergehen-

den Schaden für Land und Leute herrschte, künftig zu verhüten, gingen

z. B. Waldemar IV. und Elisabeth von Sachsen-Lauenburg 1287 nach dem

Wortlaut einer Urkunde ihre Ehe ein, wofür Papst Nikolaus IV. eigens ei-

nen Dispens erteilte, da beide im vierten Grad miteinander verwandt wa-

47 Sächsische Weltchronik, S. 247: Do makede de biscop van Bremen ene eveninghe twischen
deme koninge unde eme unde greven Alve, also dat des koninges sone Abel greven Alves
dochter neme. - Im Bericht der Stadt Hamburg über den Kostenaufwand für die
Schauenburger Grafen von Holstein von 1285 ist ebenfalls von einer Einung zwi-
schen Graf Adolf IV. und dem König die Rede, in deren Folge die Eheschließung er-
folgt sei: Hamb. UB I, Nr. 818 (o. D.), hier S. 671: Sedder do greue Alph sik voreuende
myd deme koninghe unde sine dochter ghaf herteghen Abele [...].

48 Annales Ryenses, S. 171: Eodem anno dux Abel duxit Machtildem, filiam comitis, quod
rex Waldemarus pater moleste tulit timens per hoc futurum scisma inter fratres, quod et
euenit, nam ab illo die nunquam defecit bellum intestinum in Dacia inter reges et duces co-
mitibus eos instigantibus, qui semper querunt mala Daciae.

49 Albrectsen, Das Abel-Geschlecht, S. 59 f. - Windmann, Schleswig als Territorium, S.
107 u. S. 109 f. - Hoffmann, Königserhebung, S. 126-129. - Auge, Mord, Gefangen-
nahme, Erpressung, S. 13-15.

50 Auge, Vom Grafen und Landesherrn, S. 211. - Kruppa, Erinnerung an einen Grafen,
S. 192.

51 Siehe dazu etwa Auge, Handlungsspielräume, S. 248-253.
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ren.52 Neben der Heirat Heilwigs mit König Waldemar IV. Atterdag han-

delte es sich hierbei um die sozialständisch höchste Eheverbindung im
Abelhaus, der gleich noch die nächst höhere von König Waldemars IV.

Bruder Erich Langbein mit Sophie von Querfurt folgen sollte, denn Elisa-

beth entstammte dem altehrwürdigen askanisch-sächsischen Herzogshaus.

Ihr Vater war mit der Prinzessin von Schweden Ingeborg verheiratet.53 Es
ist sicher kein Zufall, dass die Eheschließung zwischen Herzog Waldemar
IV. und Elisabeth von Sachsen-Lauenburg gerade in den Zeitraum fiel, als

Herzog Waldemar für den noch unmündigen König Erich VI. die Funktion
eines Verwalters des dänischen Reiches ausübte und den Titel eines dux

Danorum führte, sich also auf dem Gipfel seiner Macht befand, nachdem

König Erich V. kurz zuvor seine Position so ernsthaft in Frage gestellt hat-

te.54 Waldemars Schwiegervater hatte 1286 auch als Bürge in der für Wal-

demar wichtigen Übereinkunft fungiert, in welcher er sich im Gegenzug
für die Belehnung mit dem Herzogtum Schleswig als Fahnlehen dem Kö-

nig gegenüber zu Hof- und Heerfahrt verpflichtet hatte.55 Ein Bündnis-
schluss zwischen dem gleichen Waldemar und Graf Helmold III. von

Schwerin ging mit der Eheschließung zwischen letzterem und Waldemars

Schwester Margareta einher, indem Waldemar versicherte, seinem neuen

Schwager gegen jedermann außer gegen die Könige von Dänemark und
Schweden sowie den Fürsten von Rügen mit Kraft und Tat beizustehen.56

Die Einhaltung dieser Verpflichtung garantierten Waldemars Onkel, der

Fürst von Rügen, der in seiner Verwandtenrolle wahrscheinlich diese Ehe

vermittelte, sowie die Junker Heinrich von Mecklenburg und Erich Lang-
bein. Im Übrigen heiratete Herzog Waldemar IV. 1306 in seiner zweiten
Ehe eine Schweriner Grafentochter, Anastasia, welche wiederum Graf Ni-
kolaus I. von Schwerin zum Vater hatte, der 1286 ebenfalls wie Waldemars

erster Schwiegervater Herzog Johann für diesen gebürgt hatte 57 Grundla-

ge der Eheschließung zwischen König Waldemar IV. Atterdag und der

Herzogsschwester Heilwig war ebenfalls die Beilegung der zuvor zwi-

52 DD II.3, Nr. 378 (13.11.1289): [...] cum olim inter progenitores eorum adeo graues inimi-
citie extitissent / quod ex eis hinc inde uastationes terrarum / aliaque dampna rerum et per-
sonarum / quodque periculosius est animarum pericula prouenerunt [...]. - Vgl. auch das
Kurzregest in SHRU II, Nr. 755 (13. 11. 1289). - Siehe zur Eheschließung auch die
Annales Ryenses, S. 207. - Detmar-Chronik, S. 368.

53 Siehe zum Konnubium der Sachsen-Lauenburger: Auge, Die Herzoge von Sachsen-
Lauenburg (im Druck).

54 DD D.3, Nr. 264 (30. 11. 1287). - Vgl. zur Vormundschaft Unverhau, Die Herzoge, S.
141 f. - Windmann, Schleswig als Territorium, S. 115.

55 DD D.3, Nr. 172 (20. 4. 1286). - Unverhau, Die Herzoge, S. 140 ff.
56 MUß m, Nr. 1933 (30. 11. 1287) = DD II.3, Nr. 264 (30. 11. 1287). - Ebd. auch zum

Folgenden.

57 Siehe nochmals DD II.3, Nr. 172 (20. 4. 1286). - Unverhau, Die Herzoge, S. 146. -
Zur Eheschließung selbst siehe die Annales Lubicenses, S. 420.
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sehen König und Herzog herrschenden Feindseligkeiten, glaubt man zu-
mindest dem betreffenden Vertragstext: vmme schelinghe vnde twidracht de

tzwischen vns beydent siden wente her to ghewesen is, lefliken vnde gutliken vo-

renet vnde berichtet hebben [...].58 Dass diese Einigung zunächst einseitig zu

Lasten des Herzogs ging, machen die weiteren Zeilen des Vertrags klar:

Die astronomisch hohe Mitgift Heilwigs musste er durch Abtretung von

Schloss und Burg Aalborg an den König und durch Bestätigung von des-
sen Einlöserecht für ganz Nordjütland finanzieren. Sein eigener Herr-

schaftsbereich, der damals zumal außerhalb seines Herzogtums in Nord-

jütland lag, war dadurch ein stark beschränkter: Seine weiteren Spielräume

waren zwischen dem König und den Schauenburger Grafen im Süden äu-

ßerst stark eingeengt. Zwischen beiden Polen suchte er in der Folgezeit hin
und her zu wechseln, doch war ihm mit dieser Politik kein Erfolg beschie-

den.59 Der Herzog war natürlich durch die bloßen Machtverhältnisse dazu

gezwungen, auf den Heiratshandel von 1340 einzugehen. Immerhin mag
ihn die Aussicht, dass sein Enkel (bzw. konkret dann seine Enkelin Marga-

rete) einmal über Dänemark herrschen würde, damit ausgesöhnt haben.

Für Waldemar IV. Atterdag hingegen war die Sachlage klar: Er konnte

durch diese Ehe unmittelbar nach seiner Thronbesteigung weiteren Boden

im Königreich gutmachen und seine Position auch gegenüber den mächti-
gen Holsteiner Grafen festigen.

Diese hatten wie schon zu Abels Zeiten seit der Eheschließung Erichs II.

mit Adelheid von Holstein-Rendsburg, der Schwester Graf Gerhards III.,

einen schwerwiegenden dynastischen Einfluss auf die Geschicke im Her-

zogtum, zumal nicht nur die Rendsburger Linie, sondern auch die Plöner

als die weitere damals maßgebliche Linie des Schauenburger Hauses über
die Ehe Gerhards TV. mit Anastasia von Schwerin-Wittenburg, der Witwe

Herzog Waldemars IV., eng mit den Schleswigern vernetzt waren. Für die
Holsteiner zahlte sich das durch den frühen Tod Erichs II. schnell aus: Graf

Gerhard III. setzte sich 1325 gegen die Konkurrenz König Christophs II. in
der Vormundschaft über Erichs Sohn und Nachfolger durch, erlangte

durch die weiteren politischen Verwerfungen innerhalb Dänemarks im
Jahr darauf gar selbst die Herzogswürde und bezeichnete sich als adminis-

trator regni Dacie, nachdem sein Mündel Waldemar zum neuen dänischen

König gemacht worden war.60 Bekanntlich blieb dieser Status eine nur

vierjährige Episode, doch nahm sie die spätere Gewinnung der Herzogs-
würde durch die Schauenburger durchaus richtungsweisend vorweg. Inso-

fern erwies sich die Eheschließung von 1313 mit der damit verbundenen

Aussicht auf einen potentiellen Erbfall für die Holsteiner als überaus er-

tragreich. Mögliche Erbschaften spielten stets, neben der Bündnis- und

58 DD III.1, Nr. 36 (19. 5.1340).
59 Vgl. dazu Windmann, Schleswig als Territorium, S. 126 f.
60 Ebd., S. 121. - Hoffmann, Graf Gerhard III., S. 26 f.
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Friedenspolitik, eine gewichtige Rolle beim Abschluss dynastischer Ehe-
verbindungen.61

Die Eheschließung Herzog Erichs I. mit Margarete von Rügen bildet

selbstverständlich keine Ausnahme, sondern ordnet sich ganz und gar in
das Gesagte ein: Sie ist nur vor dem Hintergrund der in den 1250er Jahren

zwischen dem dänischen Königtum und dem Abelgeschlecht ausgetrage-

nen Konflikte um das Schleswiger Herzogtum zu verstehen. Um sich mög-
lichst große Aussichten auf das Herzogtum zu sichern, schloss sich Erich

nach dem Tod seines älteren Bruders Waldemar 1257 der antiköniglichen
Partei in Dänemark an, die von Bischof Peter Bang von Roskilde und dem

wichtigsten dänischen Lehnsmann Fürst Jaromar II. von Rügen, zu dem
besagter Bang Zuflucht genommen hatte, angeführt wurde.62 Gemeinsam

mit Jaromar errang Erich 1259, kurz nach dem plötzlichen Tod König

Christophs I., bei Naestved einen Sieg über die königlichen Truppen. Dem
folgenden Versuch der königlichen Witwe Margarete Sambiria, Erich doch

noch aus Schleswig zu verdrängen, machten dann die mit Erich verwand-

ten Holsteiner Grafen in der Schlacht auf der Loheide von 1261 einen gehö-
rigen Strich durch die Rechnung.63 Erichs Position als Herzog von Schles-

wig war gesichert. Und im unmittelbaren zeitlichen Umfeld dieser Ereig-
nisse, vielleicht zur Untermauerung der gegenseitigen Bündnistreue, er-

folgte seine Hochzeit mit Jaromars II. Tochter Margarete.64 Die Ehe sorgte
für dauerhafte Beziehungen zwischen dem Herzogtum Schleswig und dem

Fürstentum Rügen, wie nicht nur die wahrscheinliche Rolle des Rügenfürs-
ten Wizlaw II. als Vermittler der Ehe zwischen seinem Neffen Waldemar

IV. und Anastasia von Schwerin-Wittenburg nahelegt, sondern auch die

Tatsache beweist, dass umgekehrt eben dieser Waldemar gemeinsam mit

seinem Bruder Erich Langbein Vormundschaftsrechte über die zu Beginn
des 14. Jahrhunderts verwaisten Kinder Wizlaws II. ausübte und sich zu

diesem Zweck wiederholt auf Rügen und in Stralsund aufhielt,65 ja auf
Rügen und in der Nähe der Insel sogar eigene Besitzungen hatte 66 Durch

dynastisch-politischen Zufall blieb es dem Abelgeschlecht freilich versagt,

61 Siehe nochmals Auge, Handlungsspielräume, S. 252.
62 Schmidt, Dynastie der Rügenfürsten, S. 85. - Windmann, Schleswig als Territorium,

S. 112. - Auge, Handlungsspielräume, S. 261 f.
63 Kraack, Die frühen Schauenburger, S. 43. - Hoffmann, Margarete Sambiria, S. 158-

162.

64 Scheil, Genealogie, S. 72 f.
65 DD II.5, Nr. 145 (17. 2. 1301), Nr. 162 (24. 12. 1301). u. Nr. 164 (1. 1.1302?) = PUB IV,

Nr. 1983 (17. 2. 1301), Nr. 2008 (24. 12. 1301), u. Nr. 2014 (1. 1. 1302). - Windmann,
Schleswig als Territorium, S. 118. - Diese Belege liegen allerdings allesamt vor dem
Todesdatum Wizlaws II., der am 29. Dezember 1302 verstarb. - Vgl. dazu Scheil,
Genealogie, S. 60 f.

66 PUB III, Nr. 1969 (o. D.), u. PUB IV, Nr. 2088 (31. 3. 1303). - DD II.5, Nr. 203 (15. 5.
1302), u. Nr. 211 (12. 7.1302). - Dazu auch Unverhau, Die Herzoge, S. 146.
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Erbansprüche auf Rügen zu stellen, als die Dynastie der Rügenfürsten 1325

mit dem Tod Fürst Wizlaws III. erlosch:67 Im gleichen Jahr verstarb näm-
lich auch der schleswigsche Herzog Erich II. und hinterließ in Waldemar V.

einen damals noch nicht mündigen Nachfolger, für den, wie schon gesagt

wurde, dann der Holstengraf Gerhard III. ganz eigennützig die Vormund-

schaft führte. Um das rügische Erbe begannen sich so alsbald nur die ein-

ander benachbarten Herren von Mecklenburg und Herzoge von Pommern

zu streiten, wobei Waldemar, dann schon als König von Dänemark, durch
die Person seines Vormunds Graf Gerhard die Sache der (zu dieser Zeit

ebenfalls unmündigen) Pommernherzöge verfocht, weil sein Widersacher
in der dänischen Königswürde, Christoph II., auf der Seite der Mecklen-

burger stand.68 Von einem eigenen Anspruch Waldemars auf das Erbe war

im Konflikt nicht die Rede, wohl auch weil er als kurzzeitiger König ja oh-
nedies Lehnsherr über Rügen war.69

Eine Konstante im Konnubium der Abelgeschlechts stellte, wie schon

gesagt, seit der Ehe Abel Abelsens mit Mechthild von Schwerin die Ver-
bindung zum Schweriner Grafenhaus dar. Auf den ersten Blick ist dies
umso erstaunlicher, als es sich die Grafen von Schwerin mit dem dänischen

Königshaus nicht nur durch die Gefangennahme König Waldemars II. und

seines gleichnamigen Sohnes auf der Insel Lyo 1223 und den darauf fol-

genden Zusammenbruch von Waldemars Ostseeimperium, sondern auch
durch die damit verbundene Geiselhaft Abels und seines Bruders Erich

Pflugpfennig, aus der beide erst 1230 entlassen wurden, zunächst gründ-
lich verdorben haben dürften.70 Auf den zweiten Blick macht diese dynas-

tische Verbindung allerdings mehr als Sinn: Nicht nur, um sich so vom dä-

nischen Königshaus, das in Schweriner Hinsicht offenkundig reserviert

blieb, klar abzugrenzen,71 sondern auch um ein bündnispolitisches Gegen-
gewicht zu den immer wieder nicht nur freundlich gesinnten, sondern
doch eher bedrohlichen Holsteiner Grafen zu bekommen, die auf diese

Weise militärisch in die Zange genommen werden konnten. Wie wirk-

mächtig dieses Druckmittel werden konnte, zeigten die Kämpfe Graf Gun-
zelins III. von Schwerin 1247 gegen die Holsteiner bei Oldesloe. Einige Jah-

re zuvor, 1241, hatte Abel seinen ehemaligen Geiselnehmer in Gnaden auf-

67 Schmidt, Dynastie der Rügenfürsten, S. 92. - Scheil, Genealogie, S. 82-84.
68 Auge, Handlungsspielräume, S. 70-73, bes. S. 71 f. mit Anm. 438.
69 Vgl. neben ebd., S. 260-262, auch Hamann, Die Beziehungen Rügens, S. 5-13.
70 Zu den damaligen Geschehnissen ausführlich Gaethke, Knud VI., TI. III, S. 8-29, zur

Geiselhaft Abels S. 30-32, mit dem Beleg in MUB I, Nr. 374 (1230) (Nennung Abels
als Geisel). - Kurz angerissen auch bei Hücker, Die Grafen von Schwerin, S. 36 ff.

71 Margaretes Ehemann Helmold III. von Schwerin war in seinen Vorehen mit einer
Prinzessin von Sachsen und einer Dannenberger Grafentochter verheiratet: In den
Ehen spiegelte sich mithin die Fürstenkoalition von Bomhöved (1227) wider. Siehe
zum Stammbaum der (späten) Grafen von Schwerin die Abb. 1 bei Röpcke, Verkauf
der Grafschaft, S. 49.
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genommen.72 Wahrscheinlich war genau in dieser Situation die Ehe zwi-
schen Abels gleichnamigem Sohn und Gunzelins Tochter Mechthild ver-

einbart worden. Jedenfalls kam es sicher nicht von ungefähr, dass beim

Ehe- und Bündnisvertrag zwischen Herzog Waldemar IV. und Graf Hel-

mold III. von Schwerin gerade die Grafen von Holstein keine Erwähnung
bei den Bündnisausnahmen fanden.73 Anders gesagt: Das Schutzbündnis

richtete sich zumindest potentiell auch gegen diese. Umgekehrt freilich ließ
sich über die Partizipation am Ehenetzwerk der Schweriner Grafen sogar

eine weitere Brücke zu den wichtigsten Dynastien des Raumes schlagen,

gerade wenn es an einer eigenen zahlreichen Nachkommenschaft zur di-

rekten Verheiratung fehlte: zu den Herzogen von Sachsen-Lauenburg,
Mecklenburg und Pommern und natürlich insbesondere auch zu den Gra-

fen von Holstein. Herzog Waldemars IV. zweite Gemahlin Anastasia von

Schwerin-Wittenburg hatte die Tochter Graf Johanns I. von Holstein, Elisa-
beth, zur Stiefmutter und wurde in zweiter Ehe dann Gemahlin Gerhards

IV. von Holstein(-Plön). Richardis von Schwerin-Wittenburg, die Gattin

Herzog Waldemars V., war Anastasias Nichte.

IV. Schluss

Das Konnubium des Abelgeschlechts war insgesamt regional stark einge-

schränkt und unterschied sich qualitativ erheblich von demjenigen der dä-

nischen Königslinie, indem es eindeutig auf Ehen mit Grafenhäusem, ins-
besondere denen von Holstein und Schwerin, konzentriert war. Regelmä-

ßig lassen sich die Aussicht auf Frieden, Bündnisse und Erbschaften als
Motivation zu den verschiedenen Eheschließungen ausmachen. Im konkre-

ten Einzelfall spiegeln die Eheverbindungen die Konfrontation mit den

dänisch-königlichen Verwandten oder den holsteinischen Nachbarn wider.

Sie sind Ausdruck der Handlungsspielräume, welche die Herzoge jeweils
hatten: Von der Position des Reichsverwalters Herzog Waldemar IV., der

die standesmäßig höchste Ehefrau nach Hause führen konnte, bis zum

letzten Abkömmling Heinrich, über dessen Ehefrau man nichts Genaues
weiß. Der Ehebund zwischen König Waldemar IV. Atterdag und Heilwig,

der so schon exzeptionell ist, weil er der einzige zwischen dem Königshaus
und dem Abelgeschlecht darstellt, verdient die Charakterisierung eines

Knebelvertrags, weil er dem Schleswiger Herzog zwischen dänischem Kö-
nigtum und Holsteiner Grafen jeden Spielraum nahm.

72 Hücker, Die Grafen von Schwerin, S. 41.
73 Siehe dazu weiter oben.
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Das Konnubium der nachfolgenden Schauenburger unterschied sich signi-
fikant von der Ehe des letzten Abelnachfahren Heinrich und kann mit

Blick auf das 15. Jahrhundert als zumindest bescheiden fürstlich gewertet

werden. Es war in dem unteren fürstlichen Segment (Braunschweig, An-

halt, Baden, Werle) verortet, in dem sich die Schauenburger nach der Er-

langung der Schleswiger Herzogswürde 1326/86 selbst befanden.

Anhang

Stammtafeln der Herzoge von Schleswig aus dem Abelgeschlecht und aus
dem Hause der Schauenburger.

Stammtafel la (auf S. 24) - Die Herzoge von Schleswig aus dem Abelgeschlecht
(Teil 1: Die Söhne und Enkel Abels bis zu Herzog Waldemar IV.).

Stammtafel lb (auf S. 25) - Die Herzoge von Schleswig aus dem Abelgeschlecht
(Teil 2: Die Nachkommen Herzog Waldemars IV.).

Stammtafel 2 (auf S. 26) - Die Herzoge von Schleswig aus dem Hause der Schau-
enburger.
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Die „Koldinger Union" von 1466 im norddeut-

schen und skandinavischen Kontext

Von Frederic Zangel

Hinführung

Für sich genommen sind Urkunden oft wenig aussagekräftig und sogar

unverständlich. Erst die Einordnung in einen breiteren Kontext kann zu ih-

rem Verständnis beitragen und lässt wertvolle Rückschlüsse auf die histo-

rische Gesamtentwicklung zu. Dies gilt auch für die „Koldinger Union",
die in der Geschichtswissenschaft bisher nur am Rande behandelt wurde

und deshalb im Fokus der folgenden Untersuchung steht. 1 Der am 20. Mai

1466 ausgestellten Urkunde ist zu entnehmen, dänische Räte und solche

aus den nordelbischen Territorien Schleswig und Holstein hätten mit Zu-

stimmung Christians I. „enen ewigen frundtliken vrede unde sone upge-
nomen".2 Diese Regelungen beziehen sich auf die Herrscherwahl, neben

dem Friedenserhalt wird kein weiteres Motiv genannt, die damit verbun-

denen Ziele der Räte und ihres gemeinsamen Landesherrn bleiben unklar.
Die Forschungsliteratur bietet hinsichtlich der Kräfteverhältnisse bei Ab-

schluss der Urkunde kein einheitliches Bild, sondern alternative Interpreta-
tionsansätze: Entweder lag die Initiative für die Urkunde bei den Räten,

1 Vorliegender Aufsatz ist eine gekürzte und überarbeitete Version meiner Magister-
arbeit gleichen Titels, deren Abfassung 2011 von Prof. Dr. Auge und Prof. Dr. Krie-
ger mit vielen hilfreichen Hinweisen unterstützt wurde.

2 SHUS 4, Nr. 54 (20. Mai 1466). - Vgl. überdies die Edition des Urkundentextes im
Anhang dieses Aufsatzes. - Bei den anwesenden Landesräten aus den nordelbi-
schen Territorien handelte es sich nach Ausweis des Dokumentes selbst um Vertre-

ter des „hertogdomes to Sleszwig etc.", was auch die (bis 1474) Grafschaften Hol-
stein und Stormam einschloss. Von den in Kolding Anwesenden wurden die Terri-
torien Schleswig, Holstein und Stormam - in Abgrenzung von der dänischen Mo-
narchie - ganz offensichtlich als Einheit verstanden. Unabhängig davon wurde im
Folgenden auf die Verwendung der Bezeichnungen „schleswig-holsteinisch" und
„Schleswig-Holstein" ganz bewusst verzichtet, um dadurch von vomeherein den
Eindmck einer anachronistischen Ausdeutung der spätmittelalterlichen territorial-
politischen Verhältnisse zu vermeiden.

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 138
Wachholtz Verlag Neumünster 2013
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welche Christian I. zur Zustimmung drängten,3 oder letzterer wirkte auf

ihre Ausfertigung hin.4 Ebenso könnten alle Anwesenden aufgrund weit-

gehender Interessengleichheit profitiert haben.5 Neben diesen Unterschie-
den finden sich auch Übereinstimmungen, so hinsichtlich des Hinweises

auf die Verknüpfung mit dem Ripener „Privileg" von 1460 und verschie-
denen nordischen Unionsurkunden.6 Die unmittelbare Entwicklung im

skandinavischen Machtbereich Christians I. als möglicher Hintergrund

wurde weitgehend vernachlässigt, 7 auf das Vorgehen von Christians Bru-
der Gerhard hingegen hingewiesen.8 Für eine Interpretation und Einord-

nung der Urkunde sind also weitere Quellen hinzuzuziehen. Zunächst
wird der kausale Zusammenhang der Koldinger „Union" mit dem Ripener

„Privileg" aufgezeigt, danach kurz auf die Anwesenden, ihren Handlungs-

spielraum und ihre Zielsetzung eingegangen und der mögliche Zusam-

menhang mit den nordischen Unionsurkunden thematisiert. Anschließend
wird die Urkunde eingehend interpretiert. Nach einem Ausblick auf ihre

Rezeption kann dann die Frage beantwortet werden, wie sie in den Verfas-

sungsprozess Schleswig-Holsteins und Dänemarks einzuordnen ist.9

Von Ripen nach Kolding

Die in Ripen vorgenommene Wahl Christians I. zum neuen Landesherm

für Schleswig und Holstein, welche die Personalunion mit Dänemark be-

3 Scharff, Die Wahl von Ripen, S. 61, geht davon aus, dass die Räte in Kolding Stän-
derecht gegen Fürstenrecht verteidigt hätten.

4 Carstens, Die Wahl, S. 255, sieht die Koldinger Union sogar als „Krönung" der Poli-
tik Christians I. an. - Christensen, Len og magt, S. 105 f., meint hingegen, dass
Christian die Initiative übernahm, um die Situation in den nordelbischen Territo-
rien zu beruhigen und sich den dänischen Problemen zuwenden zu können; der
dänische Reichsrat habe dabei für ihn „die Kastanien aus dem Feuer geholt".

5 Hier ist am ehesten Hoffmann, Spätmittelalter, S. 293, zu nennen, demzufolge die
Urkunde für Christian I. trotz dessen bedrängter Lage positive Konsequenzen hatte.

6 Z. B. Dahlmann, Geschichte von Dännemark, S. 220 f. - Scharff, Die Wahl von Ri-
pen, S. 61. - Peters, Der Ripener Vertrag I, S. 323. - Auge, Ein Integrationsmodell, S.
541 f.

7 Eine Ausnahme bildet der Ansatz von Christensen, Len og magt, S. 105.
8 Z. B. Arup, Den finansielle side, S. 347 f. - Hoffmann, Berührungen der Unions-

probleme, S. 312. - Albrectsen, Faelleskabet bliver til, S. 222.
9 Verfassungsprozess meint die Zusammenarbeit zwischen Landesherm und Adels-

vertretem, in deren Verlauf die Privilegien und andere Dokumente entstanden,
welche die Verfasstheit der Herrschaft bedingten. Für Schleswig-Holstein kann von
der Herausbildung des Ständestaates gesprochen werden, da die Dominanz der Rä-
te dort lediglich eine kurze Episode darstellte. Vgl. Hammel-Kiesow/Pelc, Lan-
desausbau, S. 88 f., u. Lange, Stände, S. 160. - In Dänemark bildete der Reichsrat bis
zur Einführung des Absolutismus 1660 das hauptsächliche Gegengewicht zum Kö-
nig.
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gründete, ist eingehend untersucht worden, im Folgenden sollen lediglich

die für den vorliegenden Fall relevanten Punkte herausgestellt werden. 10

Erstens stand mit Otto von Schauenburg neben Christian ein weiterer

Kandidat bereit, dessen Erbrecht sich jedoch nur auf Holstein bezog.11
Zweitens konnten auch Christians Brüder unter Hinweis auf deutsches

Erbrecht, welches Erbteilung vorsah, Ansprüche erheben. Drittens zeigte
sich zumindest hier das Streben der Ritterschaft nach Einheit. Die Großen

vereinbarten nach anfänglichen Meinungsverschiedenheiten,12 einen ge-
meinsamen Herren zu wählen, und konnten sich durchsetzen, weil sie

nach dem Tod des letzten Schauenburgers Adolf VIII. in Form der festen

Schlösser über die entsprechende Machtbasis verfügten. 13 Nun erst erlang-
ten die mächtigsten Adligen das Wahlrecht nach skandinavischem Vorbild
und eine den nordischen Reichsräten vergleichbare Stellung. 14

Die Wahl zog zunächst vor allem für den Gewählten Probleme nach
sich, da er die Schulden Adolfs VIII. bei der Ritterschaft übernehmen

musste15 und es zu Pfandaufwertungen kam. 16 Die anderen Erbberechtig-
ten mussten ausbezahlt werden, 43.000 rheinische Gulden im Falle des

Schauenburgers und jeweils 40.000 rheinische Gulden für die beiden Brü-

der Christians. 1 ' Dies gelang zwar im ersten Falle, 18 im zweiten hingegen

10 Es sei auf die Ergebnisse einer internationalen Tagung zum Vertrag von Ripen im
März 2010 verwiesen: Der Vertrag von Ripen, hrsg. von Auge u. Büsing.

11 Erbvertrag von 1390: SHUS 2, Nr. 288. Im Vertrag wird der Begriff „manserven"
genutzt. - Ratschronik 1, S. 263-267. - Vgl. Rasmussen, Die dänischen Könige, S. 73
f. - Hennings, Wähler von Ripen, S. 65 u. S. 91. - Olesen, Christian I og Ribe-modet,
S. 241. - Peters, Ripener Vertrag I, S. 312.

12 Vgl. Olesen, Christian I og Ribe-modet, S. 241. - Hoffmann, Berührungen der Uni-
onsprobleme, S. 307. - Christiani. Geschichte der Herzogthümer, S. 18. - Ratschro-
nik 1, S. 267 f.: „Aldus wart grot twedracht mank der manschop unde den gutden
luden, [...] wente itlike villen bi den koningh unde sine broder, itlike bi den greven
van Schowenborch, doch up dat latest sworen se sik tohope, dat se endrachtliken
kesen wolden enen heren unde wolden nene twedracht under syk hebben."

13 Vgl. Hoffmann, Der Landtag zu Kiel, S. 559. - Hoffmann, Berührungen der Unions-
probleme, S. 306 f. - Peters, Ripener Vertrag I, S. 316. - Hennings, Wähler von Ri-
pen, S. 80.

14 Vgl. Carstens, Die Wahl, S. 251. Wobei auch zwischen den nordischen Reichsräten
Unterschiede bestanden, dazu Riis, Skandinavien im Spätmittelalter, S. 131-134.

15 Vgl. Fuhrmann, Die Ritterschaft, S. 29. - Arup, Den finansielle side, S. 322. - Peters,
Ripener Vertrag II, S. 190. - Privilegien, Nr. 9.

16 Vgl. Carstens, Die Wahl, S. 257. - Ratschronik 2, S. 56.
17 Nennung der Summen in der Ratschronik 1, S. 270, S. 274. - Vgl. Hoffmann, Chris-

tian I. und der „gemeine Mann", S. 134. - Rasmussen, Die dänischen Könige, S. 79. -
Arup, Den finansielle side, S. 326. - Albrectsen, Faelleskabet bliver til, S. 222. -
Waitz, König Christian, S. 59 f. - Peters, Ripener Vertrag I, S. 320 f.

18 Vgl. Arup, Den finansielle side, S. 323. - Diplomatarium Christiemi Primi, Nr. 98. -
Repertorium 2, 1, Nr.1216, Nr. 1218, Nr. 1533. Zwischen den Schauenburgern der
Pinneberger Linie bestand eine Vereinbarung, das Geld in die Auslösung von Pfän-
dern, d. h. Städten und Burgen, zu investieren. Actstykker til Oplysning, Nr. 12.
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nicht,19 was der finanziellen Gesamtlage Christians I. geschuldet war. Die

zügige Begleichung der Ansprüche des Grafen war nur möglich, weil es

entgegen den Regelungen des Ripener Vertrags bereits 1461 zur ersten
Schatzung kam.20 Das eingenommene Geld reichte jedoch nicht aus, Gel-
der aus den nordischen Reichen kamen kaum in Betracht. 21 Bei den des-

halb notwendigen Leihgeschäften traten Angehörige der Ritterschaft als

Gläubiger und Bürgen auf, wodurch Christian in eine noch größere finan-
zielle und infolgedessen auch politische Abhängigkeit von diesen geriet.

Die Adligen ihrerseits waren auf die Pünktlichkeit der Zahlungen ange-
wiesen, da sie sonst von den Erbberechtigten zur Verantwortung gezogen

werden konnten. Auch hatten sie an einer Gefährdung des Friedens durch

Zahlungsverzögerungen kein Interesse - es handelte sich also letztlich um
ein beiderseitiges Abhängigkeitsverhältnis.22

Als Gerhard nicht wie vereinbart ausgezahlt wurde, kam er in die nord-

elbischen Territorien und verlangte die Begleichung der offenen Summe

vom Adel. Allein aufgrund des finanziellen Ausgleichs habe er auf seine

Erbansprüche verzichtet, bei Nichtzahlung sei der Verzicht hinfällig.23 Ihm

gelang es, einige Adlige auf seine Seite zu ziehen, andere, vor allem die

Bürgen, wandten sich an Christian um Hilfe. Dieser kam nach Kiel und
hielt eine Versammlung ab, bei der Gerhard dazu gedrängt wurde, die
nordelbischen Territorien zu verlassen und weitere Zahlungen abzuwar-

ten.24 In der Folgezeit haben sich sowohl er als auch Christian regelmäßig

dort aufgehalten.25 Hoffmann bewertet das Vorgehen Gerhards negativ

und greift dabei auf die Lübecker Chronik zurück.26 Das dortige negative

Bild kann aufgrund der Fehden des Grafen gegen die Hansestadt nicht

19 Vgl. Hoffmann, Christian I. und der „gemeine Mann", S. 134.
20 Privilegien, Nr. 9. - Ratschronik 1, S. 290: „ok hadde de konink gelavet, er he togela-

ten wart vor enen heren, dat he des landes nicht bescatten en wolde umme des gel-
des willen, dat he deme greven geven scholde."

21 Vgl. Arup, Den finansielle side, S. 333. - Fuhrmann, Die Ritterschaft, S. 31 f. - Privi-
legien, Nr. 9. - Ratschronik 1, S. 290 f. Bei dieser Schatzung musste Christian jedoch
von seinen ursprünglichen Vorstellungen abrücken.

22 Vgl. Arup, Den finansielle side, S. 326.
23 Ratschronik 1, S. 370 f. - Vgl. Arup, Den finansielle side, S. 342. - Waitz, König

Christian, S. 61. - Fuhrmann, Die Ritterschaft, S. 32. - Von der Sorge des Königs vor
einem solchen Schritt seines Bruders ist aus einem Brief an den Lübecker Rat zu er-

fahren. UBStL 10, Nr. 585 (14. April 1464).
24 Offenbar sind im Juni desselben Jahres insgesamt 4000 rhein. Gulden bei ihm ein-

gegangen. Vgl. Waitz, König Christian, S. 61 f.
25 Vgl. Waitz, König Christian, S. 61-64. Gerhard tritt unter anderem im Dezember

1465 zweimal als Bürge seines Bruders bei dessen Verpflichtungen der Ritterschaft
gegenüber auf, so auch im Falle Benedikts von Ahlefeldt. Stemann, Beiträge zur
Adelsgeschichte 3, Nr. 7, Nr. 7 b.

26 Hoffmann, Christian I. und der „gemeine Mann", S. 134.
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überraschen.27 Es ist dennoch fraglich, ob Gerhards Anwesenheit in den

Landen tatsächlich in so hohem Maße auf die Koldinger Urkunde einge-
wirkt hat, wie in der Forschungsliteratur mitunter angenommen wurde.

Denn erst die Machtmittel, die er Ende 1466 mit der Verleihung der „Vor-
standerschaft" durch seinen Bruder erhielt, ermöglichten ihm sein weiteres

Vorgehen. Erst Mitte des Jahres erlangte er mit Rendsburg einen nordelbi-
schen Stützpunkt und danach weitere Burgen und Güter.28 Dass er Unter-
stützung in den bäuerlichen Schichten suchte und so auf ideeller Ebene die

politische Dominanz der Ritterschaft in Frage stellte, ist frühestens für 1468
nachzuweisen.29

Die Lage zu Beginn des Jahres 1466 war für die Ritterschaft und für die

Räte als ihre exponiertesten Vertreter besorgniserregend, aber keineswegs
desolat. Insofern können auch längerfristig angelegte Bestrebungen nach
einer Institutionalisierung der Zusammenarbeit mit dem Reichsrat von Be-

deutung gewesen sein. Gründe zur Sorge waren trotz allem das sich zu-
mindest andeutende Zerwürfnis innerhalb der Ritterschaft sowie die Geld-

forderungen des noch nicht ausgezahlten Erbberechtigten; beides war kau-

sal miteinander verknüpft. Insgesamt erinnert die Situation an die Ereig-
nisse vor der Wahl von Ripen, mit dem Unterschied, dass diesmal Christi-

ans Bruder die Rolle Ottos von Schauenburg übernahm.30 Teile des holstei-

nischen Adels scheinen mit Gerhard sympathisiert zu haben - möglicher-
weise jene Schuldner, die von der langen Abwesenheit Christians und der

daraus resultierenden Rechtlosigkeit betroffen waren.31 Die lange Abwe-
senheit resultierte aus der Uberdehnung seiner Herrschaft. Dass Gerhard

überhaupt Forderungen stellen konnte, war eine Folge der hohen Ver-

schuldung und der im Zusammenhang mit der Ripener Wahl versproche-
nen Ausgleichszahlungen, von denen die Bürgen zunächst in Form von

Pfändern profitierten. Nun erwies sich jedoch jener Artikel der Ripener

Urkunde, welcher eine Erneuerung der Ansprüche der anderen Erbberech-

27 Vgl. Hoffmann, Spätmittelalter, S. 273. - Nehring, Graf Gerhard, S. 41-46. - In der
Chronik der nordelbischen Sassen, S. 147, heißt es dagegen: „He regirede tomalewohl."

28 Reaktion hierauf ist die Einung, welche am 2. Mai 1469 unter der Beteiligung von
140 Adligen geschlossen wurde: SHUS 4, Nr. 193. - Vgl. Peters, Ripener Vertrag I, S.
344. - Fuhrmann, Die Ritterschaft, S. 34. Vgl. auch die Segeberger Konkordate von
1470: SHUS 4, Nr. 195. - Ratschronik 2, S. 30 f. - Vgl. Waitz, König Christian, S. 64 f.
u. S. 73. - Fuhrmann, Die Ritterschaft, S. 38 f.

29 Ratschronik 2, S. 48. - Vgl. Hoffmann, Christian I. und der „gemeine Mann", S. 135.
- Fuhrmann, Die Ritterschaft, S. 33.

30 Es bestehen auffällige Ähnlichkeiten in den Formulierungen des Lübecker Chronis-
ten bezüglich beider Gegebenheiten. Ratschronik 1, S. 267 f. und Ratschronik 2, S. 3.

31 Ratschronik 1, S. 340: „aldus mosten de guden lüde vorvluchtich werden, wente dar
was nen here in deme lande, de se beschermen konde edder vrede twisschen ene
maken konde, wene de konink, de ere here was, de was uppe de tiit in dem lande toSweden."
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tigten unterbinden sollte, als wirkungslos - also mussten neue Lösungen

gesucht werden.32 Aus Christians Sicht waren dabei auch dynastische Fra-

gen und das Verhältnis zu seinem Bruder von Bedeutung.
Gerade Christian als gemeinsamer Landesherr stellte jedoch die Ver-

bindung zu Ereignissen in Skandinavien her. Besonders die Situation in
Schweden war aufgrund sich gleichsam abwechselnder Widersacher be-
schwerlich, sein Konkurrent war zunächst Karl Knutsson (Bonde). Dieser

wurde zwar einerseits dreimal zum schwedischen König gewählt, anderer-

seits lassen zwei Absetzungen Rückschlüsse auf seine brüchige Machtbasis
zu. Daneben traten vor allem der Erzbischof von Upsalla, Jöns Bengtsson

(Oxenstierna), und dessen Neffe Kettil Karlsson (Vasa), der Bischof von

Linköping war, als eigenständige politische Akteure auf. Auch kam es
wiederholt zu Bauernaufständen, was die gesamte Situation recht unüber-
sichtlich werden ließ. Im Zusammenhang mit der Koldinger Urkunde ist
herauszustellen, dass Christian sich letztlich nicht durchsetzen konnte und

1464 aus dem belagerten Stockholm fliehen musste.33 Dass er in der Folge-

zeit auf diplomatischem und nicht auf militärischem Wege versuchte, den
schwedischen Thron wiederzuerlangen, war seiner finanziellen Notlage

geschuldet, auch war seine Anwesenheit in den nordelbischen Territorien
offensichtlich dringend erforderlich. Von April bis Dezember 1465 hielt er
sich dort auf, blieb aber mit Schweden in diplomatischem Kontakt. In ei-

nem von dänischen Reichsräten mitbesiegelten Brief erklärte er, mit Jöns

Bengtsson (Oxenstierna) und dessen Gefolgschaft versöhnt zu sein.34 In ei-
nem weiteren auf Schweden bezugnehmenden Dokument treten hingegen

Landesräte als Zeugen auf, was den engen Zusammenhang zwischen ver-

schiedenen Ereignissen innerhalb von Christians Machtbereich zeigt.35

Zugleich hatte die Situation in Schweden Auswirkungen auf die Ent-

wicklung in Dänemark und Norwegen. So kann der Bruch mit den Axel-
söhnen als Folge der eben knapp skizzierten Entwicklung angesehen wer-

den. Besagter Konflikt wiederum ist laut Christensen zum Hintergrund

des Treffens von Kolding zu zählen: Christian I. habe zunächst die Situati-
on im nordelbischen Raum beruhigen wollen, um sich dann den skandina-

32 Privilegien, Nr. 9: „so lave wy en unde eren nakomelingen se alle to holdende scha-
delos van aller maninge, ansprake, veyde und anvechtinge de sehen mochten, offte
etlike sik seden recht to hebbende to des vorg landen, sampliken edder besunder-
gen, van ansprake wegen unser leven brodere unde den heren van Schowenborch."

33 Vgl. Olesen, Unionskrige, S. 97. - Svenska krönika, S. 226, S. 229-232. - Ratschronik
1, S. 355-358. - Diplomatarium Christiemi Primi, Nr. 115 (26. August 1463).

34 Diplomatarium Christiemi Primi, Nr. 124 a (7 Oktober 1465). - Vgl. Olesen, Uni-
onskrige, S. 218. In diesem in Segeberg ausgestellten Brief begegnen einige der Räte,
die auch ein halbes Jahr später in Kolding waren.

35 Diplomatarium Christiemi Primi, Nr. 124 b (8. November 1465). - Vgl. Olesen, Uni-
onskrige, S. 218. Unter anderem sind Nikolaus von Schleswig, Claus Reventlow,
Gosche von Ahlefeldt und Wulff van der Wisch genannt.
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vischen Problemen zuwenden zu können.36 Inwieweit der Konflikt sich be-

reits im Frühjahr 1466 andeutete und auf die Ereignisse in Kolding ein-
wirkte, ist anhand der vorliegenden Quellen nicht nachzuvollziehen 37 Die
Entwicklung in Schweden wirkte aber wahrscheinlich sowohl auf das Tref-

fen von Kolding ein als auch auf die besagte Auseinandersetzung. Positiv

aus Christians Sicht war zumindest, dass die Situation in Norwegen, an-
ders als noch 1448, ruhig blieb.38

Hinsichtlich der in Kolding Anwesenden scheint die Lage der däni-

schen Reichsräte am komfortabelsten gewesen zu sein, obgleich ebenfalls
Anlass zur Sorge bestand. Jenen, die auf eine Union der nordischen Reiche

hinarbeiteten, dürfte nicht entgangen sein, dass Mittel des Königs in den
nordelbischen Territorien gebunden wurden und somit in Schweden fehl-

ten. Auch drohte ein erneuter Konflikt um das Herzogtum Schleswig.39
Eine eingehendere Untersuchung der in Kolding anwesenden Reichs-

und Landesräte führt zu interessanten Ergebnissen. So waren in Kolding
fast durchweg ältere Räte versammelt, die zudem in ihrer Mehrheit seit

langem und häufig auf Ratstreffen zugegen waren.40 Auffällig ist die große

personelle Überschneidung mit dem Ripener Treffen: Mit wenigen Aus-

nahmen sind die dänischen Räte auch in der Urkunde von 1460 als Zeugen
nachweisbar.41 Auf Seiten der Landesräte waren zumindest Conradus

Cordes und der Bischof von Schleswig in Ripen anwesend, andere eben-

falls mit hoher Wahrscheinlichkeit zugegen.42 Einige traten bereits vor der
Wahl Christians I. zum dänischen König 1448 als Gewährsmänner auf.43
Zugleich haben wir die wirtschaftliche Elite der Lande und des Reiches vor

uns, die wichtigsten Geldgeber und Pfandnehmer, welche in der Regel
auch die größten Landbesitzer waren. Der Landbesitz ist zudem überwie-

gend in näherer Umgebung der gemeinsamen Grenze belegen.44 Trotz die-

ser Druckmittel kann das Verhältnis zum Landesherm insgesamt als gut

36 Als „Axels0nneme" werden die Brüder Iver, Erik und Laurens Axelsen (Thott) be-
zeichnet, die im dänisch-schwedischen Grenzgebiet bzw. auf Gotland über Land-
und Pfandbesitz verfügten, vgl. Christensen, Len og magt, S. 96 u. S. 105 f.

37 So stammt der Brief Iver Axelsens, in dem er Christian die Gefolgschaft aufkündig-
te, erst vom 22. Mai 1467. Christensen, Len og magt, S. 369 f.

38 Vgl. Albrectsen, Faelleskabet bliver til, S. 204 ff.
39 Vgl. Hoffmann, Berührungen der Unionsprobleme, S. 312.
40 Weiterführende Literatur: Christensen, Len og magt. - Peters, Ripener Vertrag I -

Hennings, Wähler von Ripen. - Carstens, Die Wahl.
41 Privilegien, Nr. 9.

42 Vgl. Hennings, Die Wähler von Ripen, S. 72 f. - Peters, Ripener Vertrag I, S. 313. -
Bobe, Die Ritterschaft, S. 45 f. - Repertorium, R. 2, Bd. 1, Nr. 1097, Nr. 1255. - SHUS4, Nr. 87.

43 Diplomatarium Christiemi Primi, Nr. 1.

44 Weiterführende Literatur zu den Räten für Dänemark: Christensen, Len og magt, u.
Ulsig, Danske adelsgodser. - Zu den Landesräten vor allem: Peters, Ripener Ver-
trag, u. Hennings, Wähler von Ripen.
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charakterisiert werden.45 Augenfällig sind die engen, in teilweise jahrzehn-

telanger politischer und wirtschaftlicher Zusammenarbeit gewachsenen
Netzwerke der Räte untereinander. Vertreter nahezu aller wichtigen Fami-
lien sowohl nördlich als auch südlich der Grenze waren in Kolding zuge-

gen,46 freundschaftliche und familiäre Bindungen bestanden dabei auch
über die Grenze hinweg.47

Soviel zu den Ausgangspositionen der in Kolding Anwesenden, die ih-

ren Handlungsspielraum definierten. Der geographische Raum, Wirtschaft

und Finanzen, die Dynastie bzw. Familie, die verfassungsmäßige Stellung
sowie das fürstliche Rangbewusstsein können als Ordnungslinien angese-

hen werden, innerhalb derer sich die in Kolding Anwesenden bewegten
und welche letztlich auch ihre Zielsetzungen bedingten.48 Sowohl die Räte

als auch ihr gemeinsamer Landesherr versuchten innerhalb des ihnen zur

Verfügung stehenden Handlungsrahmens die optimale Lösung zu errei-
chen. Christian etwa war an der Wiederherstellung seiner schwedischen

Herrschaft interessiert, was jedoch zugleich dynastische Hintergründe hat-

te. Die Räte arbeiteten auf eine Ausweitung ihres Grundbesitzes und eine

Verbesserung ihrer verfassungsmäßigen Stellung hin. Dabei waren Kom-

promisse möglich, Zugeständnisse in einem Punkt konnten ein Entgegen-
kommen des Verhandlungspartners an anderer Stelle bedingen.

Aber auch in ideeller Hinsicht existierten Grenzen. Schon der „revoluti-

onäre" Schritt von Ripen war nur möglich, weil die Anwesenden diese Lö-

sung gleichsam erdenken konnten, wobei sie auf ältere Vorbilder zurück-

griffen und diese für ihre Zwecke modifizierten. Dies gilt in hohem Maße
auch für die Koldinger „Union". Bereits die Nutzung des Unionsbegriffs

impliziert ja eine ideelle Einordnung der Urkunde, deren Berechtigung
noch nicht verifiziert worden ist. „Union" ist kein zeitgenössischer Quel-

lenbegriff, sondern ein Lehnwort aus dem Mittellateinischen, welches erst
im 16. Jahrhundert aufkam.49 In der Koldinger Urkunde wird das mittel-

niederdeutsche Wort „voreninge" verwendet, was so viel heißen kann wie

45 So vertraute Christian dem dänischen Rat Erik Ottesen (Rosenkrantz) beispielswei-
se das Wohl seiner Familie an. Christensen, Dansk Statsforvaltning , S. 43. Das
Bündnis dänischer Bischöfe unter Beteiligung des Schleswiger Amtsinhabers von
1466 ist wohl nicht gegen den König gerichtet, sondern der allgemein unsicheren Si-
tuation geschuldet. Diplomatarium Lundensis 4, Nr. 88.

46 Auf dänischer Seite finden sich Vertreter der Familien Rosenkrantz (Erik Ottesen,
Ludvig Nielsen), Gyldenstjeme (Knut Henriksen), Frille und Konnow, auf Seiten
der Landesräte solche der Familien Rantzau, Ahlefeldt und van der Wisch.

47 Wie etwa in einem Brief Benedikts von Ahlefeldt an Eggert Frille kurz nach dem
Treffen von Kolding deutlich wird, in dem er Eggert einen Vater nennt, ihm für
„gude tydinge" dankt und ihm alles Gute für eine bevorstehende Reise wünscht.
Missiver 2, Nr. 28 (lO.Juni 1466).

48 Auge, Handlungsspielräume, S. 7.
49 Vgl. Duden, Bd. 7, S. 771. Auch in den skandinavischen Urkunden wird der Begriff

dementsprechend nicht benutzt.
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„Einung, Vereinbarung, Vereinigung oder Verbindung".50 Es besteht inso-
fern eine Übereinstimmung mit dem Unionsbegriff, als dieser mit den

Worten „Bund, Vereinigung, Verbindung" gefüllt werden kann.51 Zwar

könnte der mittelniederdeutsche Ausdruck in seinen eingeschränkten Be-
deutungen als „Vereinbarung" bzw. „Einung" verstanden werden. Dessen

ungeachtet ist davon auszugehen, dass die Koldinger „voreninge" auch im
verfassungsmäßigen Sinne eine Union Dänemarks und der nordelbischen
Territorien war. Somit stellte sie einen Schritt von der Personalunion zur

Realunion dar, bei der eine „verfassungsrechtlich verankerte Gemeinsam-
keit von Institutionen"52 bestand. In dieser Hinsicht ist sie mit der Kalma-

rer Unionsakte von 1397 vergleichbar, welche ebenfalls eine bereits beste-

hende Personalunion vertiefte und eine Realunion begründete; diese kann
darüber hinaus als „nordische" Union bezeichnet werden.53

Von einer solchen kann nach Olesen gesprochen werden, wenn die Ver-

bindung auf freiwilliger Basis entstanden war und eine gewisse Autono-

mie gewährte. Die Beteiligung eines Königs war nicht zwingend notwen-

dig, Voraussetzung jedoch, dass Repräsentanten der beteiligten nordischen
Reiche die betreffenden Verträge anerkannten. Diese wiederum durften
keine Artikel enthalten, welche die Gesetze eines Reiches antasteten und

dessen eigenständige Existenz in Frage stellten. Die Definition ist einerseits
recht weit gefasst, schließt aber andererseits Unionen außerhalb Skandina-

viens ausdrücklich aus.54 Welche Voraussetzungen das Koldinger Über-
einkommen erfüllte, inwieweit es zumindest am nordischen Vorbild orien-

tiert war, soll mittels Vergleichen nachvollzogen werden.

Der Urkundeninhalt und mögliche Vorbilder

Bei der Koldinger Urkunde handelte es sich um das Resultat von Verhand-
lungen zwischen den Räten der nordelbischen Terrritorien und Däne-

marks, welchem Christian I. als gemeinsamer Landesherr seine Zustim-
mung gab. Ein Zusammenhang zwischen dem Inhalt der Urkunde und

den an ihrer Ausfertigung Beteiligten ist insofern gegeben, als der Inhalt

50 Vgl. Mittelniederdeutsches Handwörterbuch, S. 499.
51 Vgl. Duden, Bd. 5, S. 1068.
52 Vgl. Duden, Bd. 5, S. 794 u. S. 887.
53 Vgl. Riis, Skandinavien im Spätmittelalter, S. 126. - Auge, Ein Integrationsmodell, S.

513-518. - Olesen, Erich von Pommerns Alleinherrschaft, S. 203 - Krönungsbrief:
Den Danske rigslovgivning, Nr. 1. - Unionsbrief: Sämling af Danske Kongers
Haandfaestninger, Nr. 9.

54 Olesen, Analyse und Charakteristik, S. 12 f.
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die Schnittmengen der Einzelinteressen sowie der Möglichkeiten, diese

durchzusetzen, widerspiegelt.55
Die Urkunde wird zunächst eingeleitet durch die Nennung des Zeit-

punktes und des Ortes ihrer Ausfertigung, also Koldings und des 20. Mai
1466.56 Ein Einladungsschreiben Christians I. an den Reichsrat Niels Erik-

sen (Gyldenstjerne) lässt vermuten, dass die nordelbischen Räte Ende April
des Jahres 1466 beschlossen, die Zahlungsunfähigkeit Christians, in deren

Folge letztlich sie selbst unter Druck gerieten, nicht mehr hinzunehmen.
Sie schickten einen Sendeboten, der mit Christian über Zeitpunkt und Ort

des Treffens übereinkam, letzterer wiederum gab dies an die dänischen Rä-

te weiter.57 Die Initiative lag beim Landesrat, dessen Kommunikation mit
dem Reichsrat zumindest im überlieferten Fall über den Landesherrn lief.

Folgt man besagter Einladung, die sich nur auf die Verhandlungen von

Kolding beziehen kann, haben diese etwa am 16. Mai begonnen. Kolding
als Grenzort war wie Kalmar und Halmstad, die hauptsächlichen Ver-

sammlungsorte der Kalmarer Union, für Ratstreffen prädestiniert und
wohl bewusst gewählt.58

Es folgt die Aufzählung der beteiligten Räte, auf die bereits eingegan-

gen wurde. Anschließend wird die Zielsetzung der Urkunde genannt: ein
Frieden, der dem gemeinsamen Besten dienen sollte.59 Hierin besteht gro-
ße Ähnlichkeit zur Mehrzahl der nordischen Unionsurkunden.60 Bezüglich

weiterer Anreize zu ihrer Ausstellung bringt die erwähnte Einladung er-
neut Erkenntnisse, da sie als Grund für das Treffen die Verschuldung des
Landesherrn nennt.61

Um den Inhalt der Urkunde einordnen zu können, ist zu klären, wel-

ches Rechtsverständnis ihr zugrundeliegt. Eine Definition des mittelalter-

lichen Rechtsbegriffs ist schwierig, eine gemeingültige Festlegung ohnehin

55 Oder wie Peters, Ripener Vertrag I, S. 307, in Bezug auf die Ripener Handfeste
schreibt: „Die Personen, die am Vertragsabschluß beteiligt waren, und die einzel-
nen Bestimmungen der Urkunde müssen in Beziehung gesetzt werden."

56 SHUS 4, Nr. 54: „Im Jahre 1466 nach der Geburt Christi unseres Herrn, am Dienstag
vor Pfingsten, auf dem Rathaus zu Kolding [...]."

57 Missiver 1, Nr. 43.
58 Wichtige Übereinkommen in den Beziehungen zwischen Landes- und Reichsräten

wurden ebenfalls in Grenznahe geschlossen, so die Ripener Handfeste oder die vor-
läufige Handfeste Christians I. für Dänemark, die in Hadersleben ausgestellt wur-
de. Privilegien, Nr. 9. - Diplomatarium Christiemi Primi, Nr. 1.

59 SHUS, Nr. 54: [...] dem gemeinsamen Besten zu Gute einen ewigen freundschaftli-
chen Waffenstillstand und Frieden angenommen, beschlossen und zu einem ganzen
Ende getan und beschlossen [...]."

60 Diplomatarium Christiemi Primi, Nr. 14, Nr. 21. - Sämling af Danske Kongers
Haandfaestninger, Nr. 9, Nr. 10, Nr. 11.

61 Missiver 1, Nr. 43: „ [...] sonderlige oc merkelige aerende skyld, som oss oc righet
stoor macht paa ligger."
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nicht möglich.62 Nach Werner Näf schöpft in einem intakten „Le-
hensstaat", als welchen er das mittelalterliche Gemeinwesen beschreibt,

der König aus einer nicht näher erklärten „Rechtsfülle" und verleiht das
Recht an seine Lehnsmänner; das Recht als Ganzes ist demnach einzuteilen

in ein „überliefertes, aufgefangenes, usurpiertes Recht und neues, im Gang

der Zeiten geschöpftes Recht."63 Träger des Rechtes sind die Stände, wel-
che im Gegensatz zum Fürsten das Land repräsentieren, und der Fürst,

beide arbeiten um eigener Interessen willen zusammen.64 Laut Jürgen

Weitzel hingegen kann das althergebrachte Recht nicht verändert, sondern

lediglich geordnet und verbessert werden. Die Koldinger Urkunde könnte

demnach als „Einung" verstanden werden, d. h. als eine „durch einver-

nehmliche Absprache [n ••] entstandene Regel außerhalb des Rechts, in Er-
gänzung zu diesem."65 Die Formulierung „Regel außerhalb des Rechts" ist

allerdings problematisch, zumal sie nicht definiert wird und es nicht nach-

vollziehbar ist, wie durch eine solche „Regel außerhalb des Rechts" Recht
gesetzt werden soll.

In Bezug auf Unionen soll deshalb im Folgenden von einer Zweiteilung

des Rechts ausgegangen werden, einerseits in die Ebene der beteiligten

Territorien, zum anderen in die Ebene der Union. Diese Unterscheidung

wurde offenbar von den Beteiligten ebenfalls so vorgenommen; in den
nordischen Unionsurkunden wird jedenfalls stets die eigenständige recht-

liche Stellung der Reiche betont. Auf beiden Ebenen wird Recht gesetzt,

beide sind klar voneinander getrennt. Die Einordnung des Koldinger Do-

kuments in das bestehende Recht folgt derselben simplen Logik: Recht

wird nicht verändert oder ersetzt, sondern lediglich ergänzt.66 Allerdings
ist nicht von vornherein auszuschließen, dass einzelne Artikel einen Ein-

griff in die innere Verfasstheit der Lande oder des Reiches bedeuteten.

Die Urkunde als Rechtsdokument fußt auf der Zustimmung des ge-
meinsamen Landesherm zu ihrem Inhalt, wie zum einen in der Präambel,
zum anderen am Schluss verdeutlicht wird,67 auch hat Christian sie für

62 Mit dem Problem des mittelalterlichen Rechtsbegriffs befasst sich auch Emst Pitz,
der anhand von Verhandlungen zwischen Sendeboten des englischen Königs und
der Hansestädte aufzeigt, welche Missverständnisse sich aufgrund unterschied-
licher Rechtsauffassungen ergeben konnten, vgl. Pitz, Verfassung, S. 31.

63 Näf, Herrschaftsverträge, S. 27.
64 Vgl. Näf, Herrschaftsverträge, S. 27.
65 Weitzel, Hausnormen, S. 39.

66 „[...] doch allen Privilegien und besiegelten Briefen, die im vorgenannten Reich zu
Dänemark, im Herzogtum von Schleswig und in den Landen Holstein und Stor-
mam, sämtlich und im besonderen gegeben sind, zu keinem Nachteil, da sie bei
voller Geltung bleiben uneingeschränkt."

67 [...] nach Rat, Zustimmung und Zulassung des durchlauchtesten hochgeborenen
Fürsten und Herrn, Herrn Christian, König von Dänemark etc., Herzog zu Schles-
wig, Graf von Holstein und Stormam etc., unseres gnädigsten lieben Herrn [...]."
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sämtliche Nachfolger bestätigt. Derartige Bestätigungen sind in den nordi-
schen Unionsurkunden ebenfalls zu finden, etwa im Unionsakt von 1436.68

Bei der Einordnung der Urkunde in das bestehende Rechtsgefüge stellt

sich die Frage nach dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens und der vorgesehe-
nen Wirkungsdauer, wobei ein Unterschied zwischen der Urkunde als

normativer Quelle einerseits und ihrer tatsächlichen Wirkung andererseits

besteht. Sie wurde durch den gemeinsamen Landesherrn bestätigt, trat
aber nicht unmittelbar in Kraft. Ihre Artikel beziehen sich vornehmlich auf

zukünftig eintretende Ereignisse und bauen zudem teils kausal aufeinan-

der auf. Die Urkunde erhält also unmittelbar Rechtsgültigkeit, wirkte aber
erst nach dem Tode Christians I. auf den Rechtszustand ein. Im Falle einer

getrennten Wahl waren also, anders als Hoffmann annimmt, keine Ver-

handlungen über vertragliche Bindungen nötig, weil in Gestalt der Kol-

dinger Urkunde bereits ein bindender Vertrag bestand.69

Hinsichtlich der vorgesehenen Dauer der Rechtsgültigkeit ist zwischen

der vorgesehenen und im Kapitel zur Rezeption behandelten tatsächlichen

Wirkungszeit zu unterscheiden. Das Wort „ewig" widerspricht wohl an-
ders als in der Ripener Handfeste nicht dem Charakter der Urkunde, auf-

fällig ist dennoch, dass die Artikel zum Teil nicht allgemein gehalten sind,
sondern sich auf eine konkrete Situation beziehen, nämlich auf die direkte

Nachfolge. Dennoch sind sie auch für spätere Generationen anwendbar.
Nach der Präambel folgen die eigentlichen Artikel, die sich in vier

Gruppen einteilen lassen, welche jeweils auf ein bestimmtes Ziel ausge-
richtet sind. Die ersten vier Artikel beziehen sich auf die Herrschernachfol-

ge: Falls Christian I. stürbe und nur sein Sohn Hans noch lebte, würde die-

ser laut dem ersten Artikel nach Bestätigung der Privilegien von Reichs-
und Landesräten gewählt.70 Der zweite Artikel sollte in Kraft treten, wenn

weitere Söhne geboren würden oder Hans stürbe. Dann kämen die Räte

innerhalb von vier Monaten in Kolding zusammen, um über die Wahl des

Nachfolgers zu beraten. Dieses Kollegium sollte paritätisch mit jeweils

zwölf Räten besetzt werden und hätte die Möglichkeit, einen eigenen Lan-
desherm für Schleswig, Holstein und Stormarn und für Dänemark zu

wählen.71 Der dritte Artikel nimmt auf die Verrechtlichung der Wahl Be-

68 Sämling af Danske Kongers Haandfaestninger, Nr. 10. - Krüger, Die Unionsakten, S.
160.

69 Vgl. Hoffmann, Berührungen der Unionsprobleme, S. 313.
70 SHUS 4, Nr. 54 und Anhang: „Zum ersten: Wenn es Gott so vorsieht, dass unser

gnädiger ebengenannte Herr von Todes wegen abgeht und sein Sohn Juncker Hans
allein noch am Leben ist, sollen und wollen wir, die Räte des Reiches und der Lan-
de, ihn als unseren Herren annehmen und behalten, sofern er des Reiches und der
Lande Privilegien, Briefe und Freiheiten bestätigen und besiegeln und sie bei all ih-
rem Landrecht behalten will."

71 Ebd.: „Werden es aber mehr Brüder oder verstürbe derselbe Junker Hans, so sollen
und wollen zwölf vollmächtige Räte des Reiches Dänemark und zwölf des Herzog-
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zug, da zur Durchsetzung der Entscheidung der Räte deren rechtliche Ab-

sicherung notwendig war.72 Dabei waren vor allem mögliche Ansprüche
anderer Erbberechtigter zu beachten, welche, wie die Wahl von 1460 ge-
zeigt hatte, wahrscheinlich waren. Der vierte Artikel ist als Teil der Wahl-

regelung anzusehen, aufgrund des Vetorechts, welches dort de facto durch

die notwendige Zustimmung des jeweils anderen Rates verankert ist,

könnte er jedoch ebenso der Friedensregelung zugerechnet werden. Die
Wahl von Gegnern des einen durch den anderen Rat konnte auf dieser
Grundlage verhindert, das Konfliktrisiko gesenkt werden. 73

Die Regelung der Nachfolgefrage war im Spätmittelalter ein wesentli-

ches Konfliktfeld zwischen Landesherr und Adel und kann infolgedessen

als Triebfeder des Verfassungsprozesses angesehen werden. Dies galt auch
für die nordischen Unionsdokumente, weil innerhalb einer Union ein noch

größeres Konfliktpotential bestand als innerhalb einer abgeschlossenen
Herrschaft. Jedoch konnten die Interessen von Landesherr und Adel mit-

unter übereinstimmen, wie wohl im Falle der Nachfolgeregelung der

schwedisch-norwegischen Union von 1343.74 Herrscherwechsel bargen das

Risiko politischer Instabilität, sofern nicht, wie in der Koldinger Urkunde

in Form des Ratskollegiums, ein Stabilisator vorgesehen war. Diese unter-

scheidet sich jedoch bezüglich der Wahlregelung in einem wichtigen Punkt
von der Mehrzahl der nordischen Unionsakte. Während dort die Wahl ei-

nes gemeinsamen Königs angestrebt wurde, erlaubte sie die Wahl zweier

separater Landesherren. Besonders deutlich ist der Unterschied zur Halm-
stader Urkunde von 1450, die nach dem Unionsbruch und der Wahl zweier

Könige 1448 durch ein kompliziertes Wahlverfahren die Einheit des Uni-

onskönigtums wiederherstellen sollte.75 Die Unionsurkunde von 1438 er-

tums Schleswig und der Lande Holstein und Stormarn, derselben Lande vollmäch-
tig, innerhalb der folgenden vier Monate in Kolding Zusammenkommen, daselbst
einen Herren einträchtig zu wählen oder hier an diesem Ort weiter abzuwägen, ob
es besser und nutzsamer für die genannten Reiche und Lande und ihre Einwohner
sei, dass jedes Reich und Land seinen eigenen Herren habe [...]."

72 Ebd.: „[...] und was die vorgenannten 24 Räte des Reiches und der Lande vollmäch-
tig hier einträchtig beschließen werden, soll vollständig bei ganzer Geltung bleiben
[...]."

73 Ebd.: „[...] auch dass keine der Räte des genannten Reiches oder der genannten
Lande irgendeinen Herren annehmen oder wählen sollen ohne der Räte des ande-
ren Reiches oder Lande Einverständnis und Zustimmung."

74 Diese setzte sich sich, offenbar ohne dass es zu Protesten kam, über das Wahlrecht
des schwedischen Reichsrates hinweg. Diplomatarium Svecanum 3, Nr. 2196. - Vgl.
Lindkvist, Schweden auf dem Weg, S. 42. - Fladby, Opplosningen, S. 86 f. -
Jonsson, Normännens ställning, S. 119 f. - Blom, Hyllingen, S. 336, 351 f.

75 Vgl. Enemark, Der Weg König Christians I., S. 274-279. - Auge, Ein Integrations-
modell, S. 526. - Diplomatarium Christiemi Primi, Nr. 14, Nr. 21. - Ratschronik 1, S.
105. Auch auf Grundlage der Unionsbriefe von 1397 und 1436 ist die Wahl eines
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möglichte hingegen die Wahl mehrerer Könige, ist jedoch hinsichtlich des

Wahlgremiums und des Kandidatenkreises äußerst vage formuliert.76 Inso-

fern hat sie unter Umständen für die Möglichkeit der Wahl zweier Landes-

herren für das Koldinger Übereinkommen Modell gestanden, nicht aber
für das Wahlverfahren selbst. Hier hat wohl eher besagte Halmstader Ur-

kunde als Vorbild gedient, welche für die Wahl ebenfalls ein Ratskollegium
mit jeweils zwölf Abgesandten vorsah.77

Die in Kolding ausgehandelten Regelungen waren durchaus im Sinne

aller Anwesenden. Für Christian bedeuteten sie eine Bestätigung früherer

Zusagen, seinen Sohn zum Nachfolger anzuerkennen.78 Für die Landesräte
waren sie eine Bekräftigung des in Ripen erlangten Wahlrechtes durch den

Landesherrn und den dänischen Reichsrat. 79 Eine mögliche Abtrennung
der nordelbischen Territorien wurde sowohl von Christian als auch von

den Räten geduldet oder sogar gewünscht, sofern zugleich ein Fortbestand

des Friedens gewährleistet werden konnte. Die Überdehnung des Herr-
schaftsgebietes hatte letztlich zum Verlust Schwedens geführt, und zwar

nicht nur für ihn selbst, sondern auch für seine Dynastie - deshalb schien

der Plan einer Aufteilung der Herrschaften innerhalb der Oldenburger-
Dynastie wohl sinnvoll.80

Außergewöhnlich hinsichtlich der Wahlbestimmungen der Urkunde ist

das Fehlen von Artikeln, welche auf die Ausbezahlung oder Zufriedenstel-

lung anderer Erbberechtigter Bezug nehmen. In diesem Punkt unterschei-
det sie sich von den nordischen Unionsakten der Jahre 1397, 1436 und
1450, welche die anderen Söhne mit kleineren Herrschaften oder Beleh-

gemeinsamen Königs anzustreben. Danske Konges Haandfaestninger, Nr. 9, Nr. 10.
- Krüger, Die Unionsakten, S. 155, S. 165.

76 Danske Konges Haandfaestninger, Nr. 11: „huilket righe först behoff görs eller
begerer koning at wellie, at the forbudhe the andre righe pa leyeligh stadh ok time,
som tha leyeligst ok nyttugst kan wäre, ok ther tha ouer at wey ok eens at worhte
effter leyelighethen som tha aferdom er, hwat som tha er nyttughere, at hawe een
koning eller flere." - Krüger, Die Unionsakten, S. 169. - Vgl. Christensen,
Christopher af Bayern, S. 271 f.

77 Danske Konges Haandfaestninger, Nr. 11.
78 „Tapferen Verbesserung": Privilegien, Nr. 10.
79 Auch ist in der Koldinger Urkunde das Wahlkollegium konkreter benannt, nämlich

„redere" statt „inwonere desser lande", vgl. Bobe, Die Ritterschaft, S. 45.
80 Chronik der nordelbischen Sassen, S. 155: „Des koninges jungeste sone hete Frede-

rik; deme tekende de uader dat hartichdom to Sleswik unde dat Holstenlant to."

Teilungen konnten durchaus im Interesse der Dynastie liegen. - Vgl. Auge, Hand-
lungsspielräume, S. 205. - Wünschenswert war aus Sicht Christians sicherlich ein
Modell wie zur Regierungszeit Adolf VIII., als ihn dieser mit Hilfstruppen unter-
stützte, dergleichen war aber laut der Ripener Urkunde untersagt, vgl. Olesen, Her-
tug Adolf, S. 22. - Privilegien, Nr. 9.
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nungen bedachten.81 Im Koldinger Fall wurde wohl bewusst auf derlei
Versprechen verzichtet, da eine Überschuldung, welche letztlich zu einem

Konflikt zwischen Gläubigern und somit zu einer Gefährdung des Frie-
dens geführt hatte und dies auch in Zukunft tun konnte, vermieden wer-

den sollte. Notfalls bestand die Möglichkeit, einen Erben durch seine Wahl

zum Landesherrn von Schleswig und Holstein zufriedenzustellen. Proble-

matisch war dabei allerdings der Widerspruch zum althergebrachten Recht

auf Erbteilung im Heiligen Römischen Reich. Der Lehnsstatus Holsteins

und Stormarns wird anders als in der Ripener Handfeste und im Bündnis

mit Lübeck und Hamburg zehn Jahre später nicht thematisiert.82 Dennoch
stellt die Urkunde insofern einen Fortschritt dar, als dass weder das „Ripe-

ner Privileg" noch die „Tapfere Verbesserung" Bestimmungen über eine

gemeinsame Wahl der Räte enthielten. Die Aufrechterhaltung des Friedens
ist insofern als Zielsetzung klar erkennbar.

Weil mit der Wahl zweier Landesherren ein gewisses Risiko verbunden

war, folgen in der Urkunde einige Artikel, die mit der Friedenserhaltung
nach Auflösung der Personalunion befasst waren. Ein Konflikt um das

Herzogtum Schleswig und dessen Status sollte dadurch vermieden wer-

den, dass es weiterhin dänisches Lehen blieb.83 Dabei mag die Erinnerung
an zurückliegende Konflikte von Bedeutung gewesen sein.

Der sechste und siebte Artikel sind thematisch eng verknüpft: Bei An-
kündigung einer Fehde durch einen der Landesherren ist dieser von den

Räten davon in Kenntnis zu setzen, dass sie bei Beginn der Auseinander-

setzungen zum anderen überträten und dies auf Grundlage des siebten Ar-

tikels auch dürften, gleiches gilt auch für die Ritterschaft und die übrigen
Untersassen.84 Dass die Räte somit von ihrem Ratseid entbunden würden,

81 Danske Konges Haandfaestninger, Nr. 9, Nr. 10. - Krüger, Die Unionsakten, S. 155,
S. 165. - Diplomatarium Christiemi Primi, Nr. 21. - Diplomatarium Svecanum 5,
Nr. 3746.

82 Vgl. Peters, Ripener Vertrag I, S. 324. - Privilegien, Nr. 9. - SHUS 4, Nr. 195. - Privi-
legien, Nr. 13: „deme hilligen Römischen riike nicht to vorvange sunder allewege to
eren unde werdicheit."

83 SHUS 4, Nr. 54: „Kommen sie sich sämtlich überein, einträchtig wie vorgeschrieben
ist, einen eigenen Herren für Herzogtum Schleswig und die Lande Holstein und
Stormarn zu haben, so soll dieser Herr verpflichtet sein, die Lehensfahne des Her-
zogtums vom König von Dänemark, wie es von alters her Recht und Gewohnheit
gewesen ist, zu empfangen." Lehnspflichten sollten hiermit, wie schon zu Zeiten
Adolfs VIII., wohl nicht verbunden sein, vgl. Olesen, Hertug Adolf, S. 15 f- - Chris-
tensen, Christoffer af Bayern, S. 274. - Privilegien, Nr. 2 (Lehnsbrief von 1440), Nr. 6
(Bestätigung des Lehnsbriefes 1455).

84 SHUS 4, Nr. 54: "Wenn irgendein Herr dieser vorgenannten Reiches und der vor-
genannten Lande mit dem anderen, seinen Landen, seiner Ritterschaft und seinen
Einwohnern irgendeinen Krieg und Fehde beginnen und diesen freundlichen Ver-
trag und diesem ewigem Frieden entgegentreten wollte, sollen die Räte des Herren,
der die Fehde beginnen will, ihren Herrn unterweisen, dass er solche Fehde wider-
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deutet auf eine der Verhinderung von Konflikten dienende Zusammenar-

beit von Reichs- und Landesrat hin. Die häufige Benutzung des Wortes
„scholen" verdeutlicht jedoch, dass es sich um eine Pflicht handelte, die

nicht dem Landesherrn, sondern dem jeweils anderen Rat gegenüber be-
stand. Der Artikel konnte nur dann wirksam werden, wenn alle oder zu-

mindest eine deutliche Mehrheit der Räte ihm Folge leisteten. Bereits die
Ripener Urkunde hält fest, dass nur mit Zustimmung der „menen rederere
desser lande"85 Krieg beginnen durfte, ähnliches findet sich auch in der

„Tapferen Verbesserung".86 Durch den Übertritt zur Gegenseite war den

Räten ein starkes Mittel in die Hand gegeben, um Auseinandersetzungen
zu unterbinden.

In den Unionsakten der Kalmarer Union war die Wahl mehrerer Herr-

scher überwiegend nicht vorgesehen, es wurden also auch keine entspre-
chenden Vorkehrungen getroffen.87 Deshalb sind Vorbilder eher im Nor-

den des Heiligen Römischen Reiches zu vermuten, wo eine andere Rechts-

tradition bestand.88 In Schleswig sowie vor allem in Holstein und Stormarn

war die Epoche der Schauenburger geprägt von Streitigkeiten der ver-
schiedenen Linien, so dass der Adel, welcher an den Begleiterscheinungen
und Folgen dieser Auseinandersetzungen im Normalfall kein Interesse

hatte, Möglichkeiten zu deren Verhinderung suchen musste. Er arbeitete

zumindest zeitweise darauf hin, seine tragende Rolle bei der Aufrechter-

haltung des Friedens in den entsprechenden Teilungsverträgen zu veran-
kern. Hierfür war es jedoch vonnöten, eine Einheit zu bilden und diese zu
erhalten.89

Der Teilungsvertrag zwischen den Schauenburgern Heinrich, Klaus
und Gerhard 1397 hielt fest, dass im Falle des Bruchs durch einen der Brü-
der die Ritterschaft auf die Seite der anderen beiden übertreten solle.90 Ei-

ne ähnliche Regelung findet sich im Vertrag zwischen dem Schauenburger
Heinrich IV. und seinem Onkel Heinrich von Osnabrück aus dem Jahre

rufe und aufhebe, sobald sie dem anderen Herren, seiner Lande und Leute zu Eh-
ren und Recht mächtig seien. Und wenn der Herr den anderen Herren, seine Län-
der und Leute trotzdem fehden wollte, sollen seine Räte, Ritter und Untersassen
dabei keine Heerfolge, Hilfe oder Beistand leisten, oder zu leisten pflichtig sein." -
Vgl. Hoffmann, Berührungen der Unionsprobleme, S. 313. - Christensen, Len og
magt, S. 106. - La Cour, Tidsrummet, S. 175.

85 Privilegien, Nr. 9. - Vgl. Olesen, Christian I og Ribe-medet, S. 239-257. - Peters,
Ripener Vertrag I, S. 307.

86 Privilegien, Nr. 10.

87 Nur die Unionsakte von 1438 ermöglichte die Wahl mehrerer Könige, nach der
Wahl lag die Verantwortung dann beim Adel. Danske Konges Haandfaestninger,
Nr. 11: „er thet thok tha hwert riges men holde ok hawe theres koning swo at engen
skilnath worther mellom righen." - Krüger, Die Unionsakten, S. 169 f.

88 Vgl. Willoweit, Römisches Recht, S. 252. - Hoffmann, Der Landtag zu Kiel, S. 564.
89 Vgl. Härtel, Landesteilungen, S. 187.
90 SHUS 2, Nr. 1343. - Bobe, Die Ritterschaft, S. 41 f.
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1415, die Überwachung der Bestimmungen obliegt dabei den Prälaten, der

Ritterschaft und den Städten gemeinsam - auch in diesem Fall ist die Frie-
densüberwachung also eine ständische Aufgabe.91 Im Vertrag zwischen

Christians Brüdern Moritz und Gerhard 1458 waren hingegen Christian I.
und Adolf VIII. die Garanten, dieser Regelung war jedoch keine Dauer be-

schieden.92 Fünf Jahre später traten dann „manschuppe, borgermestere,
radmanne, borgere unde gemenen inwonere beider herschuppe unde stede

Oldenborg unde Delmenhorst"93 als Hüter des Friedens auf und erhielten
das Recht, im Konfliktfall Stellung zu beziehen.

Auch die Koldinger Union legte die Überwachung des Friedens in

ständische Hände, was allerdings, anders als von Hoffmann vermutet,
nicht bedeutet, dass Christian mit dieser Lösung unzufrieden war.94 Denn

er wusste wohl aus leidvoller Erfahrung, dass nahe Verwandtschaft kein

Friedensgarant war und derartige Auseinandersetzungen letztlich den

Fortbestand der Dynastie gefährdeten. Auch ist zu fragen, welche Rege-

lung ansonsten möglich gewesen wäre, um den Frieden zwischen einem

separat regierten nordelbischen Territorialkomplex und dem dänischen
Königreich langfristig zu sichern - hierauf wird später eingegangen.

Die folgenden beiden Artikel beziehen sich auf die nach Christians Tod

notwendige Bestätigung der Privilegien bzw. der Koldinger Urkunde und

erinnern an die entsprechenden Regelungen in der Ripener Urkunde, in

der Kieler „Tapferen Verbesserung" sowie in der dänischen Handfeste

Christians I.95 Die Koldinger Union stellt also einerseits eine Bestätigung

91 Urkundliche Beiträge, Verz. 3., Nr. 1. - Insgesamt waren die Regelungen von 1415
jedoch weitergehender als jene von 1466, die Schauenburger verpflichteten sich zu-
sätzlich zur gegenseitigen militärischen Unterstützung.

92 Diplomatarium Christiemi Primi, Nr. 80. - Die Rolle von Verwandten als Vertrags-
garanten betreffend hat Auge für den südlichen Ostseeraum darauf hingewiesen,
dass Verwandtschaft kein Garant für ein friedliches Nebeneinander war, Auge,
Handlungsspielräume, S. 219-221.

93 Urkundenbuch der Grafschaft Oldenburg, Nr. 908.
94 Vgl. Hoffmann, Berührungen der Unionsprobleme, S. 313.
95 Privilegien, Nr. 9 u. 10. - SHUS 4, Nr. 1 u. Nr. 54: „Geschieht es auch in kommen-

den Zeiten, dass ein Herr von den Räten des vorgenannten Reiche und der vorge-
nannten Länder einträchtig zum Herren des vorgenannten Reiches und der Länder
oder einer in jedem Land für sich angenommen und gekoren würde, sollen der
Herr der Lande, sofern einträchtig gekoren in jedem Land, oder jeder der Herren
der beiden vorgenannten in seinem Land, geloben und besiegeln und zu den Heili-
gen schwören, alle Privilegien und besiegelten Briefe der vorgenannten Reiche und
der Lande, von Königen, Herzogen und Grafen der Reiche und Lande gegeben und
gehalten, mit allen ihren Stücken und Punkten und Artikeln, bei voller Geltung,
uneingeschränkt und ohne alle Arglist und Widerspruch, ungebrochen das eine
nach dem anderen, allen und jedem desselben Reiches und der selben Lande Präla-
ten, Rittern und Einwohnern, geistlich und weltlich, sämtlich und besonders zu
ewigen Zeiten zu halten; doch diesen Brief und diesen Vertrag in allen seinen Arti-
keln in jedem Fall uneingeschränkt zu belassen und unseres gnädigen Herrn vor-
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des bestehenden Rechts dar, andererseits dessen Übertragung auf die Uni-

onsebene. Zugleich ist geregelt, wie bei der Wahl zweier Landesherren

vorzugehen war, welche demnach dazu verpflichtet sind, jeder für sich die

in ihrer Herrschaft bestehenden Privilegien anzuerkennen. Tun sie dies

nicht, müssen sie, wie im ersten Artikel festgehalten ist, nicht gewählt

werden. Offenbar bedarf der in Kolding abgeschlossene Vertrag eines ei-
genen Artikels. Auch er soll mit „allen sinen aritculen in allermate"96 bei-
behalten werden. Hier wird der normative Charakter der Urkunde deut-

lich, denn es musste ein Kandidat vorhanden sein, der sie bestätigen wollte
und sich gegen andere Kandidaten durchsetzen konnte.

Es folgt ein weiterer Artikel zur Friedensregelung, der auf „de reder

beyder rikes unde lande vorgen." verweist.97 Hiermit ist wohl das Kollegi-
um der insgesamt 24 Räte gemeint, welches auch die Wahl durchführen

sollte. Hoffmann nimmt an, dass der Artikel mit Abschluss des Vertrages

in Kraft trat und es bereits während der Regierungszeit Christians I. zu re-

gelmäßigen Ratstreffen kommen sollte.98 Dagegen spricht, dass nahezu alle
Artikel der Koldinger Urkunde erst nach dem Ableben Christians I. ihre
Wirkung entfalten sollten. Auch wird das mittelniederdeutsche Wort „he-

re" in der Koldinger Union stets im Sinne von Landesherr benutzt, sollte

hier also nicht mit adliger Herr bzw. Adliger übersetzt werden. Eine Fehde

zwischen zwei Landesherren ist aber nur nach getrennter Wahl möglich,

also frühestens nach dem Tod Christians I. Es sind keinerlei Zeugnisse von

derartigen Treffen überliefert, weshalb davon auszugehen ist, dass der Ar-
tikel nicht unmittelbar in Kraft getreten ist.

In den nordischen Unionsurkunden, welchen überwiegend der Gedan-

ke eines einheitlichen Königtums zugrunde liegt, findet sich kein Beispiel
für die Bildung eines solchen Kollegiums. Vergleichspunkte für den zehn-

ten Artikel sind deshalb in Verträgen zwischen abgeschlossenen Herrschaf-
ten zu suchen. So sah eine Urkunde, die im Zusammenhang mit dem Er-

werb Schonens durch den schwedischen König ausgefertigt wurde, bei

Unstimmigkeiten zwischen den Königen Valdemar Atterdag und Magnus

Eriksson bzw. zwischen deren Untertanen ein Treffen von sechs Abgesand-

genannten rechten Erben oder jemandem in seiner rechten Erbfolge und auch nie-
mand anderem schädlich oder unverfänglich sein."

96 Ebd.

97 Ebd.: „Auch sollen die Räte sowohl des vorgenannten Reiches als auch der vorge-
nannten Länder einmal pro Jahr, oder jedes zweite oder dritte Jahr, wenn es not-
wendig ist, um alle Zwietracht zu beenden, hier in Kolding Zusammenkommen.
Währenddessen soll kein Herr Krieg oder Fehde führen aus dem einen Land in das
andere, aber vor den Räten des vorgenannten Reiches und der vorgenannten Lande
hier selbst Recht tun und empfangen."

98 Vgl. Hoffmann, Berührungen der Unionsprobleme, S. 313.
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ten jedes Reiches vor.99 Räumlich und zeitlich naheliegender ist jedoch ein
Vergleich aus dem Jahre 1456, welcher auf einen Konflikt zwischen Herzog
Adolf und Dithmarschen Bezug nimmt. Bei Unstimmigkeiten mit dem

Herzog oder seinen Untersassen sollte ein Schiedsgericht mit jeweils acht

Gesandten zusammentreten, als herzogliche Abgesandte waren „man-
nen"100 vorgesehen. Das Dokument war den in Kolding anwesenden Räten
höchstwahrscheinlich bekannt. Ebenfalls aufschlussreich ist die Bemer-

kung, die Regelung basiere auf altem Landrecht. 101 Diese lässt darauf

schließen, dass in der Koldinger Urkunde in diesem Punkt ältere Vorbilder
aufgegriffen wurden.

Das Fehdeverbot während der Ratsverhandlungen bedeutete auch im
Falle der Koldinger Urkunde nicht, dass ein landesherrlicher Konflikt der

Grund für das vorgesehene Treffen sein musste; vielmehr sollte wohl wie

im Falle der genannten Urkunden von 1343 bzw. 1456 verhindert werden,

dass regional eingegrenzte Spannungen sich zu einem solchen aufwiegel-
ten. Innerhalb der betreffenden Terrritorien oder bei Fortbestand der Per-

sonalunion blieb die Einschränkung des Fehdewesens weiterhin, wie etwa

im Landfriedensartikel der Ripener Handfeste und im Krönungseid von
1449 festgehalten, landesherrliche Aufgabe.102 Der Artikel war anscheinend

der Hauptgrund dafür, dass Dahlmann das Koldinger Übereinkommen
mit einem Grenzfrieden assoziierte. 103

Christian I. hatte auch hier keine landesherrlichen Aufgaben an die Räte

abgetreten. Falls die Räte jedoch nach seinem Tod entschieden, die Perso-

nalunion aufzulösen, hätten seine Nachfolger dies tun müssen. Das ge-

meinsame Gremium kann durchaus als Einmischung in landesherrliche

Aufgabenbereiche und dynastische Angelegenheiten verstanden werden -

und somit als im Widerspruch zu Christians dynastischen Interessen ste-

99 Diplomatarium Svecanum 5, Nr. 3743. - Die Urkunde ist im November 1443 in
Varberg ausgestellt, vgl. Kattinger, Schweden am Vorabend, S. 51.

100 Urkundenbuch zur Geschichte des Landes Dithmarschen, Nr. 30.
101 Ebd.

102 Privilegien, Nr. 9. - Auch die Unionsurkunde von 1397 verortet diese Aufgabe beim
Unionskönig. Sämling af Danske Kongers Haandfaestninger, Nr. 9. - Krüger, Die
Unionsakten, S. 157. - Laut der Urkunde von 1438 hingegen war diese Aufgabe in
die Hände des Unionskönigs und seiner Räte gelegt. Der Artikel bezieht sich auf
Fehden, die Adlige über Reichsgrenzen hinweg führten; diese hätten den Frieden
zwischen den Reichen gefährdet und mussten deshalb verhindert werden. Danske
konger haandfaestninger, Nr. 11. - Krüger, Die Unionsakten, S. 166. - In Christians
Krönungseid heißt es: „oc them, som freden brythe oc fretlöse aere eller en wordhe,
uth aff riget forstöre, raette dorne at siidhe oc raette ower them, som freden kraenke
oc brythe." Diese Formulierung findet sich nahezu wortgleich im Eid Christophs
von Bayern, sie wurde vermutlich von dort übernommen. Auch Hans versprach in
seiner 1483 ausgestellten Handfeste „rigene och rigenes inbyggere wden skade oc
feyde" zu halten, Sämling af Danske Kongers Haandfaestninger, Nr. 12-13, Nr. 15.

103 Dahlmann, Geschichte Dännemarks, S. 221.
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hend. Es ist aber kein anderes Modell vorstellbar, mit dem der Frieden in-

nerhalb der Dynastie und allgemein nachhaltig gesichert werden konnte,
der erwähnte Vertrag zwischen Gerhard und Moritz etwa war stark an

Christian I. und Adolf VIII. als Gewährsmänner gebunden.104 Doch auch
die Regelung von Kolding hatte Schwächen: Zum einen waren die Räte für

sich genommen im Rang dem oder den Landesherr(e)n untergeordnet, was

im Zweifelsfall bedeuten konnte, dass die Überwachung des Friedens
„kein angenehmer Auftrag"105 für sie werden konnte. Zum anderen ist der
Einheitsgedanke bei einer ständischen Kontrolle des Friedens als zentral

anzusehen. Den Räten oblag es, sich innerhalb des Gremiums zunächst
über die Wahl des oder der Nachfolger einig zu werden und dann über die

Überwachung des Friedens zu verständigen, was nicht zwangsläufig eine
leichte Aufgabe war.

Der letzte Artikel der Urkunde nimmt auf das Verhältnis der Koldinger

Vereinigung zu Norwegen und Schweden Bezug, denen die Möglichkeit
gegeben wird, ebenfalls beizutreten.106 Dieses Angebot bezieht sich im Ge-

gensatz zu allen anderen Regelungen nicht auf die Zeit nach dem Tode

Christians I., sondern hat unmittelbare Gültigkeit - wobei die anderen Ar-
tikel für die beigetretenen Reiche wiederum erst nach seinem Ableben in

Kraft träten. Die dänischen Räte und Christian haben ihre Zustimmung
wohl gerne gegeben, da sie eine Einbindung der nordelbischen Territorien

in die nordische Union wohl schon länger erstrebten. In der Ripener Hand-
feste wurde solchen Bestrebungen, beispielsweise durch das Verbot der

Verwendung von Beden außerhalb der Lande, ein Riegel vorgeschoben.107
Der Landesrat stand einer Union mit den nordischen Reichen ablehnend

gegenüber.108 Seine Zustimmung zu diesem Artikel beruht wohl zum ei-
nen auf der aktuellen Situation in Skandinavien, die einen Beitritt Schwe-

dens oder Norwegens unwahrscheinlich machte. Zum anderen lässt sich

aus der Koldinger Urkunde vor allem die Friedenssicherung untereinander
als Ziel ablesen; im Gegensatz zu den meisten Kalmarer Unionsurkunden

sind keine Bestimmungen zu einer gemeinsamen Landesverteidigung ver-

ankert. Die Privilegien, welche eine Verstrickung der nordelbischen Terri-
torien in die Unionswirren verhindern sollten, wurden nicht außer Kraft

gesetzt. Die Koldinger Urkunde bietet außerdem hinsichtlich der Konflikt-

104 Urkundenbuch der Grafschaft Oldenburg, Nr. 903 u. Nr. 908. - Vgl. Nehring, GrafGerhard, S. 73.

105 Vgl. Härtel, Landesteilungen, S. 188.

106 SHUS 4, Nr. 54: „Wenn auch die Räte, Ritter und Einwohner der Reiche Schweden
und Norwegen mit in diesem Frieden und in dieser Vereinigung mit uns vorge-
nannten Räten und Einwohnern des Herzogtums Schleswigs und der Lande Hol-
stein und Stormam sein wollen, haben wir das von beiden Seiten mit gutgeheißen,
sofern sie unter der Huldigung unseres vorgenannten gnädigen Herren bleiben."

107 Vgl. Scharff, Schleswig-Holstein und Dänemark, S. 166. - Privilegien, Nr. 9.
108 Vgl. Peters, Ripener Vertrag I, S. 321, S. 323. - Scharff, Die Wahl von Ripen, S. 60.
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Vermeidung konkretere Lösungen als die meisten nordischen Unionsur-

kunden. Möglicherweise ist sie aus Sicht des Landesrates so zu verstehen,
dass er zumindest die Regeln mitbestimmen wollte, wenn er sich schon

nicht aus dem Kräftespiel heraushalten konnte. Sofern die Einladung an
Schweden und Norwegen aus diesem Anspruch resultierte, war sie ein

ambitioniertes Vorhaben, das als gescheitert angesehen werden kann: Über

einen Beitritt Schwedens und Norwegens oder gemeinsame Sitzungen lie-

gen keine Quellen vor. Dennoch bleibt festzuhalten, dass die Koldinger Ur-

kunde sowohl eine nähere Anbindung an die Kalmarer Union ermöglichte,
der enge Grenzen gesetzt waren, als auch die Wahl eines eigenen Landes-

herren bei Sicherung des Friedens.109 Die nordischen Unionen haben zwar

offenbar als Vorbild gedient, gerade hinsichtlich der Friedenssicherung
nach der Wahl zweier Landesherren wurde jedoch auf Vorbilder aus dem

norddeutschen Raum zurückgegriffen, welche aufgrund von deren Ziel-

setzung, nämlich der Einigkeit der drei nordischen Reiche unter einem

König, in den nordischen Unionsurkunden „fehlen". Weil ein gemeinsa-

mes Wahlgremium bestand, handelte es sich aber in jedem Fall um eine

Realunion und nicht um einen reinen Friedensbund, unabhängig davon,
ob es zu einer Auflösung der Personalunion kam oder nicht.

Rezeption

Christian I. brach seine Zusage zur Koldinger Union noch im selben Jahr
zumindest theoretisch, als er seinen Bruder zum „vorstander" für Schles-

wig und Holstein ernannte und ihm landesherrliche Rechte einräumte.110

Der Chronik der nordelbischen Sassen zufolge setzte dieser dann sogar ei-

nen eigenen Rat ein.111 Schwerer wiegt aber Christians am 1. November

1466 gegebene Zusage, dass Gerhard oder einer von dessen Nachkommen
ihm für den Fall, dass er selbst ohne Erben stürbe, als Landesherr nachfol-

gen würde.112 Hier ist die Intention Christians erkennbar, den Oldenbur-

gern die nordelbischen Territorien über das Absterben seiner eigenen Linie

hinaus zu sichern, das Wahlrecht der Räte sollte wohl auf Gerhards Zweig

109 Vgl. Albrectsen, Faelleskabet bliver til, S. 262. - Insofern geht von der Urkunde
durchaus ein integrativer Impuls nach Norden aus. Aufgrund des fortgeschrittenen
Desintegrationsprozesses der Kalmarer Union ist dieser wirkungslos geblieben, vgl.
Auge, Ein Integrationsmodell, S. 541 f.

110 Vgl. Waitz, König Christian, S. 66 f. - Hoffmann, Christian I. und der „gemeine
Mann", S. 134. - Zwei Urkunden König Christian I., S. 288 f.

111 Chronik der nordelbischen Sassen, S. 147: „Unde do greue Gert uulmechtig was,
unde de koning eme alle sinen willen leet, do kos he enen nigen rat in dem lande."

112 Zwei Urkunden König Christian I., S. 288 f. - Vgl. Hoffmann, Christian I. und der
„gemeine Mann", S. 134. - Waitz, König Christian, S. 65.
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der Dynastie übergehen.113 Die Zusage Christians schränkte somit das

Wahlrecht so weit ein, dass sie im Widerspruch zu den Übereinkommen
von Ripen, Kiel und Kolding stand.114

Mit dem Bruch zwischen Christian und seinem Bruder verlor sie ihre

Gültigkeit, auch lebten bei Christians Tod 1481 zwei seiner Söhne, Hans

und Friedrich. 115 Wahrscheinlich war die Koldinger Union formal noch

gültig, zumal nicht überliefert ist, dass sie wie die Segeberger Konkordate
und der 1469 geschlossene Adelsbund von Christian 1480 öffentlich zerris-

sen wurde. 116 Seine Witwe, Dorothea, setzte sich jedenfalls in den nordel-

bischen Territorien für die Wahl Friedrichs ein, die Koldinger Urkunde ist

aber nicht als rechtliche Grundlage ihrer Forderungen benannt. 117 Dieser
zufolge hätte ein Treffen in Kolding stattfinden müssen, 118 der dänische

Reichsrat wollte aber zunächst einen König wählen und sich dann erst mit
den nordelbischen Räten beraten.119 Letzteren war offensichtlich auch

nicht bekannt, dass Hans für Dänemark bereits über Zusagen verfügte, je-

denfalls äußerten sie gegenüber Dorothea die Frage, wie bei einer Wahl
Friedrichs dort zu verfahren sei.120

Aber nicht Friedrich wurde dänischer König, sondern Hans, die Wahl
ohne Beteiligung von Großen aus Schleswig und Holstein bedeutete den

endgültigen Bruch der Koldinger Bestimmungen. Als dänischer König ver-

fügte Hans über ein Drohpotenzial, das ihm auch in den Herzogtümern
die Macht sicherte, er wurde dort aber aus Rücksicht auf Bruder und Mut-

113 Zwei Urkunden König Christian I., S. 288 f.: „So alse de lande [...] an uns vnns vnde
an vnse broder erfflicken gestoruen, vnde wii mit vulbort vnde willen dersuluen
vnnser leuen broder van den rederen vnde Inwoneren der suluen Lande to enem

Heren gekoren sint." - Der Begriff „erfflicken" ist also nicht so zu interpretieren,
dass das Wahlrecht außer Kraft gesetzt wurde, sondern wie in den Quellen zu den
Verhandlungen mit Otto von Schauenburg im Frühjahr 1460 und in der Ripener
Handfeste, vgl. Peters, Ripener Vertrag I, S. 320. - SHUS 4, Nr. 3. - Ratschronik 1, S.
273. - Privilegien, Nr. 9.

114 Privilegien, Nr. 9, Nr. 10. - Vgl. Christensen, Len og magt, S. 96.
115 Vgl. La Cour, Tidsrummet, S. 180 f. - Verzicht Gerhards: SHUS 4, Nr. 6, Nr. 7.
116 SHUS 4, Nr. 188. - Vgl. Fuhrmann, Die Ritterschaft, S. 42 f. - Hoffmann, Der Land-

tag zu Kiel, S. 563. - Carstens, Christian I. und Henning Pogwisch, S. 148-151, S. 154
f. - Peters, Ripener Vertrag I, S. 344 f.

117 Vgl. La Cour, Tidsrummet, S. 192 f.
118 Vgl. Rasmussen, Die dänischen Könige, S. 80.
119 Vgl. La Cour, Tidsrummet, S. 193.

120 Christiani, Geschichte der Herzogtümer, Beilage G: „Item seggen wy rede und gu-
demen, efft id so geschege, dat wy unsen gnedigen heren Ffrederich vor unsen he-
ren nehmen un eme huldigeden, un de Denen en den ok vor eren her un konyngh
koren, wo men sick den holden scholde." - Auch an dieser Stelle ist deutlich die
Angst vor einem Bruderstreit erkennbar.
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ter nicht alleiniger Landesherr. 121 An der Levensau huldigten die Stände

ihm und seinem Bruder, bis zu dessen Mündigkeit regierte Hans allein;

danach erfolgte die ämterweise Teilung, die sich nach den Einkünften rich-
tete. 122 Hier wurde erstmals nach dem Prinzip verfahren, Brüder des däni-

schen Thronerben mit einer Teilherrschaft in den Herzogtümern abzufin-
den, was letztlich deren territoriale Zerstückelung zur Folge hatte.

Auf Grundlage der Koldinger Regelungen wäre eine solche Entwick-

lung nicht möglich gewesen, sie hätte bei ihrer Beachtung den revolutionä-

ren Schritt von Ripen gleichsam verstetigt.123 Sie war aber an eine Reihe

reeller und ideeller Vorbedingungen geknüpft, welche zum Zeitpunkt ih-
rer Abfassung erfüllt, deren weiterer Bestand jedoch nicht garantiert war.

Erstens war es notwendig, dass der jeweilige Landesherr entweder die Rä-

te nicht von der von ihnen in der Urkunde von Kolding erreichten Position
verdrängen konnte oder wollte. Zweitens mussten die Räte die in der Ur-

kunde von Kolding verankerten Rechte überhaupt durchsetzen können
oder wollen. Drittens mussten sie zur Zusammenarbeit und gegenseitigen

Hilfe geneigt und befähigt sein - dafür bedurfte es jedoch des Bewusst-

seins für die Dringlichkeit der gemeinsamen Aufrechterhaltung des Frie-
dens. Auch muss ein Bewusstsein darüber bestehen, dass in der Zusam-

menarbeit über Landesgrenzen hinweg eine Möglichkeit ständischer Poli-

tik lag.124 Nicht zuletzt musste ein konstitutioneller Rahmen gegeben sein,
der eine solche Zusammenarbeit begünstigte, wobei vor allem das Verhält-

nis zum Recht des Heiligen Römischen Reiches zu nennen ist, zu dem Hol-
stein und Stormarn bereits 1466 gehört hatten.

Bei jeder dieser grundlegenden Vorbedingungen kam es zu Verände-
rungen: So gelang es Dorothea, die Finanzen der Herzogtümer Schleswig
und Holstein zu ordnen und Pfänder auszulösen, wodurch sich die
Machtverhältnisse zu ihren und Christians Gunsten verschoben.125 Der Rat

erklärte sich zwar auf Druck Dorotheas hin bereit, Friedrich zum Landes-

herrn zu wählen. Letztlich zeigte sich jedoch, dass seine tatsächliche Macht

nicht ausreichte, um eine Teilung der Herzogtümer zu verhindern.126 Dass

121 Vgl. Hoffmann, Berührungen der Unionsprobleme, S. 314 f. - Zur Entwicklung des
dänischen Königtums unter den frühen Oldenburgern Riis, Der Reichsrat, S. 414-424.

122 Vgl. Rasmussen, Die dänischen Könige, S. 80-82. - Hoffmann, Berührungen der
Unionsprobleme, S. 315. - La Cour, Tidsrummet, S. 196 f. u. S. 199.

123 Der Begriff Verstetigung bezieht sich aber nicht auf die Entstehung der Personal-
union, sondern auf den Wahlvorgang an sich. Sowohl die Ripener als auch die Kol-
dinger Urkunde bieten die Möglichkeit der Auflösung der Personalunion - in erste-
rer wird dies aber nicht ausdrücklich erwähnt.

124 Vgl. Enemark, Motiver for nordisk aristokratisk Unionspolitik, S. 180.
125 Vgl. La Cour, Tidsrummet, S. 185 f. - Hoffmann, Der Landtag zu Kiel, S. 563. -

Hoffmann, Berührungen der Unionsprobleme, S. 314.
126 Hoffmann, Der Landtag zu Kiel, S. 564.
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die Räte einer Wahl Friedrichs ohne Einverständnis seines Bruders nicht

zustimmen wollten, zeigt, dass sie sich ihrer schwachen Position durchaus
bewusst waren.127

Denn bezüglich der Machtstellung der Räte innerhalb der Herrschaften
kam es zu Veränderungen. In Dänemark versuchte Christian offenbar seit

1467 wirtschaftliche und politische Macht des Adels voneinander zu tren-

nen. 128 Adlige, die zuvor häufig als Räte auftraten, sind nur noch selten

oder gar nicht mehr nachzuweisen. Große Pfänder garantierten nicht mehr

die Mitgliedschaft im Ratskollegium, verstärkt wurden Adlige zu Räten,
die weder über Pfand- noch größeren eigenen Landbesitz verfügten. Diese
hatten in der Mehrzahl ihre Ämter durch Unterstützung des Königs er-

langt, sie suchten ihren persönlichen Gewinn in dessen Nähe und nicht in
Gegnerschaft zu ihm.129 Nicht zuletzt versuchte der Landesherr, die Stän-
deversammlung gegen den Reichsrat auszuspielen. 130

Auch in den nordelbischen Territorien kam es, was das Selbstverständ-
nis des Landesherm und dessen Verhältnis zu den Großen des Landes an-

geht, zu Veränderungen, obgleich die Koldinger Urkunde hiervon - wie

bereits angedeutet - offenbar nicht nennenswert berührt war.131 Viele der

in Kolding anwesenden Räte aus den Herzogtümern verstarben in den fol-
genden Jahren, 132 ein Zusammenhang zwischen Amtsinhaberschaft und

Ratstätigkeit, wie ihn Peters für die 1460er-Jahre nachgewiesen hat, be-
stand nur noch in geringem Maße.133 Der Bedeutungsverlust des Landes-
rates, dessen starke Stellung in den ersten Jahren nach Ripen eine Aus-

nahme darstellte, hat sich ebenfalls ausgewirkt.134 Gleiches gilt für die
Netzwerke der Räte untereinander, die den Abschluss der Koldinger Uni-

on begünstigt hatten und nun nicht mehr existierten. 135
Ferner kam es im Heiligen Römischen Reich zu Veränderungen: Hol-

stein, Stormarn und Dithmarschen wurden 1474 als Herzogtum zusam-

127 Vgl. Hoffmann, Der Landtag zu Kiel, S. 563.
128 Vgl. Christensen, Len og magt, S. 140.
129 Vgl. Christensen, Len og magt, S. 142-144. - Christensen, Rosenkrantz og Gylden-

stjeme, S. 41.
130 Olesen, Det danske rigsräd, S. 28. - 1467 huldigten die dänischen Landstände Hans

als Thronfolger.
131 Vgl. Fuhrmann, Die Ritterschaft, S. 40 u. S. 43. - La Cour, Tidsrummet, S. 187 f.
132 SHUS 4, Nr. 185, Nr. 195. - Vgl. Peters, Ripener Vertrag I, S. 331-333. - So werden

Benedikt von Ahlefeldt und Wulff van der Wisch 1469 bzw. 1470 letztmals urkund-
lich erwähnt, Claus Rantzau und Gosche von Ahlefeldt sind spätestens 1480 ver-
storben.

133 Vgl. Peters, Ripener Vertrag I, S. 334.
134 Hector, Rezension, S. 362. Hector sieht die 1460er-Jahre als ersten Höhepunkt stän-

discher Mitbestimmung an.
135 Die in Kolding wichtigste Verbindungsperson, Eggert Frille, war in Ungnade gefal-

len und landesflüchtig, vgl. Christensen, Len og magt, S. 130 u. S. 142.
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mengefasst.136 Zum einen war für den dänischen König mit dem Titel eines

Herzogs größeres Prestige verbunden als zuvor mit dem Grafentitel, so

dass eine separate Wahl gegen dessen Willen unwahrscheinlicher wurde.

Zum anderen bedeutete die Erhebung zwar eine weitere Integration ins
Heilige Römische Reich, für die Integration in den nordischen Zusammen-

hang jedoch einen Rückschritt.137 Auch deshalb konnte Hans unter Hin-

weis auf deutsches Recht gegen eine alleinige Wahl seines Bruders zum
Herzog argumentieren.138

Fazit

Die Wahl des dänischen Königs Christians I. zum Landesherm von Schles-

wig und Holstein begründete eine Personalunion, deren Fortführung auf

Grundlage der Koldinger Urkunde möglich war. Zugleich sollte eine ge-

meinsame Institution entstehen, das Ratskollegium. Die damit verbundene

Möglichkeit, zwei separate Landesherren zu wählen, konnte zur Auflö-
sung der Personalunion führen - durch das Ratskollegium sollte der Frie-

den weiterhin gesichert sein. Eine „nordische" Union im engeren Sinne un-

ter Beteiligung der Landesräte war aufgrund der lehnsrechtlichen Stellung

Holsteins und Stormarns ausgeschlossen. Mit den nordischen Unionsur-

kunden bestehen also einerseits Übereinstimmungen, andererseits gibt es
auch grundlegende Unterschiede, so wurden wohl teils Vorbilder aus dem

norddeutschen Raum hinzugezogen, die den Anwesenden bekannt waren.

Der Handlungsrahmen Christians I. war durch den Verlust Schwedens,
durch Verpfändungen und die daraus resultierende Abhängigkeit vom

Adel stark eingeschränkt. Er konnte jedoch versuchen, Ziele außerhalb sei-

nes Handlungsrahmens zu erreichen - dies ist ihm, wie etwa im Fall der

Wahlzusage für Hans, gelungen. Denn besagte Abhängigkeit bestand zwar
auch in Bezug auf die in Kolding anwesenden Räte, deren gutes Verhältnis

zu ihm lässt jedoch vermuten, dass beide Seiten kooperierten. Die Ritter-

schaft sowie die Räte als ihre exponiertesten Vertreter sahen sich nämlich
ihrerseits mit der Anwesenheit Gerhards konfrontiert. Für die Reichsräte

waren die Ereignisse in den nordelbischen Territorien Anlass zur Sorge,

weil ein Konflikt an der Südgrenze möglich wurde. Bezüglich Gerhards ist

die Koldinger Urkunde längerfristig angelegt: Er konnte von der Nachfol-

136 Vgl. Hoffmann, Berührungen der Unionsprobleme, S. 314. - Sammlung der wich-
tigsten Urkunden, Nr. 17. - Chronik der nordelbischen Sassen, S. 146.

137 Möglicherweise hat sich dabei der Verfassungswandel - die „Verdichtung" - im
Reich ausgewirkt, der unter anderem durch das gesteigerte Engagement Kaiser
Friedrich III. bedingt war, vgl. Auge, Dynastiegeschichte, S. 29. - Moraw, Von offe-
ner Verfassung, S. 383.

138 Vgl. La Cour, Tidsrummet, S. 196. - Hoffmann, Der Landtag zu Kiel, S. 564.
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ge ausgeschlossen werden, sofortige Möglichkeiten zu seiner Vertreibung
bietet sie indes nicht. Einerseits wurde ihm von den in Kolding Anwesen-

den wohl signalisiert, dass an seiner Anwesenheit kein gesteigertes Interes-
se bestand, andererseits sollte durch die Möglichkeit der Wahl zweier Lan-

desherren den mit ihm sympathisierenden Adligen ein Angebot gemacht
werden. In die Beziehung zwischen den Brüdern gewährt die Urkunde

darüber hinaus keinen Einblick: Eine zukünftige Zusammenarbeit wurde
zwar eingeschränkt, aber nicht verboten.

Die hohe personelle Kontinuität in beiden Räten hat, im Zusammen-

spiel mit den wirtschaftlichen und sozialen Verflechtungen, den Abschluss
von Kolding begünstigt. Die Urkunde stellt, ausgehend von der Ent-

wicklung seit Ende des Konfliktes um Schleswig, insofern einen Fortschritt
dar, als dass die Zusammenarbeit der Räte einen institutionellen Rahmen

erhalten sollte. Diese Zusammenarbeit war zwar gleichsam verpflichtend,

dies änderte jedoch nichts an der Stärkung ihrer verfassungsmäßigen Stel-
lung. Diese Institutionalisierung der Zusammenarbeit kann als eine Ziel-
setzung der Urkunde benannt werden.

Lang-, mittel-, und kurzfristige Entwicklungen, wie etwa auch die Er-
eignisse in Schweden, mussten also berücksichtigt werden. Die Urkunde

ist dabei kein zwangsläufiges Resultat der Anwesenheit Gerhards oder an-
derer einzelner Entwicklungen oder Vorbilder, sondern der Summe dieser

Faktoren. Sie war die bestmöglichste Antwort auf die sich stellenden Pro-

bleme, die im Konsens an ebendiesem Ort zu ebendiesem Zeitpunkt zu ei-

nem Abschluss gebracht werden konnte. Dass die besagten Faktoren varia-
bel waren, wird an ihrer Rezeption offenbar. Von Nachteil war wohl vor al-
lem der Widerspruch der Wahlregelung zum deutschen Recht.

Für den Verfassungsprozess kann aus der Koldinger Unionsurkunde
die Erkenntnis abgeleitet werden, dass eine Vielzahl von innen- und au-
ßenpolitischen, ideellen und reellen Faktoren diesen beeinflusste. Inwie-
weit die Urkunden, welche ihn letztlich ausmachten, unerfülltes Ideal blie-

ben oder Eingang in die Verfassungswirklichkeit fanden, ist zum Zeit-

punkt ihrer Ausstellung nicht abzusehen - unabhängig davon, ob zwi-

schen den Vertragspartnern wie offenbar in Kolding beim Abschluss Ei-
nigkeit bestand oder nicht. Im vorliegenden Falle ist dies besonders deut-
lich, da die Urkunde als Unionsdokument in noch höherem Maße als an-

dere Verfassungsdokumente Einflüssen sowohl aus den nordelbischen Ter-
ritorien und aus Dänemark als auch aus deren benachbarten Elerrschaften
unterworfen war.
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Anhang mit Edition des Textes der „Koldinger Union"

Vorbundt unde wilkor der reder des rikes Dennemargken unde der lande
Sleszwig etc. umme den koer erer herschoppe.

Na der bordt Christi unses heren XIIIIc ime LXVIten jar ame dinxstdage

vor pinxtsten uppe deme radthusze bynnen Koldingen hebben wii Johan-
nes to Arhuszen, Kanutus to Wiborch, Magnus to Odensee unde Petrus to

Ripen van gotsgnaden bisschoppe, Erick Ottenssen hoffmester, Clawes
Ronnow maschalk, Eggert Frille, Peter Houwenschildt, Knut Hinrickssen

unde Ladewich Nielssen rittere, rede runde vulmechtige sendebaden des

rikes Dennemargken uppe de enen, unde wii Nicolaus von gotsgnaden bi-

schoppe to Sleszwig, Clawes Reventlow rittere, Gotzick von Alevelde,
Wulff van der Wisch Clawes unde Hinrick Rantzouwe Brodere heren Scha-

cken sons, Benidictus van Alefelde heren Hinrickes sone, Clawes van Ale-

felde hem Benedictus Sone, Clawes von Alefelde heren Johans sone kna-

pen, unde Conradus Cordes archidiaken to Sleszwig redere unde vulmech-

tige sendebaden des hertogdomes to Sleszwig etc. uppe de anderen siden,

umme vele quades mordt roff doetslach unde blotstortinge to vormidende,

den vorben. rike hertogdome unde landen manschoppen steden unde ge-

menen inwoneren gestlick unde werklick to ewigeme bestände framen und

nutticheyt unde dem ghemen besten to gude enen ewigen frundtliken vre-

de unde sone upgenomen, vorramet unde to eneme gantzen ende gede-
dinget unde besloten hebben na rade vulbort unde tolatinge des durch-

luchtigesten hochgeboren fürsten unde heren heren Cristiernn to Denne-

margken etc. koningen hertogen to Sleszwig greven to Holsten Stormaren

etc. unses gnedigsten leven heren, doch allen Privilegien und besegelden

breven, dessen vorgescreven riken to Dennemargken hertogdome to
Sleszwig unde landen to Holsten unde Sormarn samptliken unde bisunde-

ren gegeven, to neneme vorvange, men de bii vuller macht to blivende un-
vorkrencket.
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[1]Tho deme ersten wanner id godt so vorsuet, des unse gnedige her
ergen. van dodes wegen affgeyt und syn sone juncher Hans allene nalevet,

scholen und willen wii beyder rikes unde lande redere vorgen. ene vor un-
sen heren opnemen unde beholden so verne he des rikes unde der lande

unde alle erer inwoner privilegia breve unde vryheyde besteden unde be-
segelen unde sie bii alle ereme landtrechte beholden wille.

[2]Wurden ock der broder meer, edder de sulve juncher Hans vorstorve,

so scholen unde willen twelffe vulmechtige redere des rikes Dennemarg-
ken unde twelffe des hertogdomes to Sleszwiig unde der lande Holsten

unde Stormaren der sulven lande vulmechtich bynnen veer manten dar
negest volgende tho Koldinge to samende komen, hiir sulvest enen heren

endrachtigen to kesende edder hiir tor stede fürder over to wegende, off
beter rundenutsamer vor de vorgescreven rike unde lande unde ere inwo-
ner sy, dat islick rike unde landt synen heren hebbe besunderen;

[3]unde wes de vorgn. XXIIII des rikes unde der lande redere vulmech-

tich hiir endrachtliken werden beslutende, schall gantzerdinge bii vuller
macht bliven;

[4] ock dat nene des rikes edder der lande redere vorgen. jenigen heren
upnemen edder kesen scholen sunder des anderen rikes eller lande redere
endracht unde vulbordt.

[5]Werden se denne samptliken endrachtliken over eyn, alse vorgescre-

ven is, enen heren bisunderen to deme hertogdome to Sleszwig unde den
landen Holsten unde Sormaren bisunderen to hebbende, de here schal des

plichtich wesen de lehenwar des hertogdomes van deme koninge to Den-

nemargken, alse oldinges recht unde wontlick gewesen heft, to entfangen-
de.

[6] Offt denne jenich desser vorgescreven rikes unde lande here mit

deme anderen synen landen manschopp unde inwoneren jenigen krich

unde veyde anslan unde dessen fruntliken degdingen unde ewigeme vre-
de under ogen gan wolde, scholen des heren redere, de de veyde anslan
will, eren heren underwiszen, dat he sodane veyde neddersla unde aff do,

so verne se des anderen heren syner lande unde lüde to eren unde rechte
mechtich syn.

[7] Unde offt de here den anderen heren syne landt unde lüde dar ba-

ven jo veyden wolde, scholen syne redere manne unde undersaten eme dar

ane nene landtvoglinge hulpe effte bistandt doen, edder to donde plichtich
weszen.

[8] Schege id ock in to körnenden tiden, eyn here van dessen vorgen. ri-
kes unde lande rederen endrachtigen vor enen heren der sulven rikes unde

lande edder eyn in islikeme lande opgenomen unde koren worde, schal de

here der lande, so endrachtigen gekoren, in islekeme lande offt islick here

van den beyden vorgen. in syneme lande laven unde vorsegelen unde to

den hilgen sweren, alle der vorscreven rike unde lande privilegia unde be-
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segelde breve, van koningen hertogen unde greven der rike unde lande he-

ren gegeven unde geholden, bii allen eren stucken unde puncten unde arti-

culen bii vullermacht unvorkrencket unde sunder alle argelist und insage
unvorbroken de ene na deme anderen allen unde islikeme der sulven rikes

unde lande prelaten mannen unde inwoneren gestlick unde werlick sampt-
liken unde bisunderen to ewigen tiden to holden;

[9] doch desse breff unde voreninge in allen sinen aritculen in allermate

unvorkrencket to blivende unde unses gnedigen heren vorgen. rechten er-
ven effte jemande in syneme rechten erfftale ock nergen ane schedilick off-
te unvorfencklick to wesende.

[10] Ock scholen de reder beyder rikes unde lande vorgen. des jares
eyns edder umme dat ander edder drudde jaer, alse des umme alle twe-

dracht wech to leggende noeth is, hiir to Koldingen to samende komen.
Dar baven schal neen her krich edder veyde steden uth deme enen lande in

dat ander, sunder vor der beyder rikes unde lande vorgen. rederen hiier
sulvest recht doen unde nehmen.

[11] Offt ock de redere manne unde inwoner der rike Sweden unde

Norwegen in desseme vrede unde voreninge mit uns vorgen. rederen und

inwoneren des hertogdomes to Sleswig unde der lande Holsten unde

Stormaren mede wesen woldenn, hebbe wii dat an beyden siiden mede be-
levet, so verne se in der huldinge bliven unses gnedigen heren vorgen.

Unde wii Christiernn etc. bekennen apenbar in desser schrifft jegen-
wardigenn vor alszweme betugende, dat wii mit vrieme willen wolbera-

dens modes umme des gemenen besten willen alle vorgen. stucke unde ar-

ticule samptliken unde bisunderen togelaten belevet unde bevulbordet

hebben vor uns unse erven und nakomelingen koningen to Dennemarcken

hertogen tho Sleswig greven to Holsten unde Stormaren alle der sulven

unses rikes unde lande prelaten mannen steden vast unde unvorbroken
sunder alle arch insage unde hulpere to ewigen tiden to blivende unde

holdende; unde hebben des to tuge unse koninglike secret mit den secreten

unde ingeselgen der vorgen. unser leven getruwen redere witliken heten

hengen etc. de gegeven unde schreven is oppe jar dage unde stede vor-
gescreven.
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Aufklärung als Vermächtnis

Pastor Friedrich Carl Adolph Volckmar (1766-1814)

Von Carsten Scholz

Anno 1813

Das Jahr 1813 markiert in der europäischen Geschichte einen Wendepunkt.
Skandinavien und Schleswig-Holstein hatten zuvor eine Jahrzehnte wäh-

rende Ara des Friedens und der Prosperität erlebt. Mit dem Vertrag von
Fontainebleau 1807 und endgültig mit dem Vertrag von Dresden am 10.

Juli 1813 gab Dänemark jedoch seine „traditionelle Neutralitätspolitik"1
auf, um sich mit Frankreich zu verbünden, und wurde dadurch in die Be-

freiungskriege hineingezogen. Mit der Völkerschlacht bei Leipzig endete
nicht nur die napoleonische Vorherrschaft in Mitteleuropa, sondern auch
die legendäre ,Ruhe des Nordens'.

Von der englischen Elbblockade seit 1803 und der französischen Konti-

nentalsperre ab 1806 hatte gerade die Küstenlandschaft Dithmarschen

noch profitiert und dank eines regen Schleichhandels von Tönning und
Helgoland in Richtung Hamburg für einige Jahre eine wirtschaftliche

Scheinblüte erlebt. Als Spediteure verdienten die Bauern sogar „mehr als

an ihrer Landwirtschaft".2 Doch stiegen schon vor dem Kriegseintritt Dä-
nemarks mit den rasant zunehmenden Militärausgaben auch die „Kapital-,

Einkommen-, Grund-, Gebäude- und außerordentlichen Pflugsteuern kon-
tinuierlich",3 was einerseits zu einer „nachhaltigen wirtschaftlichen Rezes-
sion" führte, andererseits den dänischen Staatsbankrott im Januar 1813

nicht verhinderte: Das Silbergeld wurde eingezogen, das ausgegebene Pa-
piergeld rasch entwertet, auch Sachwerte waren nicht sicher: „Die Belas-

tung des Grundbesitzes mit einer Abgabe in Höhe von 6 % des Steuerwer-

tes ließ endgültig den Wert der Güter steil abfallen. Stießen die besser ge-

stellten Landwirte an die Grenzen der ökonomischen Leistungsfähigkeit,
so schritt die Verelendung der Kätner und Eigner kleinerer Landstellen in

1 Opitz, Dithmarschen, S. 238.
2 Degn, Die Herzogtümer, S. 321.
3 Dieses und das folgende Zitat bei Opitz, Dithmarschen, S. 239.
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beängstigendem Maße fort".4 Es war ein Teufelskreis: Zahlreiche Konkurse

führten zu immer größeren Steuerausfällen; die Kirchspiele mussten „ih-

rerseits, um die fälligen Abgaben zu zahlen, Kredite aufnehmen"5 und ge-
rieten an den Rand der Zahlungsunfähigkeit. Blieb Dithmarschen auch

„vom eigentlichen Krieg weitgehend verschont", so zogen doch seit 1808

französische Truppen durch das Land, die zu versorgen waren, eine Küs-
tenmiliz musste gestellt werden, und im Dezember 1813 rückte mit den
Kosaken des russischen Generals Tettenborn auch noch der Feind ein: Der

„Kosakenwinter" 1813/1814 mit seinen Requisitionen, Einquartierungen,
alltäglichen Schrecknissen und Bedrückungen sollte über Generationen im
kollektiven Gedächtnis der Menschen haften bleiben. Am 14. Januar 1814

schloss Dänemark den ungünstigen Kieler Frieden ab, mit dem Norwegen

abgetreten werden musste. - Auf die ,Ruhe des Nordens' folgte eine kurze

Kriegs- und eine langanhaltende Krisenzeit, deren wirtschaftliche Folgen
bis in die frühen 1830er Jahre nachwirkten.6

Gleichsam am Vorabend dieser Epoche, am „27sten Junii 1813"7 setzte

der Wesselburener Diaconus Friedrich Carl Adolph Volckmar ein außer-

gewöhnliches Schriftstück auf. Eine zweitägige Generalkirchenvisitation

durch den schleswig-holsteinischen Generalsuperintendenten und Ober-
konsistorialrat Jacob Georg Christian Adler aus Glückstadt stand andern-

tags an, und zu diesem Anlass hatten die beiden Pastoren Wesselburens

Bericht über die Verhältnisse in ihrem Kirchspiel zu erstatten. Volckmars

Kollege Johann Jacob Meyn entledigte sich der Pflichtübung knapp und

pragmatisch. Sein Pflichtmäßiger Bericht beschränkte sich im wesentlichen

auf dürre Daten und formale Vorschläge, etwa zur Einteilung der lokalen

Schuldistrikte und der Schulklassen oder zur Abschaffung der Mittagspau-

se an der Bürgerschule.8 Anders Friedrich Carl Volckmar: Der dem Haupt-
pastor Meyn nachgeordnete Diakon nutzte die Gelegenheit, um auf vollen

zehn Blättern im Quartformat ein fast ohne Korrekturen heruntergeschrie-
benes Memorandum abzuliefern, das nicht nur über das Kirchen-, Schul-

und Armenwesen des Kirchspiels berichtete, sondern darüber hinaus auch
kritisch auf die inneren Verhältnisse der Landschaft Norderdithmarschen

4 Elkar, Junges Deutschland, S. 30.
5 Dieses und das folgende Zitat bei Opitz, Dithmarschen, S. 240.
6 Vgl. dazu etwa Sievers, Volkskultur, S. 196-200.
7 Friedrich Carl Adolph Volckmar: [Bericht]. [Von anderer Hand:] Zum GK. Visit.

Protocoll von Norderdithmarschen 1813. Anlage Eb. [Am Ende:] Wesselbuhrn d:
27sten Junii 1813 (LASH, Abt. 19, Nr. 75). - Alle weiteren Zitate werden im Text mit
der Sigle „B" und der erschlossenen Seitenzahl wiedergegeben. Das originale Ma-
nuskript ist nicht paginiert.

8 Vgl. J. J. M. Meyn: Pflichtmäßiger Bericht über die Verfassung des Kirchen-Schul-
und Armen-Wesens im Kirchspiele Wesselburen bey außerordentlicher Kirchen-
Visitation am 28 und 29 Junius 1813 (LASH, Abt. 19, Nr. 75).
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insgesamt einging, insbesondere auf die Selbstverwaltung vor dem Hin-

tergrund ihrer historischen Entwicklung. Woher stammte solcher Ehrgeiz?

Die Beschreibung von Eiderstädt: „der Welt das Beispiel geben"

Volckmar war aus Curau bei Ahrensbök im östlichen Holstein gebürtig;
gewissermaßen als Landfremder war er in die Marschen an der Westküste

gekommen, wo er ganz andere wirtschaftliche und gesellschaftliche Ver-

hältnisse antraf als im ostholsteinischen Hügelland. Der einer Pfarrerdy-
nastie entstammende Sohn des Predigers Friedrich Carl Wilhelm Volkmar9

wurde am 16. Februar 176610 geboren und ging 1783 zum Theologiestudi-

um nach Kiel. Dort herrschte seit 1775 der Geist der Aufklärung mit einer

solchen Ausschließlichkeit, dass davon bald „ganz Schleswig-Holstein [...]
mittels einer rationalistisch erzogenen Pastoren- und Volksschullehrer-

schaft"11 durchdrungen wurde: „Die rationalistische Formung war so

nachdrücklich, daß seitdem keine andere geistige Bewegung sich in diesem
Lande durchsetzen konnte". Kann es auch „nicht verwundern, daß die aus

der Christian-Albrecht-Universität hervorgegangenen Männer zu verwirk-

lichen suchten, was sie einst in ihren Studienjahren an Ideen in sich aufge-
nommen hatten",12 so konnte doch nicht verborgen bleiben, dass dieser

Geist manchen Geistlichen „von der eigentlichen kirchlichen Aufgabe et-

was entfremdete".13 Denn das neue Welt- und Menschenbild stand gera-

dezu im Widerspruch zu den althergebrachten kirchlichen Dogmen, wie
Friedrich Hoffmann in einem Aufsatz mit dem Titel Der Weg in die „bessere
Zukunft" herausstellte:

„Das helle Zeitalter der Aufklärung ging von dem Glauben an das Indi-

viduell Gute aus. Die moralische Haltung des Individuums wurde autonom

abgeleitet, der einzelne Mensch handelte aus sich heraus gut und verhielt

sich aus eigener vernünftiger Überlegung den Mitmenschen gegenüber

moralisch gut [...], es galt lediglich die Massen aufzuklären. [...] Denn der
Glaube an das Individuell Gute war umschlossen von dem Glauben an das

Gesellschaftlich Gute. [...] Der Vernunftglaube setzte die göttliche Allver-

nunft ins Zentrum der Welt als bewegende Kraft [...]. Er bezweifelte die

Neigung des Menschen zum Schlechten und kam damit in einen Gegen-

satz zu der Lehre der orthodoxen lutherischen Kirche im Lande, denn sie ging

9 Todesfälle. In: Neue Schleswig-Holsteinische Provinzialberichte, 1815, Heft 2, S.
211f. - Der Name „Volkmar" in dieser Schreibweise.

10 Wolf, Verzeichniß, S. 14.

11 Dieses und das folgende Zitat bei Heyer, Kleuker und Graf Stolberg, S. 152.
12 Sievers, Volkskultur, S. 41.
13 Beyer, Georg Peter Petersen, S. 138.
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von der Schlechtigkeit des Menschen aus, von seinem urbösen Wesen und

von seiner völligen Unfähigkeit, sich selbst emporzuhelfen".14

Der junge Friedrich Carl Volckmar wurde 1790 jäh aus dem akademi-

schen Diskurs gerissen. Nach dem Tod des Vaters musste er „das Studium
abbrechen und seinen Lebensunterhalt aus eigenen Kräften bestreiten". 15

So übernahm er im Mai 1791 das Rektorat der kleinen Bürgerschule in

Garding. Das Schleswig-Holsteinische Amtsexamen holte er 1792 in Glück-
stadt nach und bestand mit dem „Charakter: 2".16 Schon eine dafür ange-

fertigte Abhandlung lieber den Einfluß des Predigers auf die höhere Bildung ei-
nes Volks verriet seinen programmatischen theologisch-pädagogischen Ehr-

geiz; Volckmar bemühte sich darin um nichts Geringeres als um eine „The-
orie"17 der Volksaufklärung. 1793 bewarb er sich vergeblich um eine Pre-

digerstelle in Wesselburen18 - sie ließ einstweilen auf sich warten.
1795 veröffentlichte Volckmar ein stattliches landeskundliches Buch ü-

ber seine Wahlheimat an der schleswigschen Westküste. Für einen kleinen

Raum wollte er Enzyklopädisches leisten: Sein Versuch einer Beschreibung
von Eiderstädt. In Briefen an einen Freund im Hollsteinischen befasste sich mit

Topographie und Klima, mit Deichbau und Wasserwesen, Ackerbau und
Viehzucht, mit Verwaltung, Kirche, Schule und Sozialem der aus „hollstei-

nischer" Perspektive abgelegenen Halbinsel. Indem er ein interessiertes
Publikum umfassend über den ,Stand der Zivilisation' dieser eigentümli-
chen Kleinlandschaft informierte, diente er dem aufklärerischen Ideenaus-
tausch.

Mit diesem ambitionierten Werk befand sich der junge Mann geistig auf

der Höhe seiner Zeit, denn Inhalt und Intention entsprachen genau den

Zielen der erst wenige Jahre zuvor gegründeten Schleswig-holsteinischen

patriotischen Gesellschaft. In ihr hatten sich 1786 „einige Bürger der Her-

zogthümer vereinigt, ihre Mitbürger mit ihrem Vaterlande und mit sich

selbst genauer bekannt zu machen, die Kentnis der natürlichen Beschaf-

fenheit und der bürgerlichen Verfassung, der Erzeugnisse und der Bewoh-

ner Schleswigs und Holsteins zu befördern und darauf gegründete Vater-
landsliebe zu bewirken". 19 Der Kieler Geschichtsprofessor Wilhelm Ernst
Christiani amtierte als erster Direktor; Sekretär und treibende Kraft war

der Forst- und Staatswissenschaftler August Christian Heinrich Niemann,

der „seinem ganzen geistigen Habitus nach der utilitaristischen Richtung
der englischen Staats- und Moralphilosophen"20 zuneigte. Als Organ hatte

14 Hoffmann, Der Weg, S. 63 f. - Hervorhebungen im Original.
15 Jessen-Klingenberg, Nachwort, S. A.
16 Wolf, Verzeichniß, S. 14.
17 [Volckmar], Versuch, S. 323, Anmerkung.
18 Vgl. Janssen, Die Frauen, S. 17, Anmerkung 2.
19 Niemann, Vorläufige Nachricht, S. IX.
20 Sievers, Volkskultur, S. 27.
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die Gesellschaft die Schleswig-Holsteinischen Provinzialberichte ins Leben ge-
rufen, um darin „die einzelnen Beiträge zur nähern Kentnis unseres Vater-

landes zu samlen"21 und auf längere Sicht „eine vollständige Topographie
der Herzogthümer zu verfassen". Die „Beförderung der Landeskunde"22

sollte zugleich eine „Verbesserung des bürgerlichen Wohlstandes" mit sich

bringen. Denn „aus der Veranlassung allgemeiner Aufmerksamkeit auf die

gegenwärtige Beschaffenheit einzelner bürgerlicher Einrichtungen, aus der
Hinweisung auf ihren wahren Zwek, werden, wie wir es hoffen dürfen,

manche gemeinnützige Veränderungen erfolgen." Dabei gab sich die Patri-
otische Gesellschaft durchaus nicht als elitärer Verein, im Gegenteil: „Es gilt

kein Rang und kein Titel. Jeder wohlwollende und werkthätige Mitbürger

von höherem oder niederem Range, [...] jeder, der unsere Absicht beifalls-

werth findet und zu ihrer Erreichung die Hand bieten mag, trete mit in un-
sere Verbindung."23 Für einen jungen Lehrer aus der „Provinz" war dies

ein interessantes Angebot - bereits 1796 ließ Volckmar einen Aufsatz in
den Provinzialberichten erscheinen. Attraktiv war auch, dass die Gesell-

schaft unter Berufung auf die „unausbleiblichen Vortheile derjenigen Preß-

freiheit, die wir unsrer guten Regierung danken",24 die Beiträger „zur

Freimüthigkeit in der Darstellung wie in der Beurtheilung"25 aufrief, „um
diese möglichen Vortheile desto gewisser zu bewirken".

Mit der Beschreibung von Eiderstädt hatte Volckmar für ein kleines Gebiet

auf einen Schlag geleistet, was der Patriotischen Gesellschaft in Bezug auf die

Herzogthümer erst durch ein geduldiges kollektives „Zusamentragen der

Materialien"26 möglich schien: eine „vollständige Topographie". Das Werk

trug zu Recht seinen sachlichen Titel. Kundig und sorgfältig hatte der Ver-
fasser Daten und Fakten zu den verschiedensten Bereichen der Landes-

kunde zusammengetragen, Arbeits- und Verhaltensweisen der Menschen

geschildert, meist ohne sie kritisch zu befragen oder zu beschönigen - aber
mit der „besonnenen und bescheidenen Freimüthigkeit",27 die man von ei-

nem aufgeklärten Zeitgenossen ausdrücklich erwartete. Immerhin, dem

„Eiderstädter im Ganzen genommen"28 bescheinigte Volckmar, dass er
durchaus auf einer „höherejn] Stuffe der Kultur steht", auch wenn er die

Gründe dafür „noch zur Zeit wohl größtentheils in der Beschaffenheit und
Lage seines Landes" erblickte:

21 Dieses und das folgende Zitat bei Niemann, Vorläufige Nachricht, S. X.
22 Dieses und die folgenden Zitate ebd., S. XI.
23 Ebd., S. XII f.
24 Ebd., S. XII.

25 Dieses und das folgende Zitat ebd., S. XI.
26 Ebd., S. X.
27 Ebd., S. XII.

28 Dieses und die folgenden Zitate bei [Volckmar], Versuch, S. 322 f.
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„Der Eiderstädter Bauer schließt sich schon mehr an die bürgerlichen Stän-
de als der Geestbauer; er kennt also mehrere Bedürfnisse des Luxus; er ist

den gebildeten Klassen näher und sammlet mehrere Ideen, weil er im Um-

gang mit ihnen mehrere braucht. Er bedarf eben so oft der Anstrengung
seines Kopfes als seiner Hände [...]. Er wird gewöhnt, mit seinen Ideen

mehr ins Ganze zu gehen, da ein jeder einzelne Mann ein gewisses Interes-
se am Wohl des ganzen Landes hat, und wenn er auch nicht unmittelbar an

den dahin gehörigen Geschäften selbst Theil nimmt, doch die Handlungen
der Geschäftsmänner beurtheilt und darüber debattirt."29

Zu diesen durch die ,Landesnatur' bedingten sozioökonomischen Vor-

aussetzungen trat die Möglichkeit zur Teilhabe an der lokalen Selbstver-

waltung, die in Eiderstedt ähnlich ausgeprägt war wie in Dithmarschen:

„Selbst unsere Landesverfassung nähert sich der republikanischen in ei-
nem sehr hohen Grade, und man lebt hier in einer Art von Freiheit und

Gleichheit, die man im größten Theile von Holstein und Schleswig kaum

dem Namen nach kennt".30 Auch mit den neuen Errungenschaften der
Französischen Revolution hatte diese „Art von Freiheit und Gleichheit"

nichts zu tun, sie fußte vielmehr auf alten lokalen Traditionen. Aufbauend

auf diesen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Grundlagen stimmte der

Gardinger Rektor ein Loblied auf die Bildung und ihre Verbesserung an:
„Um nun auf diesem guten Wege immer weiter zu kommen, bedarf es

nur der fernem Entwickelung dieser Gelegenheiten, durch den Weg des

Unterrichts und Nachdenkens. Ein großer Theil derjenigen, die den öffent-

lichen Unterricht zu besorgen haben, wirkt denn auch in der That dahin,

durch Verbesserungen des gewöhnlichen Schulunterrichts, für bessere

Kenntnisse und weitere Kultur zu sorgen. [...] Wir sind ja auch in diesem
Stücke wirklich schon sehr viel weiter gekommen [...]; wenn wir nur erst

den Schutt und die Disteln wegzuräumen suchen, die uns im Wege liegen,
und es abwarten wollen, daß der herrliche Baum der höheren Kultur des
menschlichen Geistes mit seinen vortrefflichen Früchten, erst als Keim und
dann als zarte Pflanze sich entwickele."31

Die kulturelle Entwicklung nahm Volckmar als einen natürlichen und
linearen Prozess wahr, indem er sie mit dem Wachstum eines Baumes bzw.

dem Beschreiten eines Weges verglich. Er verließ sich dabei auf den men-
schlichen „Trieb sich selbst durch Nachdenken zu belehren".32 Dass dieser

Weg allerdings auch beschwerlich sein konnte, lassen die wenigen Beispie-
le ahnen, die er anführte: Obschon etwa im Westen der Halbinsel die Dü-

nen zum Schutz gegen Sturmfluten sehr wichtig seien, „geschieht in Ei-

29 Ebd., S. 323 f.
30 Ebd., S. 1.
31 Ebd., S. 324 f.
32 Ebd., S. 323, Anmerkung.
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derstädt nichts"33 zu ihrer Erhaltung und Befestigung (etwa durch Be-

pflanzung), zum Teil aus bloßen „Vorurtheilen gegen das Neue, von dessen

Wirkungen man noch nichts gesehn hat". Wenn er den Eiderstedtern gra-
vierende Versäumnisse bei der Unterhaltung der Deiche Vorhalten musste,

war er schon ernstlicher besorgt, „weil denn aber die Menschen, auch hier

wie aller Orten häufig darin den Kindern gleich sind, daß sie oft genug zu
dem was ihnen nüzlich ist, gewissermassen gezwungen werden müs-
sen".34 Menschliche Abgründe erblickte Volckmar schließlich in seinen Ei-

derstedtern, „sobald der Sturm irgend ein solches verunglücktes Schiff
herbeiführt",35 das sie zu einer einzigen Horde von Strandräubern werden
lasse: „Wenn so ein Schiff ankommt, so eilt alles ins Boot, was nur eins

habhaft zu werden vermag", und „Alles, was dann Gefühl von Mensch-

lichkeit, Billigkeit, Achtung für Eigenthumsrecht und Unglück unsers Ne-

benmenschen in der Seele eines vernünftigen Geschöpfs vermag, schwin-

det dahin [...]. Der Mensch vergißt seiner Religion und seiner Vernunft, al-

le Pflichten, die er Gott, den Gesetzen und der Menschlichkeit schuldig ist,

und wird zum wüthenden Raubthier, das alles, was Menschen heilig seyn

kann, und selbst sein eigenes Leben nicht achtet, um da etwas zu gewin-
nen, wo noch nie irgend ein Mensch dauernde Vortheile für sich und seine
Nachkommen erwarb."

In solchen Momenten scheint es, als verstehe der Pädagoge die Welt
nicht mehr: „Wenn Reisebeschreiber uns von den Irokesen, Karaiben, Kan-

nibalen und den sogenannten wilden Völkern überhaupt, eine Beschrei-
bung machen, so staunen wir oft, daß der Mensch auf einer so unendlich

niedrigen Stufe der Bildung stehn kann, daß Raubthiere selbst über ihn er-
hoben sind. [...] Was muß unser Herz denn nicht denken; wie muß unser

menschliches Gefühl nicht erbeben, wenn wir finden, zu welcher niedrigen
Stufe Menschen herabsinken können, die unter einem gesitteten Volke und

in einer Zeit leben, wo Aufklärung so große Fortschritte auch unter der
niedrigsten Volksklasse gemacht hat!"36

Wenn Volckmar die Einheimischen mit Kindern und mit Kannibalen

vergleicht, wenn er ihr Verhalten nur ex negativo als Abfall von der Aufklä-

rung und als Trotz-Reaktion gegen das bessere Neue werten kann, dann
zeigt dies seine Unfähigkeit, sie nach ihren eigenen Maßstäben zu verste-

hen, ihnen überhaupt welche zuzugestehen. Mit den „alten Bauern, auf-

gewachsen in den harten und rauhen Vorstellungen und erzogen mit den

scharfen Worten früherer Zeiten",37 teilt der junge Lehrer nicht den glei-
chen Erfahrungshorizont, fremd ist ihm eine Mentalität, die etwa - mit den

33 Dieses und das folgende Zitat ebd., S. 136. - Hervorhebungen im Original.
34 Ebd., S. 127.
35 Dieses und die folgenden Zitate ebd., S. 152.
36 Ebd., S. 154.

37 Dieses und das folgende Zitat bei Hoffmann, Der Weg, S. 71.
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Worten Friedrich Hoffmanns - „in allem Geschehen das Walten einer gött-
lichen Vorsehung anerkannte und eine Bekämpfung der Unfälle des Le-

bens als ein Auflehnen gegen Gottes Strafgericht verurteilte. Aus dieser

Einstellung heraus hatten sie sich gegen das neue Impfen gewehrt, lehnten
sie Verbesserungen im Deichbauwesen gegen Fluteinbrüche ab", und sa-
hen ohne weiteres Strandraub als Strandrecht an. Volckmar ahnte nicht,
dass die einzelnen, ihm unverständlichen Verhaltensweisen Methode hat-

ten: Sie waren Teil einer Mentalität, eines sozialpsychologisches Systems

selbstverständlicher Einstellungen, Gefühle und Praktiken, die sich gegen-
seitig stützten und so tief in der kollektiven, alltäglichen Lebenswelt ver-
ankert waren, daß sie kaum zum Gegenstand kritischer Reflexion und Ver-

änderung wurden. Zugleich handelte es sich um Phänomene einer longue
duree, oft um „Kontinuitäten [...], die seit dem Mittelalter ununterbrochen

fortbestanden haben".38 Weil Volckmar Tragweite und Stabilität dieser Zu-
sammenhänge nicht erahnte, konnte er am Ende seines Werkes trotz aller

Rückschläge um so stärker auf der hoffnungsvollen Vision insistieren:

„Man wird immer mehr den traurigen Wahn, ablegen, als ob alles wie

es nun bey uns ist, recht gut ist, weil es schon lange so gewesen, und jede
Verbesserung ihre großen Schwierigkeiten mit sich führt. Und Eiderstädt

wird der Welt das Beispiel geben, wie weit sich Aufklärung unter einer

Volksclasse erstrecken könne, die man ihrer bisher für so unfähig hielt, und
daß diese wahre Aufklärung endlich, von keinen andern als den herrlichs-

ten Folgen seyn kann."39

Das heißt aber nicht, daß Volckmar die Schwierigkeiten nicht sah; im

Gegenteil, genaue Beobachtung und Bestandsaufnahme waren ja die Vor-
aussetzungen für die Beförderung des Guten.40 Im Nachwort zum Neu-

druck der Beschreibung von Eiderstädt bemerkte Manfred Jessen-Klingen-
berg über das dort vermittelte Gesamtbild: „Was andernorts der Erneue-

rung bedarf, sieht er hier weitgehend verwirklicht an".41 Diese Einschät-

zung ist zu korrigieren. Schon ein zeitgenössischer Rezensent betonte,
Volckmar schildere wohl „anziehend das Gute seiner neuen Heimath",

doch er deute „auch an mehreren Stellen aufrichtig die Mängel an und sagt

38 Sievers, Volkskultur, S. 276.
39 [Volckmar], Versuch, S. 325 f.
40 Vgl. dazu auch Sievers, Volkskultur, S. 30: „Die Lebensweise des Volkes zu erfor-

schen, um sie dann im rationalistischen Sinn verändern zu können, sieht der Auf-
klärer als seine Hauptaufgabe an. Immer wieder ist von den Erfahrungen mit dem
Volk die Rede". Wohl auch darum kann Sievers die „Behauptung, die Aufklärer
seien ganz ohne Kenntnis der Menschenseele gewesen und hätten das Volksgemüt
niemals recht begriffen [...] in dieser Vereinfachung nicht unwidersprochen
hin[nehmen[" [ebd., S. 15], wenngleich auch für ihn „wenig zu spüren [ist] von Ver-
ständnis für Tradition und brauchtümliches Leben" [ebd., S. 10].

41 Dieses und das folgende Zitat bei Jessen-Klingenberg, Nachwort, S. D.
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Ein ehrgeiziger Junglehrer

Dass nicht nur idealistische Motive, sondern wohl auch konkretere Interes-

sen dem jungen, theologisch gebildeten Rektor die Feder führten, zeigte

sich deutlich in einem Aufsatz Ueber die jetzige, den lateinischen Schulen be-

vorstehende Reform, besonders in Rücksicht auf die kleineren Städte der Herzog-

tümer Schleswig und Holstein, den Volckmar 1796 in den vielgelesenen
Schleswig-Holsteinischen Provinzialberichten vorlegte. Wiederum hatte er sich

Großes vorgenommen, wenn auch nicht ganz aus freien Stücken:

„Nachstehender Aufsatz ist eigentlich nur ein Bruchstück aus einer

grösseren Abhandlung über Schulverbesserungen überhaupt, den ich

schon seit mehreren Jahren ausarbeitete. Ein von den Inspektoren der bei-

den hiesigen Schulen in Tönning und Garding verlangter Bericht, sowohl

über den dermaligen Zustand dieser Schulen, als ihre Verbesserung, war

die Veranlassung zu der grösseren Ausarbeitung, da ich doch erwarten

musste, daß ich bei einer etwanigen Reform meiner Schule nicht ungefragt
bleiben würde."46

Diplomatisch drückte sich Volckmar da aus, denn bei der „etwanigen
Reform" stand seine Schule insgesamt zur Disposition, von der er selbst

42 N[iemann], [Rezension: Volckmar, Versuch], S. 364.
43 Jessen-Klingenberg, Nachwort, S. D.
44 Sievers, Volkskultur, S. 30.
45 Vgl. Kordes, Lexikon, S. 373.
46 Volckmar, Ueber die jetzige [...] Reform, S. 261.

seine Meinung, was an ihnen zu bessern sein würde".42 Volckmar „ideali-
siert"43 weniger die bestehenden Verhältnisse, vielmehr ist sein Idealismus

auf immer noch herbeizuführende Verbesserungen, auf die Zukunft aus-
gerichtet. Kai Detlev Sievers schreibt: „Es geht nicht nur darum, wie der
Mensch ist, sondern noch mehr darum, wie er sein soll."44 Dies ist die Mo-

tivation, die überhaupt den selbstbewussten jungen Volksaufklärer an-
treibt.

Zwar veröffentlichte Volckmar das Werk anonym, doch war seine Ver-
fasserschaft durchaus bekannt. Schon Berend Kordes wusste ihn in seinem

zwei Jahre später erschienenen Lexikon der jetztlebenden Schleswig-Holsteini-
schen und Eutinischen Schriftsteller als Autor namhaft zu machen.45 Von dem

„auf Kosten des Verfassers" gedruckten Werk wurden immerhin über 250

Exemplare subskribiert, die meisten in Eiderstedt und Husum, eine ganze

Reihe auch in Dithmarschen, einige in Flensburg, Schleswig, Kiel und Lü-

beck. Der Buchhändler Hammerich in Altona hatte allein zehn Exemplare
geordert. Mit Erfolg hatte Volckmar bildungsbürgerliche Kreise in den
Herzogtümern auch auf sich aufmerksam gemacht.
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sagte, sie sei nicht nur „die kleinste“, sondern auch „die am schlechtesten
dotirte in beiden Herzogthümern [...], da sie in den lezten 14 oder 15 Jah-

ren nicht leicht mehr als 400 Mk. eingebracht hat."47 Schulhalter wie Schul-

inspektoren hatten also allen Grund zur Unzufriedenheit mit den kümmer-
lichen Verhältnissen dieses Instituts - nur hielten sie entgegengesetzte

Konsequenzen für angebracht. Atmosphärische Störungen konnten nicht

ausbleiben, zumal „wohl an den meisten Orten eine Art von Antipathie der

Prediger gegen Schulmänner herrscht",48 wie Volckmar gleichfalls „nicht

verschweigen" wollte. Von dem Gardinger Hauptpastor Marcus Detlev
Voß (1741-1815) meldete auch sein späterer Biograph, er solle „unbeliebt"49

gewesen sein. Vor allem aber gehörte Voß einer anderen Generation an.
Sein nur zweieinhalb]ähriges Theologiestudium in Halle samt Lehrtätigkeit

am Franckeschen Waisenhaus war noch pietistisch geprägt, er selbst galt

seinem Biographen als „ein gottesfürchtiger Mann", „voll kindlichen Gott-
vertrauens",50 der die Zukunft dem Herrn anheimstellte: „Dominus provi-
debit!!!"51 Nun musste es freilich überall da, wo die Pastoren als Schulauf-

seher „nicht bereit waren, den neuen Weg der Erziehung zu gehen, son-

dern auf einem kirchlich strengen dogmatischen Standpunkt beharrten,
[...] zu Zerwürfnissen zwischen Pastor und Lehrer kommen".52 Ob sich ein

„heftiger Streit, den die lutherisch-orthodoxe Richtung gegen den Rationa-

lismus begann", auch in Garding abspielte, muss an dieser Stelle offen blei-
ben. Anscheinend aber war der reformeifrige Rektor, obwohl er „es doch

erwarten musste", zur Schulreform nicht gefragt worden oder doch ohne

Gehör geblieben. Dafür trat er jetzt die Flucht in die Öffentlichkeit an und

machte aus der Existenz-Frage seiner Schule eine Grundsatzfrage: „Sind
viele lateinische oder zur Universität vorbereitende Schulen nöthig? Und

sind sie da nöthig, wo sie gegenwärtig sind?"53
Die Diskussion hatte einen pragmatischen Ausgangspunkt: Die Univer-

sitäten produzierten mehr Absolventen, als der Staat brauchte; lag es da
nicht nahe, schon bei den auf das Studium vorbereitenden Lateinschulen

anzusetzen und die eine oder andere einzusparen? Wozu brauchte es auf

dem platten Lande auch „latinsche Buern"? Volckmar verweigerte sich
dieser nüchternen Kosten-Nutzen-Debatte, indem er einen grundsätzliche-

ren Standpunkt einnahm. Selbstbewusst stimmte der Junglehrer den hohen
Ton von Fortschritt und Aufklärung an:

47 Ebd., S. 272.
48 Dieses und das folgende Zitat ebd., S. 281.
49 Dieses und das folgende Zitat bei Christiansen, Lebensbeschreibung, S. 12. - Den

Grund dafür vermutete Christiansen in seiner „Strenge der Pflichterfüllung gegen
sich selber und seine Untergebenen", ebd., S. 23.

50 Ebd., S. 23.
51 Zitiert ebd., S. 17.
52 Dieses und das folgende Zitat bei Hoffmann, Der Weg, S. 70.
53 Ebd., S. 263.
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„Es bedarf sicher nur weniger Aufmerksamkeit und eines geringen Nach-
denkens über dasjenige, was man in Vergleich mit altern Zeiten, in unsern

Tagen von einem Gelehrten und einer gelehrten Erziehung fordert um sich

zu überzeugen, daß jezt weit mehr verlangt wird, und also auch mehr ge-

leistet werden müsse, als ehemals hinlänglich war. [...] Deswegen ist auch
eine NothWendigkeit der Schulverbesserung in einem jeden Lande, dessen

Fortschritte in der Aufklärung mit den allgemeinen Fortschritten der Zeit
gleich bleiben, so einleuchtend, daß sie gar keiner weiteren Beweise be-
darf."54

Der selbstbewusst-fordernde, forsche Tonfall war nicht nur geeignet,
eine sei es orthodox-lutherische, sei es pietistische Geistlichkeit vor den

Kopf zu stoßen; Volckmar musste zugleich wolkig zugeben, „daß unsere
Schuljugend sich noch nicht besonders auszeichnet".55 Doch focht ihn die

missliche Position zwischen den Stühlen in seinem Optimismus nicht an:

„Bedürfnis unsere Verstandeskräfte zu gebrauchen, ist immer die beste

praktische Lehrerin der Geistesübung. Ueberdem lieset ein grosser Theil
unserer Bauern viel, und nicht ohne Nuzen. Auch hier nimmt denn eine

vernünftige Aufklärung zu, und immer mehrere fangen an, es zu bedau-
ern, daß sie in ihren jüngern Jahren nicht mehr gelernt, und fassen den

Vorsaz, ihre Kinder das lehren zu lassen, wozu sie selbst keine Gelegenheit
gehabt haben. [...] Lind eben dieser luxuriöse, oder wie man wohl eben so

richtig sagen kann, aufgeklärte Geist des Zeitalter ist es auch, der sehr viele

Knaben auf Schulen schikt, die gar nicht für die Universität bestimmt sind

[...] wodurch sie sich geschikt machen, dereinst auch in der sogenannten
grossem Welt mit Anstand zu erscheinen."56

Den Blick fest auf die große Welt gerichtet, warb Volckmar „für die Bei-
behaltung der lateinischen Schulen in kleinern Städten".57 Eher bescheiden

waren dagegen seine praktischen Argumente: Sie seien leichter erreichbar;

auch könnten Gelder und Legate nicht einfach umgewidmet werden. „Nur

das halte ich für unläugbar, daß [...], doch auch die kleinern Schulen der

kleinem Städte [...] Vorzüge vor den grossem haben, und daß es dem State

überwiegend nachtheilig sein würde, sie ganz aufzuheben",58 lautete sein
dann doch eher leises Resümee.

Hatte Volckmar einerseits eine sehr berechtigte Angst vor der Aufhe-

bung der Gardinger Lateinschule - tatsächlich wurde sie 1797 nach seinem

54 Ebd., S. 262 f.
55 Ebd., S. 272.
56 Ebd., S. 272 f.
57 Ebd., S. 278.
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Weggang geschlossen;59 so gab er andererseits zu, ehrgeizigere Lehrer
würden „fürchten [...], auf ihren Stellen zu veralten".60 Unumwunden

räumte er ein, dass „selbst die Schulmänner, welche die einträglichsten

Aemter haben, doch immer ihre Stellen gerne mit Predigerstellen vertau-

schen, wenn auch leztere weniger einträglich sein sollten, um nach unauf-
hörlicher Arbeit und unaufhörlichem Verdrusse, der ihnen bald von In-

spektoren und Schulpatronen, bald von ihren Zöglingen, bald von deren
Aeltern verursacht wird, endlich einmal zu ruhen" 61 Das war nicht nur

einfach dahin gesagt, sondern aus täglicher Erfahrung von immerhin
schon drei Jahren als Schulmann geschöpft. Bei dem aufklärerischen Schul-
reformer Volckmar werden sich neben finanziellen Problemen erste Ermü-

dungserscheinungen eingestellt haben. Ohnehin befand er sich nicht in

bester Gesellschaft, denn, so urteilte der Generalsuperintendent Adler bei

einer Visitation im Jahr 1797: „Die größere Anzahl der Eiderstedtischen

Prediger sowohl als Schullehrer besteht gleichwohl noch immer aus müßi-
gen Subjekten".

Ein Schlaglicht auf die in Garding zu dieser Zeit herrschende' Geistes-
haltung warf eine in den Provinzialberichten erscheinende herbe Kritik des

Katechismuskommentars, den Hauptpastor Voß 1796 herausgegeben hatte:
Dessen Ausführungen seien „nicht immer logisch geordnet",62 sie seien

teils „unbestimmt, verworren und dunkel",63 hieß es in vielsagender An-

spielung auf die aufklärerische Lichtmetapher, sie gäben gelegentlich gar
„zum mystischen Unwesen Veranlassung";64 an anderen Stellen sei „der

Verfasser nicht offen und liberal genug",65 und endlich sei ihm „noch mehr

Sorgfalt in der Wahl populärer allgemein-verständlicher Ausdrücke zu

empfehlen". Besonders pikant an dieser ungewöhnlich deutlichen Kritik

an Voß war, daß sie, „seinem eigenen Wunsche gemäs" erfolgt war, wie der
ungenannte Beiträger herausstellte. Es scheint, als hätte Voß eine ihm na-

hestehende Person mit publizistischer Erfahrung um eine Besprechung er-
sucht, in der gegründeten Annahme, dass diese loyal ausfallen würde - ein

geeigneter Kandidat dafür wäre der ihm untergebene junge Rektor und

Theologe Friedrich Carl Volckmar. Auch dass die Rechnung nicht aufging,
sondern der Rezensent ohne jede Rücksichtnahme so „offen und un-

parteiisch" seine Meinung kundtat, würde zu dieser Personalie passen.
Denn stieg Voß in diesem Jahr 1797 auch zum Propst von Eiderstedt auf, so

59 Im Herzogtum Schleswig wurden „mit der königlichen Resolution von 1797 [...]
die Gelehrtenschulen auf Schleswig, Husum, Flensburg und Hadersleben be-
schränkt", Sievers, Volkskultur, S. 290.

60 Ebd., S. 281.
61 Ebd., S. 265 f.
62 [Anonym], [Rezension] Auszug, S. 96.
63 Ebd., S. 94.
64 Ebd., S. 95.
65 Dieses und die folgenden Zitate ebd., S. 97.
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eröffnete sich für Volckmar der Ausweg aus dessen Machtbereich' in ein

Pfarramt auf der anderen Seite der Eider: Mit seiner optimistischen Be-

schreibung von Eiderstädt hatte er sich in gebildeten Kreisen bereits einen

Namen gemacht; in den Provinzialberichten hatte der Herausgeber Niemann

persönlich das Buch sehr lobend besprochen,66 auch der Wesselburener
Kirchspielvogt J. W. Berner gehörte zu den Subskribenten - und vielleicht
beförderte das Buch direkt sein berufliches Fortkommen. Schon am 24. Juni

179767 durfte Friedrich Carl Adolph Volckmar seine Pfarrstelle in Wessel-
buren antreten.

Der stattliche Marktort ist bis heute der Mittelpunkt des fruchtbaren
Norderdithmarscher Marschlandes; überragt von der auf einer hohen Wurt

gelegenen Kirche St. Bartholomäus, auf die sternförmig alle wichtigen
Straßen des Ortes zuführen. Volckmar erhielt das Amt des Diakons, des

dritten Predigers im Kirchspiel 68 Sein Amtssitz, das nach dem großen

Brand Wesselburens im Jahr 1737 erbaute Diakonat, lag nur wenige Schrit-
te von der Kirche entfernt an der Norderstraße; das ansehnliche Gebäude

steht noch heute. Ein neuer Wirkungskreis tat sich auf.

Gegen Aberglauben mit Vernunftglauben?

Volckmars publizistischer Elan ließ allerdings merklich nach. In der Be-

schreibung von Eiderstädt hatte er noch angekündigt, er wolle seine zum

Oberkonsistorialexamen eingereichte Abhandlung Ueber den Einfluß des

Predigers auf die höhere Bildung eines Volks weiter ausarbeiten und gegebe-

nenfalls „einst, wenn sie mehrere Reife erlangt haben wird, in irgend ein
Journal"69 einrücken, nicht zuletzt, um aus der Reaktion des Publikums

„mir mehr Belehrung über einen so wichtigen Gegenstand zu verschaffen".

Nun, da der vormalige Rektor selbst das Amt des Predigers ausfüllte, hätte

sich seine „Theorie" durch praktische Erfahrungen untermauern lassen,

hätte das Lieblingsthema Volksaufklärung endgültig zum Lebensthema
Volckmars werden können - doch öffentlich verbreitete er sich dazu nicht
mehr.

Von einzelnen Predigten abgesehen70 ließ er ausweislich des Schriftstel-
lerlexikons von Lübker und Schröder nur noch einen Aufsatz drucken:

1799 erschienen in den Schleswig-Holsteinischen Blättern für Polizei und Cul-

tur seine Anmerkungen zu dem im ersten Stükke dieser Blätter befindlichen Auf-

66 Nfiemann], [Rezension: Volckmar, Versuch], S. 364.
67 Vgl. Jessen-Klingenberg, Nachwort, S. B.
68 Vgl. Wolf, Verzeichniß, S. 14.
69 Dieses und das folgende Zitat bei [Volckmar], Versuch, S. 323, Anmerkung.
70 Vgl. Janssen, Die Frauen, S. 14. - Dort fehlen allerdings bibliographische Nachwei-

se.
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Sflze über Hexenprocesse. Darin äußerte er bemerkenswerterweise Verständ-

nis für die juristische Verfolgung, da die Delinquenten selbst „Zauberer zu

sein behauptet, und als Zauberer großen Unfug gestiftet hatten".71 Insofern

habe „bei jenen Hexenprozessen [...] allerdings eine auch der Heilmittel

bedürfende Krankheit zum Grunde gelegen. [...] Man bleibe also nicht bei

dem Schlüsse stehen: Weil Zauberei unmöglich ist, so heisst es auch Un-
sinn, Zauberei bestrafen zu wollen". Sah Kai Detlev Sievers den aufkei-

menden „Verdacht, der Wesselburener Geistliche sei womöglich selbst kein
Freund der Aufklärung"72 zwar im Kern entkräftet, so blieb doch der Wi-

derspruch zwischen Zweck und Mittel: Die aufklärerischen Prinzipien des

Erziehens und Uberzeugens warf Volckmar hier bereitwillig über Bord -

ganz davon abgesehen, dass er „offenbar die Grausamkeit der Hexenver-
folgungen unterschätzt"73 hatte.

Bereits hier zeichnen sich - vorerst im ,Theoretischen' - die Grenzen der

Volksaufklärung ab. Die Episode belegt, dass ein „Anhänger dieses neuen

,Glaubens' einer möglichen Weltverbesserung [...] ebenso dogmatisch und
intolerant sein kann wie das christliche Denken".74 Und damit war Volck-

mar durchaus kein Ausnahmefall. Kai Detlev Sievers erkennt vielmehr ei-

ne „Tendenz der Mehrzahl der Aufklärer [...] zu engherziger Pedanterie
und einem aus dem absolutistischen Denken der Zeit resultierenden Diri-

gismus"75 gegenüber traditionellen Volksbräuchen und insbesondere dem

Aberglauben. Tatsächlich ging es Volckmar auch nicht um rechtsgeschicht-
liche Haarspalterei. Alarmiert war er, denn Zauberei und Aberglaube wa-
ren auch noch in der Gegenwart virulent:

„Wir brauchen noch jezt nicht lange umherzusehn, um Menschen zu

finden, die von der Möglichkeit des Zauberns so sehr überzeugt sind, als
von der Zuverlässigkeit der Visionen und Vorzeichen. Woher die Kreuze,
die man so oft noch in der ersten Mainacht vor den Hausthüren verzeich-

net findet? woher das Kräutersuchen und Aufhängen derselben in der Jo-

hannisnacht? woher die Mummereien am Neujahrs- und heil. Dreiköni-

geabend? u.s.w. Ich wage es frei, zu behaupten, daß in beiden Herzogthü-
mem gewis auch nicht ein einziges Kirchspiel existire, in dem nicht we-
nigstens Ein Mensch auf diese Art gefürchtet und gerühmt würde."76

Der Zeitzeuge Volckmar sah den Aberglauben in allen Volksschichten

verbreitet: „Man sehe doch, in wie vielen sonst guten Häusern noch immer
Adler- und Krebssteine, Hechtkiefem und Lebern, Elendsklauen, Lams-

71 Dieses und das folgende Zitat bei Volckmar, Anmerkungen [...] über Hexenproces-
se, S. 263.

72 Sievers, Volkskultur, S. 134.
73 Ebd., S. 133.
74 Ebd., S. 30.
75 Ebd., S. 320 f.

76 Volckmar, Anmerkungen [...] über Hexenprocesse, S. 271.
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knochen sc., als köstliche Amulette zu finden sind, und schliesse dann aus

dem, was noch in guten Häusern angetroffen wird, auf den Vorrath der
gemeinen Volksclasse."77

Hatte Volckmar gehofft, als Pastor im wohlhäbigen Dithmarschen mit

seinen stolzen republikanischen Traditionen einen noch besseren Nährbo-
den für fortschrittliches Denken zu finden, als weiland der Rektor der ver-

kümmerten Gardinger Bürgerschule, so sah er sich getäuscht. Gerade in
Dithmarschen, meinte er, wo man sich „selbst in guten Gesellschaften [...]

noch Visionen und Anzeigen"78 erzähle, sei der Aberglaube besonders vi-

rulent. Nirgendwo werde „in der Mainacht soviel Unfug getrieben", „um
die ausfahrenden Hexen zu belauschen, und ihrer Zusammenkünfte zu

stören, [...] als hier." Ließ die Virulenz des Aberglaubens einerseits an der

fehlenden Aufgeklärtheit der Menschen verzweifeln, stellte sie andererseits
auch den wahren Glauben in Frage, sie kränkte nicht nur den denkenden

Menschen, sondern auch das Sendungsbewußtsein des Seelenhirten.
Doch die Zeit drakonischen Strafens war vorbei. Und so skizzierte

Volckmar eine Aufklärungs-„Theorie", die auf ihre Weise ,total' war, indem

er sein volkspädagogisches Programm in einen theologischen und welthis-

torischen Rahmen einbettete. Er begann bei den Griechen und gelangte ü-
ber die Römer zu Jesus Chrisus: Während die Alten „nicht sowohl Kinder
als rohe Menschen" waren, „trat Christus, der Göttliche, der erste Lehrer

der Menschheit, auf, und brachte die wahre Weisheit vom Himmel [...]
nicht, wie Sokrates, blos in Städte und Palläste, sondern auch in Dörfer und

Hütten [...], und leitete die Menschheit durchaus von der Sinnlichkeit ab,

hin zum Leben im Geiste und der Wahrheit".79 Ein philosophierender
Christus, ein anderer Sokrates mit volksaufklärerischen Ambitionen - das

passte in die Zeit: Als eine „sokratische Geburtshilfe des Verstandes"80 be-

zeichnete der Kieler Seminardirektor Müller neuerdings seine Lehrmetho-

de, bei der es „nicht um ein festgelegtes System von Fragen und Antworten

g[ing], sondern um die gemeinschaftlich von Lehrern und Schülern betrie-

bene Begriffsentwicklung",81 die das eigene Denken an die Stelle platten
Auswendiglernens setzte. Volckmar konkretisierte buchstäblich die Fächer,

auf denen das neue Lehrgebäude zu basieren hätte: „Dieses neuen Tempels
Grundlage sind nun: Naturlehre, Naturgeschichte, Chemie, höhere Ma-
thematik, Völker- und Staatengeschichte, Erd- und Länderkunde, Kritik

u.s.w.".82 Der pathetische Aufschwung, mit dem Volckmar seinen Aufsatz

über Hexenprozesse beschloss, ließ sich als Fanfarenstoß für eine entschei-

77 Ebd., S. 274 f.
78 Dieses und das folgende Zitat ebd., S. 275, Anmerkung.
79 Ebd., S. 298.
80 Zitiert nach Sievers, Volkskultur, S. 298.
81 Sievers, Volkskultur, S. 298.
82 Volckmar, Anmerkungen [...] über Hexenprocesse, S. 299.
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dende bildungsreformerische Offensive lesen: „Kinder" brauchen Lehrer!

Der Glaube an die „göttliche Allvernunft"83 wurde in eine Vernunft- und

Bildungsgläubigkeit übersetzt, die schon auf Erden zur Glückseligkeit füh-

ren sollte - eine idealistische Überhöhung, die neben der eigentümlichen
Vermischung von Theologie, Philosophie und Welthistorie auf konservati-
ve Gemüter irritierend wirken konnte.

Vor allem lag darin eine Widerspruch provozierende Profanierung,

wenn im Zentrum dieser Unterweisung nicht mehr der Opfertod des Hei-
lands zur Erlösung der Menschen von der Erbsünde stand. Volckmar ent-

fernte sich damit weit vom lutherischen Offenbarungsglauben. So weit, „in

Jesus nur den ,besten Lehrer' der Weisheit oder das vollkommene Tugend-
beispiel zu erblicken",84 war etwa Johann Andreas Cramer (1723-1788), seit

1774 Professor primarius der Theologischen Fakultät in Kiel, nicht gegan-
gen. Doch mit dem Tod des Staatsministers und Präsidenten der Deut-

schen Kanzlei, Andreas Peter Graf Bernstorff (gest. 1797), entbrannte „der
Kampf zwischen Konservativen und Fortschrittlern, zwischen orthodoxen

Altgläubigen und rationalistischen Neologen, zwischen Offenbarungs-
glauben und Vernunft [...] mit einer Schärfe wie nur in wenigen deutschen
Ländern".85 Die bereits angeführte Rezension zum Katechismuskommen-

tar des Gardinger Pastors Voß liefert auch dafür ein erhellendes Beispiel.

Der Primat der Religion vor moralischen Gesetzen wurde hier glatt bestrit-

ten: „Der Verfasser führt die Schüler gleich mitten in die eigentliche Religi-
on hinein, ohne die Hauptgrundsäze aus der Lehre vom Menschen, beson-
ders von seiner moralischen Natur voranzuschikken. Er baut die Moral auf

Religion und nicht die Religion auf Moral. Sein Gebäude ist daher in der

ersten Grundlage schwankend",86 lautete das pointierte Urteil des Rezen-
senten. Demgegenüber erschien „unser Meister" Christus in dieser Kritik

als „die gesunde Vernunft, die aus seinen simpeln Belehrungen so lichtvoll
hervorstrahlt".87 Im Rückblick fragte Friedrich Hoffmann: „Was würde

wohl von der Kirche als religiöser Institution verblieben sein, wenn sich
die Definition verwirklicht hätte, ,daß die Kirche als ein Verein vernünfti-

ger Wesen zur Handhabung einer wahren moralischen Religion unter frei-
en Tugendgesetzen gedacht'" sei?88

Doch wurde der aufgeklärten Pastorenschaft schon zur damaligen Zeit
„die Säkularisierung als Wirkung ihres Auftretens [...] von seiten der

rechtgläubigen Partei überall vorgeworfen". Einen starken Gegenpol bilde-

te etwa der pietistische Emkendorfer Kreis; nach den napoleonischen Krie-

83 Hoffmann, Der Weg, S. 64.
84 Gustav Stoltenberg, zitiert nach Sievers, Volkskultur, S. 39.
85 Degn, Die Herzogtümer, S. 266.
86 [Anonym]: [Rezension:] Auszug, S. 92.
87 Ebd., S. 90.

88 Dieses und das folgende Zitat bei Hoffmann, Der Weg, S. 71.
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gen dann die Erweckungsbewegung um Claus Harms, der „in seiner Ju-

gend Rationalist gewesen [war], bis Schleiermachers Reden über die Reli-

gion ihn zum Bibelglauben gebracht hatten; das seichte Tugendgerede
wurde ihm zuwider".89 Tatsächlich nahm Harms kein Blatt vor den Mund:

„Die Vernunft geht rasen in der lutherischen Kirche: reißt Christum vom
Altar, schmeißt Gottes Wort von der Kanzel" und „zieht das Heilige des

Glaubens in den Kreis gemeinster Erfahrung",90 wetterte er. Im Jahr 1826

verfassten die Generalsuperintendenten des dänischen Königreichs „eine

Art Hirtenbrief",91 in dem sie beklagten, „das Heiligste werde abgeurteilt

und der christlichen Lehre kaum so viel Kraft eingeräumt wie der platoni-

schen oder jeder anderen Philosophie". Dass es Volckmar die sokratische
Philosophie besonders angetan hatte, mochte an sich angehen. Fragwürdig

war, dass mit dem Aberglauben zugleich der biblische Offenbarungsglau-
be eskamotiert werden sollte. Fraglich war darüber hinaus, ob sich der ü-

berhöhte Idealismus in den Niederungen der Alltäglichkeit durchhalten
ließ. Und in Frage stand nicht zuletzt auch, ob die rationalistischen Aufklä-

rer selbst ihre klaren Prinzipien konsequent vorlebten. Denn sie sollten ei-
ne „makellose Gesinnung zeigen, um dem großen Werk des Fortschritts

dienen zu können. Ihre beispielhafte Haltung ist von größter Wichtigkeit

für die Hebung der Volkssittlichkeit".92

Friedrich Carl Volckmars Lebenswandel war nicht ganz so geradlinig
und tadellos, wie man es von einem ambitionierten aufklärerischen Päda-

gogen und Gottesmann erwartete. So galt der Herr Pastor als „Schlem-

mer",93 der schon einmal eklatant gegen bürgerliche Mäßigkeitsregeln ver-
stoßen konnte. Ausnahmsweise am Osterabend durften in Dithmarschen

die Knechte bei ihren Bauern „so viele Eier essen, wie sie vermochten".94

Volckmar übertraf sie alle, wie man sich noch Jahrzehnte später erzählte:
Der Pfarrer soll es bei einer solchen Ostermahlzeit auf 44 verzehrte Eier

gebracht haben.95 Finanziell stand es anfangs nicht zum Besten: Mit dem

schmalen Gardinger Rektorengehalt war Volckmar nicht ausgenommen, so

dass er in Wesselburen „Schulden mit ins Amt genommen"96 hatte. Beruf-
lich kam er über den Posten des Diakons nicht hinaus; als Johann Jakob

Meyn 1803 nach Wesselburen kam, erhielt der jüngere Neuankömmling

die ranghöhere Stelle des zweiten Predigers,97 und als zwei Jahre später
die Stelle des Archidiakons mit dem Tod des Inhabers Peter Nikolaus von

89 Degn, Die Herzogtümer, S. 391.
90 Zitiert ebd.

91 Dieses und das folgende Zitat bei Sievers, Volkskultur, S. 69 f.
92 Ebd., S. 56 f.
93 Janssen, Die Frauen, S. 12.
94 Bartels, Kinderland, S. 170.
95 Vgl. ebd., S. 170 f.
96 Bartels, Hebbels Herkunft, S. 50.
97 Vgl. Claussen, St.-Bartholomäus-Kirche, S. 39.
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Horsten aufgelöst wurde, fiel Meyn das Amt des nunmehrigen Hauptpas-

tors zu. „Pastor Meyn scheint für Pastor Volckmar überhaupt das rote Tuch
gewesen zu sein",98 schrieb Adolf Bartels, denn Meyns ethischer Rigoris-

mus machte auch vor dem älteren Amtskollegen nicht halt. In der Tat

schien Volckmar auch die an seine Position geknüpften moralischen An-

forderungen nicht zu allseitiger Zufriedenheit zu erfüllen. Dass er dreimal
verheiratet war, war noch verständlich; zwei Ehefrauen starben früh. Doch

1804 ehelichte er auf dem Krankenlager seine Dienstmagd, deren „beiden
unehelich geborenen Kinder" er „als seine eigenen Kinder" annahm99 -
was sie nach der Meinung Albrecht Janssens wie Adolf Bartels' wohl auch
waren. 100 In den Jahren 1809 bis 1810 wurde Volckmar nochmals „beschul-

digt, sein Dienstmädchen geschwängert zu haben. Während der Untersu-

chung war er vom Amte suspendiert. Als seine Freisprechung erfolgte, er-

hielt Herr Pastor Meyn vom Konsistorium eine Rüge, nicht ganz einwand-

frei gehandelt zu haben".101 Doch damit nicht genug der üblen Nachreden:
Noch lange nach seinem Tod - Volckmar starb bereits am 31. März 1814102

- ging in Wesselburen das Gerücht um, er sei auch der außereheliche Er-

zeuger des 1813 geborenen Friedrich Hebbel gewesen; der Hebbel-Forscher

Albrecht Janssen führte diese ,Volckmar-Hypothese' 1919 sogar in die wis-

senschaftliche Diskussion ein. 103 „Überhaupt muß der Herr es arg getrie-

ben haben", rief er ihm noch nach einem Jahrhundert nach. Aus heutiger
Sicht mögen diese Anwürfe kleinkariert erscheinen, doch wird an ihnen

deutlich, wie die aufklärerischen Ansprüche in zermürbenden Auseinan-
dersetzungen auf ihre Vertreter Zurückschlagen konnten.

Wie sich ,Aufklären' und ,Vernunft-Predigten' konkret in den Schulen

auswirkten, erwies sich vor allem an den in Schleswig-Holstein ab 1814

durchgeführten Schulreformen. Der im Jahr 1813 geborene Friedrich Heb-

bel bemerkte mit spöttischem Unterton über seine Schulzeit in den 1820er

Jahren, den „unläugbar höchst mangelhaften und der Verbesserung be-

dürftigen Zuständen sollte nun ein für alle Mal ein Ende gemacht, das Volk

sollte von der Wiege an erzogen, und der Aberglaube bis auf die letzte
Wurzel ausgerottet werden".104 Durch eine zu oberflächliche Lehrerbil-

dung sei allerdings nur ein „Abklärigt" in den Lehrerseminaren „ausge-

kocht und als Rationalismus in die leeren Schulmeisterköpfe hinein ge-

98 Bartels, Hebbels Herkunft, S. 51.
99 Ebd., S. 50, vgl. auch ebd., S. 52.

100 Vgl. ebd., S. 55, u. Janssen, Die Frauen, S. 12.
101 Bartels, Hebbels Herkunft, S. 51.

102 Vgl. Todesfälle, S. 212, u. Wolf, Verzeichniß, S. 14, sowie Lübker/Schröder, Lexikon,
Bd. 2, S. 663.

103 Vgl. Janssen, Die Frauen, S. 19 ff. - Zur Aufhellung des Sachverhalts vgl. Scholz,
Der junge Hebbel, S. 116 f.

104 Dieses und das folgende Zitat bei Hebbel, Aufzeichnungen aus meinem Leben, in:
Sämmtliche Werke, Bd. 8, S. 80-116, hier S. 106.
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trichtert" worden, der sich durch die neu eingerichteten Elementarschulen
„gleich über das ganze Land ergießen konnte. Das Resultat war, daß auf

eine etwas abergläubische Generation eine überaus superkluge folgte".

Schon 1818 hatte der Prediger A. H. Kochen in den schleswig-holsteini-
schen Provinzialberichten geklagt:

„Die Jugend und das Volk sind dadurch in eine Verschiedenheit von

Ansichten über und wider die Religion verwickelt worden, daß sie zuletzt
den Grund unter den Füßen verloren haben und, während der eine Theil

in den fast an Unglauben grenzenden, mit Unrecht so genannten, Rationa-

lismus unserer Tage übergegangen, der andere zu dem fast mit allen Zei-

chen des Aberglaubens befleckten Mysticismus früherer Zeiten zurückge-
kehrt ist, sind im Allgemeinen der Verstand und das Herz der Menschen in

einen, dem religiösen und sittlichen Leben gleich gefährlichen Zwiespalt
gerathen." 105

Schon Volckmar selbst war nicht verborgen geblieben, dass sich die rei-

ne „Theorie" zunehmender Aufklärung an den kruden und krummen Rea-

litäten brach, wenn er in seinen Anmerkungen zu den Hexenprozessen ein-
gestand: „Aufklärung oder Freisein von Verstandesfinsternis ist ein so sehr

relativer Begrif, daß ein einzelnes Volk, so wie ein einzelner Mann in eini-

gen Stücken sehr aufgeklärt und in anderen sehr unaufgeklärt sein
kann."106 Wahrscheinlich ermaß er aber eben nicht, dass es hier um Menta-

litäten ging, um tiefverwurzelte Gewohnheiten - unabhängig von Fragen
der Einsicht und des Verstandes -, die nicht von heute auf morgen ,aber-
ziehbar' waren. Und schließlich war er auch selbst verstrickt in eine merk-

würdige ,Dialektik der Aufklärung', wenn ihm gegen „Verstandesfinster-

nis" die Bestrafung nicht das schlechteste Mittel schien.

Was aber wurde in den noch vor ihm liegenden Wesselburener Jahren
aus seinem aufklärerischen Denken? Was sollte von dem Idealismus aus

der Zeit vor der Jahrhundertwende bleiben? Warf gar die ,Große Geschich-

te' - das Ende der napoleonischen Ära und die damit verbundenen Krisen
- ihre Schatten voraus?

In schlechter Verfassung: Dithmarschen als Oligokratie

18 Jahre trennten den Visitationsbericht Volckmars aus dem Sommer 1813

von der Beschreibung von Eiderstädt. Wieder schilderte er umfänglich die
Verhältnisse einer ganzen Landschaft - diesmal die von Norderdithmar-

schen. Doch jetzt hielt er sich nicht mit der „Beschreibung" auf, schon gar
nicht mit geographisch-landeskundlichen Ausführungen, sondern er

105 Zitiert nach Sievers, Volkskultur, S. 69.
106 Volckmar, Anmerkungen [...] über Hexenprocesse, S. 294 f.
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zeichnete ein ebenso kritisches wie detailliertes Bild allein von den poli-

tisch-gesellschaftlichen Verhältnissen in ihrer historischen Entwicklung,
von Kirche, Schule, sozialen Problemen. Diese Konzentration in Thema

und Tenor war in der Textgattung des Visitationsberichts begründet, doch

auffällig bleibt bei aller Ausführlichkeit das fast völlige Fehlen des frühe-

ren idealistischen Grundtons. Mit desillusionierter Eindringlichkeit führte

Volckmar nun dem visitierenden Generalsuperintendenten Unzulänglich-
keiten und Probleme der Landschaft vor Augen.

Die aktuellen weltgeschichtlichen Erschütterungen, insbesondere die

durch das dänische Engagement für Napoleon ausgelöste Wirtschafts-, Fi-
nanz- und Staatsschuldenkrise, hatten im Sommer 1813 auch Dithmar-

schen bereits erreicht. Volckmar bedachte „das unter der Last seiner Abga-
ben ohnehin erliegende Kirchspiel, welches allenthalben über die Enormi-

tät seiner Beiträge schreit" [B 9], allerdings nur mit geringer Empathie, und

wenn er die „iezt sehr verschuldeten Landschafts und Kirchspielskassen"
[B 8] erwähnte, bemerkte er zugleich: „Nun ist freilich in manchen Dörfern

die Wirthschaft mit den Dorfschaftskassen nicht besser gewesen" [B 8]. Die

makroökonomischen Schwierigkeiten interessierten ihn nur am Rande.

Gleich mit dem ersten Satz benannte er hingegen, was er als Grundursache
für alle gesellschaftlichen Probleme ansah:

„Alle Mängel im Kirchen, Schul und Armenwesen der Landschaft Nor-

der-Dithmarschen, oder wenigstens doch die Ursache weshalb dies alles

hier nicht so eingerichtet ist wie in den ältern Schlesw: Hollst: Königl.

Aemtem, liegen offenbar in der Verfassung der Landschaft selbst." [B 1 -
Hervorhebung durch C. S.]

In seiner Beschreibung von Eiderstädt, „dessen Verfassung sonst der Nor-

derdithmarsischen am nächsten kommt", hatte er diese nur ganz beiläufig

erwähnt - jetzt rückte er sie ins Zentrum seines Interesses. Eigenart und
historische Entwicklung der Landesverfassung galt es, zunächst darzule-

gen. Volckmar ging bis in die Zeit der Dithmarscher Bauemrepublik zu-

rück, die in der „Letzten Fehde" des Jahres 1559 dem Angriff einer Fürs-

tenkoalition unter Führung des dänischen Königs erlag. Dadurch büßte die
zunächst drei-, dann zweigeteilte Landschaft zwar ihre über Jahrhunderte

entwickelte quasi-staatliche Unabhängigkeit ein, behielt jedoch eine recht-
liche Sonderstellung:

„Norderdithmarschen hat eine Konstitution die sich der republikani-

schen in viel höherem Grade nähert als die Konstitution irgend eines an-
dern Amtes das einen Theil der Provinzen eines souverainen Fürsten aus-

macht. Diese Privilegien durch welche seine Konstitution sich auszeichnet,

verdankt es freilich zum Theil der hohen Achtung welche die Thaten eines
Volkes das gegen 400 Jahre seine Freiheit verfochten hatte und sie nicht

ohne einen äußerst blutigen Kampf aufopferte, seinen Siegern, besonders
dem großen Herzoge Adolph von Hollstein und dem Feldmarschall Jo-
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hann Ranzau einflößen mußten. Aber der größte Theil dieser Exemtionen
ist doch erst in den drei ersten Vierteln des verflossenen Jahrhunderts auf

eine für die Landesregierung wenig ehrenvolle Art erkauft. Der lezte Her-

zog Carl Friedrich hatte mit seinen Besitzungen im Herzogthum Schleswig

zwar die Hauptquelle seiner Einnahme aber nicht die Neigung zum Auf-
wande verlohren welcher durch diese Einkünfte bestritten wurde. [...] Die-

ser war daher beständig in Geldverlegenheit, und da Er sich sehr oft in
Heide aufhielt so konnten mäßige Geschenke von den reichern Einwoh-

nern dieser Landschaft leicht ihre Ungestraftheit für manches widerrechtli-
che Unternehmen bewirken. Die Landesvorsteher selbst benutzten dann

diesen Geldmangel ihres Regenten, um sich manche Vorrechte zu erkaufen

die ihr bei einer gut eingerichteten Regierung sicher abgeschlagen wären.
Die üble Wirthschaft mit allen Kommünelasten und der verderbliche Ein-

fluß der Machthaber, nahm nach dem Tode dieses Herzogs 1739 noch mehr

zu, da die Rußische Regierung unter welche N [order]: Dithmarschen mit
Seinem Sohne dem nachmaligen Kayser Peter II zu stehen kam, weit ent-

fernt, die Glieder des geheimen Konseil in Kiel selten sehr bemittelt, und
die Administratoren von wenigem Einflüsse waren." [Bl]

Hier republikanische Freiheit, dort souveräner Fürst - auch nach dem

Untergang der Bauernrepublik hatte sich ein besonderes landschaftliches
Bewusstsein in Dithmarschen erhalten, das in „Privilegien" und „Exemtio-
nen" konkret wurde. Doch beruhten diese nur zum kleineren Teil auf an-

gestammten Rechten, sie seien vielmehr überwiegend erst im 17. Jahrhun-

dert „auf eine für die Landesregierung wenig ehrenvolle Art erkauft" wor-

den. Volckmar ging aber nicht nur mit den Regenten ins Gericht, sondern
auch mit den vermeintlichen Republikanern:

„So wie das alte Dithmarschen wohl sicher genug unter allen Europäi-

schen Staaten das einzige Land ist das seine ächt demokratische Verfas-

sung am längsten behauptete, so gieng hingegen im neuem Dithmarschen
seine republikanische Verfassung schnell den Weg aller andern Demokra-
tien; indem aus dieser bald eine Aristokratie und aus ihr wieder eben so

schnell eine Oligokratie sich bildete. Noch bis zum Anfänge des 17ten
Jahrhunderts wurden die Landesangelegenheiten, durch die Kirchspiel-

voigte, den Interessenten aller Kirchspiele vorgelegt, und diese ihre gefaß-

ten Beschlüsse von jenen in der Landschaft vorgetragen; nur bei wichtigen
Vorfällen wurden von den einzelnen Kirchspielen besondere Deputirte un-

ter dem Namen der Vollmachten, oder Landes und Kirchspielsgevollmäch-

tigten erwählt, die dann mit den Kirchspielvoigten vereinigt in der Lan-

desversammlung diese Angelegenheit debattirten. Ein einzelner Mann

wußte dem Herzog Friedrich IV diese Einrichtung als höchst nachtheilig
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vorzustellen und seit 1638107 hat jedes Kirchspiel seine beständigen Landes
und K.[irchspiels] Gevollmächtigten welche gleich den englischen Parla-
mentsdeputirten jewjeils] von ihren Konstituenten gewählt, aber ihnen

keine Rechenschaft abzulegen schuldig sind. Diese machen igs [= insge-
samt] mit den Kirchs[piel]: Voigten den großen Rath der Landschaft aus;
und mit den Kirchspiels-Deputirten und Adjuncten den kleinen Rath jedesKirchspiels." [B 1]

Die Eiderstedter Landesverfassung hatte Volckmar noch mit einigen all-
gemeinen Worten gelobt; sie nähere sich „der republikanischen in einem
sehr hohen Grade, und man lebt hier in einer Art von Freiheit und Gleich-

heit",108 die ihm zugleich eine gute Grundlage für weitere Aufklärung er-
schien. Doch am Beispiel Dithmarschens hatte er seine Meinung gründlich
geändert. Schien er zunächst die Dithmarscher „Demokratie" gegen eine
mangelhafte monarchische Verfassung auszuspielen, so sah er sie „schnell
den Weg aller andern Demokratien" gehen, indem er „aus dieser bald eine
Aristokratie" und „eben so schnell eine Oligokratie" werden ließ. Diese
Abfolge ließ sich aus der bekannten Verfassungslehre des Polybios nicht
entnehmen, nach der gerade umgekehrt aus der Oligarchie die Demokratie
und aus dieser die Ochlokratie, die Pöbelherrschaft entstehen sollte. Volck-

mar war aber nicht der erste, der so dachte. Schon 1788 hatte Johann Adri-

an Bolten in seiner Ditmarsische[n] Geschichte gemeint, es sei „sehr zu be-
jammern, daß dieses Land durch eine schlechte innere Verfassung, welche
vielleicht der Herrschaft sowohl als den Unterthanen als eine Pertinenz der

hiesigen Freyheiten vorgespiegelt worden, in so tiefe Schulden versunken
ist. Könnten hier die aristokratischen Misbräuche abgestellet werden [...];
könnte endlich despotischen und habsüchtigen Beamten [...] wohl auf die
Finger gesehen werden [...], so dürfte Ditmarsen vielleicht im künftigen
Zeiträume wieder zu seinem alten Flore gelangen", zumal es doch „die

herrlichsten Freyheiten und Privilegien geneußt und unter der gnädigsten
und gelindesten Landes-Herrschaft steht".109 Doch wo Bolten schlicht per-
sönlichen Machtmissbrauch und fehlende Kontrolle sah, ging Volckmars
systemische Betrachtung der ,inneren Verfassung' weiter. Auch die Zuver-

sicht Boltens hatte er längst verloren. Denn die Erkenntnis, dass sich die

„Herrschaft der Besten" regelmäßig in eine der „Wenigen" verkehrte, war

keine bloß theoretische, sondern speiste sich aus permanentem konkreten

107 Es handelte sich um den ehrgeizigen herzoglichen Günstling Johann Fehring aus
Wesselburen, vgl. dazu Marten/Mäckelmann, Dithmarschen, S. 248 ff. - Vgl. ebd.
auch die abweichende Bewertung: „Wenn man Fehring als den Mörder der dith-
marsischen Freiheit hingestellt hat, [...] so tut man ihm entschieden Unrecht. Die
Verwaltung blieb in den Händen der Landesbewohner; daß ihre Ausübung auf we-
nige Ausführende beschränkt wurde, war eigene Schuld und gereichte dem Ganzenzum Vorteil".

108 [Volckmar], Versuch, S. 1.
109 Bolten, Ditmarsische Geschichte, Bd. 4, S. 522-524.
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Erleben. Sie wird ihm sauer genug geworden sein, konterkarierte sie doch

auch seinen früheren Geschichtsoptimismus und belegte, dass der Prozess

der Aufklärung keineswegs unumkehrbar war.
„Acht“ demokratisch war freilich auch die alte Bauernrepublik nicht

gewesen, doch Volckmars Diagnose einer zunehmenden oligarchischen Er-
starrung war durchaus berechtigt. Bis ins 17. Jahrhundert übten „die füh-

renden Familien der ehemaligen Bauernrepublik weiterhin entscheidenden
Einfluß",110 ohne dass es „feste Gremien gab, in denen sich eine politische

Meinungsbildung organisieren oder artikulieren konnte". Es war Herzog
Friedrich III., der 1631 je Kirchspiel zwei bis drei Gevollmächtigte und für

ganz Norderdithmarschen einen Landespfennigmeister einsetzte,111 die

zusammen das „Landesvorsteherkollegium" 112 bildeten, das sich per „Ko-

optationsrecht"113 selbst ergänzte. Dabei galt das Indigenat, ein Prinzip,
das Volckmar von seiner Kritik nicht ausnahm: „Ich bemerke nur noch,

daß, um dieser Oligokratie sowohl in der Landschaft als in ihren einzelnen

Kirchspielen nun einige Dauer zu geben, die Landschaft sich lange das
Privilegium erkauft daß ihre obersten Beamten, als Landvoigt und

Kirchspielvoigte aus ihrem eigenen Mittel erwählt werden. Also ist immer
eine Familie zu schonen" [B 3], 114 Die Abgeschlossenheit und mangelnde

Rechenschaftspflicht dieses elitären Gremiums verstieß nicht nur gegen

das aufklärerische Prinzip der „Publicität", sondern begünstigte in Volck-

mars Augen auch menschliche Schwächen wie „Nepotismus und selbsti-
sches Interesse" [B 2] sowie selbstgefällige Ignoranz: „In den Seelen der

Unterbeamten" habe nirgendwo „der Gedanke Wurzel gefaßt", dass man,
„um in seinem Fache etwas Brauchbares zu leisten die Theorien und Erfah-

rungen Anderer studirt haben müsse"; manche würden „gar dieses Studi-

um deswegen nur vornehmen um Alles zu verachten was anderer Orten
nicht so ist wie bei uns. Nul n'aura esprit hors nous & nos amis" [B 2],

Eine solch desinteressierte Haltung verstärkte wiederum das Machtge-

fälle innerhalb der Landesversammlung, wo zwar „die zwölf Kirchspiel-

voigte und 28 Vollmachte delibriren und decretiren" [B 2], jedoch „der

Landvogt und der Pfenningmeister beständig den Vortrag" [B 2] hätten:

„Allein die Propositionen in der Landschaft sind den Delibranten nicht
immer hinlänglich vorher bekannt: und überall sind wohl nicht leicht in ir-

gend einem Kollegium die sämtlichen Mitglieder immer im Stande den
Vortrag ihres Chefs auf der Stelle hinlänglich zu fassen und nöthigenfalls

zu widerlegen, zumal wenn der Chef Gewandheit im Ausdruck besitzt,

110 Dieses und das folgende Zitat bei Witt, Dithmarschen, S. 197.
111 Vgl. ebd., S. 197 f.
112 Ebd., S. 198.
113 Ebd., S. 199.
114 Vgl. ebd., S. 199 f., u. Opitz, Dithmarschen, S. 222.
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und für jede Frage eine Antwort, für jeden Gegengrund eine Widerlegung
in Bereitschaft hat." [B 2]

Da „überdem [...] in der Landesversammlung nicht viritim sondern

kirchspielsweise gestimmt" werde, also „der Kirchspielvoigt und die Ge-

vollmächtigte eines Kirchspiels" gemeinsam „nur eine Stimme" [B 2] ha-

ben, 115 sei, so Volckmar, „alles an der Stimme der Kirchspielvoigte gele-
gen", 116 die obendrein innerhalb ihres Kirchpiels eine große Machtfülle be-
säßen:

„Ein Kirchsp[iel] Voigt ist die erste Instanz in allen möglichen Verhand-

lungen die vor solchen Tribunalen beendigt werden. In geringfügigen
Schuldsachen und manchen andern nicht unbedeutenden Händeln ent-

scheidet er so gut wie definitiv. Er ist Konkursrichter, Polizeimeister,

Deichgraf und einziger Obervormund in seinem Kirchspiele, und über-
haupt derjenige auf dessen Bericht der Oberbeamte alles an kommen las-

sen muß. In allen unzäligen Commüneangelegenheiten eines Kirchspiels

ist er Präses und kein Versammlungsbeschluß kann ohne ihn rechtskräftig
werden. Da auch bei allen Kommünen Kassen sind über die er wenigstens
die Kontrolle und oft auch die Direction hat, so war Er von jeher der Mann
den jeder Einwohner eines Kirchspiels fürchten und ehren mußte: Seitdem

die Landesversammlung aus ihrer unterthänigsten Vorstellung, daß zum

allgemeinen Besten unumgänglich nothwendig sey daß die Kirchspielvoig-

te die einzigen Hebungsbeamten jedes Kirchspiels wären, bei der Regie-

rung durchgedrungen ist, sind sie allmächtig; zumal da die Gevollmächtig-
ten und Kirchspielsvorsteher in der Regel diejenigen sind die der Nach-
sicht des Hebungsbeamten am meisten bedürfen." [B 2 f.]

Volckmars Hinweis auf die Ämterhäufung der Kirchspielvögte lässt

sich bereits als implizite Kritik an einer fehlenden Gewaltenteilung lesen.
Überdies könne es geschehen, dass der Vorgesetzte Landvogt von Norder-

dithmarschen ihnen „eine Macht in ihrem Kirchspiele verleiht die ihnen

sonst nicht zukam, oder es nicht ahndet wenn sie zu weit greiffen" [B 3].

Volckmars Gesamturteil über die Gevollmächtigten als das eigentliche
Corps der Abgeordneten war demgegenüber vernichtend: „Die Vollmach-

ten sind in der That nur deswegen in der Landesversammlung, um den

Beschlüssen ein größeres Ansehen zu geben" [B 2]. Es war der Kitt gemein-

samer Interessen, der sie beisammen hielt: „Ein verständiger Landvoigt
wird demnach wünschen die Gevollmächtigten nicht wider sich, die

Kirchspielvoigte zu Freunden zu haben" [B 2]. Das gleiche Prinzip des Do
ut des zeigte sich eine Verwaltungsebene tiefer im Verhältnis vom Kirch-
spielvogt zu den Kirchspielvorstehern:

115 Im Gegensatz zu dieser „Kuriatabstimmung" in Norderdithmarschen galt in Sü-
derdithmarschen die „Virilabstimmung", vgl. Witt, Dithmarschen, S. 199.

116 Die gleiche Anschauung vertritt Witt, Dithmarschen, S. 199.
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„Nach den Rechten darf der K: Voigt auch nicht in der kleinsten Angele-

genheit die das ganze Kirchspiel betrifft, ohne ihren Consens verfahren.
Nach der Observanz ist ihr Consens dem K. Voigte so sicher daß dieser sie

auch nicht einmal immer darum befragt, sondern nur zu seinem Schutze
sie versammelt um ihnen die Verantwortlichkeit für seine Thaten aufzu-

bürden. Aber ein Hollsteinischer Kirchspielvoigt ist weit davon entfernt

sich das Ansehen zu geben als ob er eigenmächtig verfahre. Er beredet sie
unaufhörlich daß er nur der Vollstrekker ihres Willens sey und ganz durch

sie geleitet werde; welches auch allerdings sehr oft der Fall ist sobald sein
persönliches Interesse sich ihren Wünschen nicht widersetzt." [B 3]

Das von Volckmar bei den Repräsentanten des Staates kritisierte „selbs-
tische Interesse" äußerte sich im Rahmen der ständischen Gesellschaft

auch in der formalen Rangordnung - und in Rangeleien um die Plätze.

Auch hier konnte der Landvogt manipulativ eingreifen, „indem Ehre von

jeher der Hauptgötze der Dithmarscher war" [B 3]: Wenn er „pekuniaire

Wünsche oder gar dergleichen Bedürfnisse hat, so kann er auch leicht ihre
Freundschaft erwerben, indem [...] er ihnen Rang und Würden ertheilt" [B

3], Zu seinem Leidwesen sah der Pastor sich selbst ganz ans untere Ende

der sozialen Stufenleiter gestellt: „Die Kirchspielvoigte haben in der Gros-

fürstlichen Rangverordnung ihren sehr bestimmten Rang. Konstitutionen
von 1656 und 65 setzen die Vollmachten diesen unmittelbar nach und be-

stimmt wenigstens über alle Schulbedienten, sogar die Rectoren in Mel-

dorp und Heide. Andere Reglements von 1705 und 6 wiesen an diese die
Deichrichter; und da es nun noch nach den neuesten Entdeckungen in der

Dithmarsischen Kirchenverfassung keinen pastor primarius giebt, so ste-

hen, genau genommen, die Prediger weit herunter." [B 3]

An dieser Stelle wurde seine Klage persönlich: „In alten Zeiten freilich
machte die Gewohnheit die Leichen der Honoratioren mit großen Proces-

sionen zu beerdigen, diese Rangordnung höchst wichtig, und die Prediger

wurden durch sie wenig kompromittirt da bei Leichenprocessionen ihr
gewöhnlicher Platz vor der Leiche vorauf war, und man den Klerus selbst

mit einer Art von superstitiöser Achtung verehrte. Allein iezt werden mit

diesen Rangordnungen reellere Vortheile verknüpft; und es ist wohl für
Kirche und Schule nicht immer vortheilhaft daß mit ihr unzertrennlich das

Streben freie eigenen Meinungen gegen die Kirchendienerschaft durchzu-
setzen verbunden ist. ,Nur der Mächtige hat einen Willen. Der Schwächere

darf nicht wollen!' und da ein Prediger und Schullehrer in Dithmarschen

unendlich schwach sind, so ist ihr Wille der guten Sache oft mehr hinder-
lich als förderlich." [B 3]

Dies war nun freilich ein prekärer Gang der Argumentation: Was

scheinbar souverän als Verfassungsdiskussion aus historischer Distanz be-

gonnen hatte, mündete in eine bittere Klage über die Missachtung und

Machtlosigkeit des eigenen Amtes. Nun bedauerte Volckmar gar den Ver-
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lust „superstitiöser" - also abergläubischer! - Verehrung der Pastoren „in
alten Zeiten" und zeigte sich zugleich selbst hoffnungslos verstrickt in

Rangstreitigkeiten und Ränkespiele der ständischen Gesellschaft, die weit
davon entfernt war, dass sich Vernunft und Einsicht ,ohne Ansehen der

Person' Geltung verschafften. Angesichts ihrer „oligokratischen" Verderbt-

heit wünschte sich der bürgerliche Aufklärer Volckmar sogar die Aristo-
kratie zurück, die aus Dithmarschen bereits im Mittelalter vertrieben wor-

den war, ihm aber aus seiner ostholsteinischen Heimat und Kinderzeit ver-
traut sein mochte. Denn:

„Indes der Edelmann schon als Jüngling und Knabe sich über alle Bür-

gerliche gleich erhoben fühlte, setzt der bürgerliche Beamte der in seiner

Jugend vielleicht viel Furcht vor dem Prediger, viel Respect oder Liebe für

den Kirchspielvoigt hatte leicht seinen Mannessinn darin daß er, diese ju-
gendlichen Eindrücke auszulöschen bemüht, nun denen furchtbar ist die

einst es ihm waren. Man darf es wohl gestehen, da iezt hoffentlich die Zeit
vorüber ist da es Ton war nicht blos bei Schriftstellern, sondern auch bei

den vornehmsten adelichen Familien selbst, den Geburtsadel herabzuwür-

digen, daß dem Edelmann doch leicht seine freiere Erziehung Ansprüche
an eine Huldigung giebt welche das peinliche Gefühl der Subordination so

gezwungen nur leistet, wenn keine ausgezeichneten Geistesvorgänge diese
erleichtern." [B 3f.]

Damit geriet Volckmars Position unversehens in die Nähe pietistischer

Aufklärungskritiker wie etwa Friedrich Graf Reventlows, der als Adliger
aus seiner „Überzeugung von der Notwendigkeit einer ständischen Ord-

nung"117 nie einen Hehl gemacht hatte und dem „bürgerliche Minister [...]
als willenlose Kreaturen verdächtig" schienen. Doch im Unterschied zu

dem Emkendorfer Grafen führte dem Pastor auch eine ganz persönliche
Kränkung die Feder. Hatten vormals die anderen „vielleicht viel Furcht vor

dem Prediger", so waren sie jetzt ihm „furchtbar". Seine verfassungsmäßi-

ge Stellung war so „unendlich schwach", dass er auch Huldigungen denen

leisten musste, bei denen „keine ausgezeichneten Geistesvorgänge diese

erleichtern". Dies war, was den Aufklärer, den Reformer am meisten quä-
len musste - „das peinliche Gefühl der Subordination". Volckmars be-

scheidene Karriere vom Rektor zum Pastor hatte sich keineswegs als ein

,Marsch durch die Institutionen' erwiesen, der wachsende Wirkungsräume
eröffnet hätte. Hatte er einerseits zu Genüge erfahren, dass die ihm zu Be-

lehrung und Erbauung anvertrauten Menschenkinder gegen jede Art der
Aufklärung resistenter waren, als er sich einst in jugendlichem Idealismus
vorgestellt hatte, so musste er auf der anderen Seite erkennen, dass er auch

die ,Elite' nicht nur gegen, sondern über sich hatte. In diesem Kampf an
zwei Fronten stand er auf verlorenem Posten; der Rekurs auf die frühere

117 Dieses und das folgende Zitat bei Degn, Die Herzogtümer, S. 277.
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Rangordnung und die Reminiszenz an die Vornehmheit der Aristokraten

waren ebenso wie der Appell an den außenstehenden Generalsuperinten-
denten anlässlich der Generalkirchenvisitation Gesten der Hilflosigkeit.

Leere Kirche - „leere Ceremonie"?

Die Erörterung der politisch-gesellschaftlichen Zustände macht mehr als

ein Drittel des gesamten Visitationsberichts aus. Was thematisch als über-
dimensionierter Exkurs erscheint, liefert die strukturellen Grundlagen und

den Bezugsrahmen für die weitere Argumentation in Bezug auf den ei-

gentlichen Wirkungskreis des Pastors, die „Kirchenverfassung" [B 4]. Hat-

te der Aufsatz von 1799 über Hexenprozesse den Aberglauben noch als

Phänomen geistlicher und verstandesmäßiger Rückständigkeit behandeln
können, so musste Volckmar nun eine fundamentale Indifferenz der Be-

völkerung gegenüber der ,wahren Lehre' erkennen, eine generelle und

grundsätzliche Bildungsferne. Auch hier machte er strukturelle Ursachen

geltend, gegen die er sich als Prediger machtlos sah.

Wieder begann er mit einer pointierten Aussage: „Bei der Einrichtung
unseres öffentlichen Gottesdienstes ist sicher kein anderer Mangel so we-
sentlich und so auffallend als die Unbedeutendheit der öffentlichen Kate-

chisationen" [B 4], Das Abfragen des lutherischen Katechismus fand ur-

sprünglich während der Gottesdienste statt und bereitete die Schulkinder
auf die Konfirmation vor, diente aber auch der versammelten Gemeinde

zur Repetition der Glaubenslehre. Wurde das Abendmahl gefeiert, entfiel
die Katechisation zumeist, denn „bei der starken Anzahl der Kommuni-

kanten und den mehrern Gesängen welche beim Vormittagsgottesdienst

gesungen wurden, blieb für diese Gemeine wenigstens des Vormittags

wenig Zeit zur Kirchencatechisation übrig" [B 4], Dem Unterricht waren so

nur wenige Sonntags-Stunden Vorbehalten gewesen: „Noch als ich vor 16
Jahren hieher kam, waren kaum 12 Sonntage im Jahre an welchen gar kei-

ne Kommunion gewesen wäre" [B 4], schreibt Volckmar, und so beweise
die ehedem „kleine Anzahl der zu dieser Handlung bestimmten Sonntage

daß man von jeher in Norderdithmarschen für die öffentliche Kinderlehre

wenig Sinn gehabt habe" [B 4]. Seit einigen Jahren sei die Katechisation

aber auf die Sonntagnachmittage gelegt worden, an denen „die Jugend von

allen Dörfern zugleich sich jedesmal einfinden sollte" - also bereits zu ei-
ner Art wöchentlichen Konfirmandenunterrichts. Fatalerweise war sie aber

nach dieser gutgemeinten Reform „iezt [...] fast ohne alle Bedeutung" [B
4], Denn „von mehr als 200 Individuen die sich zur Katechisation einfin-
den müßten, wenn auch nur die 3 letzten Jahre vor der Konfirmation zur

Norm dientenj,] sind in der lezten Hälfte des Sommers bei weitem nicht

immer nur 20 versammelt" [B 5] - nicht einmal zehn Prozent der Unter-
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richtspflichtigen waren also anwesend. Konnte man den Kindern die Lust-
losigkeit vielleicht nicht verübeln, so rügte Volckmar umso schärfer das

Versagen der „Obrigkeit", von den Dorflehrern bis zum Landvogt, die
sämtlich das Problem ignorierten:

„Aber keine Obrigkeit bekümmert sich darum wie dies gehalten wird;
und da der Diaconus zwei Drittheile dieser Katechisationen zu halten hat,

so bekümmern sich auch die Schullehrer, da diesen gar keine Mitaufsicht
über die Schulen verstattet wird, nicht darum ihre Jugend zum Besuch der

Katechisationen anzuhalten [...]. Mehrere Schullehrer halten es sogar für
überflüssig mir auch nur die Listen ihrer Schulkinder zuzustellen, und

verhindern diese wohl gar an solchen Sonntagen in der Kirche zu erschei-

nen da nicht der Hauptprediger katechisirt. An Vorstellungen dagegen bei
Visitatoren hat es von meiner Seite nicht gefehlt, und schon auf meine

mündliche Vorstellungen äußerten der h[ie]s[ige] Landvoigt sehr verbind-

lich gegen mich daß das Unsinn wäre, indem ich eben so gut Schulinspec-
tor sey als der Hauptprediger, aber alle seit mehrern Jahren oft wiederhol-

ten Bitten um weitere Verfügungen sind ohne Wirkung geblieben." [B 5]

Wiederum sah sich Volckmar zwei Fronten gegenüber - der Ignoranz
der Schüler ebenso wie der Amtsträger. Diese Zustände gipfelten in der
Tatsache, daß in Norderdithmarschen „alle Jahre mehrere Katechumenen
konfirmirt werden müssen die in ihrem Leben keiner Kirchenkatechisation

beigewohnt haben" [B 4], ja, die nicht einmal auf den Namenslisten der Ka-
techisanden erfasst seien:

„Der Hedwigenkoog und alle diejenigen Schüler welche nicht in den öf-
fentlichen Schulen gehen, oder welche wie z. B. im Flekken Wesselbuhrn

zwar in die öffentliche Schule gehen, aber weil sie so selten kommen, nicht

lesen und den großen Katechismus nicht lernen können, gehören nicht mit
auf diese Listen, kommen also auch nicht ins Examen und werden doch
konfirmirt." [B 5]

In den Augen Volckmars waren die Ungebildeten an ihrer Unbildung
selbst am wenigsten schuld; er lastete dies vielmehr einer allgemeinen
„Nichtordnung" [B 5] an - einem Chaos also, bei dem lokale Ausnahme-

rechte (wie im Fall des Hedwigenkoogs), das geduldete Nebeneinander

von öffentlichen und privaten Schulen, bürokratische Mängel (bei der Lis-

tenerfassung) und die völlige Gleichgültigkeit der Amtsträger eine unhei-

lige Allianz eingingen und die Verbesserung der religiösen Bildung vor

schier unlösbare Probleme stellten. An die innere Einstellung der Men-
schen zur Kirche, zu ihren dogmatischen Vorschriften und moralischen
Zumutungen, rührte Volckmars Analyse freilich nicht.

Wurde die Katechese von vielen als lästige Übung wahrgenommen, so

war es mit der Teilnahme der Konfirmierten und generell der Gemeinde
am Abendmahl nicht besser bestellt:
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„Ich darf sagen daß die Mehrzahl der Kommunikanten die nicht noch zu
den Alten gerechnet werden, durch die beiden Umstände bestimmt wird

daß die Frauen genau 4 bis 6 Wochen vor ihrer Entbindung, und die zulezt
konfirmirten Knaben und Mädchen vorher kommuniciren ehe sie Gevatter

stehen sollen." [B 5]

Alte, Hochschwangere und Jugendliche gingen demnach zum Abend-
mahl - eine Veranstaltung für ,Randgruppen'. Überhaupt nahm „die An-
zahl der Kommunikanten [...] von Jahr zu Jahr ab, und mit ihr ein sehr be-

deutender Theil der Einnahme - wenigstens der hiesigen Prediger" [B 5],

Der heutige Leser ist seltsam berührt: Ohne jedes Zögern schaffte Volck-

mar die Volte von der Sorge des geistlichen Hirten zur handfesten, beinahe

polemischen Interessenvertretung in eigener Sache: „Dies gehört ja aller

Orten zur Aufklärung, die gerne der Prediger ganz überhoben wäre und
besonders alle Gebühren welche den Predigern entrichtet werden höchst

ungereimt finden, indes die Civilbeamten ihre Sporteln auf tausenderlei
Art machen" [B 5], Der Wesselburener Pastor beklagte, „daß hier die

N[order] Dithmarsischen Prediger in der Kirchenverfassung unserer Land-
schaft weit mehr Hindernisse zur Verbesserung ihrer Dienste finden als

anderswo" [B 6]; allein dass „in übrigen Altköniglichen Aemtern [...] der

allmähligen Verschlimmerung der Predigereinnahmen, wenigstens in eini-
gen Stellen Gränzen" gesetzt wurden, „läßt uns doch hoffen daß auch die

hiesigen Prediger auf ähnliche Wohlthaten hoffen dürfen" [B 6]. Mit der
schwindenden Zahl an Beichtkindern schmolz nämlich auch der lukrative

Einnahmeposten des Beichtgeldes, das Volckmar durch ein Fixum abgelöst
sehen wollte:

„Zu diesen Vorkehrungen rechne ich besonders auch die Abschaffung

des Beichtgeldes und einen bestimmten Ersatz für dieses. Da die hiesige

Gemeine bei solchen Gelegenheiten sehr freigebig ist so war dies stets eine

vorzügliche Quelle der Einnahmen unserer Dienste. Selbst noch im letzten
Viertel des verflossenen Jahrhunderts haben hiesige Hauptprediger ihr

Beichtgeld gegen 800 Mfl gebracht. Meine eigene Einnahme vom Beicht-
stuhl hat sich wohl eher über 200 fl belaufen, obgleich ich an 400 Beicht-

kinder gehabt. Iezt hat der Hauptprediger wohl kaum hundert Thaler und
ich kaum dreißig. Wenigstens ich würde mich also glüklich schätzen wenn

auch mir dieser Ersatz des Beichtgeldes nach dem Verhältnis der Größe

unseres Kirchspiels auf eben die Art zu Theil würde, wie es bei unsern Ei-
derstädter Predigern geschehen, und ich ergreife diese Gelegenheit um Ew.

Magnificenz aufs ehrerbietiglichste um Ihre hochgeneigte Verordnung die-
serwegen zu ersuchen." [B 6] 118

118 Diese Problematik erwähnte Volckmar schon in der Beschreibung von Eiderstädt:
„Schon hält der gemeine Mann es nicht mehr allenthalben für nothwendig, gleich
seinen Vätern jährlich drey oder viermal zu beichten, und begnügt sich häufig da-
mit, einmal im Jahre, oder doch höchstens zweimal, oft aber auch überall nicht, zu
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Dass ein Gläubiger für Beichte inklusive Absolution jedesmal bezahlen

sollte, ließ sich auch mit aufklärerischen Argumenten kritisieren - so ge-

schehen in den Provinzialberichten 1827, wo ein Beiträger die Abschaffung

des Beichtgeldes mit der Begründung verlangte, dass es „ein demütigen-
des Überbleibsel des Papsttums sei".119 Volckmar ging es indes um finan-

zielle Fragen. Während er seine Einnahmen sichern wollte, verwies er auf

Einsparmöglichkeiten in der „Verwaltung der Kirchengüter" [B 6], wo im
einst zum Herzogtum Gottorf gehörenden Norderdithmarschen „eine weit

größere Willkühr als im Altköniglichen" herrsche, „da die Oekonomie der

Kirchengüter lediglich denen Kirchenvorstehern überlassen ist, welche
durch die Aufsicht der Visitatoren nur wenig oder gar nicht beschränkt

werden" [B 7]. Umgehend lieferte er ein Beispiel für die daraus resultie-

rende Verschwendung:

„Indes an andern Orten die Specialvisitation alle zwei Jahre oder gar al-

le Jahre vorgenommen wird, geschieht hier die General und SpecialVisita-
tion nur alle drei Jahre: und dabey ist die ganze Visitation mit Einschluß

der kirchlichen Feierlichkeit in weniger als drei Stunden geendigt. Gleich-
wohl kostet diese leere Ceremonie hier leicht eben so viel als in zehn altkö-

niglichen Kirchen, denn außer dem auf 38 Rthlr sich belaufenden Honora-
rium der Visitatoren bekommt der Pastor alleine hundert Rthlr für die Be-

wirthung; welches alles, wie die Visitationsschlüsse beweisen sollen für

etwas mehr ausgegeben wird als um dem Kirchenbaumeister eine legale

Quitung zu erstatten. Allerdings sind freilich auch die übrigen Vorsteher

des Kirchspiels und die sämtlichen Kirchen und Schuldiener bei dieser Vi-

sitation zugegen, allein diese leztern schweigen zu allem stille, um die ers-

ten Kirchenvorsteher d. h. den Herrn Kirchspielvoigt und die Herrn Lan-

des und Kirchspielsgevollmächtigten nicht gegen sich aufzubringen deren

Stimme ihnen durchaus nothwendig ist wenn sie nur Kirchspielsadjuncten,
Kirchspielsdeputirte und aus diesen Vollmachte werden wollen. Auch sind

sie sehr wenig im Stande bei dieser Gelegenheit mitzusprechen." [B 7]

Auch die Verschleuderung öffentlicher Gelder führte Volckmar somit

auf die zur Oligarchie ausgehöhlten republikanischen Strukturen zurück:
Viele Unberufene würden schweigsam der „leerejn] Ceremonie" beiwoh-

nen, um sich allein die Bäuche zu füllen, während Weniges von Wenigen

entschieden wird. Die verfassungsmäßige „Nichtordnung" [B 5] betraf

aber auch das kleine Gremium der Entscheidungsträger selbst, indem eine
„genaue Bestimmung der Amtsgeschäfte und Amtseinnahme jedes Beam-

communiziren. Wenn wir nun solche Verächter der Sacramente nicht excommuni-

ziren und anathematisiren dürfen, wodurch soll denn der Prediger Ersatz für sein
Beichtgeld bekommen, wenn das immer weiter einreißt?", [Volckmar], Versuch, S.
165 f. - Allerdings seien „die hiesigen Predigerstellen in Durchschnitte immerhin zu
den einträglichem zu rechnen", ebd., S. 185.

119 Wiedergegeben bei Sievers, Volkskultur, S. 70.



Aufklärung als Vermächtnis 97

ten dem Geiste unserer Privilegien zuwiderläuft" [B 6], Die Freiheiten' des

Landes gingen in Volckmars Sicht vor allem zu Lasten der KirchenVertre-
ter:

„Es ist leider auch an andern Orten nur gar zu häufg der Fall daß Pre-

diger und Civilbeamten eines Ortes und noch mehr die Prediger an einer

Gemeine in Uneinigkeit mit einander leben, und jeder den andern be-

schuldigt daß er zu weit greiffe. Aber nirgends als in Njorder] Dithmar-
schen ist diese Uneinigkeit so sehr in der Regel: indem kein Inventarium

die Gränzen der Amtsführung und der Amtseinnahme eines Jeden be-

stimmt. Daß die Prediger hieselbst kein forum privilegiatum haben und

kaum als personae honoratiores betrachtet werden; so wie daß der hiesige
Propst ohne alle Autorität nur eine leere Formel ist der die vom Landvoig-

te visitatoris nomine abgelassenen Reskripte nicht einmal immer vor ihrer
Publikation zu sehen bekommt ist freilich in den Privilegien der Land-

schaft gegründet. -[...] Indes hat man auch nicht einmal das Wenige, was
ihnen [= den Predigern] gelassen worden in Inventarien bestimmt genug

niedergeschrieben; und durch diesen Mangel der Chikane und Streitigkei-
ten wodurch sie sich untereinander herabwürdigen ein weites Feld geöf-
net." [B 6]

Der Einfluß des Predigers auf die höhere Bildung eines Volks - um nochmals
an Volckmars ambitionierten Examensaufsatz zu erinnern - blieb also

schon aufgrund seiner institutionellen Marginalität minimal. Wenn Pasto-
ren kein „forum privilegiatum" besaßen, keine „personae honoratiores"

waren, von den Verwaltungsbeamten schikaniert und von den Gemeinde-

gliedem ignoriert wurden, von denen sie zugleich finanziell abhingen,

dann musste auch Aufklärung eine „leere Formel" bleiben. Es wäre zu ein-
fach, hier nur Wünsche eines Unzufriedenen nach gesellschaftlicher Auf-

wertung zu sehen. Auffallend ist jedoch, daß Volckmar den aufkläreri-
schen Glauben verloren hat, das individuell Gute würde das gesellschaft-

lich Gute von selbst nach sich ziehen. Jetzt argumentierte er auf der abs-

trakteren Ebene von Positionen und Strukturen. Aber war die „Uneinig-

keit" zwischen Predigern einerseits, Beamten, Lehrern und „Gemeine" an-

dererseits nur eine Frage von Autorität, Ausstattung und Kompetenzen?

Hatte sich die Patriotische Gesellschaft nicht gerade dies als aufklärerischen

Grundsatz zu eigen gemacht, um den freien Gedankenaustausch zu beför-

dern: „Es gilt kein Rang und kein Titel"?

Selbstkritische Fragen nach einer tieferen Form der Akzeptanz kamen
Volckmar auch hier nicht, was einer Art deformation professionelle geschuldet

war. Dabei traf ein Geistlicher, der unter dem Landvolk als ,Vernunftapos-
tel' und rationalistischer Sittenlehrer auftrat, Glauben und Gottesdienst

entmystifizierte, auf eine hartnäckig an Traditionen orientierte Mentalität,
der er selbst entfremdet war. Bauern ließen sich nicht einfach zu Philan-

thropen umschulen; und „gerade im kirchlichen Bereich h[ie]lt die ländli-
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che Bevölkerung in Schleswig-Holstein [...] ausgesprochen zähe am Alt-

hergebrachten fest". 120 Es kann nicht verwundern, wenn die Leute die zur

Vernunft- und Moralpredigt verdünnte kirchliche Praxis ihrerseits als „lee-

re Ceremonie" beargwöhnten. Welche Folgen zeitigte die Aufklärung im

kirchlichen Bereich? So wenig die kategorische Behauptung zutrifft, „die

alte Welt mit ihren oft jahrhundertealten überlieferten Ordnung muß einer
neuen Wirklichkeit weichen, die von einem zukunftsfrohen, optimistischen

Geschlecht bestimmt wird",121 so überzogen wirkt andererseits der Vor-

wurf, aufgeklärte Theologen hätten „das Nachlassen der Religiosität im
Lande wesentlich verursacht [...] und dadurch der Kirche großen Scha-

den"122 zugefügt. Volckmar beschrieb die Situation aus eigenem Erleben
recht anschaulich: als ein Nebeneinander in „Uneinigkeit" [B 6]. Für den

mehr oder weniger auf sich allein gestellten ambitionierten Seelsorger barg

dies sicherlich das größere Konflikt- und Frustrationspotential.

Zur Schule: Freiheit als Verweigerung

Wenn sich der Pastor schon in kirchlichen Belangen in einer schwachen

Position wähnte, dann nicht weniger in seiner Funktion als Schulaufseher:

In diesem Aufgabenbereich, so Volckmar, „läuft es gegen die Verfassung

unserer Republick dem Prediger auch nur die mindeste Auctorität einzu-
räumen" [B 7]. Die Norderdithmarscher Schulverfassung war für ihn gera-

dezu ein Musterfall, „um sich die Frage zu beantworten wie nun der große

Haufe wenn er Freiheit hat seine Verfassung selbst zu reguliren, verfährt?"
[B 7] Hatte er in seinem Aufsatz über die Schulreform 1796 beobachtet:

„Auch hier nimmt denn eine vernünftige Aufklärung zu, und immer meh-

rere fangen an, es zu bedauern, daß sie in ihren jüngem Jahren nicht mehr

gelernt, und fassen den Vorsatz, ihre Kinder das lehren zu lassen, wozu sie
selbst keine Gelegenheit gehabt haben",123 so beklagte er nun, 17 Jahre spä-
ter, dass „viele Kinder die Schule gar nicht oder doch äußerst selten besu-

chen; indem kein Zwang statt findet, dem dadurch auch an unsern Orten

120 Sievers, Volkskultur, S. 50.
121 Ebd., S. 73.
122 Ebd., S. 43.
123 Volckmar, Ueber die jetzige [...] Reform, S. 272 f. - Auch in der Beschreibung von Ei-

derstädt hieß es noch zuversichtlich: „Unsere Eiderstädter werden dann immer mehr
von dem unglücklichen Vorurtheile zurückkommen - dessen schon jetzt sehr viele
nicht ohne die höchste Verachtung gedenken, - daß unsere Kinder hinlänglich und
überflüßig gelernt haben, wenn sie wissen, was ihre Väter lernten.", [Volckmar],
Versuch, S. 325. - Allerdings äußerte er schon hier Skepsis über die Fähigkeit der
breiten Unterschicht zu Emanzipation und Mündigkeit, „da der große Haufe doch
immer gleich willig und gleich gebückt unter jeder Regierung seine Last trägt, und
in republikanischen Verfassungen allemal am übelsten daran ist", ebd., S. 108.
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überall ausgewichen ist daß manche Häuser gar nicht schulpflichtig sind"
[B 7]. Statt wie einst auf ein natürliches „Bedürfnis unsere Verstandeskräfte

zu gebrauchen",124 zu bauen, war nun von Pflicht und Zwang die Rede -

die optimistische Hoffnung, das Licht der Aufklärung würde sich gleich-

sam von selbst ausbreiten, war purer Ernüchterung und Skepsis gewichen.

Und hatte er in der Beschreibung von Eiderstädt noch von „Verbesserun-

gen des gewöhnlichen Schulunterrichts"125 und „bessern Hülfsmitteln" be-
richten können, ging es nun um die schnöde materielle Basis. Dabei man-

gelte es nicht einmal an Geldmitteln, sondern an der richtigen Grundein-

stellung der Leute, indem konkret „die Reichern die größere Last den

Aermem zuschieben" [B 7]. Ein Teil der Lehrerbesoldung wurde aus der

Gemeinschaftskasse des Dorfes aufgebracht, aus der freilich die Interessen-
ten Gewinne lieber entnahmen, wobei „die Hufener und Eigenkäthner sich

in den sämtlichen Ueberfluß der Dorfschaftskasse so theilen daß jene das

Doppelte von dem was diese erhalten, bekommen" [B 8]. Frustriert fuhr
Volckmar fort:

„In dieser Auftheilung steckt nach den Grundsätzen der großem Land-

besitzer die einzige wahre Weisheit in der Verwendung der Gelder; denn

wenn einmal irgend ein Klügling den Vorschlag thut dies Geld zu gemein-

nützigen Zwecken z. B. zur Schulverbesserung zur Anschaffung neuer

Feuerspritze pp anzuwenden so entsteht leicht eine Spaltung in der Ge-
meine; und von den daraus entstehenden Processen ziehen nun Gerichte

und Advokaten den Vortheil." [B 8]

Dass der „Eiderstädter Bauer [...] mehrere Bedürfnisse des Luxus"126

kenne, nahm der Volckmar vormals als Anzeichen dafür, dass er „den ge-

bildeten Klassen näher" stünde, „mit seinen Ideen mehr ins Ganze" ginge

und ein „gewisses Interesse am Wohl des ganzen Landes" habe - in Dith-

marschen machte er die Erfahrung, dass das Gegenteil der Fall war. Nicht

ohne Sarkasmus musste er eingestehen, dass für die Wohlhabenden Eigen-
nutz die „wahre Weisheit" sei, der Aufklärer nur ein „Klügling", der Ad-

vokat aber der erfolgreiche Prototyp der neuen Zivilgesellschaft.
Während Gewinne aus der Dorfschaftskasse von den ,Interessenten'

privatisiert wurden, benötigten die Dorflehrer zusätzliche Einnahmequel-
len, um über die Runden zu kommen. Ihre Einkünfte bestanden „noch

nicht aller Orten nur aus der freien Wohnung, Feuerung und Salar aus der

Dorfschaftskasse sondern auch aus dem Schulgelde für einzelne Kinder"

[B 7], Damit aber ging die soziale Schere noch weiter auseinander: Da „die

ärmern Einwohner diejenigen [sind,] welche die meisten Kinder haben" [B

8], würde das Schulgeld sie besonders hart treffen - ihre Kinder „mögen in
die Schule gehen oder nicht" [B 8]. Tatsächlich nahmen viele Eltern ihre

124 Volckmar, Ueber die jetzige [...] Reform, S. 273.
125 Dieses und das folgende Zitat bei [Volckmar], Versuch, S. 324.
126 Dieses und die folgenden Zitate ebd., S. 323 f.
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Sprößlinge regelmäßig für „30 Sommerwochen"127 aus der Schule; schon
„mit acht Jahren fanden die Kinder zum Viehhüten Verwendung", waren
sie älter, wurden sie erst recht zu vielerlei Arbeiten vor allem in der Land-

wirtschaft eingesetzt, wie noch 1837 der Wesselburener Rektor beklagte:

„Der größte Theil von ihnen muß im sommerhalben Jahre sucsessiv: pflug-
treiben, Maulwurfshügel pp ausschlagen, Kartoffeln pflanzen, hacken und
häufen, Flieder, Camillen und Brodtkümmel pflücken, für die Gewinnung

der Feuerung, bei der Rabsaaterndte pp sorgen, Aehren lesen und in den
letzten 3 bis 4 Wochen nach Michaelis die reifen Kartoffeln wieder auf-
nehmen".128

Besonders krass und „sehr charakteristisch" zeigte sich die Verweige-

rungshaltung gegenüber Schulbesuch und Schulgeld bei jenen Bauern, die
„sich außerhalb des Dorfes auf dessen Feldern neu angebaut" [B 8] hatten:

„Diese leztern begaben sich - gröstentheils - in den lezten 20 Jahren au-
ßer den Dörfern in die Mitte ihrer Ländereien zu wohnen, und entsagten

so freiwillig allen Vorrechten der Dorfbewohner so wie ihrer Belästigun-

gen. Da nun aber kein Gesetz vorhanden war welches alle Bewohner der
zu einer Dorfschaft gehörenden liegenden Gründe zur Dorfschule pflichtig

gemacht hätte, so dispensirten sich die neuen Ansiedler auch nicht allein
von der Konkurrenz zu den Lasten der Schule, sondern auch überall vom

Schulbesuche ihrer Kinder. Die Dorfschaft verweigert daher noch immer
die Aufnahme solcher Kinder in ihre Schule welche nicht auf dem Dorf-

schaftsterritorium wohnen, oder läßt sich solche doch gewöhnlich theuer

bezahlen, so daß sie an einigen Orten dem Schullehrer als ein Theil seines

Salariums angerechnet, zuweilen aber als eine besondere Vergünstigung

pro persona zugestanden wird, zuweilen aber auch, wie z. B. in Reinsbüttel
ordentlich von ihm erkauft wird." [B 8]

Aus der Heterogenität der Lehrerbezüge leitete Volckmar allerdings

nicht die Forderung nach einheitlichen, festen Sätzen ab. Im Gegenteil:
„Die freiwilligen Geschenke an die Schullehrer sind im Ganzen sicher

so bedeutend daß sicher die meisten auf eine erzwungene Verbesserung
Verzicht thun würden, wenn sie diese Geschenke dann entbehren müßten.
Selbst der Wandeltisch der meisten Schullehrer hat mehr seinen Grund in

ihrer Indolenz als in der Nothwendigkeit durch ihn subsistiren zu müssen,

da sich in allen Dörfern beinahe, Beispiele finden daß die Schullehrer die-
ser Zeiten auch bei einer kleinern Einnahme stets im Hause gespeist und

immer hinlänglich mit Victualien versorgt sind. Daher fanden sich bis iezt
auch bei der Erledigung der kleinsten Schulstellen immer Kompetenten

genug; und ich darf überzeugt seyn daß die Interessenten unseres Kirch-

spiels wenigstens an den mehresten Orten gerne ein Mehreres noch frei-

127 Dieses und das folgende Zitat bei Erichsen, Schulgeschichte, S. 102.
128 Franz Christian Dethlefsen: [Bericht an Generalsuperintendent Herzbruch] vom 26.

7.1837 (LASH, Abt. 19, Nr. 111/19).
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willig thun werden ihre Verhältnisse zu verbessern, ohne deswegen von
ihrer gewöhnlichen Freigebigkeit nachzulassen, wenn ihnen ihre Einwilli-

gung nur selbst anzuordnen überlassen bleibt." [B 9]
Während er sich als Pastor über schrumpfende Einnahmen beklagte,

sah er bei den finanziell ungleich schlechter gestellten Lehrern keine Pro-

bleme; dass sich selbst für die „kleinsten Schulstellen immer Kompetenten
genug" fänden, genügte ihm als Beleg. Auch wollte er nun von Zwang
nichts wissen, sondern redete vielmehr der traditionellen Freiheit und

Freiwilligkeit das Wort:
„Indessen darf ich doch auch das nicht nicht [sic!] unbemerkt lassen

daß derselbige Dithmarscher der so sehr über seine Freiheit hält daß er

höchst unpatriotisch zu handeln glauben würde, wenn er in dieser Hin-
sicht von seinen Rechten aufopferte, auf der andern Seite wieder sehr libe-

ral denkt und freigebig handelt sobald er diese unangetastet glaubt. So

wenig nun der hiesige Landmann sich darin von den Landleuten anderer
Gegenden unterscheidet daß er dem Zwange mit äußerster Hartnäkkigkeit
widersteht, so zeichnet er doch dadurch sich vortheilhaft aus daß er, so-

bald er das Gute erkennt auch mit Freigebigkeit und Aufopferungen zu

seiner Beförderung mitwirkt, und noch immer gilt das in dieser Hinsicht

was schon Melanchthon zu sagen pflegte wenn Kandidaten ihn um seine

Berathung wegen ihres Unterkommens baten: ,Hin nach Dithmarschen,
dort giebts gute Conditiones.' Nicht wenige halten sich Hauslehrer bei ih-
ren Kindern: In den letzten 12 Jahren sind fast alle unsere Schuldienste

verbessert und einige haben selbst eine bedeutende Vermehrung ihrer Ein-
nahmen erhalten." [B 8f.]

Hatte sich bei Volckmar doch noch ein Rest seines Glauben an die alte

christliche Mildtätigkeit, an das Gute im Menschen gehalten? Bekam er

Angst vor der eigenen Courage und wollte er sich bei den Besitzenden
nicht noch weiter unbeliebt machen? Jedenfalls forderte er in Bezug auf die

altertümliche, teils „entwürdigende Löhnung"129 der Lehrer - man denke
nur an den Wandeltisch bei den Eltern ihrer Schüler - keine Verfassungs-

änderung'. Dass deren ,Mischfinanzierung' aus verschiedenen Töpfen, be-
stehend aus teils unbaren und bis zu einem gewissen Grade freiwilligen

Leistungen, offenbar noch zufriedenstellend funktionierte, lag wohl auch
daran, dass die Wirtschaftskrise die Privathaushalte noch nicht erfasst hat-

te. Denn, so berichten Georg Marten und Karl Mäckelmann in ihrer mate-
rialreichen Geschichte und Landeskunde, „in Dithmarschen zehrte man im-

merhin noch einige Zeit von den früheren guten Jahren, auch stiegen die

Kornpreise zeitweilig, als in vielen Gegenden Deutschlands Mißwuchs, hin

f29 Degn, Die Herzogtümer, S. 393.
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und wieder selbst Hungersnot eintrat".130 An mangelndem Geld lagen die
sozialen Missstände zu diesem Zeitpunkt offenbar nicht.

Risse im sozialen Netz - Armenanstalten

Dies konnte allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass es in der Dith-

marscher „Oligokratie", der ,Herrschaft der Wenigen', zugleich allzu Viele

gab, die am Rand der Gesellschaft standen oder sogar stigmatisiert und

ausgeschlossen waren. Die Armenpflege musste dem Pastor ein besonde-
res Anliegen sein, das sich bei Volckmar allerdings recht technokratisch
ausnahm. Er setzte wiederum zunächst bei der Bürokratie an, indem er ei-

nerseits die mangelnde Sachkunde des örtlichen Armendirektoriums und
andererseits dessen mangelnde Beaufsichtigung durch höhere staatliche
Stellen kritisierte:

„Unter allen öffentlichen Aemtern ist wohl keines für den [sic!] man mit

bloßer theoretischen Kenntnis weniger ausreicht, als die Armenpflege. Da

aber der Staat wenigstens bis iezt in unserer Gegend auch nicht die min-
deste Art von Aufsicht über diese Anstalten geübt, und dem sich selbst als

Armendirectorium constituirten Kollegium alles überlassen, dieses aber

von dem was in auswärtigen Armenanstalten geleistet wird, und von sehr

sachkundigen Männern über diesen Gegenstand geschrieben worden gar
keine Kenntnis hat, so ist leicht zu erwarten daß es in diesem Zweig der öf-

fentlichen Geschäftsführung bei uns am traurigsten bestellt sey." [B 9]
Und so war es auch - im Einzelnen führte Volckmar vier Kritikpunkte

an. Zunächst stellte er fest, dass die Armut insgesamt trotz stark erhöhter

Aufwendungen nicht abgenommen hatte:
„1. Noch in den ersten Jahren da unser ietzige [sic!] Kirchspielvoigt sei-

nen Dienst antrat beliefen sich die Ausgaben der Armenkasse jährlich nicht

auf 3.000 fl indes sie gegenwärtig auf 25.000 fl betragen. Dafür werden frei-

lich einige Dutzend Individuen in unseren Armenhäusern ganz vorzüglich

verpflegt, einer weit großem Anzahl als vorhin ihre Bitte um Unterstüt-

zung gewährt, und ungeheure Summen für Artzneien und Aerzte aller Art

hingegeben; allein das unter der Last seiner Abgaben ohnehin erliegende

Kirchspiel [...] findet nicht daß der Armuth durch diese außerordentlich
vermehrte Erhöhung des Armengeldes im Ernste mehr gewehrt wäre als
sonst." [B 9]

Einen Grund dafür sah er allerdings auch in der fehlenden Arbeitsmo-

ral der Betroffenen, an denen die bürgerlich-aufklärerische Verfleißigungs-

ideologie spurlos vorübergegangen war:

130 Marten/Mäckelmann, Dithmarschen, S. 301.
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„2. So wie es eine traurige Folge des Katholizismus in streng katholischen
Gegenden ist, dass die Menge der Klöster der Bettelei und dem Müßiggang

den thätigsten Vorschub leistet, indes Industrie und Betriebsamkeit danie-

der liegen so geht es auch bei uns. Zwar ist der Bettelei um etwas weniges

gesteuret, aber nicht dem Müßiggang unserer niedrigsten Volksklassen,
die iezt der unerhörtesten Indolenz sich überlassen, und zum höchsten

Schaden des hier zu einem so hohen Grade von Vollkommenheit gebrach-
ten Landbaues, sich immer auf die Aushülfe der Armenkasse verlassen." [B

10]

Freilich argumentierte Volckmar hier aus der Sicht der großen Marsch-

bauem, indem er deren optimierte Wirtschaftsweise zum Maßstab nahm.

Die „niedrigsten Volksklassen", die ohnehin fast keine Aufstiegschancen
besaßen, hatten von „Industrie" buchstäblich noch keine Ahnung. In der

Beschreibung von Eiderstädt hatte er noch andere Akzente gesetzt. Dort hieß
es verständnisvoll, es sei für reine Landarbeiter „schwer, hinlängliche Be-

schäftigungen zu finden"; 131 der „auffallende Mangel [...], daß gar nicht

dafür gesorgt wird, daß die Armen sich ihren Unterhalt so viel wie mög-

lich selbst verdienen", galt Volckmar primär als Problem der öffentlichen

Hand, die er allerdings „bei der jetzigen Verfassung des Armenwesens"

überfordert sah. Indes hatte er mit einem „Werkhaus" 132 im Kirchspiel Ol-

denswort ein ,,erste[s] Beispiel" vor Augen, dem er „eine immer grössere

Vollkommenheit" und „viele nachfolgende" wünschte.
Als dritten Punkt machte Volckmar eine abnehmende Hilfsbereitschaft

der Besitzenden geltend, die er letztlich in einer sich immer weiter öffnen-

den sozialen Schere begründet sah:
„3. Für die Moralität ist es ein unzuberechnendes Unglück daß die

Mildthätigkeit die sonst bei dem gutmüthigen Landmanne unserer segen-

vollen Gefilde vorzüglich zu Hause war iezt immer stärker erlischt. Un-

vermögend den ewigen Forderungen des Armenkassirers auszuweichen,
verschließt er seine Thür und sein Herz für die Forderungen der Dürftig-

keit. Kaum einen Topf mit Milch und noch weniger andre Victualien hat er

iezt für den Bittenden und den Hungrigen übrig, und ans Verleihen oder

Ausborgen von den Producten seines Landes ist iezt gar nicht mehr zu

denken. Die Antipathie zwischen den Wohlhabenden und der arbeitenden

Classe wird immer größer; und immer mehr sucht leztere durch Stehlen

und Rauben sich das zu verschaffen was bis auf diese Zeiten die gewohnte

Freigebigkeit der erstem oft ohne gebeten zu werden vertheilte." [B 10]
Dramatisch zeichnete Volckmar die Lage der Ärmsten der Armen.

Schon zu seiner Zeit gehörten Kinder zu den sozial Schwächsten. Die Lage

der Waisen, aber auch der aus ihren Familien ausgestoßenen Kinder war

131 Dieses und die folgenden Zitate bei [Volckmar], Versuch, S. 293.
132 Dieses und die folgenden Zitate ebd., S. 295.



104 Carsten Scholz

fast aussichtslos, da sie als überflüssig' auch von der Gesellschaft ausge-

sondert und stigmatisiert wurden:
„4. Besonders traurig ist das Schiksal einer Menge Kinder die in dem

neuen Armenhause durch die Armenkasse verpflegt werden. An Leib und

Seele verwahrlost bringen sie dort ihr elendes Leben zu, und wenn sie auch

schon mit nicht ganz ungesundem Körper dies Haus verlassen könnten,

will doch nur selten jemand ihre Dienste; und selbst keine andern Dienst-

boten mögen ihre Gesellschaft." [B 10]
Das Modell des Werkhauses war in Wesselburen also kläglich geschei-

tert. Weder waren die Insassen psychisch und physisch in der Lage, einer

Arbeit nachzugehen, noch war dieses gesellschaftlich gewollt oder auch

nur akzeptiert. Enttäuscht fuhr Volckmar fort:
„Selbst in den aufgeklärtesten Ländern und Städten sind doch immer

die Waysenhäuser eine Pest der Jugend; - auch in Altona erzählte mir die

Waysenmutter im Jahre 1799 daß alle mit der Krätze behaftet wären: wie
traurig muß es da nicht an Oertern aussehen wo man von allen den theore-

tischen und practischen Heilmitteln anderer Gegenden auch nicht die min-
desten Kenntnisse nur hat!" [B 10]

Zu diesen Orten gehörte auch Wesselburen - und Volckmar war damit
zum Ende seines Berichts noch einmal bei der gesellschaftlichen Resistenz

gegen jede Form von Aufklärung angelangt. Um zu verstehen, wie man-
cher „mit den stärksten Gründen gegen die Waysenhäuser" argumentieren

könne, „braucht man nur Ursprung und Fortgang einer Anstalt wie die

unsers hiesigen neuen Armenhauses zu kennen", schrieb Volckmar, um
sarkastisch fortzufahren: „Die Vortheile welche der Bau für die Finanzen
des Baumeisters abwirft sind schon nicht unbedeutend, aber weit höher in

Anschlag zu bringen ist die Direction, die Auctorität und souveraine Ge-
walt über so viele Individuen, und noch mehr das Protectorat das von ei-

ner solchen Anstalt unzertrennlich ist" [B 10]. Deutlicher könnten die oli-

garchisch-plutokratischen Verhältnisse wohl nicht gebrandmarkt werden:

Einige wenige machen ein gutes Geschäft mit der Armut, mehr noch, sie

steigern ihre Macht und „souveraine Gewalt" aus dem Entmündigtsein
anderer. Unwillkürlich fühlt man sich an Charles Dickens' Oliver Twist er-

innert. Abhilfe wäre nur unter völlig anderen Bedingungen möglich: „Für

die in diesem Hause befindlichen Kinder würde freilich ganz anders haben

gesorgt werden können wenn nicht unser Vormünderwesen in einer so

traurigen Verfassung wäre daß man nicht ohne Empörung davon denken
kann. Doch ich schweige" [B 10]. - Als aufklärerischer Publizist hatte

Volckmar schon 14 Jahre geschwiegen, nun wollte er auch das Ende seines

Visitationsberichtes an den Generalsuperintendenten als ein Schweigen
verstanden wissen. Warum?
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Der Rest ist Schweigen?

„Doch ich schweige, um nicht das Ansehn zu gewinnen als ob ich persönli-
chen Widerwillen gegen irgend jemanden äußern wolle, und meinen

Grundsatz zu verläugnen scheine den ich durch so viele Jahre bestätigt ge-

funden daß es schwerlich in irgend einer Landschaft beider Herzogthümer

noch Subjecte gebe denen man von ganzem Herzen und von ganzer Seele

zugethan seyn müsse, wenn man sie außer dem Verhältnisse zu ihren öf-
fentlichen Aemtem betrachtet; und die doch durch die höchst fehlerhafte

Konstitution unserer Landschaft jeden Augenblick zu Handlungen verlei-

tet werden die man nicht ohne Indignation zu beobachten im Stande ist."
[BIO]

Gewunden wie die Syntax wirkte auch das philanthropische Bekennt-

nis selbst, das Volckmar sich hier noch einmal abrang. Nicht umsonst woll-

te er lieber schweigen - denn schwiege er nicht, würde sich ja eben doch
der beschriebene düstere Eindruck einstellen müssen. Volckmars Beteue-

rung, er wolle nicht in das „Ansehn" geraten, „persönlichen Widerwillen
gegen irgend jemanden äußern" zu wollen, zeigt, wie sehr er fürchtete, aus

dem Ruf eines Phil- in den Ruch eines Misanthropen zu geraten.
Einen orthodox-lutherischen Pfarrer hätten all diese Erfahrungen im

Kern weniger erschüttert. Er hätte schon immer mit der Schwäche und

Sünde, der ,Unverbesserlichkeit' und Erlösungsbedürftigkeit der Men-

schen gerechnet. Dafür predigte er ihnen von der Strafe, Gnade und Ver-
gebung Gottes. Friedrich Carl Volckmar aber konnte „wie die meisten
Aufklärer die dunklen Leidenschaften, in christlicher Diktion das Böse im

Menschen, die Erbsünde"133 nicht einfach für alle Fehlentwicklungen ver-

antwortlich machen. Er war ja im Gegenteil von einem vernünftigen, idea-

listischen Menschenbild ausgegangen. Doch wo waren sie nun geblieben,

die Liberalen, die Freigebigen, die Gutmütigen und Gutwilligen? Was war
es, das anscheinend sämtliche Amtsträger - vom Landvogt über Kirch-

spielvögte, Gevollmächtigte und Kirchenvorsteher bis hin zu Dorfschulleh-
rern und Armenhausdirektoren - „jeden Augenblick" zu empörenden

Handlungen verleitete? Davon konnte sein Menschenbild kaum unberührt

bleiben: Gab es denn gar kein persönliches Verantwortungsgefühl? Wo
blieb die menschliche Freiheit, sich auch im Amt zwischen Gut und Böse

zu entscheiden? Hatte sein aufklärerisches Engagement selbst bei der loka-

len Elite überhaupt nichts bewirkt?
Es ehrt den Wesselburener Pastor, daß er sich nicht einfach der Lar-

moyanz hingab, daß er auf persönliche Denunziationen verzichtete und
nicht individuelle Charakterschwächen für die Missstände verantwortlich

machte, sondern noch immer nach einer vernünftigen' überindividuellen

133 Degn, Die Herzogtümer, S. 273.
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Erklärung suchte. Dabei verlor er sich auch nicht in einen globalen Pessi-
musmus wie andere, denen der Glaube an „Freiheit und Gleichheit des
Menschen und das Gute in ihm durch den Terror der Französischen Revo-

lution"134 oder durch die „nationale Not"135 der napoleonischen Kriege

abhandengekommen war. Er fand eine konkrete Erklärung in der „höchst
fehlerhafte[n] Konstitution" Dithmarschens - ausgerechnet in den Privile-

gien und Vorrechten, die sich die Landschaft teils aus der Zeit der Freiheit
bewahrt, teils teuer erkauft hatte, und auf denen noch im 18. Jahrhundert

ihr stolzes Sonderbewusstsein beruhte. Freilich konnte der gebürtige Ost-

holsteiner auch mit dieser Haltung in seiner westholsteinischen Wahlhei-
mat nicht viel Staat machen: Volckmar verband mit der Verfassung des

Landes Oligarchie, Plutokratie, Vetternwirtschaft, Korruption, Ehrsucht

und Eigennutz; und als Kehrseite Armut, Hartherzigkeit, Gleichgültigkeit,
Unbildung, Aberglauben und Kirchenferne. Dabei sah er sich zwei Fronten

gegenübergestellt, der Obrigkeit und dem Volk - sein eigener Platz war der
zwischen den Stühlen. Dass er in all dem eine kollektive Disposition er-

kannte, war durchaus nicht abwegig. Was der in ,modernem' Vernunft-

denken befangene Aufklärer nicht zu sehen vermochte, war die dahinter
stehende traditionelle Mentalität der Bevölkerung in ihrer ganzen sozialpsy-

chologischen Tragweite. Schon Kai Detlev Sievers bemerkte, „daß die Auf-

klärer wenig Sinn für die bunte Vielgestaltigkeit des überlieferten Volksle-
bens und die dahinterstehende Ordnung gezeigt haben",136 die den mo-

dernen Normen oftmals gerade entgegengesetzt war. War es nun die Ent-

täuschung des Idealisten, die Ratlosigkeit des Intellektuellen oder auch nur

die Angst vor sozialer Isolation? Für Friedrich Carl Volckmar gab es am

Ende genügend Gründe zu schweigen - und sei es den, dass er einmal
mehr kein Gehör finden würde.

Denn wie wurde seine Analyse von dem nach Wesselburen gereisten

Generalsuperintendenten aufgenommen? Ein Protokoll gab die verschie-
denen Punkte wieder, die bei der Visitation teilweise auch mündlich zur

Sprache gekommen waren:
„Es wird von den Predigern hier, wie anderen, geklagt, daß während

der sonntäglichen] Gottesdienste in den Schankstuben geschenkt, sogar
auf dem Kirchhofe Handel getrieben werde. - Daß die Catechisationen
schlecht besucht werden. - Daß mehrere in der Gemeine vor vielen Jahren

confirmirt worden sind, aber sich noch nie zum Abendmahl eingefunden

haben. - Daß der Kirchspielvogt wie in dem Kirchencollegio den Vorsitz

134 Vgl. Sievers, Volkskultur, S. 28.
135 Ebd., S. 35.
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und Rang über dem Hauptpastor sich anmaße und einnehme137 - Daß die

Zinsen von einem Capital [...] nicht ihrer Bestimmung und zum Besten der
Schule angewandt werden. - Daß man willkührlich die Länderein und Ca-

pitalien der Landschulen eingezogen habe - Daß Pastor aus dem Armen-

collegio gänzlich verdrängt sey, und die Armenrechnungen u. Armen Sa-
chen auch bisher nicht zum Pastor anhier geliefert werden. - Der Bericht

des greisen Predigers Volckmar Anlage Eb enthält besonders das Statisti-

sche des Kirchspiels. Zugleich werden mehrere Mängel gerügt, besonders

die Verwahrlosung der armen Kinder in dem neuen Armenhause."138

Volckmars gesellschaftskritisches Panorama war zu einer dürftigen
Aufzählung, zu einer knappen Mängelliste geschrumpft. Von seinen weit

ausgreifenden Grundgedanken, vom Geist der Aufklärung war nichts üb-

riggeblieben. Bürokratisch wurde stattdessen vermerkt, sein Bericht, nun-

mehr „Anlage Eb", enthalte „besonders das Statistische des Kirchspiels".

Volckmar dürfte es geahnt haben, hatte er doch selbst in seinem Visitati-

onsbericht „die ganze Visitation mit Einschluß der kirchlichen Feierlich-
keit" als „leere Ceremonie" kritisiert, die „in weniger als drei Stunden ge-

endigt" sei.
Das Protokoll von 1813 nennt ihn „greise" - Volckmar zählte gerade

einmal 47 Jahre. Hatte er sich so sehr aufgerieben? Tatsächlich sollte er die

epochalen Umbrüche, die von der Völkerschlacht bei Leipzig im Oktober

1813 ihren Ausgang nahmen, schon nicht mehr erleben. Volckmar starb im

Frühjahr des folgenden Jahres, am 31. März 1814.139 Es kam der endgültige

Niedergang Napoleons, es begann die Epoche der Restauration, des Bie-
dermeiers und in Schleswig-Holstein eine langanhaltende Krisenzeit, die
„in allen Lebensbereichen [...] von einer lähmenden Apathie gekennzeich-

net" 140 war. Der Visitationsbericht des zweiten Wesselburener Predigers

aus dem Sommer 1813 war da längst ad acta gelegt. Nach ihm meldeten

sich in Norderdithmarschen Jüngere wie Peter Mohr (1777-1822) und
Claus Harms (1778-1855) mit Reformforderungen zu Wort.141

Nach zweihundert Jahren verdient Friedrich Carl Adolph Volckmar ei-

ne Würdigung. Als Rektor in Garding und Pastor in Wesselburen machte

er in den gut zwanzig Jahren seiner Wirksamkeit eine bedeutsame Ent-

wicklung durch - vom jugendlich-optimistischen Aufklärer zum abgeklär-

ten Skeptiker. Während er seinen Grundsätzen und Zielen treu blieb, än-

137 Am rechten Rand: „In Büsum unterschreibt der Kirchspielvogt auch vor dem Pas-
tor, letzter hat dies gerade wegen des Rangstreits in dem benachbarten Weslingbu-
ren nachgegeben. In Tellingstedt immer der Pastor zuerst."

138 General-Kirchenvisitationsprotocoll von Norderdithmarschen 1813 (LASH, Abt. 19,
Nr. 75 - Hervorhebung C. S.).

139 Vgl. Wolf, Verzeichniß, S. 14, u. Lübker/Schröder, Lexikon, S. 663.
140 Sievers, Volkskultur, S. 206
141 Vgl. Thomsen, Selbstverwaltung.
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derte er anscheinend seine Meinung über die notwendigen Mittel. Die Pä-

dagogik, die sich um die Mündigkeit des Individuums bemühen sollte, trat

hinter Forderungen nach Strukturreformen in Verwaltung und Gesell-

schaft zurück. In seinem letzten Visitationsbericht gelangte er zu einer um-
fassenden und stringenten Kritik der Dithmarscher „Konstitution". In

Volckmars Denken spiegelt sich damit auch der Übergang vom „pädagogi-
schen Jahrhundert" der Aufklärung hin zu den politischen Aufbrüchen des

19. Jahrhunderts. Konkret bleibt es sein Verdienst, objektiv gegebene, teils

eklatante Mißstände deutlich benannt und Veränderungen eingefordert zu

haben, gleichermaßen unbekümmert um partikulare Interessen, lokalpa-
triotische Befindlichkeiten wie tradierte Mentalitäten. Und so sehr er seiner

Zeit verhaftet war, klingen doch die von ihm geschilderten Konflikte um

politische, wirtschaftliche und soziale Teilhabe auch heute noch erstaunlich

vertraut. Manche seiner Einsichten in die menschliche Verfassung' sind
auch nach zweihundert Jahren nicht überholt. Volckmars letzter Bericht

bleibt das persönliche Vermächtnis eines hellhörigen und besorgten Auf-

klärers, der allen Widrigkeiten zum Trotz eben doch nicht schweigen konn-
te. 142
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Der Neuenbrooker Kriegsfuhrmann Simon

Wieckhorst zitierte in seinem Tagebuch zu 1864

doch Ernst Moritz Arndt

Von Klaus-Joachim Lorenzen-Schmidt

1988 veröffentlichte ich in dieser Zeitschrift (Band 113, S. 111-155) die Erin-

nerungen des Neuenbrooker Bauernsohnes Simon Wieckhorst (1838-1930)
an seine Erlebnisse als temporärer Kriegsfuhrmann im Februar 1864. An
drei Stellen zitierte er in seinen wohl nur kurz danach entstandenen Auf-

zeichnungen Gedichtpassagen, von denen er zwei als „Arndtsche Worte"
titulierte. Ich hatte seinerzeit in einer Gesamtausgabe der Werke von Ernst
Moritz Arndt (1769-1860) recherchiert, aber die fraglichen Passagen nicht

entdecken können, weshalb ich die Richtigkeit der Angaben von Wieck-

horst in den Anmerkungen in Zweifel zog. Aber mich hat auch in der Fol-

gezeit die Frage nicht losgelassen, woher dieser Neuenbrooker Kirchspiel-
schüler denn nun das von ihm in seine lebendigen Schilderungen einge-

streute Bildungsgut bezogen hatte. Vermutlich hat er ein langes Gedicht

auswendig lernen müssen, das ihm in Passagen auch lange nach seiner

Schulzeit noch geläufig war. Zunächst dachte ich an Theodor Körner (1791-
1813), dessen patriotische und kriegsverherrlichende Dichtungen mögli-
cherweise in der Zeit nach 1851 in Südwestholstein Teil des Schulunter-

richts gewesen sein können, kam dann aber nicht zu einer Durchsicht von
dessen Werken.

Endlich verfiel ich - angeregt durch ein Suchergebnis von Detlev
Kraack bei einer Tagung des Arbeitskreises für Wirtschafts- und Sozialge-

schichte Schleswig-Holsteins - auf die Idee, es mit den von Wieckhorst zi-
tierten Textteilen einmal im Internet zu versuchen; ich googelte also Zeilen

- und hatte Erfolg. Wieckhorst ist bestätigt; meine diesbezüglichen An-
merkungen in der Edition sind falsch. Alle drei Passagen stammen tatsäch-
lich aus einem Gedicht von Emst Moritz Amdt; er hat es 1799 geschrieben

und „An Ernst Ludwig von Gagern" überschrieben. So ist es zuerst 1801 in

den von Johann Wilhelm Aschenberg in Verbindung mit mehreren Gelehr-

ten herausgegebenen „Niederrheinischen Blättern für Belehrung und Un-

terhaltung" (Nebentitel: „Niederrheinisch-Westphälische Blätter"), Bd. 1,

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 138
Wachholtz Verlag Neumünster 2013
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Ausgabe 1, auf den Seiten 94-104 veröffentlicht worden. In späteren Werk-

ausgaben erscheint es erneut, so in: „Gedichte von Emst Moritz Arndt.
Vollständige Sammlung", Berlin: Weidemannsche Buchhandlung, 2. Auf-

lage 1865, S. 15-23. Das Gedicht lautet abweichend von Wieckhorsts Erin-

nerung in den zitierten Passagen:

„Der Schiffer sieht den Sturmwind droh'n:

,Hab' ich dich wieder, grüne Küste,
So soll mich kein verhaßter Lohn,
Kein Gold mit bübischem Gelüste

Dir rauben. - Glücklich, wer bei Brod

Und Milch die kleinsten Felder pflüget,

Denn auf den bösen Wellen flieget

Bei jedem Sturm der schwarze Tod."

Dann folgt:

„Mit Fluchen und gerollter Stirne

Haut schartig der Soldat sein Schwert.
O, glücklich, wer am stillen Herd

Schwärmt mit der geliebten Dirne,

wer bei der Lerche Jubelpsalmen

des Tages lange Müh' vergißt,
wer unter'm niedem Dach von Halmen,

bei Kohl und Rüben König ist."

Dann nach weiteren vier Zeilen:

„So spannen wir darum den Bogen,
Des Kampfes müde, doch nicht ab,
Und stürzen in des Lebens wogen

Uns wild und gieriger noch hinab!"

Über Ernst Moritz Arndt braucht an dieser Stelle wohl weiter kein Wort

verloren zu werden. Auch über Ernst Ludwig von Gagern1 nicht. Hier inte-
ressiert vor allem, dass ein Neuenbrooker Bauernsohn seine Abenteuerer-

innerung mit nach seinem Dafürhalten passenden Passagen eines zu seiner
Zeit noch sehr im Schwange befindlichen deutschen Dichters schmückt

1 Es dürfte sich bei dem Adressaten um Emst Ludwig Johann Christian von Gagern
(1772-1840) aus dem Rügener Uradelsgeschlecht gehandelt haben. Dieser war seit
1833 erster Fideikommissherr auf dem rügenschen Gut Frankenthal; er wirkte als
promovierter Jurist als Advokat und Ratsverwandter in Greifswald. Ich danke mei-
nem Kollegen Ulf Bollmann für entsprechende Hinweise.
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und sich selbst damit (wie übrigens mit seinem ganzen Reisebericht) auch

ein Bildungszeugnis ausstellt. Dass er das Gedicht nicht ganz richtig erin-
nerte, tut dabei nichts zu Sache: Die ausgewählten Teile passen zu Wieck-
horsts Text. Interessant ist dabei auch, dass Wieckhorst das Gedicht offen-

bar zu Beginn der 1850er Jahre in der Neuenbrooker Kirchspielschule ge-
lernt hat - also in der Zeit unmittelbar nach der gescheiterten Sezession der

Herzogtümer, als doch wohl Arndt als Verfechter der deutschen Einigung

in den Augen der Befürworter des siegreichen dänischen Gesamtstaats
kaum der rechte Dichter für die Heranbildung eines gesamtstaatlichen Pat-

riotismus sein konnte. Haben wir also mit der Vermittlung von Teilen des

Arndtschen Werkes an die Neuenbrooker Schuljugend durch die dortigen

Lehrer2 ein Teil der deutschen Agitation für einen deutschen Nationalstaat
erfasst?

Diese kleine Ehrenrettung war ich dem außergewöhnlichen Bauern,

Gemeinde- und Amtsvorsteher Simon Wieckhorst schuldig.

Anschrift des Verfassers:
Dr. Klaus-Joachim Lorenzen-Schmidt
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18055 Rostock

2 In Frage kommt Jasper Runge, der 1847-1859 Hauptlehrer in Neuenbrook war. -
Vgl. Klaus-J. Lorenzen-Schmidt, Information über frühere Neuenbrooker und
Rethwischer Lehrer. In: Jb. Steinburg (1982), S. 112-113.





Lebenserfahrungen eines Rendsburger Kaufman-

nes in drei politischen Systemen

Timm Heinrich Sievers (1877-1958) und seine Erinnerungen
im „Dritten Reich"

von Kai Detlev Sievers

Wilhelm Dilthey schrieb 1910, die Selbstbiographie sei die höchste und am
meisten instruktive Form, in der das Verstehen des Lebens erkennbar wer-

de, und zugleich die „Urzelle der Geschichte", weil erst durch die Besin-

nung auf den eigenen Lebenslauf das Verständnis fremden Daseins ermög-
licht werde.1 Die Rekonstruktion des menschlichen Lebens ist deshalb

auch immer ein Beitrag zur historischen Hermeneutik. Freilich muss die

Autobiographie als historische Quelle stets als subjektive Sinnkonstruktion
betrachtet werden, die den Lebensverlauf des Verfassers aus seiner Per-

spektive der Wahrnehmung beschreibt. Dennoch erfasst die Autobiogra-

phie die Atmosphäre einer Zeit und Gesellschaft, die darin herrschenden
Mentalitäten und das Netzwerk der Beziehungen, in dem der Autor lebte.2

Ende 1944 begann der 65-jährige Rendsburger Autokaufmann Timm

Heinrich Sievers im Angesicht des untergehenden Dritten Reiches seine

Lebenserinnerungen3 für seine Familie niederzuschreiben. Die Gründe la-
gen nicht zuletzt darin, etwas - wie ihm schien - Unerlässliches vor seinem
Ableben nicht versäumt zu haben. Er schrieb:

„Zu solchen Notwendigkeiten zähle ich das Erhalten von Erinnerun-

gen, namentlich von Familien-Erinnerungen, und das Hochhalten des An-
denkens an Eltern und Voreltern."

Er bedauerte, dass aus den Familienüberlieferungen nur Geburts-,

Hochzeits- und Sterbedaten bekannt seien. Zur Aufzeichnung von Erinne-

1 Dilthey, Plan der Fortsetzung S. 246 u. S. 304 f.
2 Becker, Autobiographien (Weimarer Republik), S. 1.
3 Diese umfassen 204 Schreibmaschinenseiten. Ein Exemplar überreichte der Sohn

dem Verfasser Anfang der 1980er Jahre. Im Folgenden werden sie als „Erinnerun-
gen" zitiert. - Eine vollständige, mit Einleitung, kommentierenden Anmerkungen
und einem Register ausgestatte Edition der Quelle durch den Verfasser ist als Bd. 2
der neuen Reihe AKdigital des Arbeitskreises für Wirtschafts- und Sozialgeschichte
Schleswig-Holsteins in Vorbereitung und wird aller Voraussicht nach 2014 erschei-
nen.

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 138
Wachholtz Verlag Neumünster 2013
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rungen fühle er sich dadurch verpflichtet, dass sein jüngerer Sohn - der äl-
tere war 1944 plötzlich verstorben - nunmehr der einzige erwachsene
Nachfahre der Familie Sievers sei. An ihn wendete er sich direkt und über-

antworte ihm das Vermächtnis, auf die heranwachsende Generation „ein

Auge zu haben und zu versuchen, sie in gute Bahnen zu leiten".4 Die Le-

benserinnerungen, die Timm Heinrich Sievers hinterließ, sollten demnach
nicht nur ein Bericht über den Verlauf der eigenen Lebensgeschichte sein,

sondern darüber hinaus auch die Anleitung für eine sittlichen Normen

verpflichtete Lebensführung.

Anfang März 1945 setzte er seine Aufzeichnungen fort und berichtete

bis Ende 1945 im Tagebuchstil, was er unmittelbar erlebte. Aus seinen An-

gaben wird deutlich, wie sich die Ereignisse in den letzten Tagen des Zwei-

ten Weltkriegs geradezu überstürzten.

Die Lebensspanne, die T. H. Sievers beschreibt, umfasst die Zeit des en-
denden Kaiserreichs, der Weimarer Republik und des Dritten Reiches. Der

Autor verfolgte über sechs Jahrzehnte die rasch voranschreitende techni-

sche Entwicklung auf dem Gebiet des Autobaues sowie die wirtschaftli-

chen und die gesellschaftspolitischen Zustände, wie er sie als beteiligter

und miterlebender Zeitgenosse gesehen hat. Seine Memoiren stellen auch

insofern eine ergiebige historische Quelle dar, als in ihnen Einstellungen

und Verhaltensweisen eines Angehörigen der bürgerlichen Mittelschicht,

d. h. individuelles Handeln in spezifischen Situationen, sichtbar werden.

Solche erzählten Lebensgeschichten sind für die Geschichtsforschung ein-
drucksvolle und unverzichtbare Quellen, weil sie die Vielschichtigkeit von
historischen Perioden verdeutlichen.

Kindheit, Jugend und landwirtschaftliche Lehre

Timm Heinrich Sievers wurde am 8. Oktober 1877 in dem holsteinischen

Dorf Embühren im Kreis Rendsburg als Sohn eines Bauern geboren. Die
väterliche Halbhufe lässt sich bis in die zweite Hälfte des 16. Jahrhunderts

nachweisen.5 Nach seinen Angaben war es eine glückliche Kindheit und

Jugend, die er als einziges Kind seiner Eltern in Embühren verlebte. Sein

Elternhaus war christlich geprägt und folgte bürgerlichen Tugenden. Seine

Kindheit und Jugend waren vom landwirtschaftlichen Jahresrhythmus be-

stimmt. Es wurde noch mit dem Flegel gedroschen, und erst allmählich
kamen bei der Arbeit Maschinen zum Einsatz. Das Leben auf dem Lande

verlief in festen, überlieferten Ordnungen. Das galt für die Arbeitsabläufe
ebenso wie für die Feste und Feiern, z. B. bei der Heuernte, beim scherz-

4 Sievers, Erinnerungen, Vorrede.
5 Die Angabe findet sich bei Sievers, Chronik. - Für Embühren werden bei Schrö-

der/Biematzki, Topographie, S. 364, 7 Halbhufen genannt.
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haft betriebenen „blinden Kindsfoot",6 beim „Buurnfaslabend"7 oder beim

„Eisbosseln".8 Politisch war diese bäuerliche Welt geprägt von einem tradi-

tionellen schleswig-holsteinischen Landesbewusstsein und einer ebenso

unnachgiebigen Abneigung gegen den dänischen „Erbfeind", dessen Ver-

treibung im Krieg von 1864 noch fest in der Erinnerung der Bevölkerung
lebte.9 Die Schulzeit durchlief T. Et. Sievers unter der Leitung eines tüchti-

gen Lehrers ohne Schwierigkeiten. Aus Verbundenheit zum Elternhaus

verzichtete er auf den Besuch einer weiterführenden Schule, ja später sogar

der Universität - sein Großvater hatte sich bereit erklärt, ihm ein theologi-
sches Studium zu finanzieren - und entschied sich für den Beruf eines

Landwirts. Dazu durchlief er als Eleve eine landwirtschaftliche Lehre auf

dem Meierhof des adeligen Gutes Rögen im Kreis Eckernförde. Dort lernte

er alle Sparten eines großen landwirtschaftlichen Betriebes kennen. Im Jahr
1902 übernahm er mit seiner jungen Frau den elterlichen Betrieb. Dieser

war ein stattliches Anwesen von 114,24 ha Größe und bestand hauptsäch-

lich aus gutem Ackerland. Doch Sievers hielt es in diesem Metier nur drei
Jahre. Das hatte seine Gründe:

„Die Jahre nach 1903 waren für die Landwirtschaft eben Jahre, von de-

nen man sagen mußte: sie gefallen uns nicht. Wir kamen - und vielleicht
ist es anderen Leuten nicht besser ergangen - aus den Bedrängnissen und

kleinen Sorgen eigentlich niemals heraus."10
Wirtschaftliche Notlagen hätten zu vermehrten Verkäufen von Bauern-

stellen geführt. Im Gespräch mit seinem Vater seien sie beide zu dem Ent-

schluss gelangt, den Hof zu verkaufen. Der Erlös betrug 115.000 Reichs-

mark. Übergangsweise wirtschaftete Timm Heinrich Sievers zunächst auf
dem ihm verbliebenen Resthof. Doch hatte der junge Landwirt sein Au-

genmerk bereits in eine ganz andere Richtung gelenkt:
„In den letzten Jahren waren im Kreise die ersten Kraftwagen aufge-

taucht. Bei meiner Liebe zu allem, was Maschine hieß, hatten sie mein

größtes Interesse. So ein Ding's zu fahren war mein größter Wunsch."11 So
entschloss er sich, sein letztes Pferd zu verkaufen und ein Automobil anzu-

6 Beim „Kindsfoot" trafen sich am Tage der Geburt eines Kindes oder einige Tage
später im Haus der Wöchnerin die Nachbarinnen und begingen mit Kaffee und Ku-
chen das Ereignis, vgl. Mensing, Wörterbuch, Bd. 3, S. 118. - Beim „blinden Kinds-
food" waren nur Männer beteiligt, Erinnerungen S. 53.

7 Fastnachtsbräuche zwischen Beginn der großen Fasten und Aschermittwoch, siehe
Mensing, Wörterbuch, Bd. 2, Sp. 25-33, u. Erinnerungen S. 60.

8 Wettkampf auf dem Eis mit einer Kugel, vgl. Mensing, Wörterbuch, Bd. 1, Sp. 436-
440, u. Erinnerungen, S. 60.

9 Erinnerungen, S. 55-57.
10 Erinnerungen, S. 67.
11 Erinnerungen, S. 68 f.
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schaffen. Damit begann, wie er schreibt, „für mich ein neuer Lebensab-
schnitt". 12

Motorisierung der Gesellschaft

Automobile leiteten Ende des 19. Jahrhunderts einen Modemisierungs-

schub des Individualverkehrs ein, wie er für die Zeitgenossen bis dahin

unvorstellbar gewesen war. Maßgeblich waren dafür vor allem die beiden

großen Erfinder Nikolaus A. Otto (1832-1891), der 1876 mit seinem Vier-
takt-Gasmotor und 1884 mit der elektrischen Zündung den Anstoß für den

gesamten Verbrennungsmotorenbau gab,13 und Karl F. Benz (1844-1929),14
der mit seinem Einzylinder-Viertakt-Benzinmotor den ersten damit ange-

triebenen dreirädrigen Wagen entwickelte. Ohne diese beiden genialen
Konstrukteure wäre der individualisierte Personenverkehr auf unseren

Straßen bis heute nicht vorstellbar. Aber ebenso unverzichtbar waren Per-

sönlichkeiten, die sich mit Begeisterung und Wagemut für die Motorisie-

rung des Straßenverkehrs einsetzten. Zu ihnen zählten private Autofahrer
und Journalisten ebenso wie Rennveranstalter und Autokaufleute. Sie wa-

ren die Pioniere der Motorisierung des Straßenverkehrs. Denn ihnen ge-

lang es, die Gesellschaft an die Bedürfnisse des Automobils anzupassen
wie auch das Automobil an die der Gesellschaft.15

Es musste nicht immer eine so prominente Persönlichkeit sein wie Prinz
Heinrich, der in Kiel residierende Bruder Kaiser Wilhelms II., der als be-

geisterter Rennfahrer 1908, 1909,1910 und 1911 die Prinz-Heinrich-Fahrten
für Tourenwagen auf langen Strecken bis zu 2.200 km stiftete und dadurch
die Aufmerksamkeit einer immer breiteren Öffentlichkeit erregte. Auf lo-

kaler Ebene bedurfte es dazu vielmehr zahlreicher Vermittlungsinstanzen,
die durch Sachkenntnisse und kaufmännisches Geschick breitere Kreise für

den Kauf eines Automobils zu begeistern verstanden. Bis es soweit war,

sollte es allerdings vom Anfang des 20. Jahrhunderts bis in die 1930er Jahre

noch eine geraume Zeit dauern, die von Rückschlägen wie von langsamen
Fortschritten bestimmt wurde.

Was Automobile vor dem Ersten Weltkrieg zu leisten imstande waren,

befand sich noch auf einem sehr niedrigen Niveau. Ihre Konstruktion rich-
tete sich zunächst noch nach der der Kutschen. So waren die ersten motori-

sierten Fahrzeuge der 1880er Jahren denn auch nichts Anderes als Kut-

12 Erinnerungen, S. 69.
13 Vgl. dazu Langen, Nicolaus August Otto.
14 Vgl. dazu Siebertz, Karl Benz, 2. Aufl.
15 Merki, Der holprige Siegeszug, S. 26. Merki rechnet zu ihnen ferner Verbandsfunk-

tionäre, Politiker, Ausstellungsmacher, Investoren, Marketingfachleute und Trans-
portunternehmer.
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sehen ohne Pferdegespanne. Erst am Anfang des 20. Jahrhunderts wurde

daraus ein Fahrzeug mit einem Chassis aus tiefer liegendem und breiterem

Radstand sowie einer darauf befestigten hölzernen Karosserie. Daraus
entwickelte sich bald der für die weitere Zukunft gängige Typ des PKW.16

Wie es indessen mit der Fahrtüchtigkeit solcher Objekte um 1907 be-
schaffen war, das schildert T. H. Sievers in anschaulicher Weise:

„Es gab damals im Kreise Rendsburg drei oder vier Kraftwagen. Zeit-
weise funktionierten sie, zeitweise funktionierten sie nicht. Gründe hierfür

mögen genau wie heute teils am Fahrzeug, teils beim Fahrer gelegen ha-
ben. Auch standen schon damals die Fachleute, wie sie sich nannten, weil

ihr Fachwissen und ihre, für die geleisteten Arbeiten geforderten Preise

zeitweilig nicht gerade im Einklang standen bzw. gestanden haben sollen,

nicht immer im vertrauenswürdigsten Ruf."17
Sievers entschloss sich, vor dem Kauf eines Wagens zunächst einen

Führerschein zu erwerben. Wie ihm dies schließlich gelang, kann nur als

abenteuerlich bezeichnet werden. Übungswagen war der Kleinwagen

OTAV, ein Einzylinder, der von 1905 bis 1908 von Max Turkheimer in Mai-
land gebaut wurde. 18 Aufgrund mangelhafter Kühlung sei die Kerze be-
reits nach etwa 5 km, der Motorblock selbst nach 15-20 km verschmutzt

gewesen.19 Die Ausbildung eines Fahrschülers bestand zunächst darin,
dass er Zündkerzen auseinander- und wieder zusammenschrauben kön-

nen musste. Danach erst begann der Fahrunterricht. Wie sehr dieser von

verschiedenen Bedingungen wie Wetter, Fahrbahnsteigung und Zufällig-

keiten abhing, schildert Sievers humorvoll, gibt damit aber auch Einblicke

in die schwierigen Anfänge des Autofahrens vor dem Ersten Weltkrieg. In

seinen Erinnerungen heißt es dazu:

„Was nun unserem Otav anging, so war er bei hellem und klarem Wet-

ter ganz lustig und butterte froh durch die Gegend. Je mehr aber der
Abend - und mit ihm kältere und feuchte Luft - nahte, umsomehr bekam

er seine Mucken. Wir kannten diese seine Eigenheiten und entfernten uns
deshalb nie weit von Itzehoe. Namentlich wenn wir auf der Rendsburger

oder Lockstedter Chaussee zugange waren, mußten wir in Angst leben, ob
wir auf der Heimfahrt auch den Bullenberg bewältigen würden. Wenn sich
beim Lauf des Motors dann die ersten Fehlzündungen bemerkbar mach-

ten, konnte man vom Sitz aus durch eine Drehvorrichtung den Kompressi-

onshahn öffnen. Ob durch dieses Öffnen der Gang des Motors irgendwie

zum Guten beeinflußt wurde, darüber bin ich mir nicht klar geworden. Es

genügte, daß wir es taten. Unser Fahren war mit viel Lärm verbunden und

der Gebrauch der Hupe hätte sich demnach erübrigt. Trotzdem wurde

16 Merki, Der holprige Siegelzug, S. 40 f.
17 Erinnerungen, S. 69.
18 Linz/Schrader, Die Internationale Automobil-Enzyklopädie.
19 Erinnerungen, S. 69.
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ausgiebig von ihr Gebrauch gemacht, denn Signalgeben war Vorschrift.

Dieser Vorschrift entsprechend machten wir Hunde wild und Hühner

scheu und wenn das Publikum schimpfte, so hat uns das nicht gestört.
Meistens kamen wir stotternd und abgekämpft wie[der] an's Haus und

anderen Tages bestand dann meine Tätigkeit darin, den Zylinder auszu-
bauen, auszukratzen, zu säubern und wieder zu montieren. Dann konnte

Abends ein neuer Start erfolgen. Einmal sind wir sogar bis Brockdorf, in

der Gegend von Wilster, gekommen, und zwar nicht nur hin, nein, auch

ohne wesentliche Behinderung wieder zurück."20
Was in dieser Schilderung über die Wahrnehmung des Autos durch das

Straßenpublikum eher spaßhaft dargestellt wird, wurde in der Realität da-

gegen häufig als belästigend und gefährlich empfunden. Ja, das Auto er-

zeugte zunächst heftigen Widerstand vor allem der ländlichen Bevölke-

rung. Denn nicht nur Hunde und Hühner reagierten verschreckt, wenn

sich ein Auto mit großem Getöse näherte, sondern auch Pferde scheuten,

und Kinder liefen erschreckt davon. Kurt Möser bringt die Automobil-

feindschaft der Anfangsjahre des Kraftfahrzeugs auf den Punkt, wenn er
schreibt:

„Aber nicht nur die Bevölkerung war mißtrauisch und hatte Angst,
auch die Presse und lokale Behörden waren oft autokritisch - aus vielerlei,

nicht immer deutlich ausgesprochenen Motiven: Sozialneid, prinzipielle

Technikfeindschaft, ,feingeistige' und ästhetische Kritik von Intellektuel-
len, Schutz der Landschaft und ,Naturschönheiten', Abwehr wirtschaftli-

cher Konkurrenz. Ganz praktisch litt man unter Staub und Lärm, bedrohli-

cher ,Raserei' und unter der Rücksichtslosigkeit der automobilistischen

Tyrannen der Landstraße'. Die Angst vor Unfällen war weit verbreitet.

Wenn Fußgänger durch die Wagen der Reichen ,in den Staub gezwungen'
wurden, wirkte das wie ein automobiler Klassenkampf und erzeugte Hass
und Neid."21

Nicht selten flogen Schottersteine gegen die Autofahrer. Hermann Hes-

se hat über wahre Straßenschlachten in seinem Roman „Der Steppenwolf"

(1927) berichtet.22 Derart militante Aggressionen erlebte Sievers freilich

nicht. Wie aber umgekehrt Insassen eine Autofahrt damals erlebten, schil-
dert er wiederum humorvoll in seiner Beschreibung einer Autofahrt nach
Husum zum Ochsenmarkt:

„Wir waren in ochsenfreudiger Stimmung, unser Opel schipperte lustig

und um ihm das Laufen zu erleichtern, ließ ich die Auspuffklappe knallen,

daß es eine Art hatte. Nun saß, wie gesagt, die Klappe dicht über der Fahr-

bahn, die Explosionen schlugen direkt in den dick auf der Straße liegenden

Staub und wirbelten ihn beiderseitig vom Wagen hoch. Der Südost nahm

20 Erinnerungen, S. 70 f.
21 Möser, Geschichte, S. 77.
22 Möser, Geschichte, S. 78.
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sich seiner an und als dritter Reisegenosse gesellte sich damit der Staub zu
uns und dem Wind. Ich habe später denken müssen, so ungefähr müßte

man sich die Himmelfahrt des Propheten Elias vorstellen, so richtig in ei-
nem in Wolken gehüllten Feuerwagen dahinfahrend [...]. Wie wir in Hu-

sum ausstiegen, beguckten wir uns gegenseitig. Onkel Jacob meinte zu Va-
ter: ,Mensch Hans Sievers, wat sühst Du ut.' Der meinte: ,Bekik Di man
sülben mal'. Ich konnte nur feststellen: Es war schlimm!"23

Nach manchen technischen Hindernissen legte Sievers 1907 die Fahr-

prüfung bei einem Ingenieur ab, der sich als „Sachverständiger des

Dampfkesselüberwachungsvereins" bezeichnete. Solche Prüfungen konn-
ten wegen der Unzuverlässigkeit der Automobile oft erst nach dem dritten

oder vierten Anlauf abgelegt werden. Seinen Führerschein sah er selbstkri-
tisch nur als Beweis dafür an, dass einem „Nichtkönner" bescheinigt wur-
de, er sei ein „Alleskönner".24

Nach der Prüfung trat er dem Kauf eines eigenen Wagens näher. Es ha-
be damals in Hohenwestedt zwei kleine Adlerwagen gegeben, die vom

praktischen Arzt und vom Tierarzt gefahren wurden, in Rendsburg einen

kleinen Pikolo und je einen Wagen des weltweit größten Automobilherstel-

lers De Dion-Bouton25 und der gleichfalls französischen Firma Darracq in
Suresnes bei Paris, die 10 % der französischen Automobile herstellte 26 Den

Opel-Darraq27 erwarb er zu einem Preis von 1.350 RM. Der Wertverfall ei-

nes solchen Fahrzeugs ging damals allerdings sehr rasch von statten, hatte
es doch zwei Jahre zuvor noch 5.600 RM gekostet.28 Mit Führerschein und

eigenem Wagen war es jedoch nicht getan. Mindestens ebenso dringend
notwendig waren Kenntnisse über ständig anfallende Reparaturen. Prakti-
sche Hinweise dazu entnahmen Automobilfahrer am besten Zeitschriften,

die z. B. vom „Allgemeinen Deutschen Automobil-Club"(ADAC) heraus-

gegeben wurden.29 Außerdem mussten sie gute Kontakte zu Schmieden

und Klempnern der Umgebung halten, die in der Lage waren, Ersatzteile
herzustellen.

23 Erinnerungen, S. 75 f.
24 Erinnerungen, S. 71.
25 Abrufbar unter Creative Commons Attribution/Share Alike.
26 Abrufbar unter Creative Commons Attribution/Share Alike.
27 Seit 1904 als erster Opel-Wagen mit Vierzylindermotor seit 1904 hergestellt, vgl. da-

zu Schmarbeck/Fischer, Alle Opel-Automobile.
28 Erinnerungen, S. 73.
29 Vorläufer war die „Deutsche Motorfahrer-Vereinigung" gewesen, die 1904 in „All-

gemeiner Deutscher Automobilclub" umbenannt worden war und bis 1914 mit
28.562 Mitgliedern die größte Organisation dieser Art im Deutschen Reich wurde,
vgl. Seherr-Thoss, 75 Jahre, S. 40 u. S. 204.
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Abb. 2: T. H. Sievers mit Frau, Sohn und Eltern im eigenen Wagen vor 1914
(Privatfoto).

Vom Landwirt zum Autohändler

Um 1910 lernte T. H. Sievers den Opelvertreter Ernst Dello in Hamburg

kennen, der die Vertretung der Norddeutschen Automobilwerke in Ha-
meln an der Weser übernommen hatte. Diese bauten zunächst den Klein-

wagen „Kolibri", der 1910 dann als Vierzylinder-Modell herauskam. Für

diese Firma übernahm Sievers die Vertretung in der Provinz Schleswig-
Holstein. Wirtschaftshistorisch interessant ist, zu welchen Konditionen ei-

ne Automobilvertretung vor dem Ersten Weltkrieg stattfand. Demnach war

es Aufgabe des Vertreters, ihm von der Firma benannte potentielle Kunden

im Land aufzusuchen und mit diesen ein Verkaufsgespräch zu führen. Da-

für wurde ein festes Entgelt von 100 RM im Monat nebst 17 Pfennigen pro

Kilometer gezahlt. Gelang es, einen Wagen zu verkaufen, erhielt der Ver-
treter 3 % der Kaufsumme. Der Kreis der Vertreter rekrutierte sich aus den

verschiedensten Berufen. In Schleswig-Holstein gehörten damals ein Kup-
ferschmied, ein Schustermeister, ein Fahrradhändler, ein Färber und T. H.

Sievers als gelernter Landwirt dazu.
Seit 1913 vertrat Sievers für die Norddeutschen Automobilwerke das

Modell „Sperber", stellte aber fest, dass der Wagen ihm wegen seiner zahl-
reichen technischen Schwächen und Fehler „einen solchen Haufen von Ar-
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beit, Kümmernissen, Sorgen, Reklamationen, Ärger gebracht habe, dass er
ihn zu allen Teufeln" wünschte.30

1908 wurde Sievers Mitglied der 1903 in Stuttgart gegründeten Deut-

schen Motorfahrer-Vereinigung31 und beteiligte sich von nun an eifrig an

motorsportlichen Veranstaltungen. So fand 1913 eine große Zuverlässig-
keitsfahrt des ADAC statt, die ihn mit seiner Frau im Nonstop über 1.000

km in drei Etappen von Meinigen über Würzburg, Regensburg, Zwiesel,

Passau, Salzburg, über den Turn- und den Luegpass nach München führte.

Welches die Bedingungen waren, schildert er ausführlich. So wurde unter
der Aufsicht von Kontrolleuren mit verplombter Motorhaube gefahren, um

Reparaturen unterwegs zu unterbinden. An den einzelnen Stationen durf-

ten frühmorgens vor der Abfahrt auf ein Trompetensignal hin die Hauben

geöffnet werden und es durfte 10 Minuten lang getankt und am Wagen ge-
arbeitet werden. Auf ein weiteres Signal hin wurden die Hauben geschlos-

sen und vom Kontrolleur plombiert. Dann ging die Fahrt weiter ohne Halt

zum nächsten Treffpunkt. Die Geschwindigkeit durfte nicht unter 36 km

pro Stunde liegen. In München angekommen paradierten die ans Ziel ge-

langten Teilnehmer der Fahrt stolz vor dem bayrischen Prinzregenten

Luitpold. Mit Genugtuung stellte Sievers später in der Rückschau fest, dass
sein kleiner 6 PS-Wagen von 1.414 kg Gesamtgewicht ohne Strafpunkte die

schwere und teilweise sehr bergige Strecke bewältigt habe. Nur 10 der 78
Teilnehmer hätten diese Leistung erbracht. Sie erhielten die Goldene
ADAC-Plakette und von der Firma Conti vier neue Reifen. Das Hamelner

Werk belohnte Sievers zudem mit einem Preisgeld von 500 RM in bar und
einem Essbesteck aus 98 Teilen.32

In den 1920er Jahren nahm er an allen im Gaugebiet ausgeschriebenen

Wettfahrten teil, auch um den Nordmarkpokal, bei dem es um eine Ge-

schwindigkeitsfahrt auf der Strecke Schleswig-Husum-Flensburg und zu-

rück ging, und erhielt für seine Bestzeiten Pokale. Es schlossen sich Gesell-

schafts- und Zuverlässigkeitsfahrten des Hamburger Automobil-Clubs zu

Pfingsten an 33
Nach dem Krieg gehörte Sievers zu den Gründern eines Motorsport-

Clubs in Rendsburg und war dort auch als Sportleiter tätig. Skeptisch

stand er dagegen dem Dithmarscher Automobil-Club mit einer neu ange-

legten Rennbahn bei Heide gegenüber, weil es dort weniger auf den Sport
als auf den Abschluss von Geschäften angekommen sei. Nachdem der

Nürburgring 1927 eröffnet worden war, es ferner das Eilenriederennen bei
Hannover, das Schleizer Dreiecksrennen und vor allem die Berliner Avus-

bahn gab, verlor die Dithmarscher Rennstrecke ihre Bedeutung. An Ren-

30 Erinnerungen, S. 83.
31 Vgl. dazu Bretz, 50 Jahre.
32 Erinnerungen, S. 86.
33 Erinnerungen, S. 114.
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nen nahm Sievers jedoch auch weiterhin teil, so 1928 an der ADAC-
Reichsfahrt von Hannover.

Da der Automobilverkauf von dem abgelegenen Dorf Embühren aus
umständlich war, erwarb Sievers in Westerrönfeld vor den Toren Rends-

burgs ein Grundstück und ließ sich dort ein eigenes Haus erbauen, das er

1913 bezog. Wenig später brach der Erste Weltkrieg aus, der für sein per-
sönliches Leben wie für seine Geschäftstätigkeit grundlegende Verände-

rungen mit sich brachte.
Durch den Ausbruch des Ersten Weltkriegs war seine Geschäftstätigkeit

weitgehend zum Erliegen gekommen. Die Tage der Mobilmachung erlebte

er als „große Zeiten". Zunächst wurde er als Ungedienter noch nicht zum

Kriegsdienst eingezogen. Stattdessen übernahm er für einen Rendsburger

Kaufmann den Transport von Militärlieferungen aus Hamburg. Dabei er-
lebte er, wie die Gerüchteküche in diesen ersten Kriegstagen brodelte,

Straßenkontrollen eingerichtet und Sperren laienhaft aufgebaut wurden,

um Spione dingfest zu machen:
„Es kam vor, daß aus irgendeinem Tor oder Nebenweg ganz plötzlich

eine Pferdeharke auf die Fahrbahn geschoben wurde. So glaubte man am
besten eine Flucht verhindern zu können. Die Welt schien total verrückt.

Überall faselte man von Goldautos, die wer weiß woher kommen und wer

weiß wohin unterwegs sein sollten."34
Im Herbst 1914 musste er sich dann aber doch zur Musterung melden.

Inzwischen war er 37 Jahre alt. Er wurde einem Luftschifferbataillon des

Garde du Corps in Berlin und nach seiner Ausbildung am 1. Oktober 1915

der 11. Armee unter August von Mackensen35 in Serbien zugeteilt. Dort
diente er in einer Kraftfahrzeugeinheit. Aufgrund von starken Ischiasbe-
schwerden wurde er im Januar 1916 nach Frankreich versetzt, nahm an

den Kämpfen an der Somme teil und erhielt das Eiserne Kreuz zweiter
Klasse.

Sievers nahm den Militärdienst im Rückblick mit einer gewissen Gelas-

senheit wahr, gemäß dem Grundsatz, Gegebenheiten müsse man als un-

veränderbar hinnehmen. Dazu heißt es in seinen Lebenserinnerungen: „Ei-

nen guten Kehrdichannichts hatte ich mir während meiner kriegerischen
Laufbahn, so ganz nebenbei, auch schon gezüchte[t]."36 Seine Vorgesetz-

ten, Offiziere wie Unterführer, schätzten offenbar seine geradlinige Hal-

tung. Zudem erkannten sie sein Organisationstalent an, das er beim Auf-

bau der kleinen Lastwagenabteilung beweisen konnte, der er zugeteilt

worden war. Ende September 1917 erhielt er seinen Entlassungsbefehl, und

damit endete seine Teilnahme am Ersten Weltkrieg.

34 Erinnerungen, S. 89.
35 August von Mackensen (1849-1945), seit 1915 Generalfeldmarschall, vgl. NDB, Bd.

15 (1987), S. 623 f.
36 Erinnerungen, S. 98.
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In der Kreisverwaltung

Dass er zu dieser Zeit bereits aus dem Kriegsdienst ausscheiden konnte,

hatte eine besondere Bewandtnis. Bereits vor dem Krieg war der Rends-
burger Landrat Brütt, Vorsitzender der Freikonservativen im Preußischen

Landtag, offenbar auf ihn aufmerksam geworden. Vermutlich war er ihm

als Persönlichkeit mit gesundem Menschenverstand benannt worden, die

in der Lage war, gesetzliche Regeln aus der Perspektive derjenigen zu be-

urteilen, die davon betroffen waren. So schickte er ihm zur Stellungnahme

den Entwurf eines Anerbengesetzes zu, das die Nachfolge eines Hoferben
in das ungeteilte Erbgut vorsah.37 Als ehemaliger Landwirt vermochte Sie-

vers diese Materie einzuschätzen. Später erhielt er den Entwurf eines Was-

serstraßennetzes zur Begutachtung. In beiden Fällen legte er umfangreiche

Stellungnahmen vor. Offensichtlich schätzte der Landrat ihn seitdem und

lud ihn öfter zu Jagdgesellschaften ein. Zwischen beiden entwickelte sich

im Lauf der Zeit ein Vertrauensverhältnis, und der Landrat besprach mit

ihm öfter interne Angelegenheiten, scheute sich auch nicht, sich über den
Kaiser zu äußern. Sievers seinerseits schätzte Brütt als nüchtern denkenden

und weit vorausschauenden Mann, kritisierte jedoch, dass dieser „selbst-

herrlich und eigenmächtig im Kreis regierte, gegenteilige Ansichten nur

unter vier Augen gelten ließ, sich,Klatsch und Tratsch' im Kreis und Fami-

lienangelegenheiten von Zuträgern berichten ließ und gegebenenfalls Ab-

neigungen gegenüber einem Bauernvogt dann auf das ganze Dorf über-
trug."38

Der Landrat nun hatte ein Entlassungsgesuch für Timm Heinrich Sie-

vers an die Militärverwaltung gestellt, um ihn für Verwaltungstätigkeiten
im Kreis zu reklamieren. Dem wurde indessen erst nach einer Wiederho-

lung stattgegeben. Nach Rendsburg zurückgekehrt begann Sievers seine
Tätigkeit am Landratsamt in Rendsburg. Seine Aufgabe bestand darin, die

zahlreichen Gesuche um Zurückstellung und Beurlaubung vom Militär-

dienst zu begutachten. Sein Urteil wurde in der Regel die Grundlage für

den Bescheid, den die Antragsteller erhielten. Sievers ist sich seiner Ver-

antwortung bewusst gewesen, musste aber im Zweifelsfall nach geltendem
Recht und Gesetz handeln. In seinen Erinnerungen schreibt er dazu:

„Was nun die zurückzustellenden Leute und die beantragten Beurlau-

bungen anlangte, so habe ich bei der Bewilligung solcher Anträge immer

ein recht weites Herz gehabt. Ich war im Kreise weit bekannt und glaubte
auch Verständnis für die Verhältnisse zu haben und sie beurteilen zu kön-

nen. Es war mir bekannt, wie vielerorts die Frauen davor saßen.39 Ich wuß-

37 Planitz/Eckhardt, Deutsche Rechtsgeschichte, S. 247.
38 Erinnerungen, S. 93 f.
39 Gemeint gewesen sein dürften vor allem Bäuerinnen und Frauen, die die Ge-

schäftsbetriebe weiterführten.
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te aber auch, daß einzelne geriebene Burschen es meisterlich verstanden

hatten, sich vom Militärdienst zu drücken. Es möge dahin gestellt bleiben,
ob durch die Einberufung solcher Gesellen der Krieg noch zu gewinnen

gewesen, aber rein rechtlich gesehen, gehörten sie in den grauen Rock. Ich,

der ich selber meine Zeit draußen in Dreck und Speck zugebracht, war der

Allerletzte, weitere Zurückstellungsgesuche für diese Herren zu zeichnen
und damit zu befürworten."40

Da das Votum des Sachbearbeiters von den Betroffenen oft als lebens-

entscheidend angesehen wurde, versuchten sie auf alle mögliche Weise
Einfluss auf ihn zu nehmen. Bei Sievers heißt es dazu:

„Die Folge war, daß ich schon morgens vor dem Aufstehen, während

meiner Mittagspause und nach dem Feierabend, von den Dienststunden

gar nicht zu reden, von Antragstellern überlaufen wurde. Die Leute kamen
nicht nur mit Anträgen und Gesuchen, sondern auch mit Würsten und mit
Butter, um der Sache einen besseren Nachdruck zu geben. Die Aller-
schlimmsten waren die Leute, die sich einbildeten, mit mir noch in einem,
wenn auch noch so entfernten Verwandtschaftsverhältnis zu stehen. Wer

sich mit solchen Hintenherumgeschichten an mich nicht heranwagte, der

versuchte es auf dem Umweg über meine Frau."41

Insgesamt habe er bis Kriegsende 19.600 Anträge bearbeitet. Inzwischen

habe sich bei der Truppe eine wachsende Bereitschaft gezeigt, nach Mög-
lichkeit dem Frontdienst zu entkommen, sich deshalb nach dem Urlaub

nicht mehr bei der Einheit an der Front zu melden, sondern beim Ersatz-

truppenteil oder sich sogar eine Verletzung zuzufügen. Als trübes Kapitel
bezeichnete er die Einstellung des Landrats, selbst den letzten Söhnen in

einer Familie die Zurückstellung zu verweigern, wenn Brüder bereits ge-

fallen waren. Sievers geriet in dieser Frage mit dem Landrat in Konflikt,

weil dieser die Auffassung vertrat, dass Krieg sei und alle verwendungsfä-

higen Männer an die Front gehörten. Auch in dieser Hinsicht zeigte Sievers

Menschlichkeit, umging gegebenenfalls die Unterschrift seines Chefs und

ließ seine Vorlagen von dessen Stellvertreter unterzeichnen, der auf seiner
Seite stand.

Revolution in Rendsburg

Dass das Deutsche Reich den Krieg verlieren könne, war Sievers zunächst

nicht in den Sinn gekommen. Zweifeln von Kameraden mochte er deshalb

auch zunächst nicht folgen. Aber die hohen Verluste an der Front führten
ihn nach nüchterner Betrachtung zu der Erkenntnis, dass der Zusammen-

40 Erinnerungen, S. 99.
41 Erinnerungen, S. 100.
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bruch unabwendbar sein werde. Doch der nach Ende des Krieges einset-
zenden politischen Diskussion um die sogenannte Dolchstoßlegende setzte

er kritisch seine eigene nüchterne Einschätzung entgegen:
„Man hört viel von dem Dolchstoß der Heimat, die dem Heer in den

Rücken gefallen.42 Ist es an dem? Die Meinungen gehen hier auseinander.
Gewiß, die Heimat hat hier zuerst versagt. Meines Erachtens wäre das

Endergebnis auch kein anderes geworden, wenn nicht gemeutert [worden]

wäre. Der einzige Unterschied wäre gewesen, es hätte zwei Monate länger

gedauert. Wir waren eben fertig und dem durch die Amerikaner verstärk-

ten Feindeinsatz nicht mehr gewachsen. Alles andere ist Wortklauberei.

Man fühlte es an allerkleinsten Kleinigkeiten, daß das Ende gekommen
war."43

Wie sich die Wende im Land vollzog, erlebte er selbst mit. Seit der im-

mer stärker einsetzenden Knappheit an Waren habe die „Kommune" ange-

fangen, „ihr Haupt zu heben". Erste Anzeichen nahm er wahr, als der dem

Landratsamt zugeteilte Polizeibeamte nicht mehr seine Pickelhaube, son-
dern eine Dienstmütze trug. Die Revolution zeigte sich aber erst mit dem

Erscheinen von Kieler Matrosen am Rendsburger Kreishafen. Sie entwaff-

neten den Kommandeur des in Rendsburg stationierten Trainbattaillons
und schlossen die Drehbrücke über den Kaiser-Wilhelm-Kanal, so dass

kaisertreue Schiffe nicht mehr passieren konnten. Als eine Reihe von Tor-

pedobooten mit Reichskriegsflagge erschienen, wurden sie so an der Wei-

terfahrt gehindert, und man habe in Rendsburg befürchtet, es könne zu mi-
litärischen Auseinandersetzungen kommen.44

Die folgende Zeit beschreibt er sehr anschaulich, allerdings ganz aus

der Perspektive eines kaisertreuen und dem revolutionären Geschehen des
Jahres 1918 ablehnend gegenüber stehenden Berichterstatters:

„Der Berufsvormund Hering45 redete von der Morgenröte, einer neuen

Zeit, die er über Deutschland aufgehen sähe, der Schmied Möller rief da-
zwischen, der Kerl sei verrückt und wurde dafür verhaftet. Man nannte es

in Schutzhaft nehmen. Man holte den Herrn Geheimen Regierungsrat aus
dem Landratsamt heraus, führte ihn nach dem Kasernenhof und stellte ihn

auf einen Tisch: nun solle er auch mal was sagen. Er hat ihnen den Gefallen

nicht getan und man hat ihn wieder nach Hause gelassen. Man redete und
etablierte Büros, man demonstrierte, man organisierte, man zog um mit

42 Vgl. dazu v. Gaertringen, „Dochstoß", S. 122-160, u. Sammet, „Dolchstoß".
43 Erinnerungen, S. 101.
44 Die Minenboote konnten, nachdem sich die Offiziere bereit erklärt hatten, die rote

Fahne zu hissen, ungehindert nach Brunsbüttel weiterfahren, vgl. Hoop, Geschich-
te, S. 272.

45 Gemeint war der gemäßigte Sozialdemokrat August Hering, der Mitglied des Ar-
beiterrates war, vgl. Hoop, Geschichte, S. 271. Eine Gesamtdarstellung der revoluti-
onären Ereignisse in Rendsburg findet sich dort auf S. 270-275.
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Pauken und Trommeln und Trompeten, der alte Bartelt an der Spitze, er
mochte wollen oder nicht. Die Umzieher waren bunteste Mischung. Das

gros stellten die Leute in Uniformen. Militärische Haltung war restlos weg.
Alte Kokarden mußten fallen, Achselstücke verschwinden und wer sich ei-

nigermaßen anständig zu geben versuchte, verstieß gegen die revolutionä-
re Praxis. Der Herr Geheimrat verschwand selbstverständlich als Landrat;

ein Herr Pfaff, seines Zeichens Bootsmannsmaat aus Kiel, erschien als sein

Nachfolger. Von ihm hätte ich gern eine Dissertation über das Thema:
Wem Gott sein Amt gibt, dem gibt er auch Verstand, gesehen [...]. Man

muß dem Herrn Pfaff allerdings zugeben, daß er sein Bestes tat, um alles in

ruhigere Bahnen zu lenken."46
Die Versammlung, an der Sievers teilnahm, fand am 11. November 1918

abends um 8 Uhr in der Rendsburger Stadthalle statt.47

Wieder Autohändler

Mit dem Ende des Krieges orientierte er sich beruflich neu und übernahm

die Vertretung von Fahrzeugen der Stettiner Automobilfabrik, die seit 1899

Motordreiräder, Personenwagen, Lastwagen und Busse produzierten,48 für

die Region Schleswig-Holstein nördlich der Luftlinie Neustadt-Glückstadt.

Der Verkauf von Neuwagen gestaltete sich einerseits deshalb als schwierig,

weil infolge von Materialknappheit keine Kupfer-, sondern Eisenrohre,
statt Ledersitzen solche aus Wachstuch geliefert wurden und sich auch die

Lackierungen als mangelhaft erwiesen. Andererseits setzte ein schwindel-

erregender Währungsverfall ein, der zu raschen Preissteigerungen der

Fahrzeuge führte, mit denen die Kunden häufig nicht einverstanden wa-
ren. Sievers hat die wilden Zeiten der Inflation, die Kniffe und Praktiken

von Käufern und Verkäufern der Automobile, die Spekulationsgeschäfte

mit Aktien, Verluste und Gewinne usw. anschaulich geschildert. Das letzte

Fahrzeug verkaufte er Ende 1923 für elftausendachthundertfünfzig Billio-

nen Mark. Das Geld transporierte er mit einem Dürkoppwagen,49 musste

es aber wegen der Menge der Scheine zusätzlich von einem Kurier per
Bahn in Paketen abholen lassen.50

Nach Einführung der Rentenmark traten erst allmählich normale Ver-

hältnisse ein. Zunächst versuchten Kunden noch, Fahrzeuge gegen Aktien

zu erwerben. Doch war Sievers inzwischen gewieft genug, nur den Akti-

46 Erinnerungen, S. 103.
47 Hoop, Geschichte, S. 272.
48 Seherr-Thoss, Die deutsche Automobilindustrie, S. 16.
49 Die Firma Dürkopp in Bielefeld stellte zunächst Nähmaschinen her, seit 1885 Fahr-

räder und seit 1897 auch Automobile her, vgl. Cohen, Die Entwicklung.
50 Erinnerungen, S. 117.
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Zeit-

raum

Außenstände Verkaufte

Wagen

Schulden Verlust

1928 14.900 RM 44 12.600 RM 1.100 RM

1929 10.600 RM 51 15.400 RM 200 RM

1930 5.600 RM 56 27.200 RM 6.500 RM

1931 4.100 RM 28 20.000 RM 4.200 RM

1932 4.100 RM 10 18.200 RM 6.400 R M

1933 7.300 RM 34 19.100 RM 20 RM

enwert anzuerkennen, den das Wertpapier am Tage der Übergabe des ver-

kauften Fahrzeugs besaß. Angesichts der unsicheren wirtschaftlichen Lage
schied er 1924 bei der Firma Stoewer als selbständiger Vertreter aus und

wurde Reisender im Angestelltenverhältnis. Dieser Schritt erwies sich als

vorausschauend. Denn 1926 ging das Unternehmen in Konkurs.

Nachdem er die Vertragsbedingungen bei Ford und Brennabor51 über-

prüft und als ungeeignet erachtet hatte, übernahm er am 1. Januar 1926 die

Vertretung der Opelwerke. Allein in diesem Jahr verkaufte er 27 neue Wa-

gen.52 Aufschlussreich ist, wie seine Bilanz in den Jahren von 1928 bis 1933
aussah:

Den obigen Angaben zufolge gelangte die Anzahl der Verkäufe 1932

auf einen Tiefpunkt. Ebenso sanken die Außenstände. Die Gründe dafür

lagen im amerikanischen Börsensturz vom 24. Oktober 1929, der zu einem
weltweiten Struktureinbruch der Weltwirtschaft geführt hatte. Die Folgen

der Krise waren eine „Höllenfahrt in den Abgrund einer beispiellosen De-

pression", wie Hans-Ulrich Wehler konstatiert.53 Dass Sievers in diesen

wilden Zeiten geschäftlich überlebte, verdankte er der fairen Haltung sei-

ner Hausbank, der Schleswig-Holsteinischen Bank, die nach dem Ersten

Weltkrieg auch in Rendsburg eine Filiale errichtet hatte.54 Aber auch in den

schlechten Jahren habe er als „ehrbarer Kaufmann" stets die Auffassung

vertreten, niemals in den Konkurs zu gehen und damit Gläubigern zu
schaden:

„Daß niemand gegen die Verhältnisse ankonnte, war bekannt. Das Ein-

zige, über das man selber noch entscheiden konnte, war der gute Ruf. Zah-

lungsunfähig werden war keine Schande mehr; das Verwerflichste war das

51 Brennabor war 1871 in Brandenburg/Havel gegründet worden und baute zunächst
Fahrräder und Kinderwagen, seit 1906 auch Autos, siehe Festschrift, S. 25.

52 Erinnerungen, S. 124.
53 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, S. 259.
54 Wulf, Bankgeschichte, S.85-97.
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Hineinreißen anderer."55 Zumindest müsse der Schuldige, falls er wieder
zu Geld komme, seine Verbindlichkeiten dann ablösen: „So handeln an-

ständige Kaufleute."56
Mit der 1933 einsetzenden wachstumsfördernden Konjunkturpolitik

der Nationalsozialisten57 erreichten die Verkaufszahlen auch für Sievers

einen neuen Schub und stiegen um 78 % an.
Den Kontakt zu den Landräten des Kreises Rendsburg hielt er auch

nach dem Krieg. Offenbar hatte der Bootsmann Pfaff, der bis 1920 die Ge-
schäfte des Kreises führte, erfahren, dass T. H. Sievers eng mit seinem Vor-

gänger Brütt zusammen gearbeitet hatte, und bat ihn zum Gespräch. Ein
weiterer Kontakt ergab sich bei dem allerdings vergeblichen Versuch, ei-

nen Kesselwagen mit Benzin für den Kreis anzukaufen. Dass Timm Hein-
rich Sievers mit seiner durch und durch bürgerlichen Einstellung den

durch die Revolution zur Macht gelangten Pfaff nicht ganz ernst nahm,

liegt auf der Hand, und so schildert er denn auch Pfaffs Rolle bei der Nie-
derwerfung des Kapp-Putsches 1920 und dessen mehr oder weniger er-

folgreichen Versuche um Anerkennung bei der bürgerlichen und bäuerli-
chen Bevölkerung als eher lächerlich.

Wertschätzung zollte er dagegen trotz mancher Vorbehalte Pfaffs Nach-

folger Landrat Theodor Steltzer,58 der die Leitung des Kreises 1921 über-
nahm und bis 1933 im Amt blieb. Er setzte während seiner Amtszeit ein

weitgehendes pädagogisches Programm um, indem er in Rendsburg eine
Heimvolkshochschule nach dänischem Vorbild gründete und die „Kolo-

niale Frauenschule" ins Leben rief, die Ehefrauen von künftigen Auswan-
derern hauswirtschaftlich ausbildete.59 Außerdem schätzte Sievers an

Steltzer, dass es ihm in der Inflationszeit gelang, eine Goldmarkkasse ein-

zurichten, für die der Kreis Rendsburg eine Bürgschaft in Höhe von
500.000 Goldmark übernahm.60 Weitere wirtschaftliche Unternehmen wie

die Gründung einer Gärtnerei in Audorf und einer Siedlungsgesellschaft in

Königsförde, lehnte Sievers dagegen ab, weil Verwaltungsbehörden seiner

Meinung nach nicht in der Lage seien, effektive Betriebe in eigener Regie
zu betreiben. Inzwischen war er Mitglied des Kreistages geworden und

hatte über den Haushaltsplan des Kreises mit zu bestimmen. Steltzers

55 Erinnerungen, S. 130.
56 Erinnerungen, S. 130.
57 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, S. 691.
58 Theodor Steltzer (1885-1967) war bis 1933 Landrat des Kreises Rendsburg, siehe Al-

berts, Theodor Steltzer, S. 58-72.
59 Gaasch, Heimvolkshochschule, S. 62, Siegle, Die Koloniale Frauenschule, S. 62, u.

Meisner, Heimvolkshochschule, S. 162-167.
60 Steltzer listete in der Festschrift „100 Jahre Kreis Rendsburg - Ein Rückblick 1867-

1967" seine Leistungen als Landrat auf. Dazu zählte er auch die Gründung einer
Goldmarkkasse des Kreises Rendsburg. Damit dürfte eine Notgeldwährung in der
Zeit der Inflation gemeint sein, vgl. Steltzer, Die Zeit der Weimarer Republik, S. 48 f.
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„uferlose Etats" lehnte er jedoch kategorisch ab.61 Bei der Abstimmung
hätten nur der kommunistische Abgeordnete Tomalla und er gegen den

Etat gestimmt.

Kein Freund der Weimarer Republik

Wie der Großteil des deutschen Bürgertums lehnte T. H. Sievers die 1919

mit der Weimarer Reichsverfassung eingeführte parlamentarische Demo-
kratie zumindest rückwirkend ab:

„Schwätzer und Wortklauber hatten es fertig bekommen, eine Unzahl

von Parteien auf der Bildfläche erscheinen zu lassen, Zwanzigjährige und
Frauen redeten, demonstrierten, manifestierten und wählten mit. Was es

im Reich im Großen gab, das gab es in Kreis und Gemeinde im Kleinen.

Auch im Kreistag, dem anzugehören ich einige Jahre lang die recht zwei-
felhafte Ehre hatte, saßen wir nach Fraktionen [...]. Im Kreistag, dieser Ab-
klatsch eines Parlamentes, saßen damals die Sozies, die Nazis, wir Wirt-

schafts-Parteiler,62 die Hausbesitzer, die Mieter, die Beamten, die Kommu-

nisten und als Hauptpartei: die Vereinigten. Stadt und Land, Hand in

Hand. Diese Vereinigten, es waren neun Mann hoch, brauchten fast vor je-

der Abstimmung eine Fraktionsberatung, um sich darüber einig zu wer-
den, was werden solle. Mit Hand in Hand schien es bei Stadt und Land

doch nicht so ganz zu stimmen. Die Klippe des Fraktionszwanges (auch

eine feine Einrichtung), haben sie immer glücklich umschifft. Während
diese Fraktion ihre Fraktionsberatung abhielt, es geschah immer in einer

auf ihren Antrag eingelegten halbstündigen Pause, gingen die Vertreter der

Spitzenparteien zu Truelsen und knobelten dort in aller Gemütlichkeit ei-
nen aus. Die Frostigkeit, die sonst über unseren Sitzungen lag, taute dann

auf und die ernsten und gewichtigen Abgeordneten- und Volkstribunen-
Mienen wurden dann wieder normal."63

Im Übrigen trauerte Timm Heinrich Sievers viele andere auch der alten

kaiserlichen Regierung nach. Er stand der neuen politischen Führung äu-

ßerst skeptisch gegenüber und bedauerte, dass es bis 1932 keinen „Mann

mit starker Hand" gegeben habe. Vielmehr habe man um Ministersessel

geknobelt, und je nachdem, wie vorgelegte Entwürfe Mehrheiten fanden,

seien neue Minister gekommen. Es sei ein wahrhafter „Käsehandel" gewe-

61 Das betraf namentlich den unter "Einnahmen" mit 540.000 RM veranschlagten Titel
„Unvorhergesehenes", Erinnerungen, S. 116 f.

62 Die Reichspartei des deutschen Mittelstandes, die sich von 1920-1925 „Wirtschafts-
partei des deutschen Mittelstandes" nannte, vertrat die Interessen von Haus- und
Grundbesitzern, Handwerkern und kleinen Gewerbetreibenden und war eine reine
Interessenpartei der bürgerlichen Rechten, vgl. Fritsch, Reichspartei, S. 722-738.

63 Erinnerungen, S. 116.
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sen. Das gleiche galt für die neue Beamtenschaft. Sie sei häufig erst durch
die Revolution 1918 in ihre Ämter gelangt, habe keine Fachkompetenz be-

sessen, und „bei vielen von ihnen hing der Mantel nach dem Winde und es
hieß, wes' Brot ich esse, des' Lied ich singe". Die Leistung des Treueides

habe da bei wenigen Hemmungen bewirkt.

Sievers und die Machtübernahme der Nationalsozialisten

Sievers Ablehnung der Weimarer Republik, wie auch seine Herkunft aus

dem protestantischen, aber nicht kirchennahem Bürgertum, führten dazu,
dass er, wie sehr viele Deutsche, die Machtübernahme der Nationalsozia-

listen begrüsste. Wenn er auch kein direkter Anhänger der NSDAP war, so
sah er sich doch als „Rechtsgerichteter"64 trotz aller „Böcke" die auch diese

geschossen hätten. Seiner rechtskonservativen Gesinnung hatte er schon
1925 durch seinen Beitritt zum „Stahlhelm"65 Ausdruck gegeben. Wie vor-
behaltlos der Stahlhelm unter seinem Gründer und Führer Franz Seldte

(1882-1947) auf Hitlers Seite stand, davon konnte sich Sievers 1932 auf ei-

ner Versammlung überzeugen, in der er eine Rede Seldtes hörte. Darin be-
zeichnete dieser Hitler als die einzige Persönlichkeit, die in der Lage sei,

das Reich zu führen, und verlangte, dass sich die Mitglieder des Stahl-

helms kompromisslos auf die Seite des neuen Reichskanzlers zu stellen
hätten. Wer dieser Devise nicht folge, gehöre nicht in die Organisation. Im
Nachhinein war Sievers aber vom Stahlhelm enttäuscht. Zwar habe er dort

gute Kameradschaft gefunden, die Führung des Stahlhelms sei jedoch all-
zu sehr der Parole gefolgt „immer mit der Ruhe" und habe deshalb keine

politische Wirkung entfacht: „Gewehr bei Fuß sind wir stehen geblieben,
bis uns 1932 die Felle weggeschwommen waren."66

Der NSDAP gelang es seiner Meinung nach besser, die Menschen zu
mobilisieren:

„Kurz vor 1933 war ein großer Teil unseres Volkes eine dumpfe, arbeits-

lose und nörgelnde Masse geworden. Ob immer mit Recht, bleibe dahinge-

stellt. Die Regierenden wurden für Schwächlinge und Dummköpfe, um

nicht zu sagen für Spitzbuben und Gauner gehalten. In politischen Ver-

sammlungen schlug man sich inzwischen gegenseitig die Köpfe blutig.

Nach der Vorschrift gutbürgerlicher Hausmütter, Ruhe ist die erste Bür-

gerpflicht, hatte der Spießbürger zu Hause zu bleiben, Vater mußte sich zu

64 Bereits in seinem Bericht über die Militärzeit wird ein latenter Antisemitismus sicht-

bar wenn er einige jüdische Kameraden als „Windhunde" abqualifizierte. Doch be-
zeichnete er einen anderen als „durchaus anständigen Mann und guten Kamerad",
Erinnerungen, S. 92.

65 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, S. 391 f.
66 Erinnerungen, S. 136.



Lebenserfahrungen eines Rendsburger Kaufmannes
133

gut halten für die Auseinandersetzungen der Radaubrüder. Die Radikalen
machten ihre Auseinandersetzungen zunächst unter sich ab.

Es blieb aber nicht aus, daß den Leuten, die es zum ersten Male wagten,

der Hauptregierungspartei, also den Sozis, mit dem Knüppel entgegenzu-

treten, viele Sympathien wurden und die Ansicht, daß politische Prügelei-
en unter allen Umständen zu verwerfen seien, schwand immer mehr. Alles,

was sich seit Kriegsende mehr oder weniger hatte treiben lassen, wurde

nachgerade wach und trieb dahin, wo man die starken Fäuste sah, zu den
Nazis."67

Er teilte auch eine überschwängliche Stimmung bei der Machtübernah-
me durch die NSDAP:

„In der Mehrheit des Volkes herrschte Jubel. Die alten Nazikämpfer

freuten sich, daß sie endlich am Ziel und der große Haufe der Mitläufer

freute sich, weil die anderen sich freuten. Auch die Zahl derer, die sich sag-

ten, daß es so, wie bisher, nicht weitergehen könne, war nicht klein. Diese
waren froh, die alten Machthaber los zu sein und freuten sich aus diesem

Grunde. Zu ihnen gehörte ich. Man war tatsächlich soweit, daß jedermann

nach einem Manne schrie, der wenigstens wußte, was er wollte, es war

schon halbwegs egal, woher er kam."68 Sievers gab zu, dass man von den

Nationalsozialisten eigentlich nur gewusst habe, dass sie der bisherigen

Regierung „die Zähne" gezeigt hätten. Aber er habe auch schnell gemerkt,
dass nun neue Volkstribunen auf den Plan getreten seien.

Die Machtübernahme der Nationalsozialisten zeigte Konsequenzen

auch im Kreis Rendsburg. Landrat Steltzer wurde durch eine Hetzjagd des
NSDAP-Fraktionsvorsitzenden Wilhelm Hamkens aus dem Amt gejagt,

was Sievers als „Zänkereien" und unschönes „Schauspiel" beschönigte.

Gleiches galt für den Fall Lööck: Am 2. Mai 1933 war der Rendsburger Un-
ternehmer Lööck, der die städtische Abfuhr betrieb, von der SS verhaftet

und in einem Umzug mit dem Schild „Ich war ein Betrüger und Blutsauger

an der Rendsburger Bevölkerung und an seinen Arbeitern unter dem roten

System" durch die Stadt geführt und anschließend in Schutzhaft genom-

men worden. Über den Vorgang wurde in der „Schleswig-Holsteinischen

Landeszeitung" unter dem 15. Juni 1933 berichtet.69 Sievers bezeichnete
den Vorfall lediglich als „Übelerscheinung". Ab und zu hätten Hitzköpfe

eben übers Ziel geschossen. Dagegen rechnete er es Kreisleiter Wilhelm

Hamkens als Verdienst an, dass dieser solche Eigenmächtigkeiten „gewal-

tig gestaucht" habe.

67 Erinnerungen, S. 134 f.
68 Erinnerungen, S. 137 f.
69 Danach hatte sich Lööck verschiedener Verstöße gegen den mit der Stadt Rends-

burg abgeschlossenen Vertrag über die Müllabfuhr schuldig gemacht. Er wurde am
4. Mai wieder aus der Schutzhaft entlassen, freundliche Mitteilung zum „Fall
Lööck" durch Frau Dr. Regina-Maria Becker vom Stadtarchiv Rendsburg.
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Sievers begrüßte es, dass sämtliche Parteien und Vereinigungen außerhalb

der NSDAP zwangsweise aufgelöst wurden, und führte zur Begründung

an: „Hiermit war dann wenigstens die Möglichkeit unterbunden, in Orga-

nisationen seinem nicht immer berechtigten Unmut Ausdruck zu geben."70

Der erste Konflikt mit dem neuen System

Die Gleichschaltung betraf allerdings auch die Freimaurer, denen Sievers

im Juni 1913 beigetreten war. Er war Mitglied der 1865 in Rendsburg ge-

gründeten Loge „Nordstern", die der großen Landesloge der Freimaurer
von Deutschland angehörte.71 Nach 1933 sah er sich plötzlich als Hoch-

gradmaurer72 auf der Seite eines vom neuen Regime verunglimpften Per-
sonenkreises. Wie ungerecht er dies empfand, brachte er in seinen Erinne-

rungen beredt zum Ausdruck:
„In einer gewaltigen, nie erlahmenden Hetze in politischen Versamm-

lungen, hat man es fertig gebracht, die Logen langsam zu Tode zu quälen.

Es ging nie ohne das übliche Geschimpfe, über Freimaurer, Juden und Je-
suiten, ab. Ich bin mir eigentlich über den Charakter dieser Art Redner nie

so recht klar geworden und habe mir immer und immer wieder die Frage

vorgelegt: Weiß der Mann nun gar nicht einmal, daß alles das, was er hier
in einem Atem nennt und in einen Topf tut, Verbindungen sind, die sich

wie Feuer und Wasser gegenüberstehen? Nie haben Elemente wie Juden
und Jesuiten, nicht einmal Katholiken, bei uns Aufnahme finden können

[sic!] und hier werden wir hingestellt, als wenn wir deren Bundesbrüder

seien? Wenn ich solchen Unsinn hören mußte, habe ich mich an den Kopf

fassen müssen. Wo hört denn die Verdummung auf?"
Sievers erinnerte sich, dass er während eines „Führerappels" des

„Stahlhelms" in der Rendsburger „Eiderhalle" gegen den Befehl opponiert
habe, Freimaurer nicht mehr in führenden Positionen des Bundes zu dul-

den. Die gegen sie geäußerten Verdächtigungen wies er als „unsinniges

Gewäsch" ab und nahm für jene in Anspruch, „mindestens ebenso gute,
wenn nicht bessere Deutsche zu sein, wie der beste Nichtfreimaurer" 73

Das Thema sei daraufhin in der Versammlung fallen gelassen und in seiner

Anwesenheit auch nicht wieder aufgegriffen worden. Auch nach diesem

70 Erinnerungen, S. 139. - An anderer Stelle seiner Erinnerungen kritisierte dagegen
die Auflösung aller Parteien außer der NSDAP (vgl. ebd., S. 24).

71 Erinnerungen S. 88. Zur Geschichte der Freimaurer in Schleswig-Holstein vgl.
Ludwig, Die Entstehung und Entwicklung.

72 Freimaurer, die die Grade Lehrling, Geselle, und Meister durchlaufen haben und
eine höhere Erkenntnis- und Vervollkommnungsstufe erreichen wollen, vgl. dazu
Mellor, Rituale.

73 Erinnerungen, S. 140.
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Vorfall zögerte er nicht, sich „im Kreis ernster Männer" öffentlich dazu zu
bekennen, Freimaurer zu sein.74 Doch musste er erleben, dass die national-

sozialistische Propaganda gegen das Freimaurertum ihre Wirkung nicht

verfehlte und auch von „sonst ehrenwerten" Bürgern, wie einem benach-

barten Rendsburger Zigarrenhändler, weitergetragen wurde, der zu Sie-

vers' Entsetzen Plakate in seinem Schaufenster aufhängte, die einen „Vor-
trag über die Verbrechen der Freimaurer" ankündigten. Er empfand das

als öffentliche Beschimpfung durch einen Nachbarn.

Allen Anfeindungen zum Trotz löste sich die Rendsburger Loge erst

auf, als die „Grosse Landesloge" in Berlin dies beschlossen hatte. Die letz-

ten Kapitelarbeiten in Kiel seien im Beisein der Gestapo abgehalten wor-
den, die etwas Staatsfeindliches dabei nicht entdeckt habe.

An seine Nachfahren richtete er die Empfehlung, dass wenn sie einmal

die Gelegenheit hätten, einer auf nationaler und christlicher Grundlage ste-

henden Freimaurerloge beizutreten, dies zu tun:

„Neigung und Veranlagung vorausgesetzt, könnt Ihr Euch dann im
Laufe der Jahre einen Schatz von Weltanschaulichem zu eigen machen, wie

Ihr ihn woanders nirgends besser findet. Die Loge bezeichnet ihre Lehrart

als eine Königliche Kunst. Sie ist es voll und ganz. Sie zeigt, wie das Leben
anzufassen und wie es winkelrecht zu meistern ist. Sie lehrt aber auch, wie

eine winkelrecht vollbrachte Lebensarbeit auszuklingen hat.

Ich verrate nichts, wenn ich fortfahre. Um Ziel und Zweck der Loge zu

erreichen, werden dem Neuaufgenommenen Pflichten auferlegt, denen er

nach Möglichkeit nachzuleben hat. Die ersten vier Pflichten sind: sei vor-

sichtig, sei verschwiegen, sei mäßig, sei barmherzig. Man nennt sie die vier

Meistertugenden. "75

Entgegen anderen Logenbrüdern litt Sievers nicht unter Verdächtigun-

gen und Boykott. Manche Freimaurer gaben deshalb ihre Satzungsideale
auf und bemühten sich, dem NS-Staat gegenüber loyal zu sein, änderten

ihre Rituale und gaben sich z. T. neue Namen, um keine Aufmerksamkeit

zu erregen.76 Zwar musste er feststellen, dass die Anzahl seiner Kunden
zurückging und dass er auf der Straße „schief angeguckt" wurde. Aber er-

freut war er darüber, dass eines Tages ein Bauer aus Tetenhusen einen Wa-

gen bei ihm kaufte, gerade weil Sievers Freimaurer war und der Käufer

sich von ihm gut bedient und nicht übervorteilt gefühlt habe.
Als Freimaurer seien ihm seitens der Behörden niemals Schwierigkeiten

bereitet worden. Ja, der NS-Kreisgeschäftsführer ITeinrich Carl 77 habe ihn

74 Erinnerungen, S 142.
75 Erinnerungen, S. 141 f.
76 Vgl. dazu Bamewitz, Die Entschädigung, S. 132.
77 Heinrich Carl war der langjährige Bürovorsteher des Rechtsanwalts Wilhelm Ham-

kens in Nortorf, der nach der Machtübernahme Landrat des Kreises Rendsburg
geworden war, vgl. Glade, Emst Bamberger, S. 122 u. S. 184.
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eines Tages sogar zu einem Gespräch über Sinn und Bedeutung der Logen
in die Kreisleitung gebeten. Offenbar wollte er sich ein Bild von der Rends-

burger Loge „Nordstern" machen und Sievers dazu hören. Das war nicht
weiter verwunderlich. Denn seitdem Alfred Rosenberg 1921 in seiner po-

lemischen Schrift „Das Verbrechen der Freimaurerei" die These aufgestellt

hatte, es bestehe eine jüdisch-freimaurerische Weltverschwörung, die die
Existenz anderer Völker unterminieren wolle, und 1923 die „Die Protokolle

der Weisen von Zion und die jüdische Weltpolitik" kommentiert herausge-

geben hatte, hatte sich namentlich Adolf Hitler diese Verschwörungsge-
danken zu eigen gemacht.78

Die Ausführungen, die Sievers über das Logenwesen machte, zeigen,

dass er argumentativ geschickt die von NS-Seite erhobenen Vorwürfe, in

den Logen werde Politik betrieben, zu widerlegen suchte:
„Nach unseren Logensatzungen hätte es immer so sein müssen und wä-

re auch immer so gewesen, daß innerhalb der Loge politische Auseinan-

dersetzungen zu unterbleiben hätten. Dies ändere nichts an der Tatsache,

daß die Mitglieder außerhalb der Loge sich politisch so betätigen, wie sie

es für richtig hielten. Wir seien politisch keineswegs Trottel, weil wir zufäl-

lig Freimaurer seien und gehörten den verschiedensten Parteien an. Die
meisten ständen rechts und ganz rechts, einige seien Demokraten, viel-
leicht auch der eine oder andere Sozialdemokrat. Kommunisten und Zen-

trumsleute seien nicht dabei, denn Juden und Katholiken würden in unse-

rer Loge nicht aufgenommen. Zahlreiche Brüder ständen mit ihrem Stimm-
zettel hinter Hitler, allesamt seien wir sozial eingestellte Deutsche.

Während früher politische Diskurse innerhalb der Loge verpönt gewe-

sen seien, sei dies in letzter Zeit anders geworden, denn die Angriffe, de-

nen wir in letzter Zeit von der Partei ausgesetzt gewesen seien, zwängen

uns förmlich, auch innerhalb der Logenräume zu diesen Anwürfen Stel-

lung zu nehmen. Wir könnten es nicht begreifen, daß man ausgerechnet
uns, die wir seit Hunderten von Jahren Sozialismus und Nationalismus

wie kein anderer hochgehalten hätten, nun als Volksschädlinge an den

Pranger gestellt werden sollten. Ich selber gehöre in allererster Linie zu

denen, die gegen das angetane Unrecht Sturm liefen. Wenn man die Logen
auch nach außen verbieten und schließen könne, Sinn und Idee der Loge
könne doch keiner unterbinden, denn man könne doch keinem Menschen

auf die Dauer verbieten, ein anständig und innerlich sauberer Mann zu
sein und bleiben zu wollen."79

Auf die Frage, ob Carl die Freimaurer nun noch für Vaterlandsverräter

halte, habe dieser zwar geschwiegen, sich für das Gespräch aber bedankt.

Offenbar akzeptierte man Sievers' Haltung. Denn wenig später meldete

78 Rosenberg, Das Verbrechen, u. Rosenberg, Die Protokolle. - Kritisch dazu Benz, Die
Protokolle.

79 Erinnerungen, S. 143.
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sich die Tochter des Landrats und Kreisleiters Wilhelm Hamkens80 in Sie-

vers' Fahrschule an, und er schloss daraus, dass die führenden Rendsbur-

ger Nationalsozialisten der Freimaurerhetze nicht folgten.81
Später äußerte er einem englischen Besatzungsoffizier gegenüber:

„Ich habe mich gefreut, ihm sagen zu können, daß wir Rendsburger

[Freimaurer] im allgemeinen und ich ganz persönlich uns über eine

Drangsalierung seitens der maßgebenden Nazis nicht beklagen könn-
ten."82

In der Frage der Freimaurer hat Timm Heinrich Sievers eine bemer-

kenswert feste Haltung eingenommen. Umso mehr verwundert es, dass er

sich um die Aufnahme in der NSDAP bewarb. Nach der Auflösung des
Stahlhelms im Jahre 1935 hatten viele Mitglieder gleichfalls Anträge ge-

stellt. Als Hochgrad-Freimaurer hatte er allerdings Zweifel, ob er über-

haupt in die Partei aufgenommen werde. Deshalb besprach er die Angele-
genheit mit dem stellvertretenden Kreisleiter Heinrich Carl. Dieser bedeu-

tete ihm zwar, dass seine Aufnahme in die Partei nicht in Frage kommen

werde, er aber trotzdem einen Aufnahmeantrag stellen solle, um nicht den

Eindruck zu erwecken, er stehe der Partei ablehnend gegenüber. Diesen

Antrag reichte Sievers auch tatsächlich ein. Doch wurde er innerhalb Jah-
resfrist, wie von ihm erwartet, ablehnend beschieden.83

Sein Sohn Timm trat jedoch der NSDAP und auch der SS bei. Als er

später die Absicht hatte, wieder auszutreten, riet ihm sein Vater davon ab,
weil er meinte,,,abbremsende Elemente" in diesen Formationen könnten

nicht schaden. Der jüngere Sohn Markus hingegen weigerte sich von vorn-

herein, solchen Organisationen beizutreten und schloss sich nur dem

NSKK an, um sich dort motorsportlich zu betätigen.84
Sievers antisemitische Gesinnung war schon früher deutlich geworden.

Bereits in seinem Bericht über die Abkommandierung an die Front 1915

waren bei Sievers judenkritische Töne angeklungen:
„Ich erinnere, daß, nachdem unsere Abteilung ausmarschmäßig ange-

treten war, unser Hauptmann Stottmeister die Frage stellte, ob jemand lie-
ber hier zu bleiben wünsche. Der Betreffende würde von ihm keine Vor-

würfe hören; er wünsche nur Leute mitzuhaben, die unbeschwert hinaus-

gingen. Es meldete sich ein gewisser Oppenheimer und es gab großes Ge-

80 Wilhelm Hamkens war Alter Kämpfer der NSDAP und enger Freund des Gaulei-
ters und Oberpräsidenten Hinrich Lohse. Er regierte als Landrat den Kreis Rends-
burg von 1933-1938 „mit harter Faust", schützte aber auch seinen jüdischen Freund,
den Arzt Dr. Ferdinand Bamberger. 1938 wurde Hamkens Regierungspräsident
und 1943 wegen Unstimmigkeiten mit Lohse entlassen, vgl. Glade, Emst Bamber-
ger, S. 116 u. öfter.

81 Erinnerungen S. 144.
82 Erinnerungen, S. 191.
83 Erinnerungen, S. 144.
84 Erinnerungen, S. 174 f.
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lächter. Der Oppenheimer aber ist vorläufig daheim geblieben. Übrigens
hatten wir ohne ihn auch noch Juden genug. Da war zunächst der getaufte

Neubronner, dann mein Spindnachbar Loew, ein durchaus anständiger

Mann und guter Kamerad und dann noch Louis Lewy, ein Windhund, wie
er im Buche steht und noch so'n kleiner Schwarzer, dessen Namen ich ver-

gessen [habe]."85
Sievers glaubte auch, dass die „Hebräer", d. h. die Juden, in der Weima-

rer Republik zahlreiche Machtpositionen im Reich inne gehabt hätten und
dazu auch noch ohne Ausnahme links und extrem links gerichteten Krei-

sen angehörten.86 Diese Auffassung folgte dem antisemitischen Duktus,
der Staat sei „verjudet". Geht man indessen der Frage nach, wie stark der

Einfluss der jüdischen Bevölkerung in Deutschland vor 1933 tatsächlich

war, so ergibt sich, dass von ihr nur 0,77 % auf Angehörige der jüdischen

Religionsgemeinschaft entfiel. Davon waren nur 12,46 % als Beamte und

Freiberufler tätig. Den größten Anteil machten dagegen Handel und Ver-
kehr aus mit 61,27 % Beschäftigten. Überproportional stark war allein die

jüdische Wirtschaftselite. So befand sich die Hälfte aller Privatbanken in

jüdischer Hand, und 80 % des Kaufhausumsatzes wurde in den großen jü-
dischen Warenhäusern Tietze, Wertheim und Schocken erzielt.87 Die erste

geschäftliche Berührung mit der Partei hatte Sievers, als er zum Jahresbe-

ginn 1934 den städtischen Omnibusverkehr in Rendsburg übernahm. Denn
nun hatte die Deutsche Arbeitsfront, die 1933 als Massenorganisation mit

Zwangsmitgliedschaft für Arbeiter, Angestellte und Beamte und Unter-

nehmer gegründet worden war,88 ein Wort mitzureden. Mithin stand ihm
nicht frei, sein Fahrerpersonal nach eigener Entscheidung einzustellen.

Vielmehr bemühte sich die Partei, jüngere Angehörige der SA-Formationen

unterzubringen. Ihre Truppführer machten sich dabei gegenseitig Konkur-

renz und versuchten, über die NS-Ortsgruppenleitung Druck auf ihn aus-
zuüben. Jeder Posten- und Amtsträger habe gemeint, den Ratgeber spielen
zu müssen.89

In der Praxis erfuhr Sievers, dass die beiden für ihn maßgeblichen Or-

ganisationen DAF und Arbeitsamt in arbeitsrechtlichen Fragen durchaus
unterschiedlicher Auffassung sein konnten, dass sie ihre Kompetenzstrei-

tigkeiten jedoch meist auf dem Rücken der Unternehmer ausgetragen hät-
ten.90 Zwar beeindruckte ihn, dass die Machtübernahme für die Wirtschaft

85 Erinnerungen, S. 92.
86 Erinnerungen, S. 132.
87 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, S. 500.
88 Wehler: Deutsche Gesellschaftsgeschichte, S. 629 f.
89 Erinnerungen, S. 148.
90 In diesem Fall handelte es sich um die Kündigung eines Mitarbeiters wegen einer

Beleidigung, die er gegen T. H. Sievers ausgesprochen hatte, vgl. Erinnerungen, S.
150-153.
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einen großen Aufschwung mit sich gebracht hatte. Für die Automobilbran-
che bedeuteten das die Aufhebung der Automobilsteuer, den Bau der Au-

tobahnen und die Erleichterung des Führerscheinerwerbs. Doch trübten
dieses Bild die vielen Fachschaften und Verbände, denen Autohändler nun

zwangsweise angehören mussten.91
Als weiteres Beispiel für den „Behördenzopf" nannte er die Verkehrs-

zeichen. Aus den sechs internationalen seien „dank deutscher Gründlich-

keit" inzwischen 53 Warn-, FFinweis, Verbots- usw. Schilder geworden.92
Ein weiterer Kritikpunkt war das Projekt des KdF-Volkswagens. Sievers

vertrat die Auffassung, dass zum einen die Opelwerke mit dem kleinen P4

für 1.450 RM eine preiswerte viersitzige Limousine auf den Markt gebracht
hätten. Wenn man zum anderen die Kosten für den Führerscheinerwerb,

die Haftpflicht, die Treibstoffpreise und die Garagenmiete senken würde,

sei ein Volkswagen für 1.000 RM überflüssig, zumal es für den Volkswagen

keinen Kundendienst gegeben habe. Hier sprach freilich der Opelvertreter
Timm Heinrich Sievers pro domo.

Bilanz: „Die NS-Zeit war insgesamt positiv"

Insgesamt überwogen jedoch nach seinem Urteil die positiven Leistungen
der NS-Regierung. Sie offenbarten sich seiner Meinung nach in vielen ein-

zelnen Maßnahmen, so im Erlass des preußischen Erbhofgesetzes 1933,

nach dem landwirtschaftlich genutzter Grund und Boden unveräußerlich

wurde und allein vom erstgeborenen Sohn genutzt werden durfte.93 Eben-

so wertete er die Festpreise für Fleisch und Brot als Erfolg. Einen wertvol-
len Schritt sah er des Weiteren darin, dass die „Deutsche Arbeitsfront", den

Auseinandersetzungen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern und
damit den Streiks ein Ende bereitet habe. Sieben Millionen Arbeitslose

wieder in Lohn und Brot gebracht zu haben, sei eine „Riesenleistung" ge-

wesen, auch wenn der Staat auf diese Weise gezwungen gewesen sei, eine

„Pumpwirtschaft" zu betreiben und sich hoch zu verschulden.
Außenpolitisch rechnete Sievers die Wiederinbesitznahme der links-

rheinischen Gebiete, die Saarabstimmung, die Einverleibung Österreichs

und des Sudetenlandes in das Reich zu den großen Erfolgen:
„Alle Deutschen waren zum ersten Male innerhalb einer Reichsgrenze

zu einem Volk vereinigt. Das einmalige Verdienst, dieses vollbracht zu ha-
ben, kann niemand dem Führer Adolf Hitler nehmen."94 Von der Begeiste-

91 Erinnerungen, S. 152 f.
92 Erinnerungen, S. 157.
93 Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, S. 703.
94 Erinnerungen, S. 161.
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rung der Bevölkerung habe er sich auf einer 14tägigen Autofahrt durch Ös-

terreich selbst überzeugen können.95

Seit Kriegsbeginn beobachtete er, dass der seiner Auffassung nach oh-
nehin schon überbesetzte Partei- und Verwaltungsapparat noch weiter zu-

nahm und die erlassenen Verfügungen widersprüchlich waren. So empörte

er sich darüber, dass neue Opelwagen, deren Gewicht vom Werk bereits

amtlich eingetragen worden war, nochmals vom örtlichen amtlichen Wä-

ger und danach vom Sachverständigen des Dampfkesselüberwachungs-
vereins überprüft werden mussten, bevor das Fahrzeug mit einem amtli-
chen Kennzeichen versehen werden durfte. In einem anderen Fall wurde

die Genehmigung, seinen Betrieb für 14 Tage zu schließen und den Mitar-

beitern Urlaub zu geben, vom Heimat-Kraftfahr-Park in Flensburg erteilt.
Diesen Sachverhalt teilte Sievers der Polizeiverwaltung mit, die ihn darauf-
hin an das Landratsamt weiterleitete, das ihn der Kreishandwerkerschaft

zur Überprüfung vorlegte, die den Vorgang wiederum dem Heimat-Kraft-

fahr-Park zur Entscheidung übergab. Inzwischen waren sechs Tage des be-

willigten Urlaubs verstrichen, und die Polizeibehörde stellte fest, dass den
Mitarbeitern der Firma Timm Heinrich Sievers kein weiterer Urlaub mehr

zustehe.

Es wurde oben schon erwähnt, dass Sievers antisemitisch eingestellt

war und glaubte, die Juden hätten in der Weimarer Republik eine zu do-
minante Stellung in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft gehabt. Im Früh-

jahr 1945 kam Sievers in seinen Erinnerungen hierauf zurück und räumte
ein, dass die „neuen Herren" die Juden „teuer haben bezahlen lassen",

auch wenn er die ersten Maßnahmen der Ausgrenzung nach wie vor gut-
hieß:

„[...] nachdem man sie in den ersten Jahren noch einigermaßen in Ruhe

gelassen, begann man, ihnen [den Juden] nach und nach das Leben etwas

ungemütlicher zu machen und ihnen den Boden unter den Füßen fortzu-
ziehen. Der Jude soll eine feine Nase haben und wohl aus diesem Grunde

haben zahlreiche Rassegenossen es rechtzeitig vorgezogen, den Boden des
nationalsozialistischen Deutschlands zu verlassen und auszuwandern.

Dieses sind die Gerissenen gewesen. Die mehr Harmlosen haben die Ver-

trauensseligkeit, die sie den neuen Herren immerhin noch entgegenge-

bracht haben mögen, schwer bezahlen müssen. Dieses Kapitel ist für eine

Niederschrift nicht geeignet. Deshalb soll es mit dem vorherigen Satz be-

endet sein. Der alte Lehrer i. Kl. sagte einmal, wie über diese Sache gespro-
chen wurde, er befürchte, daß sich so etwas noch einmal rächen würde,

denn, fügte er hinzu, Gott läßt sein nicht spotten. Ich will uns allen nur
wünschen, daß solche Bedenken sich als übertrieben erweisen möchten."96

95 Erinnerungen, S. 161.
96 Erinnerungen, S. 170.
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Ein Beispiel mehr, dass die Menschen in Deutschland schon wussten, dass

der NS-Staat Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen hatte. An Sie-
vers' antisemitischer Einstellung änderte dies jedoch nichts:

„Wenn man sich dem gegenüber (i. e. aus Sorge vor Vergeltung) den
Verlauf, den der jetzige Krieg in seinen Ausmaßen, sowohl wie auch der

Art der Kriegsführung genommen hat und weiter zu nehmen droht, ver-

gegenwärtigt, so ist es heute nicht mehr von der Hand zu weisen, daß der

Jude, mag er sich auch hinter dem Engländer, hinter dem Amerikaner oder

hinter den Russen verstecken, unser Hauptgegner ist. Wer zu dieser An-

sicht erst heute kommt, der ist politisch ein Stümper; der Krieg ist ein Ju-
denkrieg und die Möglichkeit ist keineswegs ausgeschlossen, daß in seiner

Endphase der Jude mitsprechen wird. Dann sehe ich allerdings, nach allem
Vorhergegangenen, trübe. Denn immer noch schallt es aus dem Wald so

zurück, wie man hineingerufen und das Wort: Auge um Auge, Zahn um

Zahn, liegt der heutigen Generation mehr, wie der Bibelvers: Schlägt Dir
jemand die rechte Backe, so reiche ihm die linke auch dar."97

In jenen Wochen, als Timm Heinrich Sievers seine Lebenserinnerungen
niederschrieb und sich der Zweite Weltkrieg seinem Ende zuneigte, wurde

als letztes militärisches Aufgebot am 18. Oktober 1944 der Deutsche Volks-

sturm zur Verteidigung des „Heimatbodens" ins Leben gerufen.98 Am glei-

chen Tag wurden auch in Rendsburg der Volkssturm einberufen99 und ein
Standgericht eingerichtet. Standgerichte, denen ein Strafrichter als Vorsit-

zender sowie ein Politischer Leiter oder Gliederungsführer der NSDAP
und ein Offizier der Wehrmacht, der Waffen-SS oder Polizei als Beisitzer

angehörten, konnten die Todesstrafe, Freisprechung oder Überweisung an

die ordentliche Gerichtsbarkeit verfügen und sollten vor allem in den letz-

ten Kriegstagen Wehrmachtsangehörige an der Fahnenflucht hindern. Zur

Einberufung eines Volkssturms und der Errichtung von Standgerichten100

erklärte Sievers, ein Krieg bedinge andere Maßnahmen und andere Mittel
und fuhr fort:

„Ob das Erstere dazu angetan ist, die ziemlich kritische, militärische

Lage noch zu ändern? Wenn ich die pausenlosen feindlichen Einflüge und

die angerichteten Zerstörungen in unseren Verkehrsanlagen, an Gas- und
Elektrizitäts- und Wasser-Werken, an Städten und Fabriken, ansehe, so

muß ich als alter Soldat diese Möglichkeit stark bezweifeln. Ich wünsche,

ich möchte mich irren. Die Einführung des Standgerichts101 ist sicherlich

97 Erinnerungen, S. 170.
98 Überschär/Müller, 1945.
99 Hoop, Geschichte, S. 606

100 Reichsgesetzblatt Teil I, Nr. 6 vom 20. Februar 1945.
101 In einem Ministerialerlass vom 15. Februar 1945 wurden in allen „feindbedrohten

Reichsverteidigungsbezirken" Standgerichte gegen Straftaten eingeführt, „durch
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dazu angetan, Ruhe zu schaffen. Daß diese Ruhe an manchen Stellen als

allgemein gute Stimmung ausgelegt und auch aufgefaßt und gewertet

wird, steht ebenfalls fest."102 Wie Sievers die Haltung der deutschen Be-
völkerung in den letzten Kriegswochen einschätzte, ergibt sich aus der

Wiedergabe eines Gesprächs mit dem Generalmajor der Pioniere Walter

Bruns, 103 vormals als Major und Kommandeur in Rendsburg stationiert, 104

der eines Tages in seinem Geschäft aufgetaucht war und von der fabelhaf-

ten Stimmung des Deutschen Volkes gesprochen hatte. Sievers wider-

sprach ihm zwar nicht - sicher aus Vorsicht -, war aber der Auffassung,
dass es eher eine „vollkommene Ruhe" sei:

„Ich habe gottseidank Gelegenheit, öfters mit aufgeklärten und den-

kenden Menschen zu sprechen, als daß ich gezwungen bin, mich mit be-
schränkten Geistern zu unterhalten. Mein Beruf führt mich mehr in wirt-

schaftlich als in der Verwaltung tätige Kreise. Ich kann mir nicht helfen,

aber von einer fabelhaften Stimmung habe ich im Laufe der letzten drei

Jahre, selbst bei weitherzigster Auslegung, nichts merken können. Ich rede

hier natürlich nicht von der auf Versammlungen in Wort, Bild und Gesang

zur Schau getragenen Stimmung. Ich rede von der Stimmung, die in ver-
antwortlichen Bank-, Fabrikanten- und Großhandelskreisen herrscht."105

Anfang März 1945 notierte Sievers, dass täglich lange Trecks mit Wa-

genzügen von Flüchtlingen aus dem Warthegau, den Ostseeprovinzen,

Schlesien, Posen, Westpreußen, Ostpreußen und Pommern in Rendsburg

einträfen. Trotz einiger „waschechter Egoisten" werde die Unterbringung

der Flüchtlinge relativ glatt abgewickelt. In dieser Zeit stieg die Einwoh-

nerzahl Rendsburgs von etwa 20.000 auf 24.233. 106 Er selbst beherbergte in
seinem Haus in der Kanalstraße 26 Personen.107 Sehr viel schwieriger sei

es, ihnen Arbeit zu verschaffen, weil viele Betriebe aufgrund der Ein-

schränkungen in der Kohlen-, Gas- und Stromversorgung keine zusätzli-

chen Arbeitskräfte beschäftigen könnten.

Inzwischen beobachtete Sievers auch, dass Parteimitglieder in der Öf-
fentlichkeit zurückhaltender würden:

„Sogar der kleine Wichtigtuer Ba., der sich früher nicht genug tun

konnte, Heil Hitler Herr Bürgermeister, der diesen Gruß förmlich durch's

die die deutsche Kampfkraft und Kampfentschlossenheit" gefährdet werde, vgl.
Überschär/Müller, 1945, S. 163.

102 Erinnerungen, S. 171 f.
103 Bruns war 1941 Kommandeur des Brückenstabes in Riga gewesen und hatte verge-

bens gegen die Räumung des Ghettos und die Liquidierung der Juden beim Ober-
kommando der Wehrmacht interveniert, vgl. Angrick/Klein, Die „Endlösung", S.
149 u. S. 164.

104 Peters, Die nationalsozialistische Zeit, S. 56.
105 Erinnerungen, S. 172
106 Hoop, Geschichte, S. 608.
107 Erinnerungen, S. 204
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Lokal brüllte, wenn Krabbes den Eisenbahnkeller betrat, wird schweigsa-
mer. Die Parteiuniform im Straßenbild wird seltener."108

Mit der dramatischen Zuspitzung der militärischen Lage notierte Sie-

vers seit dem 28. April seine Erlebnisse mit Angabe von Daten. So heißt es

für diesen Tag, es schwirrten Waffenstillstandsgerüchte umher, nach denen

Himmler den Briten und Amerikanern die Kapitulation angeboten habe,

nachdem deutsche Truppen ihnen den Rücken gekehrt und sich nach Ber-

lin gewandt hätten, um gegen die Russen zu kämpfen. Da keine Feindflüge
mehr stattfänden, habe man das Gefühl, dass an den Friedensgerüchten
etwas dran sei. Andererseits entnahm er dem deutschen Sender in Ham-

burg, dass bei Lauenburg an der Elbe weiter gegen die Briten gekämpft

werde, und er erwartete diese in den nächsten Tagen auch in Rendsburg,
vorausgesetzt es fänden sich keine „verrückten Leute" mehr, um die Stadt
zu verteidigen. 109

Wegen der Furcht vor Luftangriffen fand allabendlich eine Völkerwan-
derung der Bevölkerung aus der Stadt heraus statt. Seine Familie komme

abends nicht mehr aus den Kleidern heraus, um bei Vollalarm rechtzeitig

mit dem Handwagen in den naheliegenden Gerhardshain zu gelangen. Of-
fenbar fand sich dort eine Gelegenheit - möglicherweise ein Splittergraben

-, um sich vor Angriffen zu schützen. Denn die Stadt verfügte weder über

Luftschutzbunker, noch über geeignete Luftschutzkeller, sondern nur über

30 überdeckte Luftschutzgräben. Sievers hat in seinen Erinnerungen nichts
über seine Tätigkeit im Dienst des Luftschutzes vermerkt. Aber in einem

anlässlich des 100-jährigen Bestehens des Kreises Rendsburg vom ehema-

ligen Landrat des Kreises verfassten Bericht über dessen Geschichte wäh-

rend des Nationalsozialismus heißt es dazu, „im strapaziösen und nicht
ungefährlichen Meldeeinsatz [habe] der Kaufmann Timm Heinrich Sievers

Dienst getan.110 Glücklicherweise hatte Rendsburg bis dahin nur einen
Angriff am 23. April 1945 erlebt, der aber immerhin zehn Tote und zahlrei-

che Verletzte gefordert hatte. 111 Da die Armee zerfalle und die Soldaten ih-

re Truppenteile verließen, stellte Sievers lakonisch fest: „Der Zusammen-

bruch ist da." Angesichts der sich überstürzenden Ereignisse machte sich

T. H. Sievers weitreichende Gedanken darüber, wie ein künftiger Friede
ausfallen würde:

„Wenn er eines Tages da sein wird, dann heißt es wohl, die Ernte zu

übernehmen von all' dem, was in den letzten zehn Jahren gesäet ist. Man-
chem dürfte bei diesem Gedanken schwül werden. Auch wird sich leider

wieder zeigen, daß deutscher Hader zu denen gehört, die den Krieg gut
überstanden haben ..."

108 Erinnerungen, S. 179.
109 Erinnerungen, S. 179.
110 Hoop, Geschichte, S. 607.
111 Hoop, Geschichte, S. 607.
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Wie würden die Diktate der Siegermächte aussehen, wie sich die Landkar-

te verändern, was mit Schleswig-Holstein geschehen, wie lange die Vorräte
reichen und ob auch für den kommenden Winter? Wie würde es mit der

Geldwährung stehen, was mit den Millionen Evakuierten, den Ausge-
bombten, Kriegsversehrten, abgebrochenen Studenten, Pensions- und Ren-

tenempfängern geschehen? Für die Welt werde Deutschland, in Deutsch-
land würden die Nazis büßen müssen. Aber auch jetzt gab es keine Distan-

zierung zum Nationalsozialismus:

„Vernünftige Leute sind sich darüber einig, daß die nationalsozialisti-

sche Idee voller vorzüglicher Gedanken ist und manche dieser Gedanken

werden über kurz oder lang noch einmal Früchte tragen. Was aber die Par-

tei, die sich als Träger dieser Gedanken ausposaunte, mit diesen Gedanken

für Schindluder getrieben und wie ist das Recht von ihr mit Füßen getre-
ten?! Was für eine Welle von Parteiterrorist[en] vorangetrieben und losge-

lassen und wo sind die Männer geblieben, die den Mut aufbrachten, eine

eigene Meinung zu Gehör zu bringen? Wer konnte es wagen, das Kind
beim rechten Namen zu nennen? ,Die wenigen, die was davon erkannt, die

törig g'nug ihr volles Herz nicht wahrten, hat man von alters her gekreu-

zigt und verbrannt'. Dieses Wort, vor mehr als hundert Jahren geschrie-

ben,112 paßt haargenau auf die Praktiken der NSDAP.
Ich will Hitler als einen Mann gelten lassen, der das Beste hat wollen.

Wenn ich aber den Kometenschweif seiner Mitläufer, von einzelnen Idea-

listen abgesehen, betrachte, so weiß man doch kaum, unter welcher Rubrik
der faulen Elemente man sie einreihen soll.

Daß er sich solche Scharlatane nicht vom Leibe zu halten wußte, das

war sein Fehler. Diese Umgebung ist es auch gewesen, die ihn vor Tatsa-
chen, ich denke hier an die letzten Phasen der Judenpolitik und die Prakti-

ken der Rechtspflege, stellte. In einer solchen Umgebung mußte Hitler das
werden, als das wir ihn in der letzten Zeit haben kennengelernt: der bruta-
le Gewaltmensch."113

Der britische Historiker Ian Kershaw ist der Frage nachgegangen, wel-

ches die Gründe dafür waren, dass große Teile des deutschen Volkes bis

zuletzt zu ihrem „Führer" gehalten haben. Seiner Auffassung nach war es
die „charismatische Herrschaft", die Hitler ausübte, nachdem es ihm ge-

lungen war, in den wenigen Jahren vor dem Krieg wirtschaftspolitische Er-

folge zu erzielen, und nachdem er am Anfang des Zweiten Weltkriegs

Blitzsiege über Polen und Frankreich errungen hatte. Dass ein großer Teil
der deutschen Bevölkerung ihm bis in das Frühjahr 1945 und zum Teil
auch noch bis in die letzten Wochen vor der Kapitulation die Treue be-

wahrte, war sicher auch der typisch deutschen Eigenschaft des Pflicht- und

112 Vgl. Johann Wolfgang von Goethe, Faust I 588 ff.
113 Erinnerungen, S. 180 f.
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Ehrgefühls zuzuschreiben. Hinzu kam die noch immer wirksame Furcht

vor staatlichem Terror, ferner die fehlende Alternativen zu anderen politi-
schen Lösungen, ferner die Furcht vor dem Bolschewismus und schließlich

der allgemeiner Wirklichkeitsverlust angesichts der einseitigen Berichter-
stattung seitens der deutschen Propaganda. 114

Während Sievers noch über die politischen Zeitfragen der unmittelba-

ren Vergangenheit sinnierte, gestaltete sich die aktuelle Lage Rendsburg

immer bedrohlicher. Die Tieffliegergefahr nahm zu. Britische Jagdbomber

beschossen sogar Hausfrauen, die vor einem Geschäft Schlange standen. 115
Sievers beobachtete, dass am 3. Mai mit dem Näherrücken der Front die

allgemeine Nervosität in der Bevölkerung ihren Höhepunkt erreicht hatte.

Hintergrund war die Frage, ob die Stadt, die bereits in Verteidigungszu-
stand versetzt worden war, tatsächlich noch umkämpft werden würde. Die

in Flensburg-Mürwik residierende letzte deutsche Reichsregierung hatte

Rendsburgs Verteidigung befohlen, um die Kanallinie möglichst lange ge-
gen die heranrückenden Briten zu halten. Die verantwortlichen Offiziere in

der Stadt waren sich in dieser Frage uneins. Die Bekanntgabe der Kapitula-
tion für den 5. Mai beendete dann jedoch alle Spekulationen.116

In den turbulenten Tagen, als man annehmen musste, Rendsburg werde

verteidigt, und die Bevölkerung aufgefordert wurde, die Stadt zu verlas-
sen,117 evakuierte Sievers Frauen und Kinder seiner Mitarbeiter in sein Pri-

vathaus nach Westerrönfeld, wo ihm die Kellerräume als am sichersten ge-

gen Beschuss erschienen. In den letzten Tage vor Beendigung des Krieges

erlebte er, wie sich alle Ordnungen aufzulösen begannen: In sein Geschäft

wurde eingebrochen. Soldaten hätten im Kontor wie die „Wilden" gehaust,

wie „Raben", eine Autokolonne sei gekommen, um Ersatzteile zu kaufen,

ein Gendarmeriemajor habe unglaubwürdige Geschichten erzählt und sich

ins Lazarett begeben, obgleich er einen gesunden Eindruck machte, ein

Herr aus Greifswald behauptete, er müsse nach Schirnau bei Rendsburg
gefahren werden und dann nach Greifswald zurückkehren.118 Ein Arzt, ein

„eifriger Nazi", erklärte, er sei todkrank, habe zwar Benzin, aber ihm fehle

eine Batterie. Ein Regierungsrat verkaufte T. H. Sievers einen Omnibus im

Auftrag der Organisation Speer. Ein Leutnant kutschierte in seinem Auto

mit vorgespanntem Pferd durch die Stadt, brach die Ladentür bei Sievers

auf und beschlagnahmte Batterien, woraufhin Sievers ihn als „Spitzbuben"

bezeichnete. Während aller dieser verwirrenden Ereignisse erfuhr er, dass
sein jüngerer Sohn Hans Markus an der Front vermisst sei, erhielt aber

114 Kershaw, Hitlers Macht, S. 232 u. S. 235.
115 Hoop, Geschichte, S. 606.
116 Hoop, Geschichte, S. 610.
117 Hoop, Geschichte, S. 607.
118 Greifswald war zu dieser Zeit bereits in sowjetischer Hand.
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Nachkriegszeit

Am 5. Mai hatten die Briten Rendsburg besetzt. Sievers bemerkte dazu:

„Gott sei Dank! Dieser Stoßseufzer mag eigen klingen, - ich kann's nicht

ändern, er kommt, ich muß sagen - leider von Herzen."119
Schon sechs Tage später seien zwei britische Offiziere bei ihm erschie-

nen und hätten sich danach erkundigt, ob er einer Loge angehöre. „Als er

dies nach einigem Überlegen"120 bejahte, habe sich ein Hauptmann als

Freimaurer zu erkennen gegeben und ihn gebeten, „ihm über die Zeiten,

die wir unterm Nazi durchgemacht", zu berichten. Nach einer halbstündi-

gen Unterredung wollte Sievers dem Briten dazu eine Niederschrift anfer-

tigen. Bereits einen Tag später wurde er zu einem britischen Kraftfahrtoffi-
zier befohlen, der ihn mit Vollmachten darüber versah, dass Automobile

nur noch für die Lebensmittelversorgung und für Ärzte zuzulassen seien.

Mit dem zuständigen britischen Kapitän habe er in sehr angenehmer Weise

zusammengearbeitet. Sein Eindruck war, dass die Besatzungsmacht Wert

auf selbständiges Arbeiten legte. Inzwischen wurden alle Kraftwagen im

Kreis Rendsburg auf dem eingezäunten Exerzierplatz zusammen gezogen.

Es waren über 1.000, von denen viele fahrunfähig waren, weil ihnen Rei-

fen, Batterien und Werkzeuge fehlten. Währenddessen ergab sich ein Wirr-

warr von Kompetenzüberschneidungen und -Streitigkeiten zwischen briti-
schen und deutschen Dienststellen. Sievers kritisierte in Schriftsätzen die

wachsende deutsche Verwaltung als Bremsklotz der Wirtschaft und schied

schließlich auf eigenen Wunsch aus der Kraftfahrzeugbewirtschaftung
aus.121

Die Tatsache, dass Sievers Freimaurer und deshalb kein Mitglied der

NSDAP gewesen war - er rief inzwischen seine alte Loge Nordstern mit
drei anderen Brüdern wieder ins Leben -, führte dazu, dass er am 12. Mai

1945 von der Besatzungsmacht zum Reparatur-Offizier (Repairing-Officer)
für das Kraftfahrtwesen einer neugeschaffenen zentralen der Kreiswerk-

statt ernannt wurde, die nach der Schließung aller Autowerkstätten ge-

gründet worden war. Dieses Amt legte er aber schon am 8. Oktober wegen
zu vieler bürokratischer Verwicklungen nieder.122 Dass der ehemalige
Landrat des Kreises Rendsburg, Theodor Steltzer, wieder in sein Amt ein-

gesetzt wurde, begrüßte Sievers. Er bedauerte, dass Steltzer nur vom 1.

119 Erinnerungen, S. 185.
120 Erinnerungen, S. 185.
121 Erinnerungen, S. 199.
122 Erinnerungen, S. 198.

dann schon bald darauf die Nachricht, dass er in Hohenwestedt wohlbe-

halten angekommen sei.
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September bis zum 15. November als Landrat amtierte und danach zum

kommissarischen Oberpräsidenten berufen wurde.123 In die von Steltzer

mitgegründeten CDU trat Sievers als einer der ersten ein. Die Entwicklung
der neuen politischen Landschaft in Schleswig-Holstein beobachtete er mit
Anteilnahme. Die Bildung der Deutschen Konservativen Partei im März

1946, die sich in der Nachfolge der Deutschnationalen Volkspartei der

Weimarer Zeit sah,124 lehnte er dagegen ab. Sie werde höchstens bürgerli-
che Stimmen zugunsten der Linken kosten. Entschieden wandte er sich vor

allem gegen den Südschleswigschen Verein (SSV) und dessen Bestrebun-

gen einer Grenzverschiebung an die Eider. 125 Sievers, der durch und durch
deutschnational empfand, verurteilte die Motive der Einheimischen, die
sich für einen Anschluss an Dänemark einsetzten, als unehrlich und einen

Verrat an der schleswig-holsteinischen Sache und deren Vorkämpfern.126

Es war ihm völlig unverständlich, dass ein von ihm geschätztes ehemaliges
führendes Mitglied der Loge „Nordstern" leitende Funktionen im SSV
übernommen hatte. Deshalb sei dieser als „Hammerführender"127 in der

Loge nicht mehr tragbar.

Timm Heinrich Sievers selbst wurde verbandspolitisch tätig. So wirkte

er maßgeblich daran mit, dass wieder eine Innung des Kraftfahrzeugewer-
bes gegründet wurde, und war bereit, da er politisch nicht belastet war,
das Amt eines Obermeisters zu übernehmen. Auch in den Vorstand des

Automobilhändlerverbandes Schleswig-Holstein ließ er sich wählen. Eben-

so wurde er Mitglied des Kreistages.128 Von April bis September 1946 ge-

hörte er ferner der Entnazifizierungskommission 129 in Rendsburg an. Da-
bei habe er „manchem armen Teufel helfen können", schrieb Sievers. Aber,

was bei der Praktizierung der Entnazifizierung herauskam, behagte ihm

ganz und gar nicht. Er verlangte für eine sachliche Beurteilung der Einzel-
fälle, dass die „jammervollen" wirtschaftlichen Verhältnisse im Deutschen

Reich vor 1933 berücksichtigt werden müssten, um zu verstehen, warum

so viele Menschen Hitler gefolgt seien. Viele seiner Gefolgsleute seien al-
lerbesten Willens gewesen, auch dann noch, als erkennbar wurde, wie hö-

here Parteiämter mit verkrachten Existenzen, ja sogar offensichtlichen

123 Albers, Theodor Steltzer, S. 10.
124 Sie löste sich bereits im Sommer 1947 auf, vgl. dazu Schmolliger, Die Deutsche

Konservative Partei, S. 982 ff.
125 Vgl. dazu Hansen u. a., Minderheiten, u. Klatt/Kühl, SSW.
126 Erinnerungen, S. 205.
127 Der Vorsitzende und die beiden Aufseher führten einen Hammer zum Zeichen ih-

rer Würde.

128 Ob er dazu von der britischen Besatzungsmacht ernannt wurde oder bei den ersten
freien Kommunalwahlen in Schleswig-Holstein am 15. September 1945 gewählt
wurde, wird nicht klar, vgl. dazu auch Hoops, Geschichte, S. 629.

129 Vgl. dazu Vollnhals (Hg.), Entnazifizierung. - Die folgenden Zitate zum Thema
Entnazifizierung finden sich in den Erinnerungen, S. 201-204.
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Scharlatanen besetzt worden seien. Ja, Sievers war sogar der Auffassung,

dass selbst unter den „Leuten mit dem goldenen Abzeichen, unter den so-

genannten Alten Kämpfern130 eine Unzahl von Mahnern" gewesen sei, die

das Beste gewollt hätten. Er wehrte sich dagegen, sie in Bausch und Bogen
als „Schädlinge" abzuwerten, und meinte, sie seien für einen demokrati-
schen Wiederaufbau durchaus geeignet. Im Übrigen sei mancher, „weil er
im Leben nun einmal eine höhere Stellung einnahm, von der Partei vorge-

spannt und [ihm] aus rein parteipropagandistischen Gründen zwangs-

läufig ein Parteiamt oder ein Titel oder Sterne und Lametta angehängt
[worden], ohne daß er sich überhaupt wehren konnte." Ohnehin sei jede

Betätigung, ob kulturell, sportlich usw., nur in Organisationen der Partei

möglich gewesen.
Sievers bemängelte in diesem Zusammenhang, dass sich die Entnazifi-

zierungsverhandlungen hinter verschlossenen Türen abspielten, obgleich
sie das Licht der Öffentlichkeit nicht zu scheuen brauchten. Man solle die

Betroffenen nicht durch „Prüfungen in geheimen Konventen ängstigen",
sondern sie zur Mit- und Aufbauarbeit heranziehen. Wenn man „die

Dummen und politischen Kinder" rehabilitiere, würde ein Aufatmen
durch das deutsche Volk gehen und damit nicht nur der wichtigste Schritt

für einen Wiederaufbau getan, sondern auch reaktionären Bestrebungen

vorgebeugt werden.
Timm Heinrich Sievers' Erinnerungen enden am Ausgang des Jahres

1946 mit trüben Aussichten. Denn als Mitglied der Kohlenkommission des
Kreises hatte er erfahren, dass für den Januar des kommenden Jahres 2.294
Tonnen Steinkohle fehlten. Sarkastisch stellte er dazu fest, dass wohl

manch einer lieber im geheizten Gefängnis sitzen wolle, als zu Hause zu

frieren.131 Doch erlebte er die Gründung der Bundesrepublik und das
Wirtschaftswunder noch mit. Er starb 1958 in Rendsburg.

Will man zusammenfassend Werdegang und Persönlichkeit des Rends-

burger Kaufmannes Timm Heinrich Sievers in den bewegtesten Zeiten des
20. Jahrhunderts zwischen Kaiserzeit und Ende des Zweiten Weltkrieges
bewerten, so lässt sich zunächst feststellen, dass er einer der ganz frühen

Automobilpioniere in Schleswig-Holstein war. Dabei ist bemerkenswert,
dass er bäuerlichen Verhältnissen entstammte, sich zunächst daran auch

beruflich orientierte, dann aber den Sprung in ein ganz anderes Milieu

wagte und Automobilkaufmann wurde. Seine Lebenserinnerungen bieten
einen interessanten Einblick in die frühe Entwicklung dieser Branche. Über

die berufliche Tätigkeit hinaus wird die Weitsicht eines Mannes erkennbar,
der mit offenem und teilweise durchaus kritischem Blick die politischen,

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Geschehen und Veränderungen

130 Gemeint ist der Personenkreis, der eine Mitgliedsnummer der NSDAP bis 100.000
besaß, vgl. Zentner/Bedürftig, Das große Lexikon des Dritten Reiches, S. 221 f.

131 Erinnerungen S. 206 f.
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Abb. 3 T. H. Sievers in einem Oldtimer in den 1950er Jahren (Privatfoto).

seiner Zeit beobachtete, aber gleichzeitig aufgrund seiner bürgerlich-
nationalen Prägung tief in ihnen verhaftet war. Seine während der Kaiser-

zeit erfolgte Sozialisation und Akkulturation blieb maßgeblich für sein wei-
teres Leben.

Sievers' Autobiographie ist im Stil des Bekennens aus der subjektiven

Sicht eines Sprechers132 geschrieben, der dem Leser - in diesem Fall seiner
Familie - Sachverhalte so schildert, wie er sie erlebte, erinnerte oder sie

ihm vermittelt wurden. Dass er dabei auch propagandistischer Agitation

erlag, zeigt sich am Beispiel der Judenfrage. Obgleich er über nur wenige

Erfahrungen im Umgang mit jüdischen Mitbürgern verfügte, und diese

keineswegs nur negativ waren, folgte er dennoch weitgehend dem bereits

132 Lehmann, Bekennen - Erzählen - Berichten, S. 59.
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in der wilhelminischen Zeit verbreiteten antisemitischen Duktus breiter

Kreise des deutschen Bürgertums. Dabei war er kein Anhänger der völki-

schen Bewegung, deren weltanschauliches Erklärungsmuster durch Spra-

che, Rasse und Religion determiniert war. 133 Dennoch folgte er deren Ge-

dankengut und sah mit Hitler eine Verschwörung des Judentums gegen
Deutschland im Sinne eines erhofften jüdischen Weltreichs.134 Sein Ver-

hältnis zum Staat als wirtschaftlicher Ordnungsmacht war davon geprägt,
dass er als Geschäftsmann alle in wirtschaftlicher Hinsicht von staatlichen

und kommunalen Administrativen ausgehenden Regulierungen als hin-

derlich empfand und dem kaufmännischen Prinzipien von der freien Ent-

faltung wirtschaftlichen Handelns folgte.
Über seine kommerziellen Interessen hinaus war es ihm ein Anliegen,

im Rahmen der gesellschaftlich verbindlichen Normen und einer strengen
sittlichen Auffassung zu handeln. Über seine berufliche Tätigkeit hinaus

mischte er sich politisch wie verbandspolitisch auf lokaler Ebene ein und
übernahm Verantwortung, so dass sein Urteil durchaus gefragt war und er

deshalb Ansehen genoss.
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Einleitung

Die Stellung Lauenburgs im deutschen Gesamtstaat war für viele Jahrhun-
derte eine besondere. Das war im Zeitalter der Territorialstaaten und Duo-

dezfürstentümer nichts Außergewöhnliches. Für Lauenburg änderte sich
zum ersten Male etwas, als die lauenburgische Dynastie, die Askanier, im

Jahre 1689 ausstarben. Nun wurde das Ländchen zum Spielball von Erben,

wobei das Königreich Hannover schließlich 1702 obsiegte. Eine neue terri-

toriale Schacherei begann dann mit Napoleons Vordringen und Herrschaft
in Norddeutschland und endete erst mit dem großen Schachbrettspiel auf

dem Wiener Kongress 1814/15, bei dem Lauenburg schließlich Dänemark

zur Verwaltung übergeben wurde. Die Sonderstellung zeigte sich dann er-

neut im Jahre 1848, als Lauenburg sich nicht den Protesten Holsteins und

Schleswig gegen Dänemark angeschlossen hatte, obwohl es auch in Lauen-

burg eine Menge Dinge zu beklagen gab. 1 Dänemark belohnte die Lauen-

burger für ihr Stillhalten und gab dem Herzogtum im Jahre 1854 ein neues
Verfassungspatent. Doch das sollte nur für gut zehn Jahre zur Anwendung
kommen, bis es Auseinandersetzungen mit der dänischen Politik Christi-

ans IX. in Schleswig gab, die schließlich in einer Bundesexekution und im

Krieg gegen Dänemark endeten. Und wiederum anders als in den beiden

Herzogtümern Holstein und Schleswig bot Lauenburg dem preußischen

König eine Personalunion an, denn das Herzogtum Lauenburg war ja of-
fenkundig außen vor, und bevor es sich schlucken ließ, wollte es dann

doch lieber in Verhandlungen versuchen, das Beste herauszuholen. Nach-

dem diese einigermaßen erfolgreich verlaufen waren, stellte die Überlas-

1 Eine die sozialen Aspekte der Revolution von 1848 berührende Darstellung steht
noch aus, ist aber in Arbeit.
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sung der Domänen an Lauenburg - mit Ausnahme der Schwarzenbeker,

denn die war als persönliche Dotation an Bismarck vorgesehen - eine wei-
tere Sonderstellung dar. Das Herzogtum Lauenburg behielt sein Vermö-

gen, blieb eigenständiger Landeskommunalverband und gehörte nur ver-

waltungstechnisch zur preußischen Provinz Schleswig-Holstein. Das blieb

für 50 Jahre so. Erst als der neu eingeführte Landrat Kurt Schönberg als

„Oberlauenburger" und Kämpfer gegen das sozialdemokratisch geführte
Preußen antrat, rückten die Lauenburger Sonderrechte Mitte der 20er Jahre
des 20. Jahrhunderets wieder in den Fokus der Diskussion.

Fragestellung und Quellenlage

Das hier zu untersuchende Thema nimmt nicht die gesamte rechtliche Son-

derstellung ins Visier,2 sondern ausschließlich die Auseinandersetzung da-
rüber mit dem Landrat Schönberg, wobei festzustellen ist, dass sich der

rechtliche Bereich auf eine Personalie zuspitzte, über die reichsweit in der

Presse berichtet wurde. An Quellen stehen einerseits die gedruckten Kreis-

tagsprotokolle zur Verfügung, dann - und das umreißt das „Großereignis"
- Presseberichte weit über den regionalen Rahmen hinaus. Ergänzt werden

diese gedruckten Belege durch die Archivalien des Kreises im Kreisarchiv

in Ratzeburg, des Landesarchives in Schleswig sowie des Geheimen Staat-
sarchives Preußischer Kulturbesitz in Berlin.3

Die Vorgeschichte

Bis 1918 nahm der Kreis Herzogtum Lauenburg an den Rechten und

Pflichten des Provinzialverbandes Schleswig-Holstein teil, soweit sich die-

se auf die allgemeine Landesverwaltung bezogen. Dazu entsandte er drei
Mitglieder aus den Reihen der Kreistagsabgeordneten. Das war nach Mei-

nung vieler Lauenburger ein Teil des lauenburgischen Sonderrechts. Der

Kreisausschuss arbeitete für die Kreistagssitzung vom 26./27. September

1919 eine Vorlage zur Wahl von drei Provinziallandtags-Abgeordneten
aus. Darin heißt es: „Nach dem Gesetz, betreffend die Neuwahl der Pro-

vinziallandtage vom 16. Juli 1919 sind die Provinziallandtage neu zu wäh-

len. ... Die Wähler werden hiermit aufgefordert, Wahlvorschläge bis 24

Stunden vor Beginn der Sitzung an den Kreisausschuß einzureichen."4

2 Dazu gibt es bereits Untersuchungen von Heintze, Lauenburgisches Sonderrecht, u.
Bötticher, Lauenburgisch-Preußisches Vereinigungsrecht.

3 Die einzige, gleichzeitig sehr summarische Darstellung findet sich bei Zimmer-
mann, Wählerverhalten und Sozialstruktur.

4 Protokoll der Kreistagssitzung vom 26.127. 9.1919, S. 115.
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Damit hatte der Kreisausschuss getreu der Provinzialordnung vom 27. Mai

1888 gehandelt. Die aufgerufenen Wähler waren auch im September 1919

nur die Kreistagsmitglieder. Zwar konnten alle deutschen Männer und
Frauen ab dem 20. Lebensjahr in den Kreistag gewählt werden, dafür hätte

aber ein Kreistagsmitglied verzichten müssen. Da in dem am 4. Mai 1919

neu gewählten Kreistag Frauen weder aufgestellt noch gewählt worden
waren, blieben die Frauen auch bei der Wahl der Abgeordneten zum Pro-

vinziallandtag außen vor. Von einer Neuregelung konnte in Lauenburg al-
so keine Rede sein. Aber immerhin konnten nun auch die Sozialdemokra-

ten eine eigene Liste aufstellen und einreichen. So wurde mit dem kom-

missarischen Bürgermeister in Lauenburg/E. zum ersten Mal ein Sozialde-
mokrat nach Kiel entsandt. Die meisten Stimmen erhielt Heinrich Jenkel

(DDP), gefolgt von August Dohrendorf (DNVP).

In seiner Dezember-Sitzung 1919 beriet der Kreistag zum ersten Mal
über den Eintritt in den Provinzialverband Schleswig-Holstein. Dies ge-

schah in nichtöffentlicher Sitzung, von der auch nur bekannt gemacht

wurde, dass es „noch erhebliche Bedenken gegen den Vertrag" gebe und

dieser in weiteren Verhandlungen mit der Provinz nachgebessert werden
solle.5 Doch das Protokoll des unter Ausschluss der Öffentlichkeit verhan-

delten Punktes gibt weit mehr Aufschluss als der Öffentlichkeit bekannt

gemacht wurde. Danach stimmten die lauenburgischen Abgeordneten

dem Vertrag über den Beitritt zum schleswig-holsteinischen Provinzialver-

band zu. Für Lauenburg bedeutete dies, dass der Kreis die Aufgaben in
den Bereichen des Korrektionswesens, der Taubstummen-, Heil- und Pfle-

ge- sowie Blindenanstalten an die Provinz mit ihren Einrichtungen abge-
ben wollte. Dafür sollte er einen jährlichen Betrag von 20.000 M aufbrin-

gen, der auch die anteiligen Kosten für das Thaulowmuseum, die Landes-

bibliothek und das Provinzialverwaltungsgebäude in Kiel einschloss. Die

Berechnung der Kosten Lauenburgs für die allgemeine Verwaltung

Schleswig-Holsteins berechnete sich nach der Bevölkerungszahl. Auf der

Grundlage der Volkszählung vom 1. Dezember 1910 hatte Lauenburg ein

Dreißigstel der Kosten zu übernehmen. Das bedeutete, dass der Kreis rund

82.000 M jährlich mehr als bisher aufzubringen, dafür aber auch deutliche

Einsparungen zu erwarten hatte. Der kommissarische Landrat Schönberg

vertrat den Standpunkt: „Die 82.000 M machten ungefähr 7-8 % Kreissteu-

ern aus. Es sei anzunehmen, daß die Bevölkerung diese 7-8 % Kreissteuern

gern geben werde, wenn der Kreis sich dadurch seine Selbständigkeit wah-

ren würde."6 Nicht angetastet wurden die Domänen und Forsten, die als

Haupteinnahmequelle des Kreises galten, das Wegewesen und die Gelehr-
tenschule in Ratzeburg. Außen vor stand das Wahlverfahren der lauenbur-

5 Protokoll der Kreistagssitzung vom 11.12.1919, S. 153.
6 Ebd., S. 173.
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gischen Mitglieder des Provinziallandtages. Insofern behielt der Kreis nach
wie vor seine „Sonderrechte", wurde dagegen die stetig steigenden Kosten
in den erwähnten Bereichen der Fürsorge an den Provinzialverband

Schleswig-Holstein los. Die Mitglieder des Kreistages stimmten dem Ver-

trag dann auch einmütig zu. Hier war es leicht, Sonderrechte aufzugeben,
denn sie wurden zu teuer, und die Einrichtungen blieben z. T. unter dem
damals schon üblichen Standard.

Abb. 1: Landrat Schönberg (etwa 1919) (Foto: Kreismuseum Ratzeburg).
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Nicht ganz so einmütig war dann die endgültige Wahl des Landrats selbst.
Am 24. Dezember 1919 hatte der Innenminister den kommissarischen

Landrat angewiesen, dem Kreistag Vorschläge für die Wiederbesetzung
des Landratsamtes machen zu lassen. Der Kreisdeputierte Dr. Goecke,

Bürgermeister aus Ratzeburg, stellte fest, dass nur ein Vorschlag, nämlich

Kurt Schönberg, vorliege. Bei der Wahl stimmten 25 von 29 anwesenden

Kreistagsabgeordneten für Schönberg, zwei gegen ihn und zwei enthielten
sich der Stimme. Da Schönberg kein unbeschriebenes Blatt war und sich in

seiner Stellung als Landrat in Sonderburg einen Namen als Unterstützer

der „Köllerpolitik" gemacht hatte,7 ist davon auszugehen, dass die beiden

USPD-Abgeordneten gegen ihn gestimmt hatten. Immerhin hatten auch
mindestens zwei SPD-Abgeordnete nicht für ihn gestimmt.

Weiter wie gehabt... und wie lange noch?

Aufgrund des Gesetzes vom 3. Dezember 1920 waren die Provinzialland-

tage aufzulösen und neu zu wählen. Diese Neuwahlen galten auch für die

Kreistage, die nun zum ersten Mal nach demokratischen Prinzipien vorzu-
nehmen waren. Doch im lauenburgischen Kreisausschuss wurde folgende

Beschlussvorlage für die Kreistagsabgeordneten vorbereitet: „In der Sit-

zung am 12. Januar 1921 hat der Kreisausschuß im Einvernehmen mit
sämtlichen Provinzialausschuß- und Provinziallandtagsabgeordneten un-

seres Kreises beschlossen, in pflichtmäßiger Wahrnehmung des dem Kreise

Herzogtum Lauenburg durch §la der Provinzialordnung für die Provinz

Schleswig-Holstein vom 27. Mai 1888 eingeräumten Sonderrechts, durch
den neugewählten Kreistag wie bisher drei Abgeordnete wählen zu lassen,

die dem auf Grund des neuen Wahlgesetzes aus Vertretern der zum Pro-

vinzialverbande der Provinz Schleswig-Holstein gehörigen Kreise gebilde-

ten Provinziallandtag ,hinzutreten'."8 Nachdem nun endlich auch die
Wahlen zu den Kreisvertretungen auf eine demokratische Basis gestellt

worden waren, schien dies bei den lauenburgischen Abgeordneten noch

nicht angekommen zu sein. Sie hielten an dem indirekten Männerwahl-

recht zum Provinziallandtag fest. So wurden 1921 konsequenterweise die

gleichen drei Mitglieder wie 1919 erneut bestätigt.

Es ist den lauenburgischen Regionalparlamentariern offensichtlich

nicht klar geworden, dass eine der wesentlichen Errungenschaften der

7 Die „Köllerpolitik" versuchte, vermeintlich dänisch Gesinnte aus dem zum Deut-
schen Reich gehörenden Kreisen zu disziplinieren und zu domestizieren. Zwar hör-
te diese Politik mit dem neuen Oberpräsidenten Wilmowski offiziell auf, doch die
Gesinnung der führenden Personen, wie z. B. die des Landrates Schönberg, änderte
sich nicht.

8 Protokoll der Kreistagssitzung vom 10./11.3.1921, S. 353.
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„Revolution" die Veränderung des Wahlrechtes war. Nicht nur wurde das
Frauenwahlrecht mit der Wahl vom 19. Januar 1919 eingeführt, sondern es

sollte auch für alle anderen parlamentarischen Gremien gelten. Das bedeu-
tete, dass alle Gremien nach dem allgemeinen, gleichen und direkten

Wahlrecht gewählt werden sollten. Das war die übergeordnete gesetzliche

Bestimmung, gegen die in Lauenburg mit einer Bestimmung aus der Pro-
vinzialordnung für die Provinz Schleswig-Holstein vom 27. Mai 1888 ar-

gumentiert wurde. D. h., die grundlegenden, veränderten Bestimmungen
über Wahlen zu Vertretungsgremien wurden in Lauenburg nicht zur

Kenntnis genommen; gegen sie wurde mit „vertraglich verbrieften Sonder-
rechten" argumentiert. Inwieweit es sich bei den Wahlordnungen für

übergeordnete Bestimmungen des preußisch-deutschen Staates handelte,

die provinziale Vereinbarungen übertrafen, wurde niemals diskutiert. Son-
derrechte waren eben Sonderrechte, auch wenn sich die verfassungsrecht-
liche Basis dafür verändert hatte.

Niemand aus der übergeordneten Verwaltung hegte lange Zeit irgend-

einen Argwohn gegen die Bestimmungen in Lauenburg. Für das Regie-

rungspräsidium mag das bei seiner Haltung während des Kapp-Putsches
ein Jahr zuvor kaum überraschen. Dort hatte sich offenbar auf Verwal-

tungsebene eine „antipreußische", d. h. eigentlich eine antisozialdemokra-

tische Haltung eingenistet, die Maßnahmen auf der deutschnationalen Sei-

te stillschweigend akzeptierte.

In einem Leserbrief des Abgeordneten Rohde wurde noch einmal auf

die besondere, nicht den Regeln unterworfene Handhabung der Wahlen

im Lauenburgischen hingewiesen: „Bei Erlaß dieses Wahlgesetzes hatte

man die besondere Stellung, die dem Kreis Herzogtum Lauenburg mit § la

der Schleswig-Holst. Provinzialordnung vom 27. Mai 1888 eingeräumt ist,
vollkommen übersehen und deshalb unberücksichtigt gelassen."9 Mögli-

cherweise wurde der preußische Innenminister dadurch noch einmal an

seine Anweisung zu den Provinziallandtagswahlen von 1921 erinnert.

Große Aufregung bescherte dann die Bestimmung des Wahlgesetzes für

die Provinziallandtagswahlen des Jahres 1925, wonach auch in Lauenburg

die Abgeordneten für dieses Gremium direkt zu wählen waren. Damit ver-

folgte der preußische Innenminister im Grunde nur die Verfassungsvorga-
be, dass alle Wahlen direkt vorzunehmen seien. Doch in Lauenburg sahen

die Konservativen darin einen Angriff auf die im Staatsvertrag mit Preu-

ßen garantierten Sonderrechte, wonach dem schleswig-holsteinischen Pro-

vinzialverband drei lauenburgische Abgeordnete „hinzutreten", d. h.

durch die Kreistagsabgeordneten aus ihrer Mitte gewählt werden sollten.
Das rief vor allem den Landrat auf den Plan, der sich inzwischen als

„Oberlauenburger" berufen fühlte, für die Aufrechterhaltung der Sonder-

9 Rohde in der Kieler Zeitung, Nr. 223, vom 15. 5.1925.
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rechte dem preußischen Innenminister die Stirn zu bieten. Doch was war
eigentlich geschehen? Die drei lauenburgischen Abgeordneten sollten di-

rekt gewählt werden, nicht mehr und nicht weniger. Das berührte in keiner

Weise die sogenannten Sonderrechte. Der folgende Streit ist umso weniger

verständlich, als schon 1919 per Vertrag die Fürsorgeleistungen an den

schleswig-holsteinischen Provinzialverband abgegeben werden sollten.

Nach längeren Verhandlungen wurde dieser Vertrag am 21. Juni 1920 zwi-

schen dem Provinzialausschuss Schleswig-Holstein und dem Kreisaus-

schuss des Kreises Herzogtum Lauenburg abgeschlossen.10

Völlig überraschend entbrannte bei den Etatberatungen für 1926 noch

einmal eine Debatte um Stil und Inhalt des Wahlkampfes im November

1925. Rubach, SPD, verwahrte sich gegen auf Flugblättern von der Liste

„Stadt und Land" verbreitete Behauptungen, die SPD wolle die Sonder-

rechte Lauenburgs abschaffen. So wandten sie sich über den Kreistagsab-

geordneten Göhre, ehemals Staatssekretär in Berlin, direkt an den Innen-

minister Severing mit der Bitte um Stellungnahme. Aus dem Antwort-

schreiben Severings zitierte Rubach vor dem Kreistag: „Wenn wirklich dort

behauptet werden sollte, daß ich die Absicht hätte, die Sonderrechte des
Kreises Lauenburg abzubauen, so ist das nichts als der Ausfluß einer ganz

törichten, parteipolitischen Demagogie. Ich denke nicht daran, die Sonder-

rechte des Kreises Lauenburg anzutasten, aber ich habe die Verpflichtung,

die Gesetze zur Anerkennung zu bringen und gegen Staatsbeamte vorzu-

gehen, die mir auf diesem Gebiet nicht folgen."11 Severing bezog sich dabei

auf die Verfassung des Freistaates Preußen vom 30. November 1920, die in

Artikel 4 festlegte, dass die Wahlen frei, gleich, geheim und direkt stattzu-
finden haben. Artikel 74 bestimmte, „daß die Grundsätze der Wahlen zur

Volksvertretung auch für die Wahlen der Provinz-, Kreis- und Gemeinde-

vertretung zu gelten hatten" Damit waren bereits die Wahlen von 1921

nicht verfassungskonform durchgeführt worden, und wenn sich der Land-

rat 1925 erneut weigerte, die Abgeordneten für den Provinziallandtag di-
rekt wählen zu lassen, dann musste der Innenminister sich dafür stark ma-

chen, dass Staatsbeamte die gesetzlichen Bestimmungen auch ausführten.

Darüber wurde nun im Kreistag gestritten. Rubach beendete seine Rede

mit den Worten: „Wir legen ... Wert auf die Selbständigkeit des lauenbur-
gischen Kommunalverbandes und werden immer für dessen Interessen

eintreten."12 Für die angegriffene Liste „Stadt und Land" entgegnete der

Möllner Jurist Dr. Wolff und wiederholte die Anschuldigungen an Seve-

ring, versuchte dann aber gegenüber den SPD-Abgeordneten versöhnlich
zu werden: „Ich stelle fest, daß kein Mensch daran denkt, die sozialdemo-

kratische Fraktion des Kreistages unseres Kreises irgendwie zu identifizie-

10 Abschrift des Vertrages im KrA Ratzeburg, Nr. 3634.
11 Protokoll der Kreistagssitzung vom 30./31. 3. 1926, S. 684.
12 Ebd., S. 685.
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ren mit der Berliner Zentralstelle."13 In seinen weiteren Ausführungen

verglich Wolff dann Verfassungen anderer Länder. Die besondere Stellung

des preußischen Landrats als gleichteiligen Staats- und Kommunalbeam-
ten hätte ihm dabei als Jurist bekannt sein müssen - doch Wolff negierte

den staatlichen Anteil offensichtlich ganz bewusst. Göhre wies aus seiner

Kenntnis der Vorgänge in einem Ministerium auf den üblichen Weg bei der

Erarbeitung von Erlassen und Gesetzen hin: Dies sei nicht Angelegenheit
eines einzelnen Ministers, sondern es arbeite ein ganzer Stab daran, und

abschließend beschließe bei Gesetzen der Landtag. Diese Diskussion über

die lauenburgischen Sonderrechte, die nach wie vor nicht angetastet wur-

den, war neben den Etatberatungen die längste politische Auseinanderset-

zung im Kreistag. Im Protokoll der Sitzung nimmt sie allein sechs engbe-

druckte Seiten ein. Damit war der politische Streit im Kreistag erst einmal

beigelegt. Jetzt ging es nur noch um das korrekte Verhalten des Landrates.
Doch das wurde auf anderer Ebene entschieden. Zweimal, am 16. Dezem-

ber 1926 und am 30. März 1927, leitete er noch die Sitzungen des Kreista-

ges.

Das Ende einer kurzen Ära und das Echo in der Presse

Gut ein Jahr nach der Weigerung Schönbergs, die Provinziallandtagswah-

len verfassungsgemäß durchführen zu lassen, zog sich der Meinungsbil-

dungsprozess im preußischen Innenministerium noch hin, bis Schönberg
im Amtlichen Kreisblatt folgende Veröffentlich drucken ließ: „Bekanntma-

chung - Durch Beschluß des preußischen Staatsministeriums vom 19. Mai
1927 bin ich auf Grund der Verordnung vom 26. Februar 1919 unter Ge-

währung des gesetzlichen Wartegeldes mit dem heutigen Tage in den
einstweiligen Ruhestand versetzt. Mein Amt konnte mir genommen wer-
den. Die heiße Liebe und die unverbrüchliche Treue zum Lauenburger

Lande kann mir niemand rauben. Gott schütze und erhalte Lauenburg. St.

Georgsberg, den 30. Mai 1927. Schönberg."14
Eine breit angelegte Pressekampagne griff nun um sich; auf der einen

Seite meldeten sich die Unterstützer Schönbergs zu Wort, auf der anderen

Seite seine Kritiker. Als erstes erschienen seine politischen Freunde aus

dem „Deutschnationalen Kreisverein" und protestierten gegen die

„Zwangspensionierung".15 Auch die ähnlich ausgerichteten Hamburger
Nachrichten berichteten am gleichen Tage über die Versetzung in den ein-

stweiligen Ruhestand. Aber Schönberg wurde auch selbst aktiv. Am 1. Juni

1927 bat er den preußischen Innenminister um Versetzung in den endgül-

13 Ebd., S. 686.
14 Zit. nach LZ, Nr. 125, vom 31. 5.1927.
15 LZ, Nr. 126, vom 1. 6.1927.
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tigert Ruhestand unter Gewährung der gesetzlichen Pension. Da er von der
Staatsregierung nicht mehr vertrauensvoll behandelt werde, könne ihm

auch nicht zugemutet werden, „ihr weiterhin zu dienen. Da hierfür über-

dies meine körperlichen und seelischen Kräfte ausweislich des beigefügten
haus- und amtsärztlichen Attestes nicht mehr ausreichen."16 Sein Schwar-

zenbeker Parteifreund und Zeitungsverleger Lorenz rief in einem langen
Artikel in seiner Zeitung die bürgerlichen Wähler quasi zu den demokrati-

schen Waffen: „Soll freilich die diktatorische Entlassung des Landrats

Schönberg die Antwort sein, so können wir wohl sagen, daß die Regierung
die Einstellung der bürgerlichen Abgeordneten gewaltig unterschätzt. Die

Wähler der bürgerlichen Fraktionen verlangen jetzt von ihren Abgeordne-
ten, zu handeln und zwar dadurch, daß man in öffentlichen Versammlun-

gen der Regierung klar macht, daß dieser Vorgang der verwegendste ist,
den sich eine Regierung leisten kann."17 Lorenz berief sich noch auf die re-

publikanische Staatsform, die er aber nur für seine Vorteile gelten lassen

wollte. Er negierte genauso wie die ähnlich ausgerichtete Bergedorfer Zei-
tung, 18 daß ein Staatsbeamter auch republikanische Pflichten zu erfüllen

habe. In ganz ähnlicher Weise widmeten die Hamburger Nachrichten der
Angelegenheit mit dem Artikel „Zur Verabschiedung des Landrats Schön-

berg" fast eine ganze Seite. Vieles in diesem Bericht beruht nur auf Hören-

sagen, ist nicht korrekt recherchiert oder einfach nur falsch.19 So wurde die

Bestimmung des Wahlgesetzes von 1925 auch hier wieder aufgefasst als ein

Angriff auf die Sonderrechte. Ein Jahr später wurde ein Beitrag von dem
DDP-Kreistagsabgeordneten Dr. Otto Bötticher veröffentlicht, der noch

einmal feststellte, „daß die alten Wahlbestimmungen für Lauenburg aus

der Provinzialordnung von 1888 gar kein Sonderrecht sind: sie setzten für

Lauenburg nur Rechte, die mit den Rechten der anderen preußischen Krei-

se übereinstimmten: die Provinziallandtagsabgeordneten wurden überall

durch die Kreistage gewählt und die Zahl von drei Abgeordneten für den

Kreis Herzogtum Lauenburg entsprach der Bevölkerungszahl. ... Lauen-

burg bildet einen abgeschlossenen Wahlbezirk und nimmt nicht teil an der

Stimmenaufrechnung über die ganze Provinz; außerdem hat es, unabhän-

gig von seiner Einwohnerzahl, drei Abgeordnete. Damit ist geradezu neues

Sonderrecht geschaffen worden. Das Wahlgesetz vom Oktober 1925 tastet

das lauenburgische Sonderrecht nicht an. Es hat vielmehr neues Sonder-

recht geschaffen."20 Böttichers durchaus richtige Schlussfolgerung bestätigt

16 Brief Schönbergs an das preußische Innenministerium vom 1. 6. 1927, GehStA PK,
Rep. 77, Nr. 5450.

17 SN, Nr. 65, vom 2. 6.1927.
18 Bergedorfer Zeitung, vom 2. 6.1927
19 Hamburger Nachrichten, vom 2. 6. 1927. - Ganz ähnlich erschien am 3. 6. 1927 ein

Artikel in den Schleswiger Nachrichten.
20 Bötticher, Lauenburgisch-Preußisches Vereinigungsrecht (ZSHG 57/1928), S. 479.
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erneut, dass es sich im Fall der Wahlen zum Provinziallandtag um keiner-

lei Eingriffe in lauenburgisches Sonderrecht handelte.
Auch der sozialdemokratische „Vorwärts" nahm die Amtsenthebung

des Landrats auf. Er wies aber gleich eingangs auf die besondere Stellung

der politischen Beamten hin, zu denen auch die Landräte gehörten. Sie
„können von der Staatsregierung nach den bestehenden Gesetzen jederzeit

in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden. Die Maßnahme gegen
den Landrat des Kreises Lauenburg bedeutet deshalb keineswegs ein No-

vum."21 Genau das war die besondere Stellung eines politischen Beamten,

dass er bei politischer Missbilligung in den einstweiligen Ruhestand ver-

setzt werden konnte. Das galt 1927 ebenso wie sechs Jahre später, als un-

zählige politische Beamte - zwangsweise - aus dem Dienst ausscheiden
mussten.

Schönbergs Berufung in den Aufsichtsrat der „Laula"

Parallel zu den unkritischen Beifallskundgebungen in der deutschnationa-

len Presse wurde gewissermaßen frohlockend bekannt gegeben, dass „der

Aufsichtsrat der Lauenburgischen Landeskraftwerde beschlossen [hatte],

den Landrat Schönberg zu ihrem Bevollmächtigten zu ernennen, so daß er
mit seiner Arbeitskraft den Laulawerken erhalten bleibt."22 Auch die bür-

gerlichen Kreisausschuss- und Kreistagsmitglieder richteten eine Dankes-
adresse an Schönberg: „Mit unserem wärmsten Dank verbinden wir den
Ausdruck unserer Freude darüber, daß Sie Ihr Können auch in Zukunft in

den Dienst der wirtschaftlichen Unternehmungen des Kreises stellen."23
Am 3. Juni 1927 wurde Landrat Schönberg in Ratzeburg im Kreishaus,

damals auch Landeshaus genannt, verabschiedet. Kein geringerer als der

Landsyndikus Dr. Schlüter hielt die Eloge auf den Landrat: „Wir haben mit

Erstaunen gesehen, wie er - ein geborener Führer - einander widerstre-

bende Interessen zusammenbog. Wir haben gesehen, wie er bei den fol-

genschweren Kämpfen, die Lauenburg aufgezwungen wurden, niemals an
sich selbst, sondern immer nur an die Zukunft des Landes dachte, das sei-

nem Schutze anvertraut war."24 Welch eine maßlose Überschätzung der

Ereignisse, die Dr. Schlüter in seiner Stellung als Landsyndikus eigentlich
hätte besser kennen müssen. Was Schlüter, der Rechtsberater, hier sagt,

heißt doch nichts anderes, als dass Schönberg Interessen verbog und sie

eben nicht in einem Kompromiss aussöhnte. Dass führende Kräfte in der

jungen Demokratie zu Kompromissen nicht bereit waren, weil sie einer-

21 Vorwärts, Nr. 132, vom 3. 6.1927.
22 Rendsburger Tageblatt, Nr. 128, vom 3. 6.1927.
23 SN, vom 4. 6.1927.
24 SN, ebd.
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seits ganz anders sozialisiert waren und andererseits mit wenigen Aus-
nahmen über den Systemwechsel hinweg auf ihren Posten blieben, war ei-
ne der großen Schwächen der jungen Republik.

Ein Landrat hat für die Interessen des Kreises einzutreten, dessen Ver-

waltung ihm übertragen wurde. Das ist eigentlich eine Selbstverständlich-
keit. Dabei gibt es stärkere und schwächere Persönlichkeiten, und auch das

ist nur normal. Wenn Schlüter davon spricht, dass der Landrat seinen Kreis

„zum Schutz" übertragen bekommen habe, muss gefragt werden, vor wem

dieser denn zu schützen sei? Da die Raubritter- und auch die Herzogszeit

längst vorbei war, kann bei der politischen Einstellung des Landsyndikus
nur davon ausgegangen werden, dass er „Schutz vor der preußischen

Staatsregierung" meinte. Es ist geradezu aberwitzig, zu meinen, der Land-

rat müsse den Landkreis vor seinem Dienstherm schützen. In Lauenburg
wurde in den 20er Jahren des 20. Jahrhunderts gerne so getan, als ob die

preußische Staatsregierung dem Kreis etwas wegnehmen wollte. Diese Ar-
gumentation setzte aber erst nach 1919 ein, als Sozialdemokraten in der

Führung der Staatsregierung tätig waren. Insofern offenbart sich der politi-

sche Charakter dieser Argumentation sehr schnell als eine Fortsetzung des
Sozialistengesetzes gegen die preußische Staatsregierung.

Schönberg wurde nicht nur vorgeworfen, das Wahlgesetz von 1925
nicht umgesetzt zu haben. Dafür wurde er mit einer beträchtlichen Geld-

strafe belegt. Seit Jahren gab es im Lauenburgischen provokatorische Akti-

onen von rechts stehenden Parteien und Organisationen. Bei diesen wurde

stets die alte Reichsflagge schwarz-weiß-rot gehisst, nicht jedoch die seit
1919 vorgeschriebene Staatsflagge schwarz-rot-gold.25 Der deutschnationa-

le Landrat sah keine Veranlassung, dagegen einzuschreiten, wozu er in

seiner Stellung als Staatsbeamter aber eigentlich verpflichtet gewesen wä-

re. Dies ließ seine antirepublikanische Einstellung erneut deutlich werden,
und es wurde ihm 1926/27 zum Nachteil angerechnet.

Ende Juni 1927 fand in Ratzeburg eine Abschiedsfeier für Schönberg
statt. Es war eine große Jubelfeier vor allem der Deutschnationalen, so dass

eine Zeitungsausgabe gar nicht ausreichte, um darüber zu berichten.26

Zwei Wochen zuvor hatte der Kieler Landtagsabgeordnete Howe eine

kleine Anfrage an den preußischen Innenminister eingebracht. Er wollte

von der Staatsregierung wissen: „Welche Gründe sind maßgebend gewe-

sen, den Landrat Schönberg, dessen hingebungsvolle und erfolgreiche Ar-

beit für das Lauenburger Land allseitig anerkannt wird - gegen den Willen

25 Vgl. dazu Zimmermann, Der Kampf um „Schwarz-Weiß-Rot", sowie die dankens-
werte Ergänzung zur juristischen Seite von Klee, Der Flaggenstreit im Herzogtum
Lauenburg.

26 SN, Nr. 75 u. Nr.76, vom 28. bzw. 30. 6. 1927, sowie Kieler Zeitung, Nr. 177, vom 27.
6.1927.
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des Kreises - seines Amtes zu entheben?"27 Es wurde wieder so getan, als

ob der Kreis - Kreistag oder Kreisausschuss? - ein Mitbestimmungsrecht

bei der Besetzung von Posten mit einem politischen Beamten habe. Grze-
sinski antwortete für das Innenministerium am 1. Juli 1927: „Das Preußi-

sche Staatsministerium hat aus verschiedenen peinlichen Vorfällen, von

denen einer noch zu einer disziplinären Bestrafung geführt hat, die Über-

zeugung gewinnen müssen, daß der Landrat des Kreises Lauenburg,
Schönberg, die Pflichten seines Amtes, insbesondere hinsichtlich der Be-

achtung von Anordnungen der Staatsregierung nicht so zu erfüllen in der

Lage oder gewillt ist, wie es von einem politischen Beamten verlangt wer-
den muß. Dass Staatsministerium hat dadurch das Vertrauen zu seiner

Eignung als Landrat verloren und ihn in den einstweiligen Ruhestand ver-
setzt. Wie berechtigt die Maßnahmen des Staatsministeriums ist, geht üb-

rigens deutlich daraus hervor, daß Landrat Schönberg selbst,seine körper-
lichen und seelischen Kräfte als nicht mehr ausreichend' für die Beklei-

dung eines Amtes bezeichnet und mit der Behauptung des Vorliegens dau-
ernder Dienstunfähigkeit um seine Pensionierung gebeten hat, es dabei

aber gleichzeitig, ungeachtet seiner dienstlichen Gebundenheit, nicht wei-
ter für bedenklich hielt, sich vom Aufsichtsrat der kreiskommunalen Lau-

enburgischen Landeskraftwerke A. G. die Stelle eines Generalbevollmäch-

tigten und Delegierten des Aufsichtsrats, und zwar gegen Entgelt in Höhe

seiner gesamten bisherigen Bezüge als Landrat zusätzlich weiterer 2.000

RM übertragen zu lassen. Selbstverständlich wird das Staatsministerium

auch diesen Vorgang eingehender Nachprüfung unterziehen."28 Während
die konservativen Blätter die Antwort für nicht befriedigend hielten, be-

schäftigte sich der sozialdemokratische Vorwärts unter der Überschrift
„Der arbeitsunfähige' Landrat. Er läßt sich pensionieren und neu anstel-

len" mit dem Landrat.29 Dieser Anstellungsvertrag, der die Laula jährlich
15-17.000 RM kosten würde, stand dann auch als zentraler Punkt bei der

Kreistagssitzung am 7. Juli 1927 zur Diskussion. Diese Sitzung wurde be-
reits von dem kommissarischen Landrat Dr. Voigt geleitet. Inzwischen

trieben die Abgeordneten der KPD zu Schönberg und seinem getreuen

deutschnationalen Kreisoberinspektor Japp, beide Mitglieder des Stahl-

helms, eine Anfrage im preußischen Landtag voran. Auf zwei Versamm-

lungen in Besenhorst und Ratzeburg verlangten sie Aufklärung über die

finanziellen Verquickungen Schönbergs mit der Laula. Insbesondere soll-

ten „fingierte" Konten bei der Lauenburgischen Landesbank überprüft

werden, die nach Meinung der KPD-Abgeordneten pseudonym eingerich-

27 SN, Nr. 69, vom 14. 6.1927.
28 Schreiben des Innenministers an den Präsidenten des Preußischen Landtages vom

1. 7. 1927, LASH, Abt. 301, Nr. 4862. Auch veröffentlicht im Berliner Tageblatt, Nr.
314, vom 6. 7.1927, sowie in der Kreuz-Zeitung, Nr. 311, vom 5. 7.1927.

29 Vorwärts, Nr. 313, vom 5. 7.1927.
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tet waren. In dieser kleinen Anfrage wird auch behauptet, der Landrat ha-

be seiner Schwester eine hypothekarische Eintragung als Darlehen von der
Laula vermittelt.30

Dabei hatte der kommissarische Landrat keine leichte Aufgabe zu lö-
sen. Er übernahm ein Amt von einem in breiten bürgerlich-konservativen

Kreisen beliebten Landrat. Gleichzeitig hatte er sich mit dessen Verhalten

bzw. Fehlverhalten in der Berichterstattung an das preußische Innenminis-
terium auseinanderzusetzen. Hinzu kam das merkwürdig erscheinende

Gebaren, das um Schönberg stattfand. Insofern nimmt es nicht wunder,

dass sich die parteipolitischen Gruppierungen immer stärker polarisierten.

In der Kreistagssitzung vom 7. Juli 1927 standen zwei Tagesordnungs-
punkte im Mittelpunkt der Beratungen: 1. „Ersuchen an die Aufsichtsrats-

mitglieder, den Beschluss vom 30. Mai 1927 über die Anstellung des frühe-
ren Landrats, Herrn Schönberg, sofort aufzuheben. 2. Ersuchen an den

Kreisausschuß um umgehende Aufstellung und Einreichung einer Vorlage,
welche die Ueberführung der Laulawerke in ein unmittelbares Kreisunter-

nehmen vorsieht."31 Diese beiden Anträge wurden von der SPD mit Unter-

stützung des Kleinbauern-, Pächter- und Siedlervereins unter Führung Dr.
Böttichers eingebracht. Vertreten wurden sie in anderthalbstündiger Rede

von Paul Göhre. Er wies darauf hin, dass Schönberg schon 1925 mit einer

Absetzung als Landrat rechnen musste und deshalb ein Vertrag mit der

Laula ausgearbeitet worden war. Als jedoch nichts passierte, sei der Ver-
trag wieder in der Versenkung verschwunden, um 1927 rasch auf den

Tisch gebracht werden zu können. So ergab sich zwischen der Zustellung
des Abberufungsbescheides und der urkundlichen Verabschiedung des

Anstellungsvertrages von Schönberg bei der Laula eine Zeitspanne von
maximal 36 Stunden. Dass dabei, nach Bekanntwerden aller Details in der

Öffentlichkeit das „Gefühl von Geschiebe" (Göhre) aufkommen musste,
kann nicht verwundern. Gutsbesitzer Metzener und Druckereibesitzer Lo-

renz machten sich zu den Fürsprechern der Beschäftigung Schönbergs bei

der Laula. Lorenz machte den Grund dafür ganz deutlich: „Es war ledig-
lich eine Dankespflicht, wenn man einen Mann gehalten habe, der das

ganze Laulaunternehmen geschaffen und weit darüber hinaus in hohem

Maße seine ganze Kraft eingesetzt habe."32 Bemerkenswerterweise war auf

diese Offenlegung der politischen Absicht, einem Parteifreund eine neue

Stelle zu schaffen, niemand eingegangen. Der Kreistagsabgeordnete Göhre

(SPD) hatte als Vertreter des Antrags auf Aufhebung des Vertrages mit

Schönberg betonte, dass „§ 12 Satz 2 der Satzungen der Lauenburgischen

Landeskraftwerke ... nicht die Möglichkeit [gebe,] einen Posten derart zu

30 Kleine Anfrage der KPD-Fraktion vom 9. 7.1927, GehStA PK, Rep. 77, Nr. 5450.
31 Protokoll der Kreistagssitzung vom 7. 7.1927, S. 745.
32 Protokoll der Kreistagssitzung von 7. 7.1927, S. 750.



166 Hansjörg Zimmermann

schaffen, wie er für Landrat Schönberg bestimmt sei."33 Der Abgeordnete

Rubach (SPD) brachte es auf den Punkt: „Die Anstellung des Landrats

Schönberg solle lediglich dessen politische Tätigkeit dem Kreise erhalten,

und zwar auf Kosten der Allgemeinheit."34 Die konservative Fraktion hatte

ein Rechtsgutachten eingeholt, das die Rechtmäßigkeit des Zustandekom-
mens dieses Vertrages feststellte. Diese Aussage wiederholten sie in der

Kreistagssitzung gebetsmühlenartig und gingen auf keinerlei Gegenargu-

mente ein. Ebenso wenig kann es kaum verwundern, dass die Abstim-

mung über die Auflösung des Vertrages mit den 15 Stimmen des bürgerli-
chen Blocks gegen die 10 Stimmen von SPD und Liberalen abgelehnt wur-

de. Hier herrschte eindeutig Blockmentalität vor.

„Es ist etwas faul im Lande Lauenburg", so überschrieb der Lübecker
Volksbote die Situation im Süden der Hansestadt.35 Und diese Situation

war durchaus noch nicht bereinigt. Das einzige, was gelöst schien, war die

Nachfolge im Landratsamt. Dennoch wurde Dr. Voigt vom Innenminister

befragt, ob er sich mit Beeinträchtigungen seiner Amtsführung aufgrund

von Handlungen seines Vorgängers auseinanderzusetzen habe. Dies ver-

neinte Dr. Voigt und verwies auf die Zeit, die für ihn spreche. Die arbeits-
rechtliche Stellung Schönbergs blieb noch ungeklärt, genauso sein Vertrag

mit der Laula. Auch dazu wurde Dr. Voigt befragt. Inzwischen hatten die

Kommunisten mit einer groß angelegten Plakataktion Neuwahlen zum

Kreistag gefordert, in der Hoffnung, sie würden als Aufdecker der Vor-

würfe gegen den früheren Landrat gestärkt aus diesen hervorgehen. Die
Diskussion um Neuwahlen wurde nachhaltig von der DNVP geschürt, die

in einem zweiseitigen Flugblatt fragte: „Wünscht die Sozialdemokratie die

Auflösung des Lauenburgischen Kreistages?" Dabei wurde vor allem Paul
Göhre nach seinen Ausführungen im Kreistag massiv angegriffen. Diese

Angriffe auf Göhre sind kennzeichnend für das politische Klima der Wei-

marer Republik; sie offenbaren, dass, wenn keine Argumente vorhanden

waren, mit persönlichen Verleumdungen hantiert wurde. So sei er ein
„Staatssekretär-Dilettant" gewesen, der nun ein „Drohnen-Dasein auf sei-

nem prächtigen Landsitz am Ratzeburger See" führe. Sein ehemaliger Titel
als Staatssekretär wurde nur noch in Anführungszeichen geführt. Nach

fünfjähriger Tätigkeit als Staatssekretär in Berlin wurde ihm gedroht, seine
Pensionsberechtigung überprüfen zu lassen, wenn er weiterhin gegen den

ehemaligen Landrat Schönberg argumentiere. Der deutschnationale Kreis-
verein, der den Lauenburgischen Land- und Bauernbund und den Lauen-

burgischen Gewerbebund als erste das Flugblatt unterzeichnen ließ, fragte
am Ende noch einmal, ob die SPD wirklich Neuwahlen wolle: „Nun, wohl-

33 Ebd., S. 748.
34 Ebd., S. 751.
35 Lübecker Volksbote, Nr. 173, vom 27. 7.1927.
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an, wir werden den Wahlkampf siegreich bestehen."36 In der Wirklichkeit

des Jahres 1927 dachte niemand in der SPD an eine Kreistagsauflösung.
Das waren Spekulationen innerhalb der KPD, die aber von der DNVP

dankbar aufgenommen wurden, um der SPD in größerer Öffentlichkeit als
es eine Kreistagssitzung darstellte, politisch zu schaden. Auch Landrat Dr.
Voigt sprach sich gegen Neuwahlen aus, weil diese die seines Erachtens

rechtlich einwandfreie Abfassung des Vertrages mit Schönberg nicht ver-

ändern könnten. Andererseits empfahl er der Staatsregierung, nichts Über-

eiltes zu entscheiden, solange die Wogen noch so hoch für Schönberg
schlugen. Aber das Beste wäre wohl eine Versetzung in ein anderes staatli-
ches Amt als Oberregierungsrat.

Die Amtsenthebung, die unklare Situation hinsichtlich des Vertrages
zwischen Schönberg und der Laula sowie die von der KPD-Fraktion im

preußischen Landtag eingebrachte kleine Anfrage über die finanziellen

Verwicklungen Schönbergs machten seine Position im Kreis Herzogtum

Lauenburg nicht unbedingt einfacher. Bislang war über ihn nur geredet

worden, doch im Dezember nutzte er eine Gelegenheit, sich selbst noch
einmal zu Wort zu melden. Unter der biederen Überschrift „Lauenburgi-
scher Land- und Bauernbund" berichteten die Hamburger Nachrichten am

11. Dezember 1927 über Schönbergs Rechtfertigungsrede auf der General-
versammlung des Bundes. Gut zwei Drittel des halbseitigen Artikels sind

dieser Rede gewidmet. Inhaltlich erfährt der Leser nichts Neues, und über-

zeugend wirken die Ausführungen Schönbergs auch nicht. Hier wird wie-

der einmal die enge Verzahnung der traditionellen Wirtschaftsverbände
des Kreises mit der DNVP deutlich. Normalerweise hat eine Generalver-

sammlung des Lauenburgischen Land- und Bauernbundes eine andere Ta-

gesordnung als die Rechtfertigungsrede eines seines Amtes enthobenen

Landrats. Es sind im Wesentlichen Wiederholungen des DNVP-Flugblattes
mit Angriffen auf die SPD. 37 Die von der KPD beeinflusste Presse hatte

stets das Gehabe Schönbergs kritisch verfolgt. Genüsslich konnte sie im Ja-

nuar 1928 berichten: „Ein neuer Schönberg-Skandal".38 Es ging darum,
dass ein erheblicher Betrag der Kosten des opulenten Frühstücks anlässlich
der Eröffnung des Schaalsee-Kanals an den ausrichtenden Gastwirt in Sa-
lem nicht bezahlt worden war. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats der Lau-

la, Landrat Schönberg, versprach, dem Gastwirt in der nächsten Sitzung
die Sache zu klären, aber gut vier Jahre später war immer noch nichts Wei-
teres geschehen.

Schönberg war in vergleichsweise jungen Jahren arbeitslos geworden.

Nun suchte er nach neuen Betätigungen, denn der Vertrag mit der Laula

36 Flugblatt in GehStA PK, Rep. 77, Nr. 5450.
37 Auch die kommunistisch ausgerichtete Norddeutsche Zeitung berichtete in ihrer

Ausgabe Nr. 4 vom 5.1.1928 darüber.
38 Norddeutsche Zeitung, Nr. 17, vom 20.1.1928.
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stand noch unter keinem guten Stern. Insofern hatte sich Schönberg auf
sein Studium berufen, ließ sich vom Verwaltungsgericht in Berlin als Ver-

waltungsrechtsrat akkreditieren und eröffnete im Juli 1927 ein Rechtsbüro

in Ratzeburg. Zum 1. August 1927 ließ sich auch sein engster Mitarbeiter in

der Kreisverwaltung, der Oberinspektor Japp, in den Ruhestand versetzen,

um die Büroleitung des Schönbergschen Büros, das als „Kreisverband Lau-

enburgischer Landgemeinden" firmierte, zu übernehmen. Dabei behaupte-

te Schönberg, er würde seine Büroräume kostenlos zu Beratungszwecken

zur Verfügung stellen. Bei diesen Beratungen ging es immer auch um die

Frage, ob die Gemeinden am Verfassungstag die schwarz-rot-goldene

Flagge zu hissen hätten. Die Ablehnung dieser Verpflichtung war einer der

„peinlichen Vorfälle", die Schönberg das Amt gekostet hatten. Inzwischen

gab das Büro die Mitteilung heraus, kein Gemeindevorsteher könne zum

Flaggen am Verfassungstage verpflichtet werden. Das bedeutete nichts an-
deres, als die behördlichen Anordnungen auf kaltem Wege zu umgehen.

Die preußische Staatsregierung hatte offenbar keine Mittel, um gegen der-

artig subversive Machenschaften rechtsgerichteter, republikfeindlicher
Kreise etwas zu unternehmen. Je mehr sie gegen diese öffentlich personal-

politisch vorging, desto mehr lief sie gefahr, „Märtyrer" ä la Schönberg zu
schaffen. Insofern ist das zurückhaltende Gebaren verständlich, auch wenn

es am Ende das Überleben der Republik nicht sicherstellen konnte.

Schönberg wollte ganz offenbar im Lauenburgischen bleiben. Das war

nach etlichen Jahren der Amtsführung verständlich: Viele Wege waren ge-

ebnet, und politisch Gleichgesinnte waren zahlreich vorhanden, so dass ein

Umzug zunächst ausgeschlossen schien. Als im Jahre 1929 die Kreistage
neu zu wählen waren, tauchte auf einmal eine neue Zeitung im Lauenbur-

gischen auf: das „Lauenburger Tageblatt". Bei dieser handelte es sich um
einen Ableger des Plöner Tageblattes, des Sprachrohrs der DNVP Schles-

wig-Holstein. Die bot reichlich Gelegenheiten zur Spekulation: Einerseits
boten die drei bestehenden lauenburgischen Zeitungen (LL, LZ und SN)

Schönberg nicht mehr die Unterstützung, derer er in den für ihn schwieri-

gen Zeiten bedurfte. Immerhin hatten die zahlreichen Appelle und Aufrufe
nichts bewirkt. Als im Frühsommer des Jahres 1929 der Landschaftsrat

Metzener, führender DNVP-Vertreter des Kreises und Mitglied des Kreis-

ausschusses, verstarb, hatte Schönberg versucht, als Außenkandidat in den

Kreisausschuss gewählt zu werden, was jedoch misslang. Danach eruierte
er seine Chancen, in den Kreistag gewählt zu werden. Das warf jedoch

sogleich die Frage auf, ob er überhaupt wählbar war, denn zwischenzeit-
lich hatte er seinen Wohnsitz nach Lübeck verlegt.

Schönberg setzte sich im Rahmen seiner neuen Tätigkeit ganz bewusst

öffentlich in Szene. Dadurch sah sich der Regierungspräsident veranlasst,

dem Innenminister folgende Mitteilung zu machen: „Schönberg entwickelt

jetzt im Kreise eine rege Tätigkeit auf schriftstellerischem Gebiete. Es ist
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wahrscheinlich anzunehmen, daß er durch die Wahlen am 17. November

Mitglied des Kreisausschusses des Kreises Herzogtum Lauenburg werden

wird, wodurch ein Zustand geschaffen würde, der einer geordneten Ver-

waltung des Kreises schwer hinderlich wäre."39 Der Regierungspräsident

bezeichnete Schönberg aufgrund seiner Aktivitäten als wieder „voll dienst-

fähig". Mit den schriftstellerischen Tätigkeiten dürften seine Empfehlun-

gen an die Gemeinde- und Amtsvorsteher gemeint sein. Jedenfalls berich-
tete die Presse, dass durch Schönbergs Ratschläge noch weniger Gemein-

den am Verfassungstage die schwarz-rot-goldene Reichsflagge hissen wür-
den.

Die Aktionen Schönbergs im Laufe des Jahres 1929 wurden immer un-
durchschaubarer und waren für den Aufsichtsrat der Laula schließlich

nicht mehr tragbar. Plötzlich und überraschend erschien unter der nichts-

sagenden Überschrift „Die Lauenburgischen Landeskraftwerke und Land-

rat z. D. Schönberg" eine erstaunlich sachliche und nüchterne Mitteilung:

„Die Stellungnahme des Verwaltungsrechtsrats Landrat z. D. Schönberg zu

verschiedenen Kreisangelegenheiten und sein Verhalten gegenüber dem

Kreisausschuß, den der Kreistag mit der Wahrnehmung der Funktionen

der Generalversammlung der Lauenburgischen Landeskraftwerke A. G.

allgemein beauftragt hat, hat ein Zusammenwirken zwischen ihm und
dem Aufsichtsrat der Lauenburgischen Landeskraftwerke sowie der Gene-

ralversammlung (Kreisausschuß) mehr und mehr erschwert und schließ-

lich unmöglich gemacht."40 Was im Einzelnen die Kooperation mit Schön-

berg unmöglich gemacht hatte, wurde nicht genannt. Aber aus der Kennt-
nis seines bisherigen Auftretens, das sich auch nach seiner Versetzung in

den einstweiligen Ruhestand nicht verändert hatte, mag es plausibel er-

scheinen, dass der neue Landrat Dr. Voigt sich nicht fortwährend mit Ein-

griffen in Kreisangelegenheiten beschäftigen wollte. Natürlich wollte

Schönberg auch weiterhin Einfluss auf Kreisangelegenheiten nehmen; vor

allem intrigierte er nach wie vor gegen die von ihm gehasste preußische

Staatsregierung. Aus einer scheinbar sicheren Position als Verwaltungs-

rechtsrat leitete er dabei für sich Befugnisse ab, die ihm nicht zustanden. So
betrachtete er die Laula als „sein Kind" und wollte ihre Geschicke lenken

oder zumindest federführend mitbestimmen, solange er nur irgend konn-
te.

Schönberg tat alles, um seine Position im Kreis Herzogtum Lauenburg
aus verschiedenen Gremien heraus zu stärken. So ließ er sich am 18. Okto-

ber 1928 zum Abgeordneten für den Landwirtschaftlichen Landesverein
wählen.41 Da Schönberg selbst mit Landwirtschaft nichts zu tun hatte,

39 Regierungspräsident an den preußischen Innenminister am 21. 8.1929, LASH, Abt.
309, Nr. 27929.

40 LZ, Nr. 220, vom 20. 9.1929.
41 LZ, Nr. 249, vom 22.10.1928.
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führte diese Wahl zu einer Anfrage des Abgeordneten Rubach (SPD) im

Kreistag. In der Kreistagssitzung vom 23./24. November 1928 hatte einzig

der deutschnationale Abgeordnete Bruhn versucht, mit kümmerlichen, in

keiner Weise überzeugenden Argumenten den landwirtschaftlichen Kreis-
verein und dessen Wahl Schönbergs als völlig unpolitisch darzustellen. So

konnte denn Rubach auch unwidersprochen zusammenfassen: „An einem

ruhigen Gang der Verwaltung hatte Herr Schönberg kein Interesse; viel-

mehr wollte er zeigen, daß ohne ihn der Kreis verloren sei."42 Es fiel

Schönberg sichtbar schwer, anzuerkennen, dass seine Zeit in Lauenburg

abgelaufen war. Nach wie vor hielt er sich für den „spiritus rector", den

letzten wirklichen Herzog des Landes.
In dieser Situation kündigte der Vorstand der Laula am 20. August 1929

den am 30. Mai 1927 mit Schönberg geschlossenen Vertrag. Inzwischen war

auch ein neues Rechtsgutachten eingetroffen, das diesen Vertrag für recht-

lich angreifbar und nichtig erklärte. Das veranlasste den Aufsichtsrat zur

fristlosen Kündigung des Vertrages und der sich daraus ableitenden Ne-
benämter als Verwaltungsrechtsrat, als Vorsitzender des Sparkassen- und

Giroverbandes Schleswig-Holstein und als stellvertretender Vorsitzender

des Sparkassen- und Giroverbandes Hannover.43 Immerhin machten einige
verbliebene Getreue aus dem Lager der Deutschnationalen den Vorgang

öffentlich, den sie als „nach Form und Inhalt ungehörig" bezeichneten.44

Nachdem jedoch der Abgeordnete Lampl (SPD) ausführlich von den am

20. August 1929 geführten Verhandlungen mit Schönbergs Rechtsberater

über eine freiwillige Auflösung des Vertrages von 1927 berichtet hatte,

konnte selbst der Parteifreund Lorenz aus Schwarzenbek nur sagen: „Jetzt

müsse der Prozeß seinen Weg gehen."45 Der Aufsichtsrat ging nunmehr

davon aus, dass der Vertrag gegen die guten Sitten verstoße und daher

nichtig sei. Dennoch bot der Aufsichtsratsvorsitzende, Landrat Dr. Voigt,

eine Entschädigung von 50.000 RM an. Das war Schönberg jedoch zu we-

nig: Er wollte 70.000 RM, um seine Familie abzusichern. Noch einmal bes-
serte Dr. Voigt nach und sicherte die für die Zeit nach Schönbergs Ableben

geforderte monatliche Zahlung von 500 RM an die Nachkommen zu. Selbst
Lorenz meinte: „Wenn man jemandem acht Jahre lang für Nichtstun 500

RM monatlich auf den Tisch lege, so sei das ein Angebot, das sich der Be-

treffende doch gründlich überlegen müßte."46 Die Stimmung war offenbar

umgeschlagen. Schönberg hatte zu hoch gepokert und seine Situation
überschätzt. Es war ohnehin bemerkenswert, mit welcher Kulanz der Kreis

dem nicht benötigten Bevollmächtigten entgegengekommen war. Diese

42 Protokoll der Kreistagssitzung vom 23./24.11.1928, S. 853.
43 Kündigungsschreiben veröffentlicht in LZ, Nr. 230, vom 2.10. 1929.
44 Ebd.

45 Protokoll der Kreistagssitzung vom 20./21. 9.1929, S. 920.
46 Ebd.
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Zahlung sollte nur - so die juristische Version von Schönbergs Rechtsan-
walt - unter bestimmten Voraussetzungen zustande kommen. So sollte er

seine Tätigkeit als Verwaltungsrechtsrat ebenso niederlegen wie seine ne-
benamtlichen Tätigkeiten, und er sollte aus dem Kreis fortziehen, damit si-

chergestellt würde, dass er nicht über die Kreistagswahl wieder im Kreis-

tag oder Kreisausschuss mitarbeitete. Kurzum, eine immer größer wer-
dende Mehrheit wollte Schönberg einfach nur noch loswerden. Offenbar

war das Lauenburger Tageblatt der einzige verblieben Unterstützer Schön-

bergs und bot ihm eine Plattform, sich öffentlich zu rechtfertigen. Dabei
wurde im März 1930 vermerkt, dass der preußische Innenminister ihn auf-

gefordert habe, sich wieder dem Dienst zur Verfügung zu stellen. Der In-

nenminister wollte ihn zur Regierung nach Liegnitz versetzen.47 Doch

noch behauptete Schönberg, er sei arbeitsunfähig.
Seine verbliebenen deutschnationalen Freunde versuchten nun, den

Spieß umzudrehen und gegen Landrat Dr. Voigt vorzugehen. In einer klei-

nen Anfrage wollten sie wissen, was das Staatsministerium gegen die De-

nunziation Schönbergs durch Dr. Voigt und gegen die „ehrabschneidenden

Zeitungsartikel" zu tun gedenke.48 Das Hamburger Echo sah „Schönberg
in der Zwickmühle".49 Doch Dr. Voigt konnte ganz beruhigt sein. Der In-

nenminister berichtete dem Präsidenten des Preußischen Landtags: „Das

Verhalten des Landrats Dr. Voigt gibt nach alledem zu Bedenken keinerlei

Veranlassung."50

Schönbergs renitentes Verhalten lief geradewegs auf eine juristische

Auseinandersetzung hinaus. Am 27. Mai 1930 stellte er noch einmal einen

Pensionsantrag beim Innenministerium. Dieses hielt ihm jedoch vor, dass
er nach wie vor vier Tätigkeiten nachgehe, somit könne „nicht anerkannt
werden, daß eine ,dauernde volle Dienstunfähigkeit' bei Ihnen vorliegt."

Im Gegenteil, der Innenminister forderte ihn letztmalig auf, bis zum 1. Juli
1930 seinen Dienst bei der Regierung in Liegnitz anzutreten und drohte

andernfalls den Verlust des Wartegeldes an.51 Schönberg wäre nicht

Schönberg, wäre er der strikten Aufforderung eines sozialdemokratischen

Innenministers nachgekommen. Am 7. November 1930 fertigte der Regie-

rungspräsident in Schleswig eine Aktennotiz für den Oberpräsidenten an,
„daß der Landrat z. D. durch Anordnung des Ministers des Innern vom 30.

Juni 1930 des Rechts auf den Bezug von Wartegeld mit Wirkung vom 1. Juli

1930 ab für verlustig erklärt worden ist, da er sich trotz wiederholter

47 Ostholsteinisches Tageblatt, Nr. 55, vom 6. 3. 1930, ebenso Schleswig-Holsteinische
Volkszeitung, Nr. 48, vom 26. 3.1930.

48 GehStA PK, Rep. 77, Nr. 5448.
49 Hamburger Echo, Nr. 70, vom 19. 3.1930.
50 LASH, Abt. 309, Nr. 27929.
51 Schreiben des Innenministers an den Oberpräsidenten vom 20. 6. 1930, LASH, Abt.

301, Nr. 4862.
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dienstlicher Aufforderung weigere, seiner Überweisung an die Regierung

in Liegnitz Folge zu leisten."52 Danach konnte der Innenminister nicht an-

ders als ein förmliches Disziplinarverfahren einzuleiten „mit dem Ziel der

Entfernung aus dem Amte."53

Nun musste Schönberg klar sein, dass es der Innenminister ernst mein-
te. Ganz konkret merkte er das daran, dass er kein Geld mehr erhielt, we-

der das Wartegeld noch irgendetwas von der Laula. Gut viereinhalb Jahre

hatte sich das Verfahren bereits hingezogen, ohne dass irgendeine Ent-

scheidung getroffen worden war.
Ende 1931 wurde es eng für Schönberg, so dass er sich persönlich nach

Berlin begab, um mit dem Minister eine schnelle und für ihn positive Lö-

sung zu finden. Er schrieb an den Innenminister, dass er nicht nur „in er-
hebliche wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten [sei]. Daneben hat sich bei

mir infolge der Gemütserregungen, die solche Prozesse erfahrungsgemäß

mit sich bringen und die mir infolge der Eigenart meines Leidens beson-
ders schwerer Natur sind, eine körperliche und seelische Depression ein-

gestellt, die nur durch eine baldige Beilegung jener Streitfälle zu beheben
sein dürfte."54 Nicht nur, dass Schönberg der Angeklagte und nunmehr

auch Bittsteller wurde, er setzte sogar noch „einen I-Punkt drauf", indem

er dem Innenminister eine Lösung in seinem Sinne vorschlug: „1. Ich ziehe

die beim Oberlandesgericht in Kiel schwebende Leistungsklage und die

beim Landgericht in Flensburg anhängig gemachte Feststellungsklage un-
ter Übernahme sämtlicher Kosten zurück. 2. Das Disziplinarverfahren wird

eingestellt. 3. Mir wird das Wartegeld ab 1. August 1929 - ohne Zinsen -

nachgezahlt; auf etwaige Schadensersatzansprüche verzichte ich. 4. Ich
werde zum 1. Dezember 1931 mit der gesetzlichen Pension in den endgül-

tigen Ruhestand versetzt. Bei diesem Vorschlag leitet mich der ernste Wil-
le, diese Differenzen mit der Preussischen Staatsregierung in loyaler Weise

endgültig zu begraben."55 Dieser Vorschlag war geradezu eine Frechheit.

Ein gegenüber der Staatsregierung stets illoyaler preußischer Landrat in

der Weimarer Republik strebte nun einen für ihn positiven Ausgleich unter

Berufung auf seine vorgeblich loyale Verhaltensweise an. Der Innenminis-

ter Severing reagierte bereits innerhalb von zwei Wochen: Erstaunlicher-

weise akzeptierte er Schönbergs Vorschläge. Er stellte in Aussicht, ihn zum
1. Dezember 1931 endgültig in den Ruhestand zu versetzen, allerdings erst

nach Vorlage der respektiven Bescheinigungen der Gerichte.56 Nur einen

Tag später teilte der Minister Schönberg mit, dass die Verfahren gegen ihn

52 Ebd.
53 Ebd., am 21. 2.1931.
54 Brief Schönbergs an den Innenminister vom 9.11.1931, LASH, Abt. 309, Nr. 27929.
55 Ebd.

56 Brief Severings an Schönberg vom 25. 11. 1931, LASH, ebd.
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eingestellt worden seien und er wohl auch wieder mit Geldzahlungen
rechnen könne.57

Schönberg und die Gerichte

In der Auseinandersetzung mit dem Innenminister, bei der Schönberg 1931

zum ersten Male „eingeknickt" erschien, ging es um seine endgültige Ver-

setzung in den Ruhestand bei gleichzeitiger Rücknahme einer von ihm an-

gestrebten Klagen gegen den preußischen Staat. Das Entgegenkommen des

preußischen Innenministers hatte ihn - wohl auch wider seine eigene Er-

wartung - positiv überrascht und ihm wieder Mut gegeben, gegen diesen

Staat noch einmal zu Felde zu ziehen. Nach der Rücknahme seiner Klagen

stellten nun die Rechtsanwälte und Gerichte ihre Kostenrechnungen an

ihn, deren Übernahme er zugesichert hatte. Es kam indes eine beträchtliche
Summe zusammen, so dass er am 4. Januar 1932 an den Beamtenausschuss

des Preußischen Landtags einen Antrag auf Übernahme von Prozesskosten

stellte. Schönberg argumentierte, „daß die Prozeßkosten eine Höhe errei-

chen, die sie für mich untragbar macht."58 Für die beiden Klagen sowie das

Disziplinarverfahren waren insgesamt Kosten von 2365,14 RM entstanden.
Außerdem forderte er Zinsen für das nicht gezahlte Wartegeld in Höhe
von 943,61 RM: „Danach sind mir durch die Wiedererlangung der mir zu

Unrecht vorenthaltenen staatlichen Bezüge in Höhe von rund RM 10.000

bare Unkosten im Betrage von 3308,75 erwachsen, ganz zu schweigen von

dem körperlichen und seelischen Schaden, den ich durch die zweijährige

Tortur erlitten habe."59 Schönberg verstand es wieder einmal, sich als zu

Unrecht Belangten darzustellen: Ihm sei von der Staatsregierung übel mit-

gespielt worden; dass er selbst seinen Verpflichtungen nicht nachgekom-

men war, ist ihm dagegen nicht bewusst. Insofern muss er zu den politi-
schen Beamten gerechnet werden, die uneinsichtig bis zum Ende blieben.

Gleichzeitig muss aber auch festgehalten werden, dass die junge Republik

äußerste Schwierigkeiten hatte, mit derartig penetranten Beamten umzu-

gehen. Das mag daran gelegen haben, dass nicht genügend demokratisch

gesinnte Beamte zur Verfügung standen. In Preußen war es bis 1918 un-
denkbar, dass ein nicht auf das kaiserlich-königliche Preußen-Deutschland

Eingeschworener überhaupt eine Stellung im Staatsdienst antrat. Die neue

Regierung musste jedoch auf Leute zurückgreifen, die Kenntnisse in der
Verwaltung hatten, auch wenn sie ihr politisch nicht unbedingt genehm

waren. Für die junge Demokratie stellte dies eine schwere politische Hypo-
thek dar.

57 LASH, Abt. 301, Nr. 4862.
58 LASH, Abt. 309, Nr. 27929.
59 Ebd.
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Die Lauenburgischen Landeskraftwerke (Laula)

Was waren die Laula eigentlich, die ab spätestens Mai 1927 ins Blickfeld
der öffentlichen politischen Diskussion rückten? Ihre Geschichte reicht bis

ins Jahr 1909 zurück, als der damalige Landrat Dr. Mathis in der Kreistags-

sitzung vom 30. März 1909 erklären musste, dass die Gerüchte um ein

Schaalseekraftwerk gegenstandslos seien. Immer wieder war der Höhen-
unterschied zwischen Schaal- und Ratzeburger See zur Ausnutzung und

Erzeugung von Elektrizität ins Gespräch gebracht worden. Immerhin soll-
ten die rund 30 m Höhenunterschied ausreichen, um Turbinen anzutrei-

ben. Doch bei der überwiegend agrarischen Struktur des Kreises (96 % der
Fläche nahmen Dörfer und Gutsbezirke ein, 39,3 % der Menschen arbeite-

ten in der Landwirtschaft)60 traf diese Idee bei den Gutsbesitzern und Bau-

ern auf wenig Gegenliebe. Der Mechanisierungsgrad der Landwirtschaft

war noch äußerst gering. Elektrisch betriebene Maschinen, die Energie
brauchten, waren kaum vorhanden.

Hinsichtlich der Elektrizitätsversorgung der Bevölkerung kam es nach
dem Ersten Weltkrieg zu grundlegenden Änderungen. Bis 1914 wurde die

benötigte Energie in erster Linie durch Kohlekraftwerke hergestellt. Als
aber durch die Bestimmungen des Versailler Vertrages wesentliche Förder-

gebiete dem Deutschen Reich nicht mehr zur Verfügung standen - Teilung

des oberschlesischen Industriegebietes, Abtretung des Saarlandes unter

französische Kontrolle sowie Kohlelieferungen aus Reparationsverpflich-

tungen an Frankreich - musste nach neuen Formen für die Energiegewin-

nung gesucht werden. Gleichzeitig stieg die Elektrifizierungsquote in der

Industrie und in den Haushaltungen deutlich an. Klare Marktprinzipien

werden hier erkennbar: Verknappung des Produktes, hier Energie, gepaart

mit einer höheren Nachfrage lässt die Kosten steigen.

Die „normalen" Preissteigerungen wurden noch überboten von der seit

1922 einsetzenden Hyperinflation, in der am Ende stündlich neu festge-

setzte Preise galten. Alle Produkte waren davon betroffen, manche stärker

als andere. Nahrungsmittel erfuhren schnellere Preissteigerungen als Mie-

ten oder Stromkosten. Das mag die Kreistagsabgeordneten auch veranlasst
haben, sich mitten in der Inflationszeit eines Projektes wie des Baues eines

Wasserkraftwerkes anzunehmen. Ganz gewiss half dabei auch die Person

des Landrates, der sich mit entsprechender Verve für den Bau eines eige-

nen lauenburgischen Kraftwerkes einsetzte. Er konnte die Kreisausschuss-

mitglieder sogar davon überzeugen, dass es sinnvoll sei, eine Reise durch

ganz Deutschland zu unternehmen, um sich solch ein Wasserkraftwerk in
seiner Funktionsweise vor Ort anzusehen.61 Die Besichtigung des Kraft-

60 Stand: Gewerbezählung von 1907.
61 Zur Reise an den Kochelsee vgl. Zimmermann, Wählerverhalten und Sozialstruk-

tur, S. 345-347.
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Werkes am Kochelsee sollte auch die letzten lauenburgischen Zweifler

überzeugen, dass es sinnvoll sei, ein ebensolches im Kreis Herzogtum Lau-

enburg zu bauen. So konnte der Landrat Schönberg eine Abstimmungsvor-

lage ausarbeiten lassen, in deren Begründung es heißt, „daß [man] unter

turbinenmäßiger Ausnutzung des hohen Gefälles, eine Energiemenge zu

erzeugen imstande [sein werde], die den gegenwärtigen Gesamtstrombe-
darf unseres Kreises nicht unwesentlich übersteigt."62 Für den Zeitpunkt

der Abstimmung über den Bau mögen diese Zahlen wohl auch gestimmt

haben. Aber was hieß es, dass die Erzeugung den Bedarf „nicht unwesent-

lich" übersteigen werde? Wie groß waren die Reserven? Was würde ge-

schehen, wenn die Elektrifizierung der Landwirtschaft auch in Lauenburg

einsetzen würde? Bliebe dann immer noch genügend Reserve oder müsste

zugekauft werden? Uber derartige, in die Zukunft blickende „Hochrech-

nungen" wurde den Kreistagsabgeordneten nichts mitgeteilt. Im Gegenteil,

die Kreistagsmitglieder wurden mit einem „Totschlagargument" konfron-
tiert. Ihnen wurde eine Kostenkalkulation vorgelegt, nach der bei einem
Dollarstand von 4.200 M der Bau des Kraftwerkes 330.000.000 M kosten

würde. Eine scheinbar gewaltige Summe, doch sie entsprach nur dem Er-

lös von 15.000 Festmetern Nutzholz. Da der Kreis Eigentümer großer Fors-
ten sei (Sonderrecht), könne der Bau des Kraftwerks „durch Einnahmen

aus der Forstwirtschaft leicht finanziert werden."63 Es wurde suggeriert,
dass dem Kreis durch den Bau des Kraftwerkes keinerlei Kosten entstün-

den, er also an der Stromproduktion nur verdienen könne. Jegliche be-

triebswirtschaftlichen Analysen fehlten jedoch, oder sie wurden den Ent-

scheidungsträgern im Kreistag nicht zur Kenntnis gebracht. Es wurde so
getan, als ob Baukosten und Betriebskosten eins wären und dass sie aus

dem einmaligen Holzeinschlag würden finanziert werden können. Dass
dabei die Einnahmen aus dem Holzverkauf an anderer Stelle fehlen könn-

ten, wurde verschwiegen.
Aus einer Distanz von gut 90 Jahren stellt sich die Frage: Warum ließen

sich die Abgeordneten mit so lückenhaftem Material abspeisen? Hierzu

sind die folgenden Punkte zu beachten: 1. Der lauenburgische Landes-

kommunalverband empfand sich als etwas Besonderes und musste nicht
nur erhalten, sondern als solcher auch immer wieder herausgestellt wer-

den. 2. Der Landrat war ein glühender Verfechter des lauenburgischen

Sonderrechts („Hie gut Lauenburg allerwege", sein Schlachtruf). 3. Die

konservative Mehrheit der Kreistagsabgeordneten folgte dem Landrat na-
hezu blind bei seinen Vorhaben. Und wer diesen nicht zustimmte, galt als

Verräter an der lauenburgischen Sache. Das innert sehr an die Beschimp-

fungen der Sozialdemokraten als Vaterlandsverräter. So wurde mit Ge-

62 Protokoll der Kreistagssitzung vom 6. 4.1923, S. 545.
63 Ebd.
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schick und Insinuation auf die Abgeordneten eingewirkt, so dass sie gar

nicht anders konnten, als dem Antrag auf Bau des Schaalseekraftwerkes
zuzustimmen.

Inzwischen nahm die Inflation ihren bekannten Verlauf, bis sie mit der

Währungsumstellung im Oktober 1923 beendet wurde. Nun konnte auch
der lauenburgische Kreistag weiter über das „Schaalsee-Projekt" beraten.

Die Kostenschätzung wurde relativiert; sie lag nun bei ca. 900.000 Gold-

mark. Das entsprach dem Erlös aus dem Einschlag von 40.000 Festmetern
Nutzholz zu 24 Goldmark/Meter. Immerhin war das - gemessen an dem

Holzschlagerlös - eine Kostensteigerung von knapp 300 %. Aber der Land-

rat Schönberg konnte wieder einmal die Gemüter der Kreistagsabgeordne-

ten beruhigen: „Nach dem sachverständigen Urteil der Forstverwaltung

sowie auswärtiger Forstsachverständiger können vielmehr unbedenklich

50.000 Festmeter gehauen werden, weil dieses Holz bereits überfällig ist

und der Nachwuchs dadurch gehindert wird."64 Da diese Einnahmen zu-
nächst einmal erwirtschaftet werden mussten, sollte die Finanzierung des

Baus durch eine Anleihe vorfinanziert werden. Das operative Geschäft soll-

te dann von einer Aktiengesellschaft betrieben werden, deren einziger Ak-

tionär der Kreis Herzogtum Lauenburg sein würde. Das schien plausibel

und überzeugend; der Kreistag genehmigte das Verfahren am 27. Novem-

ber 1923. Der Bezirksausschuss in Schleswig hatte am 8. November 1923

die Genehmigung zur Wasserentnahme gebilligt. Nun konnte endlich ge-

baut werden. Dafür waren in der Planung zwei Jahre vorgesehen, um im
Oktober 1925 den Betrieb aufnehmen zu können: „Im ersten Betriebsjahre
sollten die Fundamente des Krafthauses bis Maschinenhaus-Fußboden fer-

tig gestellt sein, die Erdarbeiten im Kanal soweit gefördert, daß die

Hauptmassen in der hohen Auftragsstelle geschüttet waren und so Zeit
zum Lagern hatten; und schließlich sollten die Verbindungsgräben zwi-

schen den Seen ausgebaggert werden."65 Wegen des kleinen Profils des
Kanals musste sich die Baufirma einen speziellen Bagger kommen lassen,

doch trotz Verzögerungen konnten im ersten Baujahr rund zwei Drittel der

Gesamtbodenbewegungen bewerkstelligt werden. Knapp die Hälfte des

Gesamtkapitals, nämlich 637.000 RM wurde im ersten Baujahr ausgegeben.
In den Jahren 1924 und 1925 wurde tatkräftig gebaut, so dass der Zeit-

plan insgesamt eingehalten werden konnte. Alle Verträge mit Mecklen-

burg-Strelitz als Wasser abgebendem Land und Lübeck als über die Wake-
nitz Wasser aufnehmender Stadt waren erfolgreich abgeschlossen worden.

Eines der kritischen Bauelemente waren die bis zu 10 m hohen Böschungen

des Schaalseekanals. Nach den theoretischen Berechnungen sollte alles gut

gehen, aber viele Besucher überkam doch ein Unbehagen, ob diese Dämme

64 Kreistagsprotokoll vom 27.11.1923, S. 574.
65 Geschäftsbericht und Jahresbilanz der Laula AG Ratzeburg für das 1. Geschäftsjahr

1.4.1924 bis 31.12.1924, S. 4.
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den Wassermassen standhalten würden. Im Oktober 1925 nahm das

Kraftwerk seine Tätigkeit auf. Nun konnte über einen 5,5 km langen Kanal

Wasser aus dem Schaalsee über den Puhl-, Piper- und Salemer See abflie-

ßen und kurz vor dem Ratzeburger See in eine Druckrohrleitung zum
Kraftwerk hinab fallen. Diese Rohrleitung war 140 m lang und hatte einen

Durchmesser von 1,5 m. Sie war eingegraben und endete „unterirdisch" im

Turbinenhaus, dessen bauliche Konstruktion zunächst einige Schwierigkei-

ten bereitete, die aber überwunden werden konnten. Landrat Schönberg

war sehr stolz darauf, dass das Kraftwerk selbst nach nur gut siebenmona-

tiger Bauzeit seine Tätigkeit aufnehmen konnte. Die Fertigstellung des letz-
ten Zehntels aller Arbeiten zog sich zwar noch ein halbes Jahr hin. Am 29.

Juli 1926 fand aber die „Schlußsteinlegung des Schaalseekraftwerks und

Eröffnung der Lauenburgischen Schaalsee-Schiffahrt" statt. Dazu wurden

15 Pressevertreter eingeladen, denen die neue Schifffahrtslinie vorgestellt
wurde. Während die Inbetriebnahme des Kraftwerks von der Öffentlich-

keit nahezu unbemerkt geschah, wurde die Eröffnung der Schaalsee-

Schifffahrt groß gefeiert. „Schiffahrt tut not!", rief Landrat Schönberg den

mnd 70 geladenen Gästen und den 15 Journalisten zu. Er knüpfte große

Erwartungen an den Schaalseekanal: „Dieser neugeschaffene Wasserlauf,

der in der Hauptsache dem Kraftwerk zu dienen bestimmt ist, soll zugleich

als neuer Verkehrsweg die Wirtschaft unseres Landes befruchten, die wir

an dieses Unternehmen knüpfen."66 Dazu hatte die Ratzeburger Kleinbahn

AG extra ein Gleis zum Haltepunkt „Kanalhafen" verlegt, um so einen

nahtlosen Übergang vom Schiff zur Bahn zu gewährleisten. „Zwei Motor-

boote, die große und komfortabel eingerichtete ,Lauenburg', und ein zwei-

tes^] kleines Boot vermitteln nach einem vorläufig entworfenen Fahrplan

die Personenbeförderung von Ratzeburg, Salem, Seedorf, Lassahn bei

niedrig bemessenem Fahrpreis. In erster Linie kommt also der neue Schif-

fahrtsweg den Lauenburgern selbst zugute. Zweitens ist die Übernahme
des Frachtverkehrs von der Bahn auf dem Schiffahrtswege vorgesehen,
und wird hier vor allem der Landwirtschaft zustattenkommen. Drittens

wird aller Voraussicht nach hier oben eine ansehnliche Rübenindustrie aus

dem Boden schießen. Viertens wird der Fremdenverkehr nach den in un-

beschreiblich schöner Landschaft gelegenen Orten große Formen anneh-

men. Man trägt sich in allen am neuen Seewege gelegenen Orten mit weit-

schauenden Plänen. Es ist nicht ausgeschlossen, daß in den nächsten Jah-
ren hier oben neue Kur- und Heilstätten entstehen, große Hotels und Pen-
sionen aus dem Boden wachsen, ein herrlicher Badestrand die Fremden

von weiterher herbeieilen läßt u. s. f."67 Der Reporter dieser Zeitung erwies

sich als „erfolgreich gebrieft". Es war die Absicht von Landrat Schönberg,

66 LZ, Nr. 176, vom 30. 7.1926.
67 Lüneburger Tageblatt, Nr. 183, vom 7. 8.1926.
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diese touristische und wirtschaftliche Seite besonders zu betonen. Die

„Lauenburg" bot gut 60 Personen bequem Platz. Es handelte sich dabei um

ein 17 m langes und 3 m breites Flachbodenschiff mit ca. 25 PS, das einen

Tiefgang von 0,85 m hatte. Viel mehr ließ der Kanal nicht zu. Die „Lauen-

burg" wurde von Gisela Schönberg, Tochter des Landrats, mit einer „Fla-
sche deutschen Schaumweines" getauft, und ihr Vater rief seinen Slogan

„Hie gut Lauenburg allerwege" hinterher.68
Der Landrat hatte gerufen und alle kamen. Das passte so recht in

Schönbergs Vorstellungswelt, denn er liebte die Inszenierung seiner selbst.

Umso besser gefiel es ihm, dass alle Zeitungen äußerst positiv über diese

„Schlußsteinlegung" berichteten. Das Ziel war erreicht, er konnte sich nun
von allen Seiten huldigen lassen.

Ein Bericht zeigte allerdings auch Fehlendes an. Das Wochenblatt für

die Kirchengemeinde Zarrentin forderte einen weiteren Anschluss für ihre
Gemeinde, denn nur dann könne der Osten Lauenburgs geschäftlich und

touristisch erfolgreich angebunden werden.69 Mit dieser Bemerkung wur-

de der große Elan des wirtschaftlichen Aufschwungs, den der Reporter des

Lüneburger Tagblatts noch reichlich unkritisch weitergetragen hatte, zu-

mindest ein wenig relativiert. Die Zeitspanne von 1925 bis 1928 gilt zwar

als die Stabilisierungsphase der Weimarer Republik, als die „goldenen 20er
Jahre", wie es in den Metropolen des Reiches den Anschein hatte. Doch

galt das für alle Regionen Deutschlands? Es bedarf noch zahlreicher regio-
naler Studien, um hierüber konkrete Aussagen treffen zu können und aus

der Verallgemeinerung der Erscheinungen einiger Städte (v. a. Berlin und
München) herauszukommen.

Für die ländliche Region im Osten Hamburgs, von Lauenburg bis nach

Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz, muss sicherlich fest-

gehalten werden, dass bestenfalls von einer wirtschaftlichen Stabilisierung

gesprochen werden kann. Von der Entstehung einer bedeutenden Zucker-

rübenindustrie in Mecklenburg, die ihre Ernteerträge auf Frachtschiffen

über den Schaalseekanal und weiter über die Ratzeburger Kleinbahn (und

wohin dann eigentlich?) befördern sollte, ist nichts bekannt. Im Gegenteil:

Gerade mit der Eröffnung der Schaalsee-Schifffahrt begann der Nieder-

gang der Ratzeburger Kleinbahn. Sowohl im Personen- als auch im Güter-

verkehr waren die Ergebnisse rückläufig. Warum sollte der Schifffahrtsweg
daran auch etwas ändern? Es zeigt sich hier aber auch eine andere histori-

sche Entwicklung, die nach 1945 völlig ins Gegenteil gekehrt wurde. Da-

durch dass sich weder per Bahn noch per Schiff nennenswerte Güter aus

dem östlichen „Ratzeburger Hinterland" nach Westen transportieren lie-

ßen, war dies eben kein Hinterland, denn die mecklenburgischen Bauern

68 LZ, wie Anm. 66.
69 Wochenblatt für die Kirchengemeinde Zarrentin, Nr. 22, vom 15. 8.1926.
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belieferten andere Märkte, im Großen wie im Kleinen.70 Das deutete sich

schon Mitte der 20er Jahre des 20. Jahrhunderts an. Nach 1945 kam im

grenznahen Osten des Kreises Herzogtum Lauenburg das Argument des
Verlustes des Hinterlands und der daraus resultierenden schleppenden

wirtschaftlichen Entwicklung in diesem Gebiet wieder auf. Diese Argu-

mentation war jedoch rein politisch bestimmt und zielte wohl in erster Li-

nie auf die „Zonenrandförderung"; mit der konkreten wirtschaftlichen Si-
tuation dieser Gebiete in den vorausgegangenen 30 Jahren hatte das nur

wenig zu tun.

Auch die Erwartungen an das Aufblühen des Fremdenverkehrs durch
den Kanal können als maßlos überschätzt gelten. Zwar hatte sich der Nah-

erholungsverkehr, besonders aus Hamburg, deutlich verstärkt. Doch sind

große Hotels und Pensionen an den lauenburgischen Seen nicht entstan-

den. Insgesamt handelte es sich bei dem Projekt bestenfalls um den
Wunschtraum eines sich maßlos selbst überschätzenden Landrats, der

kaum in der Lage war, die politische und die wirtschaftliche Situation Mit-

te der 1920er Jahre richtig einzuschätzen.

Zum 1. April 1924 wurden zwei Personen aus der Kreisverwaltung mit

der geschäftlichen Leitung der Laula beauftragt: Karl Rudolf Loch und Ri-

chard Gräning. Beide hatten im Jahre 1920 ihre Tätigkeit in der Kreisver-
waltung in Ratzeburg begonnen, ohne zuvor eine Verwaltungslehre ge-
macht zu haben. Loch hatte mehrere Stellen als Gemeindesekretär und

Rechnungsrevisor in unterschiedlichen Bürgermeistereien inngehabt, wäh-

rend Gräning von 1900 bis zum 31. Dezember 1919 Soldat gewesen war
und dann am 2. Januar 1920 als Kreisausschuss-Assistent seine zivile Lauf-

bahn begonnen hatte. Zufällig waren beide gleich alt (Jahrgang 1883). Loch
wurde als Büroleiter eingestellt und konnte sich wenig später Landesver-

waltungsdirektor nennen. Er war also Chef der Kreisverwaltung und ran-

gierte damit nach dem Landrat und dem Landsyndikus an dritter Stelle in

der Verwaltungshierarchie.

Zum 1. April 1924 wurden beide von ihren Pflichten in der Kreisverwal-

tung zunächst für drei Jahre beurlaubt, um die geschäftliche Leitung der

neu entstehenden Laula zu übernehmen: Loch als geschäftlicher Direktor,

Gräning, der zuletzt die Bürogeschäfte der Abteilung Elektrizitätsversor-

gung des Kreisausschusses geleitet hatte, als Prokurist. Beide leiteten ab
1924 ein Wirtschaftsunternehmen, für dessen betriebswirtschaftliche Füh-

rung sie im Grunde keine Aus- und Vorbildung hatten. Das sollte ihnen

zehn Jahre später mit zum Verhängnis werden.

70 Als weiteres Beispiel lässt sich auch die unrentable Oldesloe-Hagenower Eisenbahn
erwähnen. - Vgl. dazu Seebacher, Eisenbahnprojekte, S. 25-35.



180 Hansjörg Zimmermann

Abb. 2: Bauarbeiten am Druckrohr, das zum Turbinenhaus am Ratzeburger See

führt (21. Juli 1925) (Foto: Kreismuseum Ratzeburg).

Abb. 3: Feierliche Eröffnung der Lauenburgischen Schaalsee-Schiffahrt
am 29. Juli 1926: Hans Ferdinand Gerhard trägt ein von ihm selbst

verfasstes Gedicht vor (Foto: Kreismuseum Ratzeburg).



Die Sonderrechte des Landrats und die preußische Regierung 181

Abb. 4: Eröffnungsfahrt durch die Motorboote der Kanalschifffahrt: vorne die
„Blitz", im Hintergrund die „Lauenburg“ (Foto: Kreismuseum Ratzeburg).

Die Laula und die Nationalsozialisten

Eines der Hauptziele der Nationalsozialisten in der Eingangsphase ihrer
Machtübernahme war es, Skandale und Misswirtschaft der verhassten Re-

publikaner aufzudecken, um damit für sich und ihre „gute Sache für die

Volksgemeinschaft" zu werben. Obwohl die Nationalsozialisten von Wirt-

schaftspolitik im Allgemeinen nicht viel verstanden und in den ersten Jah-

ren hauptsächlich ältere Pläne der vorausgegangenen Regierungen über-

nommen und ausgeführt hatten (vgl. etwa Autobahnbau), gab es bisweilen
doch offensichtliche Fälle von Misswirtschaft, die allen auffallen mussten.

Dazu gehörte die Laula. Bei dieser handelte es sich um eine Aktiengesell-

schaft, die vollständig im Besitz des Kreises war. Der Kreisausschuss stellte

die Gesellschafterversammlung, der Landrat war automatisch Aufsichts-
ratsvorsitzender, und die Geschäfte wurden von einen Direktor und einem

Prokuristen geführt. Zwar stand eine jährliche Revision an, die meist von

Kreistagsabgeordneten durchgeführt wurde. Dabei muss jedoch festgehal-

ten werden, dass kaum einer der Abgeordneten die wirtschaftlichen und

finanziellen Kenntnisse besaß, die zur Durchführung einer Revision eigent-

lich nötig gewesen wären. Somit führten Direktor und Prokurist die Akti-

engesellschaft allein und nahezu unkontrolliert
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Ein Charakteristikum der Laula war ihre ständige Unterfinanzierung und
die daraus resultierende Geldnot. Es rächte sich sehr bald, dass vor der

Gründung keine ordentliche Finanzplanung angestellt worden war und

die Kreistagsmitglieder mit dem Argument, alles sei aus dem Verkauf des

kreiseigenen Nutzholzeinschlages zu finanzieren, quasi „über den Tisch

gezogen" worden waren. 1928 musste der Kreis der Laula sogar einen
Kredit von 50.000 RM gewähren, um die jährliche Pacht für das Uberland-
netz zahlen zu können, das wiederum Kreiseigentum war. Landrat Dr.

Voigt erläuterte, warum die Laula diesen vergleichsweise geringen Betrag

nicht aufbringen konnte. Sie hätte nämlich eine Anleine in der Schweiz
aufnehmen müssen, die nicht nur in Goldmark gezeichnet wurde, sondern

auch die immense Tilgungsrate von 150.000 RM jährlich festlegte: „Diese

hohe Tilgungsverpflichtung lege die Laula lahm", stellte der Landrat fest.71

So ergab sich eine ganz sonderbare Verquickung von Kreiseigentum,

Kreiskrediten und Aktiengesellschaft, bis schließlich kaum noch jemand
den Überblick hatte. Deshalb wurde der Wunsch unüberhörbar, eine klare

Trennung von Kreis und Wirtschaftsunternehmen zu vollziehen. In der

Kreistagssitzung vom 20./21. September 1929 wurden dazu drei Modelle
vorgestellt. Es ergab sich in der Abstimmung eine klare Mehrheit für fol-

gendes Modell:72 Die Laula trennt sich direkt vom Kreis. Das kostet
1.891.415,28 RM. Dafür erhält die Laula:

1. Das Überlandnetz mit allem Zubehör, Grundeigentum etc.

2. Die Schaalseeschifffahrt geht mit sämtlichen Rechten an die Laula
über.

3. Die Ferngasversorgung wird der Laula übertragen.

4. Den Betrag von 1.475,28 RM zahlt die Laula bar an den Kreis, der
Rest ist ein mit jährlich 2% zu verzinsendes Darlehen des Kreises.

Dieses Modell wurde mit 17:6 Stimmen angenommen und konnte zum
1. Januar 1930 in Kraft treten.

Obwohl die NSDAP seit 1929 mit ihren Abgeordneten im Kreistag ver-

treten war, entzog sich die Kontrolle der Laula ihren Abgeordneten. Erst

nach der Neuwahl des Kreistages im März 1933 nahmen sie sich der Vor-

gänge in der Laula an. Noch ganz vom großen Elan der Säuberung des

Staates von „Nestbeschmutzern" u. ä. getragen, setzten sie eine Revisions-

prüfungsgesellschaft ein, um die Vorgänge bei der Laula klarstellen zu las-

sen. Neben anderen Unternehmen vermuteten die - in Lauenburg vor al-

lem kleinbürgerlichen - Nationalsozialisten bei der Laula größere Verstöße

gegen das Theorem der Volksgemeinschaft. Entsprechende Belege waren

rasch bei der Hand. Dabei standen gar nicht die großen Wirtschaftsergeb-

71 Dr. Voigt in der Kreistagssitzung vom 20./21. 9.1929, S. 906.
72 Die beiden anderen Modelle hier vorzustellen erübrigt sich, da sie keine Mehrheit

fanden.
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nisse des Kraftwerks oder der Schifffahrtslinie im Vordergrund. In der ers-

ten Kreistagssitzung nach den Neuwahlen wurde auch der Aufsichtsrat
der Laula neugewählt. Von der NSDAP zogen Dau und Voß, von der

Kampffront schwarz-weiß-rot Sachse und als Abgeordneter der SPD Ru-
bach in den Aufsichtsrat ein. Hinzu kamen zwei weitere NSDAP-Mitglie-
der (Michelsen aus Mölln und Körner aus Lassahn). Den Vorsitz führte der
kommissarische Landrat Fründt.

Es war für die Nationalsozialisten immer leichter, ihre fundamentale
Kritik an konkreten Personen und an deren Handeln festzumachen. Hier

standen der Prokurist Gräning und der Direktor Loch im Mittelpunkt der

Anklage. Eher am Rande der Auseinandersetzung und Überprüfung stan-
den die Investitionen und Betriebsergebnisse der Laula. Beiden Ange-

stellten wurde am Ende des Revisionsberichts bescheinigt, dass sie zur

Führung eines solchen Unternehmens weder persönlich noch betriebswirt-

schaftlich geeignet waren. Beiden wurde vorgeworfen, Ausgaben getätigt
zu haben, die in keinem Verhältnis zur Betriebsstruktur standen. Insbe-

sondere wurden die Aufsichtsratssitzungen in Hamburg, Lübeck und Kiel

unter die Lupe genommen und die Ausgaben in einer Sonderbeilage der

Lauenburgischen Landeszeitung publiziert. Wenn nun veröffentlicht wur-
de, dass sich seit der Gründung des Unternehmens 1925 „an einer einheit-
lichen zielbewußten Linie"73 nichts feststellen ließ, war dies eine unausge-

sprochene Kritik an dem federführenden Landrat Schönberg. Der Auf-

sichtsrat tagte von Beginn an an unterschiedlichen Orten innerhalb und

außerhalb des Kreisgebietes. Warum das so war, entzieht sich nachvoll-
ziehbaren Kriterien. Indes werden im Zusammenhang mit den Sitzungen

Ausstellungsbesuche, Besichtigungen und Weinankäufe für das inzwi-
schen errichtete „Kasino" erwähnt.

In dem Revisionsbericht werden der Laula schwere Vorwürfe gemacht:

Buchungsbelege waren falsch, Kosten für Reisen etc. wurden als Anlage-

werte verbucht, in knapp zwei Jahren sammelten sich so verbuchte 10.000
RM an. Die Kosten für die Aufnahme einer Anleihe zur Ablösung der
Schweizer Anleihe wurden 1929 und 1930 als Gewinne verbucht. Vom

Prokuristen wurden Waren bei auswärtigen befreundeten Firmen bestellt,
die deutlich teurer waren als die bei den ortsansässigen. Die Sitzungsgel-
der des Aufsichtsrates waren höher als die des Kreisausschusses: „Es wur-

den viele wissentlich falsche verschleiernde Buchungsanweisungen festge-

stellt. Die Handhabung der Kasse durch den Prokuristen Gräning wider-

sprach jeder kaufmännischen Gepflogenheit. ... Einnahmen wurden mehr-
fach erst nach vier Wochen verbucht. ... Der Prokurist Gräning entnahm

für sich selbst größere Beträge für Reisekosten."74 Es wurde immer wieder

73 LL, Nr. 118, vom 22. 5.1933.
74 Ebd.
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bemängelt, dass Originalbelege nicht vorhanden waren. Bei Befragung des

Prokuristen gestand dieser ein, etliches verbrannt zu haben. Tat er das,
weil er sich der Fragwürdigkeit der Rechnungen bewusst war? Immerhin

stellen die aufgelisteten Mängel einen klaren Verstoß gegen jegliche buch-
halterische Ordnung dar. Zwar wird auch den Revisoren (Rubach, Kelb,
Boderius) eine mangelhafte Überprüfung vorgeworfen, doch das kann
nicht Wunder nehmen, da sie über keine entsprechende Ausbildung ver-

fügten. Warum der Vorsitzende des Aufsichtsrates, der jeweilige Landrat,
als Jurist sich mit einer derartigen Prüfung zufrieden gab, ist bei Schönberg
noch verständlich, doch warum auch Dr. Voigt dies tat, bleibt unklar.

Genüsslich wird in der besagten Sonderbeilage aufgezählt, was die

Aufsichtsratsmitglieder verzehrt hatten. Die auswärtigen Revisoren hatten
offenbar alle Büros und Aktenordner von oben nach unten durchsucht und

wurden in etlichen Fällen auch fündig. Ein Beispiel soll hier stellvertretend

für viele andere erwähnt werden: „Im September 1929 wurde über die Bi-

lanz gesprochen und anschließend ein Bilanzessen veranstaltet, das bei
dem Aufsichtsratsmitglied Ohlrogge stattfand. Die von Direktor Loch und

Prokurist Gräning gegengezeichnete Rechnung lautet in würdiger Kürze:

Laut Rechnung für das Bilanzessen 564 RM. Diese Rechnung fehlt bei den

Belegen. Sie wurde jedoch an anderer Stelle bei der Revision gefunden. ...

einige Kostproben: 100 Zigarren zu 0,30 = 30 RM, 40 Zigarren zu 0,50 = 20

RM, diverse Zigaretten zu 10 Pfg, 34 Kaffee, 6 Steinhäger, 5 Flelle, 15 Sau-

erbrunnen, 11 Kognac, 12 Flaschen Sekt zu 10 = 120 RM, 2 Flaschen Rot-
wein zu 9 RM = 18 RM, 3 Flaschen Rotwein zu 4 = 12 RM, 16 Glas Portwein

zu 0,60 RM = 9,60 RM, 3 Flaschen Bordeaux zu 4 RM = 12 RM, 1 Flasche
Benediktiner 25 RM, 15 Essen zu 12 RM = 180 RM, 3 Essen für die Chauf-

feure zu 3 RM = 9 RM, 26 Liter Pilsener 31,20 RM."75 Dieses „Bilanzessen"

kann nur als Rauch- und Saufgelage bezeichnet werden. Bemerkenswert ist
dabei auch der Unterschied bei den Preisen für das Essen. Während für die

Chauffeure 3 RM berechnet wurden, verzehrten die Aufsichtsräte und üb-

rigen Beteiligten immerhin für das Vierfache.
Der Direktor und sein Prokurist waren häufig auf Reisen und erzeugten

dabei enorme Reisekosten. Allein für die Verhandlungen zur Aufnahme

von zwei Anleihen wurden 5.410,07 RM gezahlt. Da das Finanzamt Lochs

Aufwandsentschädigungen, die ja neben seinem Gehalt und sonstigen Be-

trägen gezahlt wurden, berechtigterweise als reinen Verdienst ansah, zog
ihn [das Finanzamt] für die Aufwandsentschädigungen zur Einkommens-

teuer heran. Die Einkommensteuer ließ er sich jedoch wieder von der Lau-

la in voller Höhe erstatten."76 Auch das vom Regierungspräsidenten ge-

rügte zu hohe Gehalt Gränings wurde aus anderen buchungstechnischen

75 Ebd.
76 Ebd.
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Positionen wieder voll aufgefüllt und ausgezahlt. Vor dem Kreistag wur-

den falsche Angaben zum Gehalt gemacht. Statt 16.000 und 17.000 RM für
das Geschäftsjahr 1925/26 wurden 31.400 und 36.000 RM gezahlt. Schließ-

lich föderte die Revision zutage, was der ehemalige Aufsichtsratsvorsit-

zende Schönberg die Laula gekostet hatte. Da er davon ausgehen musste,
dass er bei einem Prozess sein Amt als Staatsbeamter und damit auch sei-

nen Pensionsanspruch verlieren würde, handelte er den Abschluss einer

Lebensversicherung auf Kosten der Laula heraus. Dafür soll die Laula ge-
mäß Revisionsbericht 149.600 RM gezahlt haben.

Somit bleibt als Fazit nur, dass sich die beiden ranghöchsten Beschäftig-

ten der Laula sowie der ehemalige Landrat Schönberg finanziell kräftig
bedient hatten. Aber auch die Aufsichtsräte sahen in dieser Firma einen

Selbstbedienungsladen, den zu plündern offenbar allen Beteiligten große
Freude bereitete.

Aufgrund des am 7. April 1933 erlassenen „Gesetzes zur Wiederherstel-
lung des Berufsbeamtentums" wurden beide gern. § 6 des Gesetzes (Ent-

schlankung der Verwaltung) zum 1. April 1934 aus dem Dienst entfernt

und in den einstweiligen Ruhestand versetzt. Die Dienststrafverfahren ge-

gen beide wurden allerdings eingestellt. Offensichtlich hatte der Denunzi-
ant (Buchhalter bei der Laula) etwas zu dick aufgetragen, so dass sich die

vorgebrachten Anschuldigungen juristisch nicht halten ließen. Auch der
Chauffeur der Laula schwärzte Gräning an, wodurch er nach seinem Ein-

geständnis zu 200 RM Geldstrafe verurteilt wurde, weil er den Dienstwa-

gen für 48 km Privatfahrten benutzt hatte.
Nunmehr saßen zwei 50jährige beschäftigungslos zu Hause in Ratze-

burg. Es dauerte jedoch keine zwei Jahre, bis sich Gräning um eine erneute

Einstellung in den Staatsdienst als Wehrmachtsbeamter bewarb. In diesem
Verfahren wurde der Landrat zu einer Beurteilung Gränings aufgefordert.
Der Vorsitzende des Kreisausschusses schrieb am 24. Januar 1936 an das

Luftkreiskommando II in Berlin: „Gräning hat sich als ein fleißiger und

zuverlässiger Beamter erwiesen, der seine Arbeiten mit Geschick und Um-

sicht erledigt hat. Er war sehr gewissenhaft und gewandt im Schriftverkehr
und brachte den wirtschaftlichen Fragen reges Interesse entgegen. ... Grä-

ning ist ein Mann von festem Charakter und ehrenhafter Gesinnung, der in

seinen Dienststellungen sowohl Untergebenen als acuh Vorgesetzten ge-

genüber stets den rechten Ton zu wahren wußte. ... Der Wunsch von Grä-

ning, nunmehr wieder als Wehrmachtsbeamter eingestellt zu werden, ist
durchaus verständlich."77 Aus der Sicht des Landrats bestanden keine Be-

denken gegen eine Wiedereinstellung, und auch der Kreisleiter der

NSDAP stimmte dem zu. Lange hatte also der Groll gegen den ehemaligen

Prokuristen der Laula nicht vorgehalten. Inzwischen war auch der Denun-

77 KrA Ratzeburg, KA, Nr. 8636.
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ziant Gränings und Lochs aus dem Dienst entlassen und er zu mehr als ei-

nem Jahr Zuchthaus verurteilt worden, da er sich „Pflichtschuldigkeiten"
hatte zu Schulden kommen lassen.

Erst gut zwei Monate nach dem Ausbruch des Zweiten Weltkrieges
wurde Gräning zum Landeskommissariat Kalisch/Warthegau abgeordnet.

Nach einer rheumatischen Erkrankung kehrte er nach kurzer Zeit wieder

nach Ratzeburg zurück, wo er bei einem Getreide- und Düngemittelhänd-
ler zwischenzeitlich Arbeit fand, dann aber für einen Monat zur Kreisver-

waltung kommandiert wurde, bei der er sich nunmehr nicht wohl fühlte.

So legte er gegen die Abkommandierung Einspruch ein, dem stattgegeben
wurde.

Gräning war von Mai 1924 bis 1933 in der Ratzeburger Kommunalpoli-
tik als Stadtverordneter und Magistratsmitglied aktiv. Nach 1945 nahm er

diese Tätigkeit wieder auf und blieb bis 1951 aktiver Kommunalpolitiker.
1946 wurde er zum stellvertretenden Bürgermeister in Ratzeburg und 1948

zum Kreistagsabgeordneten gewählt. Nach der Änderung der Kreisverfas-

sung wurde Gräning 1950 zum ersten Kreispräsidenten gewählt, bis er
1951 von Gustav Drevs abgelöst wurde. Es ist geradezu eine Ironie der Ge-

schichte, dass er dem Entnazifizierungs-Hauptausschuss angehörte und in
dem Entnazifierungsverfahren Hans Geweckes den Vorsitz führte.

Nicht so gradlinig verlief das weitere Leben von Gränings Vorgesetz-
tem, dem Direktor Karl Rudolf Loch. Auch gegen ihn wurde ein Dienst-

strafverfahren eingeleitet. Deshalb wurde er am 19. Januar 1934 von der I.
Großen Strafkammeer in Altona zu zwei Monaten und zwei Wochen Ge-

fängnis sowie einer Geldstrafe von 150 RM verurteilt. Die Gefängnisstrafe

wurde aufgrund des Amnestiegesetzes vom 7. August 1934 aufgehoben,

und in einem Revisionsprozess vom 27. März 1937 wurde er vollständig

entlastet. Im Juni 1937 wollte Loch seine vollständige Rehabilitation und

Wiedereinstellung erreichen. Um zunächst einmal die Wiedergutmachung
hinsichtlich seiner Frühpensionierung zu erreichen, bat er um Wiederein-
stellung. Geradezu anbiedernd schrieb er am 9. Juni 1937 dem Reichs- und
dem Preußischen Innenminister: „Nicht minder schwer lastet das Ganze

seelisch auf mir als national empfindendem Deutschen. Durch die gegen

mich erhobenen schweren Anschuldigungen war es natürlich ausgeschlos-
sen, daß ich der NSDAP oder einer ihrer Gliederungen hätte beitreten

können, und so konnte ich mir die nationale Erhebung mit all ihren Höhe-
punkten nur aus der Feme mit ansehen." Er konnte es sich auch nicht ver-
kneifen, darauf hinzuweisen, dass sein Denunziant „noch bis in den Som-

mer 1933 mit einer Volljüdin verheiratet war, mit der er 2 Kinder jüdischen

Blutes gezeugt hat."78 Um seine nationale Gesinnung zu unterstreichen be-

78 KrA Ratzeburg, KA, Nr. 8660.
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tonte er, dass er seit Herbst 1935 „wenigstens ehrenamtlich im Büro der
NSV" gearbeitet habe.

Loch war sich bewusst, dass eine Wiederbeschäftigung in der Kreis-

verwaltung nach der Umstrukturierung durch das Groß-Hamburg-Gesetz

schwierig werden würde. Er bat um eine „beliebige Wiederverwendung"
bei einem der vielen eingerichteten Rechnungsprüfungsämter. Der Regie-

rungspräsident teilte dem Landrat im Auftrag des Innenministers mit, dass
er Lochs Antrag ablehnen wolle, es sei denn, der Landrat komme zu einer

anderen Einschätzung. Landrat Fründt wies in seiner Antwort darauf hin,

dass mit der Pensionierung Lochs dessen Stelle nicht neu besetzt worden

war, sondern weggefallen sei. Da mit einer Verkleinerung der Verwaltung
in absehbarer Zeit zu rechnen sein, komme „eine Wiedereinstellung bei der

Kreisverwaltung ... daher nicht in Frage."79 Fründt regte indes an, ihn bei
der Staatsverwaltung zu beschäftigen.

Unabhängig davon blieb Karl Rudolf Loch hinfort Ruheständler und
verstarb am 26. März 1950 in Ratzeburg. Einen Erfolg der angestrebten

Wiedergutmachung konnte seine Witwe gewärtigen. Gestützt auf einen Er-

lass der Landesregierung vom 17. Juni 1950 „ist der Antragsteller in jeder

Beziehung so zu stellen, als ob er bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres
(31.10. 1948) im Dienste des Kreises Herzogtum Lauenburg geblieben wä-

re und eine Besoldung nach Besoldungsgruppe A3a der Reichsbesol-

dungsverordnung erhalten hätte."80 Loch wurde aus politischen Gründen

in den vorzeitigen Ruhestand versetzt und hatte aufgrund des Wiedergut-

machungsgesetzes vom 1. Juni 1945 Ansprüche geltend gemacht. Dadurch
änderte sich nicht nur die ruhegehaltsfähigen Dienstjahre - das machte
keinen Unterschied, denn er hatte bereits den höchstmöglichen Prozent-

satz erreicht -, sondern auch die Gehaltsgruppe. Er selbst konnte davon je-

doch nicht mehr profitieren. Der neue Festsetzungsbescheid traf eine Wo-
che nach seinem Tode bei seiner Witwe ein.

Das Ende der lauenburgischen Aktiengesellschaften

Zwei Aktiengesellschaften stand der jeweilige Landrat als Aufsichtsrats-
vorsitzender81 vor: der Ratzeburger Kleinbahn AG und den Lauenburgi-

schen Landeskraftwerken AG. Beiden ging es die meiste Zeit über wirt-

schaftlich schlecht, allerdings aus unterschiedlichen Gründen. Während

mit dem Bau der Ratzeburger Kleinbahn versucht werden sollte, das „Rat-

79 Ebd.
80 Ebd.

81 Der Kreis war auch mit einer kleineren Summe an der Bergedorf-Geesthachter Ei-
senbahn AG beteiligt. Da der Betrag im Vergleich zu den beiden anderen Aktienge-
sellschaften jedoch verschwindend gering war, bleibt diese unberücksichtigt.
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zeburger Hinterland" an das Kreisgebiet anzuschließen, handelte es sich

bei der Laula um ein reines Prestigeobjekt.
Im Jahre 1903 wurde die Kleinbahn vom regulären Ratzeburger „Staats-

bahnhof", damals noch in St. Georgsberg, bis nach Gr. Thurow in Dienst

gestellt. Neben dem Langenbrücker Damm entstand ein Kleinbahndamm,
der den Küchensee unterteilte und einen „Spucknapf", den kleinen See

zwischen dem Gr. Ratzeburger See und dem Küchensee, entstehen ließ. Als

diese neue Bahnverbindung am 27. Juni 1903 ihren Betrieb aufnahm, ver-

knüpften vor allem die Ratzeburger große Hoffnungen mit ihr. Immerhin

lag der bisherige Bahnhof weit abgelegen vom eigentlichen Stadtgebiet.
Niemand wollte beim Bau der Lübeck-Büchener Eisenbahn 1850 die Kos-

ten für die auffällige Gefällstrecke zur Innenstadt bezahlen. So blieb Ratze-

burg bis 1903 ohne direkten Gleisanschluss. Das sollte sich mit dem Bau
der Kleinbahn und eines städtischen Bahnhofes ändern. Der Bau derartiger

Kleinbahnen war zu Beginn des 20. Jahrhunderts geradezu in Mode ge-

kommen. Überall im Reich entstanden entsprechende Bahnverbindungen,

meist jedoch ohne dass man zuvor eine Kosten-Nutzen-Analyse vorge-
nommen hätte.

So zeigte sich auch bei der Ratzeburger Kleinbahn für das erste Be-

triebsjahr 1903/04 ein eher trauriges Ergebnis. Zwar wies die Gewinn-

Verlust-Rechnung einen Reingewinn von 4.428,48 RM aus, aber davon gin-

gen noch die Rücklagen für den Erneuerungsfonds, für die Betriebsleitung

durch die Firma Lenz & Co. und für den Spezialreservefonds von V2 % des

Reingewinns ab. Dadurch wurde der verfügbare Gewinn erheblich ge-

schmälert. Er lag für das 1. Geschäftsjahr bei nur 710,61 RM.
Das Geschäft der Kleinbahn ließ sich sehr zögerlich an. Zwar wurden

Gewinne erzielt, doch das Transportvolumen von Ost nach West und um-

gekehrt war eher bescheiden. Das galt sowohl für die Personenbeförde-

rung als auch für das Frachtgut und den Großviehtransport. Bis 1908 war

letzterer geradezu unbedeutend. Der sprunghafte Anstieg danach bedarf
deshalb einer Klärung. Interessanterweise sind die Tonnenangaben für das

Frachtgut nahezu identisch mit der Anzahl der Fahrgäste. Die finanzielle

Situation gestaltete sich bis zum Ende des Ersten Weltkrieges zufrieden-
stellend, war aber dennoch weit entfernt von einem guten Ergebnis. Im-

merhin wurden bis zum Beginn der Inflationszeit Gewinne erzielt. Ab dem

Geschäftsjahr 1924/25 gab es dann nur noch negative Zahlen. Die Verluste

steigerten sich von 7.348 bis auf 71.481 RM im Jahre 1932. Seit dem Ge-

schäftsjahr 1926/27 wurden die Verluste fünfstellig, und die Frage erscheint

berechtigt, warum der Aufsichtsrat nicht eingeschritten ist. Erst im Sep-

tember 1933 wurde in der Presse berichtet: „In der Generalversammlung

der Ratzeburger Kleinbahn-Aktien-Gesellschaft wurde auf Antrag des Auf-

sichtsrates einstimmig beschlossen, beim Herrn Regierungspräsidenten

bzw. bei dem zuständigen Herrn Minister die Stillegung der Ratzeburger
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Kleinbahn zum 1. Oktober d. J. sowie den Abbruch der Bahn und die Auf-

lösung der Ratzeburger Kleinbahn-Aktien-Gesellschaft zu beantragen."82
So schnell wie erhofft ließ sich die Stilllegung dann jedoch nicht durchfüh-

ren. Erst im März 1934 genehmigte der Regierungspräsident das endgülti-

ge Ende der Bahn zum 31. März des Jahres. Die Veräußerung des vorhan-
denen Vermögens aus dem Oberbau, aus Betriebsmitteln und Bauten so-
wie aus Grund und Boden wurden auf 190.000 RM geschätzt. Demgegen-

über standen Schulden und Forderungen der Pensionskasse und des Versi-

cherungsverbandes von 174.000 RM. Das Aktienkapital von 1.242.000 RM

ging vollständig verlustig und musste abgeschrieben werden.83 Zwar gab
es noch Interessenten, die den Bahnbetrieb, zumindest vom Stadtbahnhof

bis zum Bahnhof in St. Georgsberg, fortführen wollten, doch sahen sie

nach einer Betriebsprüfung davon ab.
Die Kleinbahn war ein reines Verlustgeschäft. Sie machte sich in den

20er Jahren des 20. Jahrhunderts selbst noch Konkurrenz, indem sie eine
Omnibuslinie einführte. Doch auch die konnte die Gesellschaft nicht aus

den negativen Zahlen herausführen. Der Traum vom verkehrstechnischen

Anschluss des „Ratzeburger Hinterlandes" hat nicht sehr lange getragen.

Es war eben kein eigentliches Hinterland, auch wenn es „Land Ratzeburg"

hieß. Der Chronist Traugott Tamm des Lauenburgischen Kreiskalenders

war einer der wenigen, die bis in die 30er Jahre hinein - fernab jeglicher
Realität und ohne Blick auf die wirtschaftliche Orientierung - von einer

„Vereinigung" des Kreises mit dem Land Ratzeburg träumten.

Fazit

Als im Jahre 1920 der „unterzubringende" Landrat Schönberg in den Kreis

Herzogtum Lauenburg versetzt wurde, konnte noch niemand ahnen, wel-

che lang anhaltenden Folgerungen seine „Regentschaft" in Ratzeburg ha-
ben sollte. Als ein Mann mit rechtskonservativer Sozialisation im Kaiser-

reich war er unfähig und auch nicht willens, sich auf demokratische Ver-
hältnisse in Deutschland einzulassen. So war es für ihn selbst geradezu ein

Glücksfall, dass er in den „vorpreußischen" Kreis Herzogtum Lauenburg
berufen wurde. Dieser kleine Landkreis hatte in den Verhandlungen mit

dem übermächtigen Preußen immerhin Sonderrechte bei der Eingliede-

rung in den preußischen Staat heraushandeln können. Er blieb mit seinen

beträchtlichen Einnahmen aus den kreiseigenen Domänen und Forsten ein

eigenständiger Landeskommunalverband und stellte eine Sonderstellung

82 SN, vom 12. 9. 1933.
83 Angaben nach LL, vom 17. 3.1934.
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in der preußischen Provinz Schleswig-Holstein dar, der er nur verwal-

tungstechnisch angegliedert war.

Die preußischen Landräte des Kaiserreichs hatten keinerlei Problem mit
der Sonderstellung des Kreises, mit dessen Leitung und Verwaltung sie be-

auftragt waren. Es ist generell zu fragen, ob ihnen diese Sonderstellung

überhaupt bewusst war. Immerhin leiteten sie den Kommunalverband, der

finanziell einigermaßen üppig ausgestattet war, ohne größere Komplikati-

onen. Die politischen Ziele Preußens und Lauenburgs waren einigermaßen

deckungsgleich, Zielkonflikte eher selten, und Auseinandersetzungen, wie

etwa bei neu eingeführten Steuern, wurden unter den Teppich gekehrt.

Ernsthafte Streitigkeiten waren bis zum Ende des Kaiserreiches nicht ent-
standen.

Doch mit dem Ende der Monarchie änderte sich vieles. Die Ausdeh-

nung des Wahlrechts auf alle Menschen ohne Ansehen des Geschlechts

war für viele Konservative schlichtweg unannehmbar. Mit der neuen Ver-

fassung wurden auch unterbürgerliche Schichten und vor allem Frauen

wahlberechtigt und wählbar. Das stellte aus Sicht zahlreicher Konservati-

ver überkommene Privilegien in Frage. Zu ihnen gehörte der deutschnatio-

nale Kurt Schönberg, der durch die Bestimmungen des Versailler Vertrages
sein Amt in Sonderburg verloren hatte. Umso mehr muss es für ihn eine

Genugtuung gewesen sein, in das führende Amt eines so traditionsbe-

wussten Kreises berufen zu werden. Hier nun trafen die politischen Ge-

gensätze unmittelbar aufeinander. Die Land- und Provinzialverwaltung

waren in sozialdemokratischer Hand (mit Ausnahme des Regierungsprä-
sidenten), denen auf unterer Ebene ein zutiefst konservativ und antisozial-

demokratisch geprägter Landrat gegenüber stand. Früher oder später

musste es zu einem politischen Eklat kommen, denn in der Vorstellungs-
welt eines kaiserlich sozialisierten Landrats war es unvorstellbar, einen so-

zialdemokratischen Vorgesetzten zu akzeptieren.
Dabei interessierte die Konservativen die aktuelle Verfassungs- und

Rechtslage kaum. In den Demokratisierungsprozessen der Jahre 1918/19

sahen sie Gefährdungen bestehender Rechte und Konventionen, die es ih-

rer Ansicht nach mit allen Mitteln zu bekämpfen galt. Nach einer kurzen

Zeit der Verwirrung und politischen Desorientierung konnten sie sich ei-

ner erstaunlich breiten Unterstützung innerhalb der bürgerlichen Bevölke-

rung sicher sein. Diese politische Stimmungslage machte es für Schönberg

und sein Umfeld so leicht, die lauenburgischen Sonderrechte für eigene

Zwecke, das heißt für den Kampf gegen das sozialdemokratisch regierte
Preußen zu mobilisieren.

Der neue Landrat Schönberg hatte offenbar eine große Vision: Lauen-

burg gegen das sozialdemokratisch regierte Preußen stark zu machen und

damit das Traditionelle gegen scheinbar zerstörerische Absichten zu schüt-
zen. Er war damit der erste Landrat, der die lauenburgischen Sonderrechte
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in die politische Diskussion einbrachte und für seine Zwecke instrumenta-

lisierte. Zwar hatten im Jahre 1915 zahllose größere und kleinere Zeitungs-

artikel des 50. Jahrestages des Gasteiner Vertrages und damit der Einglie-
derung Lauenburgs in Preußen gedacht, doch das waren mehr oder weni-

ger Jubelartikel, die im zweiten Kriegsjahr publiziert wurden.
Anders erschien die Situation 1921 bzw. 1925. Während 1921 noch nie-

mand die Bestimmungen der Verfassung so genau nahm, war dies vier

Jahre später anders: Die preußische Regierung hatte sich etabliert und war

offensichtlich entschlossen, gegen ihre Gegner vorzugehen. Das wurde

Landrat Schönberg zum Verhängnis. Seine offene Position gegen die preu-

ßische Staatsregierung führte schließlich zu seiner Entlassung und zur

Verabschiedung in den Ruhestand - zu für ihn erstaunlich günstigen Be-

dingungen. Dies mag als ein Zeichen dafür genommen werden, dass die

sozialdemokratisch geführte Regierung in Preußen sich auch nach elf Jah-
ren an der Schaltzentrale der Macht immer noch nicht traute, sich gegen

ihre erklärten Feinde zur Wehr zu setzen und etwas gegen sie zu unter-
nehmen.

Schönberg, ein untersetzter Mann mit Diamantringen an beiden Hän-

den, wie der Kreistagsabgeordnete Lampl schreibt, war durchaus kein

Bauernopfer. Er wusste seine Stellung bis zum Letzten auszuspielen. Die

Bauernopfer waren eher in der Kreisverwaltung anzufinden, die ab 1924

mit einem besonderen Prestigeprojekt, der Lauenburgischen Landeskraft-
werke (Laula) und der Schaalsee-Schiffahrt, institutionalisiert wurden. Den

beiden geschäftlichen Leitern, Loch und Gräning, wurde dabei erstaunlich

freie Hand gelassen, was bei Prestigeprojekten jedoch nicht unüblich ist.
Von daher erstaunt es keinesfalls, dass beide im Rahmen der nationalsozia-

listischen Herrschaft durch Denunziation „entsorgt" wurden. Ihre spätere

Rehabilitation hat ihnen nur kurzzeitig zur Anerkennung ihrer Arbeit und

zur Wiedergutmachung des erlittenen NS-Unrechts verholten. Insofern ist

die Ära Schönberg im Kampf um die lauenburgischen Sonderrechte durch-

aus nicht mit seiner Verabschiedung in den Ruhestand (1931) beendet. Sie
setzte sich nach 1945 weiter fort, als mit dem Wiedergutmachungsgesetz

vom Juni 1945 ganz offensichtliches Unrecht aufgehoben wurde, was für

manch Ältere jedoch zu spät kam.
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Völkisches Christentum und Antisemitismus

Der Bundfür Deutsche Kirche in Schleswig-Holstein

Von Hansjörg Buss

Der Beitrag setzt sich mit den Aktivitäten und dem Wirken des Bundes für
Deutsche Kirche auf dem Gebiet der schleswig-holsteinischen Landeskirche

in den 1920er und 1930er Jahren auseinander. In Form einer Regionalstudie

wird dabei der Versuch unternommen, die vielfach beklagte Spaltung zwi-

schen Kirchengeschichtsschreibung und der Geschichtsschreibung zur völ-

kischen Bewegung an einem konkreten Beispiel aufzulösen. In der For-

schung wird das Schnittfeld des protestantischen Milieus zu völkischem

Denken und Handeln zwar durchaus gesehen, faktisch aber kaum ange-

messen berücksichtigt: Anhaltend liegt die Schwerpunktsetzung in der

Auseinandersetzung mit anti- bzw. nachchristlichen Formen völkischer Re-

ligiosität. 1 Im Gegensatz zu den deutschgläubigen respektive christen-

tumsfeindlichen Organisationen im völkischen Spektrum wirkte der Bund

für Deutsche Kirche bewusst innerhalb der verfassten evangelischen Kirche.

Einschränkend ist jedoch anzumerken, dass die Abgrenzungspaare christ-
lich/antichristlich bzw. christlich/esoterisch-neuheidnisch nicht immer

stringent durchzuhalten sind. Der theologische Liberalismus, den der

Bund in seiner extremsten Ausprägung vertrat, wurde bis in den Grenzbe-
reich von völkisch-christlich und rassistisch-neuheidnisch akzentuierten

Glaubensvorstellungen überstrapaziert. Diese Problemlage ist nicht allein

dem akademischen Hang zum Systematisieren geschuldet, vielmehr ver-

unsicherten die fließenden Übergänge bereits die zeitgenössischen Prota-

gonisten. In seinem Standardwerk zu den Ideen, Akteuren und Organisati-

onen der sogenannten „Konservativen Revolution" schlug Armin Möhler

das maßgeblich von der Deutschkirche repräsentierte „Deutschchristentum"

dann auch dem „gemäßigten Flügel der 'deutschgläubigen' Bewegung"

1 Radmüller, Germanisierung, S. 102 f. - Puschner, Weltanschauung, S. 4. - Ders.,
Bewegung, S. 203-262. - Ders., Deutschchristentum. - Nanko, Spektrum. - In einem
jüngst veröffentlichten Sammelband zu völkisch-religiösen Bewegungen im Natio-
nalsozialismus ist dem Thema „Völkisches Christentum" indes eine ganze Sektion
gewidmet, vgl. Puschner/VolInhals (Hrsg.), Bewegung.
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zu.2 Angesichts dieses Befundes ist immer wieder neu zu prüfen, ob es sich
bei den Bundesaktivitäten um kirchlichen Dienst, die Suche nach „zeitge-

mäßen" religiösen Glaubensinhalten und -Vorstellungen oder um politisch
motiviertes Handeln handelte. In seinem Grundlagenwerk zur schleswig-

holsteinischen Landeskirche in der NS-Zeit griff Klauspeter Reumann die-

se Indifferenz auf und wählte ein weitgefasstes Verständnis des Oberbe-

griffs „Deutschkirche". Die Zuschreibung „deutschkirchlich" machte für

ihn nicht die - aufgrund der schlechten Überlieferungslage in vielen Fällen

ohnehin nicht eindeutig zu klärende - Organisationszugehörigkeit oder

ein abgestimmtes Handeln im Bundesinteresse aus, sondern eine Haltung
die er mit radikal völkischem Denken und rassistischem Antisemitismus,

der geistigen Nähe zur NSDAP sowie der Anerkennung des Totalitätsan-

spruchs des NS-Staates gleichsetzte.
Schleswig-Holstein wurde erst in der zweiten Hälfte der 1930er Jahre

zu einer Hochburg der Deutschkirche.3 Das charismatische Wirken von Ein-

zelpersonen hat diese Entwicklung nachhaltig begünstigt, vor allem aber

machte sich ein Perspektivenwechsel bemerkbar, der eng mit der „nationa-

len Umwälzung" des Januar 1933 verbunden ist. Wirkte der Bund in der

Republikzeit vornehmlich als Transmissionsriemen zur völkischen Bewe-

gung, veränderte sich seine Rolle mit der Neuordnung der politischen, ge-
sellschaftlichen und eben auch landeskirchlichen Verhältnisse. Auch wenn

er weiterhin auf breite innerkirchliche Ablehnung stieß und seine Aktivitä-
ten massive Abwehrreaktionen evozierten, etablierte sich der Bund als ein

Faktor, der in der unübersichtlichen landeskirchlichen Gesamtanordnung

von bekenntnisorientierten, deutschchristlichen, deutschgläubigen und na-

tionalsozialistischen Kräften eigene kirchliche und kirchenpolitische Ak-

zente setzte. Mit der Einordnung des Bundes in die Auseinandersetzungen

des sogenannten Kirchenkampfes wurde diesem Bedeutungswandel im

Folgenden Rechnung getragen. Da die Deutschkirche in der Historiografie

noch immer wenig Beachtung findet, werden hier einige einleitende Be-

merkungen vorangestellt.

2 Möhler, Revolution, S. 371. - Nanko, Glaubensbewegung, S. 61-62.
3 Die kirchliche Landschaft war von der 1937 erfolgten territorialen Neuordnung auf

Staatsebene („Groß-Hamburg-Gesetz") nicht betroffen; die nordelbischen Landes-
kirchen Eutin, Hamburg, Lübeck und Schleswig-Holstein blieben in ihren jeweili-
gen Grenzen selbständig. In Eutin und Hamburg spielte die Deutschkirche keine Rol-
le, während das nun schleswig-holsteinische Lübeck ein deutschkirchliches Zen-
trum war.
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Der Bundfür Deutsche Kirche:

Gegen die „jüdische Umklammerung" der Kirche

Der Bund gilt als der früheste Vorläufer der Deutschen Christen. 1921 im

Umfeld der völkischen Berliner Arndt-Hochschule gegründet, setzte er

sich die völkische Erneuerung der evangelischen Kirche zum Ziel, die er
durch deren Befreiung aus „ihrer jüdischen Umklammerung" und die

Schaffung eines „deutsch-heimatlich getränkten Christentums" erreichen
wollte. Sein Programm enthielt drei Kernforderungen, die in der etwa

zwanzigjährigen Bundesgeschichte kaum modifiziert wurden: „1. Entka-

nonisierung des Alten Testaments, 2. Auflösung des rabbinistischen Erlö-

sungsprinzips des Paulus, 3. Darlegung des heldischen Opfertodes Jesu in

den Spuren der deutschen Mystik."4 1927 hieß es knapp: „Zweck des Bun-

des ist die Erneuerung des religiösen Lebens und der Kirche durch den

deutschheimatlichen Gedanken als wichtigste innerliche Angelegenheit

der deutschen Volksgemeinschaft."5 In seinem Nachruf auf den Berliner

Studienrat Joachim Kurd Niedlich, aufgrund zahlreicher Veröffentlichun-

gen zur deutschen Mythen- und Märchenwelt und seiner religionspädago-

gischen Schriften einer der profiliertesten Bundesvertreter, bündelte der
Flensburger Hautpastor Friedrich Andersen Anfang 1929 das deutsch-

kirchliche Anliegen in drei Grundsätzen: 1. Der schärfste Gegensatz von

Christentum und Judentum, 2. Wirken innerhalb der Kirche und organi-

sche Veränderung, keine Neugründung, 3. Bodenständigkeit und Volks-

verbundenheit.6 Mit dieser Programmatik verstand sich der Bund als Teil

der völkischen Bewegung. Er griff den Diskurs über den „arischen" Jesus

auf und nutzte diesen zur Ablösung des Christentums aus seiner jüdischen
Geschichte, um schließlich Juden- und Christentum als unvereinbar und

einander feindlich gegenüber zu stellen. 7 Folgerichtig erhob der Bund die

Forderung nach einer Bereinigung von „artfremden" Sinn- und Wortbe-
ständen in Kult- und Bekenntnisfragen.

Innerhalb des Protestantismus blieb die Deutschkirche ein Zusammen-

schluss von theologischen Außenseitern. 1925 spottete Johannes Schneider,

konservativer Herausgeber des Kirchlichen Jahrbuchs: „Über den naiven

Versuch, Jesus zu einem germanischen Arier zu machen, lächeln sowohl

Historiker wie Ethnographen. [...]. Selbstgeschaffene Heilande hat's schon

genug gegeben in der Geschichte, sie sind zu gleitenden Schatten gewor-

4 Zitiert nach: Buchheim, Glaubenskrise S. 45 f. - Sonne, Theologie, S. 30-55. - Kühl-
Freudenstein, Religionspädagogik, S. 24-36. - Nowak, Kirche, S. 247-250. - Meier,
Bund. - Gerstner/Hufenreuter/Puschner, Protestantismus.

5 Die Deutschkirche. Sonntagsblatt für das deutsche Volk [im Folgenden: DK],
6/1927.

6 Andersen, Niedlich, der Deutschchrist, in: DK, 1/1929, S. 2-3.
7 Vgl. Leutzsch, Mythos. - Ders., Karrieren. - Puschner, Bewegung, S. 213-234.
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den. Christus hat sie alle überdauert."8 Gleichwohl konnte der Bund ab

Mitte der 1920er Jahre in den östlichen Provinzialkirchen der Altpreußi-

schen Union und in Thüringen einige Abgeordnete in die Provinzialsyno-
den entsenden.9 In der 1925 gegründeten Deutschchristlichen Arbeitsgemein-

schaft, der zahlreiche völkische Organisationen wie der Bartelsbund, die
Deutsche Bauernhochschule Hellerau, der Deutsche Christenbund, der Deutsche

Herold, die Deutsche Richtxuoche, die Freie völkische Gewerkschaft, der Luisen-

orden und der Werwolf angehörten, nahm er alsbald eine Führungsrolle ein.
Vor allem in dieser Funktion, als Bindeglied zur völkischen Bewegung,

fand der Bund nun auch innerkirchlich zunehmend Beachtung. Im kirchli-

chen Leitlexikon Die Religion in Geschichte und Gegenwart wurde ihm bereits
1927 unter dem Stichwort „Deutschkirchliche Bewegung" attestiert, die

„geistig führende und tatkräftigste, auch zahlenmäßig bedeutendste Orga-
nisation" zu sein.10 Im selben Jahr scheiterte am Widerspruch der Landes-

kirchen ein beim Deutschen Evangelischen Kirchenausschuss eingebrachter

Antrag, den Bund offiziell mit der volksmissionarischen Arbeit in der völ-
kischen Bewegung zu beauftragen. Dennoch markiert der Vorgang die ge-

steigerte Akzeptanz derartiger Vorstellungen. Zu einem ähnlichen Ergeb-
nis kam der Kirchenausschuss Ende 1930 nach einer Umfrage zur

„Deutschkirche und verwandten Bestrebungen" bei den Landeskirchen:

Der Bund war an sich bedeutungslos, seine Programmatik aber innerhalb

führender kirchlicher Leitungsgremien diskutabel.11
Schließlich debattierte im Juli 1931 der Kirchenbundesrat einen ganzen

Tag über die kirchliche Stellung zur Deutschkirche. Die Forderung, dass
deutschkirchliche Pastoren ihr Amt nicht im Widerspruch zum Bekenntnis

und zur kirchlichen Ordnung führen sollten, wurde mit deutlicher Mehr-

heit abgelehnt. Hier spielten taktische Erwägungen gegenüber der völki-

schen Bewegung eine große Rolle, die Entscheidung zeigte jedoch erneut,

wie weit derartiges Gedankengut in die Mitte der Kirche eingedrungen
war, denn der häretische Charakter des Bundes war den Versammelten

durchaus bewusst. Stellvertretend kann der Schleswiger Bischof Adolf

Mordhorst angeführt werden, der in seinem einleitenden Referat heraus-
stellte, dass die Deutschkirche „vom Evangelium her" abzulehnen sei, sich

aber klar zur völkischen Bewegung bekannte: „Es ist doch gewiss nicht zu

verkennen, dass durch den jüdischen Geist viel Unheil über unser Volk ge-

8 Schneider, Zeitlage, S. 557.
9 Evangelischer Oberkirchenrat an den Deutschen Evangelischen Kirchenausschuss

am 18. 4.1930. EZA, 1/768.
10 Weinei, Bewegung, Sp. 1870.
11 Vorläufiges Ergebnis der Umfrage des Deutschen Evangelischen Kirchenausschus-

ses vom 17. 12. 1930, undatiert. LKA Eisenach, Bestand A, Nr. 776, Bd. 1. - Meier
weist zu Recht darauf hin, dass in den landeskirchlichen Antworten die starke Re-
sonanz in der Lehrerschaft nicht erfasst ist. Meier, Bund, S. 184.
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Friedrich Andersen (1860-1940): Vordenker der Deutschkirche

Die Geschichte der Deutschkirche ist untrennbar mit dem Flensburger

Hauptpastor Friedrich Andersen verbunden.13 Andersen wurde 1860 im
elterlichen Exil in Genf geboren. 1850, nach der Schlacht bei Idstedt, hatte

sein Vater Peter Friedrich Andersen, Pastor in Husum, aufgrund seiner

„deutschen Gesinnung" sein Pfarramt verloren und war schließlich 1855 in

die Schweiz emigriert. Erst zehn Jahre später, nach dem preußisch-

österreichischen Sieg im Deutsch-Dänischen Krieg, kehrte die Familie nach

Schleswig-Holstein zurück. 14 In der Berufswahl folgte der junge Andersen

seinem Vater. Er studierte in Tübingen, Kiel und Erlangen Theologie, 1886

wurde er in Sörup ordiniert. 1890 wechselte Andersen an die Flensburger

St. Johannisgemeinde und führte mit der Errichtung der zweiten Pfarrstel-

le seit 1900 den Titel eines Hauptpastors. Es handelte sich um die letzte
Station seiner beruflichen Laufbahn: Er blieb bis zu seiner Emeritierung im

Jahr 1928 Pastor der Flensburger Innenstadtgemeinde.

Als Redakteur des Schleswig-Holsteinisch-Lauenburgischen Kirchen- und

Schulblattes verfügte Andresen innerhalb der Landeskirche über Einfluss.

Seit 1895 publizierte er regelmäßig, wobei er sich als theologisch und kir-

chenpolitisch konservativer Lutheraner in pietistisch-konfessioneller Eng-

führung profilierte. Ein Umdenken zeichnete sich um die Jahrhundert-

wende ab, was schließlich zu einer grundlegenden Neuausrichtung seiner

kirchlich-theologischen Vorstellungen führte. Neben konkreten Konflikten

12 Zitiert nach: Kühl-Freudenstein, Religionspädagogik, S. 36. Die dem Referat zu-
grundeliegenden 14 Thesen sind abgedruckt in: Adolf Mordhorst, Lebenserinne-
rungen, Bd. 3 (1917-1933), überarbeitet, ergänzt und hrsg. von Emst Mordhorst, S.
251-259, hier These 14, S. 256, in: LKAK, 98.19, Nr. 560. Die vorbereitenden Unterla-
gen finden sich ebd., Nr. 187 bzw. in: LKA Eisenach, Best. A, Nr. 776, Bd. 1.

13 Vgl. die biografischen Angaben in: Wattenberg, Andersen. - Linck, Einfluss, S. 133-
138.

14 Peter Friedrich Andersen übernahm 1865 eine Pfarrstelle in Grundhof und wurde

1879 Propst von Nordangeln.

kommen ist, dass durch ihn Wirtschaftsleben, Kunst, Literatur und Presse

vergiftet sind. Die üblen Erscheinungen des Großstadtlebens haben viel-

fach in diesem Geist ihren Ursprung. Die Forderung nach Reinhaltung der
Rasse hat gewiss ihre Berechtigung." 12

1932/1933 erwies sich diese Ambivalenz, die eine klare Positionierung
höchster kirchlicher Stellen verhinderte, mit dem massiven Einbrechen der

Glaubensbewegung Deutscher Christen (GDC) in die kirchlichen Körperschaf-

ten und den vehement vorgetragenen Forderungen einer Implementierung

völkisch-rassistischen Gedankenguts in Kirche und christliche Theologie
als schwere Hypothek.
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- an erster Stelle sind die gescheiterten Bemühungen um die Verhinderung

des Schleswig-Holsteinischen Kirchenblattes, in dem Andersen eine Gefahr für
die Einheit der Landeskirche erblickte, sowie die ebenso folgenlose Angrif-

fe konservativ-konfessioneller Theologen gegen den liberalen Kieler Theo-

logieprofessor Otto Baumgarten zu nennen - verarbeitete er auch sein all-

gemeines Unbehagen gegen die Herausforderungen der Moderne. Er er-

kannte die Begrenztheit einer Theologie, die er zunehmend als antiquiert

begriff und die ihm kein geeignetes Mittel in der Auseinandersetzung mit
dem rasanten sozialen Wandel, den Erfolgen der Sozialdemokratie und der

massenhaften Abwendung von der Kirche zu sein schien. Der Landeskir-
che stand er zunehmend distanziert, schließlich in Opposition gegenüber.

Kommentarlos gab er 1904 seinen Redakteursposten beim Kirchen- und
Schulblatt auf. In etwa dieselbe Zeit fällt die intensive Auseinandersetzung

mit Hans von Schuberts Grundzüge(n) der Kirchengeschichte und vor allem

Houston Stewart Chamberlains Die Grundlagen des 19. Jahrhunderts. Ander-
sens Antisemitismus, der sich ab dieser Zeit nachweisen lässt, mutierte nun

zu einem konstituierenden Grundzug seines neuen Gedankengebäudes.15
Der von Buchheim konstatierte Wandel von einem Hüter protestanti-

scher Orthodoxie zu einem „Dilettanten historischer Bibelkritik und Ver-

fechter liberalster Theologie" kulminierte schließlich in der Veröffentli-

chung seines Anticlericus. Eine Laientheologie auf geschichtlicher Grundlage,
der mit dem Untertitel Die christliche Religion, dargestellt nach ihrem ur-

sprünglichen Grundsatz ohne jüdische und klerikale Trübungen im Jahr 1907 er-
schien.16 In dieser religionsgeschichtlichen Abhandlung entwickelte An-
dersen einen schroffen Dualismus zwischen einem „Christentum der freien

Gnade" und einer falschen, als klerikal charakterisierten Religion, unter

der er das Judentum und, daraus abgeleitet, das Papsttum und den Islam

subsumierte. Dieser prinzipielle Gegensatz sei bis heute in Geltung. Als
„Mutterschoß des Klerikalismus" machte Andersen das Judentum aus, das

er mit ausschließlich negativen Attributen versah: Selbstüberhebung,

Herrschsucht, Mangel an Wahrheitssinn, Selbstgerechtigkeit. Das Chris-
tentum, so Andersen, habe nur dann eine Zukunft, wenn es sich von den

„Schlacken des Judentums" freimache. 17 Folgerichtig forderte er die Rela-

tivierung des Apostolikums und die Streichung des Alten Testaments aus

dem Grundlagenkanon der Kirche. Zusammen mit der betonten Hoch-

schätzung des Laien, den Andersen mit einer vermeintlich ursprünglichen,

unverfälschten und reinen Religion gleichsetzte, waren bereits 1907 zentra-

15 Liedtke, Denken, S. 144 f.
16 Buchheim, Glaubenskrise, S. 47. -Vgl. die Zusammenfassung in: Wattenberg, An-

dersen, S. 18-24. Die folgenden Zitate ebd.
17 Andersen, Anticlerikus, S. 571. - Zu diesen zählte er später selbst die Posaunenmis-

sion, da hier mit alttestamentarischen Instrumenten musiziert werde. Röhm/Thier-
felder, Juden, S. 68.



Völkisches Christentum und Antisemitismus 199

le deutschkirchliche Kerngedanken vollständig ausformuliert. Innerhalb

der Landeskirche stießen derartige Ideen zwar auf Ablehnung, ohne dass

jedoch Konsequenzen gezogen wurden. Erst im Juni 1913, im Zuge weite-

rer Veröffentlichungen, erhielt Andersen vom Kieler Konsistorium eine

Verwarnung, die mit seiner negativen Haltung zum Alten Testament, der

Leugnung der Auferstehung Christi und einer Innerlichkeit, die „wesent-

lich auf Schwarmgeisterei" beruhe, begründet wurde. 18

War Andersen bereits 1912/1913 der Hammerbewegung und dem antise-

mitischen Deutschbund beigetreten, radikalisierte er sich mit Beginn des

Ersten Weltkrieges.19 Seine Positionen artikulierte er zunehmend mit poli-

tischem Akzent. 1917, zum 400-jährigen Reformationsjubiläum, veröffent-
lichte er zusammen mit dem sächsischen Kirchenrat Ernst Katzer, dem völ-

kischen Literaturkritiker Adolf Bartels und dem Herausgeber der Bayreu-

ther Blätter, Hans Paul von Wolzogen, 95 Leitsätze für ein Deutschchristen-

tum auf rein evangelischer Grundlage. Mit den hier entwickelten Vorstellun-

gen eines von seinen alttestamentarischen, jüdischen und katholischen Ein-

flüssen gereinigten Christentums war der Weg zu einer Synthese von
Deutschtum und Christentum, zu einer rassistisch fundierten Kirche im

Sinne einer völkischen Religion beschritten.20 In seiner Schrift Der deutsche

Heiland, die 1921 als eine grundlegend überarbeitete Auflage des Anticleri-
cus erschien, rückte schließlich ein rabiater völkisch-rassistischer Antisemi-

tismus in den Mittelpunkt. Im Hakenkreuz der völkischen Bewegung sah

Andersen das „Bekenntnis der Zusammenfassung aller arischer Völker

zum Kampf gegen die Finsternis".21 Im gleichen Jahr trat er auch dem

Bund für Deutsche Kirche bei. Bald gehörte er dem engeren Führungszirkel

des Bundes an und wirkte als fleißiger Autor, Vortragender und Prediger

weit über Flensburg hinaus.22 1922 ernannte Niedlich ihn zum Bundeswart

auf Lebenszeit. Die Bedeutung, die ihm zeitgenössisch zugemessen wurde,

zeigt sich auch daran, dass der Bund Ende 1924, nachdem Andersen einen

Unfall erlitten hatte und in seinen Aktivitäten eingeschränkt war, zu einer

18 Ev.-Luth Konsistorium Kiel an Andersen am 6. 6. 1913. Abgedruckt in: KGVOB1.,
Nr. 13 vom 8. 7.1913, S. 130f.

19 Vgl. Hufenreuter, Strömung. - Puschner, Bewegung. - Breuer, Die Völkischen, S.
161-172.

20 Maron, Luther, S. 194-198.
21 Andersen, Heiland, S. 130.
22 Verwiesen sei auf seine unübersichtliche Anzahl von Wortmeldungen, Vorträgen

und Predigten. In der Bundeszeitschrift war er zwischen 1922 und 1928 für 4 % der
Beiträge verantwortlich, Gerstner/Hufenreuter/Puschner, Protestantismus, S. 433. -
Die letzte Veröffentlichung erfolgte in seinem Todesjahr 1940.
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Friedrich-Andersen-Spende aufrief.23 Nach eigenen Angaben wurde der
Aufruf in 40 „vaterländischen Blättern" veröffentlicht.24

Wie erwähnt verstand sich der Bund als Teil der völkischen Bewegung,

war parteipolitisch aber nicht festgelegt. Hiervon hob sich Andersen ab.
Seine Bedeutung ist auch auf sein parteipolitisches Engagement für die
Parteien der extremen Rechten zurückzuführen.25 Kurzfristig schloss er
sich dem Deutschvölkischen Schutz- und Trutzbund an, bis dieser 1922 im Zu-

sammenhang mit dem rechtsterroristischen Attentat auf Reichsaußenmi-
nister Walter Rathenau verboten wurde 26 Ab 1924 vertrat er - Andersen

war als Spitzenkandidat angetreten - den Völkisch-Sozialen Block im Flens-

burger Rat, ab 1925 die NSDAP, an deren Gründung er maßgeblich betei-

ligt war.27 Bereits 1928 nahmen uniformierte SA-Männer mit Haken-
kreuzfahnen an einem Gottesdienst in Andersens St. Johannisgemeinde

teil.28 Diese Triplefunktion als Propagandist einer „entjudeten" deutschen
Kirche, als Publizist völkisch-antisemitischer Ideen und als nationalsozia-

listischer Agitator machte auch sein Engagement in Schleswig-Holstein
aus.29

Reumann hat auf Andersens Individualismus und Einzelgängertum

hingewiesen, die trotz seiner intensiven Veröffentlichungs- und Vortragstä-

tigkeit und trotz seiner hohen Kontaktdichte dazu führten, dass er wenig

Breitenwirkung entfaltete.30 Tatsächlich war Andersen kaum geeignet, eine

schlagkräftige und dauerhafte Organisation aufzubauen und zu führen.

Auch wenn seine wortgewaltigen Beiträge vor allem in Lehrerkreisen und

bürgerlichen Bildungsvereinen auf reges Interesse stießen, blieb er ein Au-
ßenseiter. Als Vordenker und Stichwortgeber, als nimmermüder Aktivist

der völkischen Bewegung und als spiritus rector des Bundes darf seine Be-

deutung dennoch nicht unterschätzt werden, weder für das politische Kli-

ma in Flensburg, noch für Schleswig-Holstein oder im überregionalen Zu-

sammenhang. Der Flensburger Hauptpastor war „eine der Schlüsselfigu-
ren bei der Formulierung der in hohem Maße antisemitisch begründeten

und akzentuierten deutschchristlichen Ideologie in den Jahren vor dem

23 Aufruf, in: DK, 21/1924.
24 Andersen an das Kieler Landeskirchenamt am 26. 1. 1925. LKAK, 12.03, Nr. 14, Bl.

122-125.

25 Vgl. Siems, Hauptpastor.
26 Rietzler, Nordmark, S. 144-157. - Lohalm, Radikalismus, S. 171-175. - Breuer, Die

Völkischen, S. 150-161.
27 Vgl. z. B. seinen Vortrag Die Entlarvung der Weisen von Zion für die Flensburger

NSDAP am 14. 6. 1928, Zeitungsanzeige, ohne weitere Angaben. LKAK, 12.03, Nr.
14, Bl. 132.

28 Rietzler, Nordmark, S. 395-398, hier S. 398.
29 Ebd., S. 60.
30 Reumann, Kirchenkampf, S. 122.
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Ersten Weltkrieg und der Organisation der deutschkirchlichen, vornehm-

lich von Laien getragenen Bewegung unmittelbar nach dessen Ende."31

Der Bund auf dem Gebiet der

schleswig-holsteinischen Landeskirche (1922-1932):

Ein Wegbereiter des Nationalsozialismus

Trotz der regen Aktivitäten Andersens kann vom Aufbau flächendecken-

der Strukturen für die 1920er Jahre nicht die Rede sein.32 Vielmehr knüpfte

sich ein loses Netzwerk, das auf persönlichen Kontakten aufbaute. Ein Zu-

geständnis Andersens, in seiner aktiven Pastorenzeit auf dem Gebiet der

Landeskirche Vorträge nur „hinter verschlossenen Türen" und im Kreise

kirchlich und politischer Gleichgesinnter zu halten, erschwerte die Auf-

bauphase des Bundes zusätzlich.33 In einem ersten Bericht über die Bun-
desaktivitäten in Schleswig-Holstein heißt es im Februar 1924: „Fast ganz

scheidet als Wehr[unleserlich]bezirk aus Flensburg, da hier der gesteigerte

Kampf gegen die dänischen Umtriebe alle Kräfte in Anspruch nimmt. Nur
einmal konnte in einer Lehrerversammlung der Obmann für den Bund

wirken. In Kiel fanden zwei gutbesuchte Vorträge statt. Buchhändler

Frentzel nahm die Bildung der Ortsgruppe in die Hand. An der ganzen

Westküste unseres Landes gibt es keine Juden, daher auch keine Verständ-

nis für unsere Forderung, das Judentum aus der Kirche zu bringen. In der

Gegend von Elmshorn wirkt der Graf R. auch unter Landleuten für unser

Ziel, dgl. wird in Neumünster unter Bauern gearbeitet, in der Landschaft
Angeln sind 2 Leute selbst Bahnbrecher, in Wilster ein Lehrer, dgl. in Sege-

berg."34 Ausgehend von den städtischen Milieus in Altona und Kiel setzte
erst Anfang der 1930er Jahre, nach der Ablösung des deutschkirchlich-

nationalsozialistischen Pastors von Viöl, Johann Peperkorn, als Bundesob-
mann durch den elanvollen Kieler Mittelschulrektor Hans Neelsen, eine

vermehrte Ortsgruppenbildung ein.35 Unter den veränderten politischen

Bedingungen - die Provinz Schleswig-Holstein hatte zu dem NSDAP-

31 Gerstner/Hufenreuter/Puschner, Protestantismus, S. 412.
32 Zur Entwicklung des Bundes auf dem Gebiet der Lübecker Landeskirche vgl. Buss,

Kirche, S. 158-168.
33 Andersen an das Kieler Landeskirchenamt am 26. 1. 1925. LKAK, Nr. 12.03, Nr. 14,

Bl. 122-125.
34 Bundesnachrichten, in: DK, 4/1924. - Bei Graf R. handelt es sich um den deutsch-

völkischen Schriftsteller Emst Graf zu Reventlow, 1922 Mitbegründer der antisemi-
tischen Deutschvölkischen Freiheitspartei. 1927 trat er der NSDAP bei. Von 1934 bis
1936 war Reventlow Leiter der antichristlichen Deutschen Glaubensbewegung, Peters,
Reventlow. - Sörensen, Entwicklung, S. 141-146.

35 Bundesnachrichten, in: DK, 14/1930.
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Wahlerfolg bei der geschichtsträchtigen Septemberwahl 1930 überdurch-
schnittliche 27 % beigesteuert - stieg deren Anzahl nun langsam, aber ste-

tig. Im Oktober 1931 nahmen an einem Vernetzungstreffen Vertreter aus

Altona, Flensburg, Itzehoe, Kiel, Schenefeld und Viöl teil. Im Dezember
1932 konnte Andersen der schleswig-holsteinischen Gauversammlung

über Neugründungen in Schenefeld und Schleswig berichten; eine weitere

Gruppe in Rendsburg sei in Erwartung.36
Exemplarisch soll hier die Gründung der Ortsgruppe in Itzehoe vorge-

stellt werden, die in der zweiten Hälfte der 1930er Jahre die größte und

agilste in Schleswig-Holstein war. Der Gründungsakt fand im Juni 1931 im
Anschluss an einen Andersen-Vortrag über Sinn und Wirken des Bundes für
Deutsche Kirche statt.37 Auf einem ersten Ortsgruppentreffen am 14. Sep-

tember wurde die Behandlung folgender Themen festgelegt: „[...] sollen

Vortrag und Aussprache Altes Testament und Judenfrage beleuchten, wäh-

rend Anfang Gilbard auf einzelne alttestamentarische Fragen, wahrschein-
lich auf Luthers Stellung zum Alten Testament und auf die sogenannten

Weissagungen, eingegangen wird. [...]. Nach der Vertiefung germanischer

Mythen als Quelle deutscher Weltanschauung werden wir uns einzelnen
deutschen Gotteskündern zuwenden."38 Ein Kurzbericht über den Vortrag

Kann das A. T. als Ausfluß der jüdischen Seele dem deutschen Menschen Glau-

bensgrundlage sein? zeigt, wie diese Themenstellungen konkret umgesetzt
wurden. Der Vortragende Paul Schneider stellte anhand der „jüdischen"

Philosophen Baruch de Spinoza und Karl Marx zuerst das Kennzeichnende

der „jüdischen Seele" heraus, anschließend zog er eine Linie vom alttesta-
mentarischen Josephus bis zur Situation der Gegenwart: „Erst Bodenent-

eignung, dann der Elendsasphalt der Großstädte."39 Auch in weiteren Be-
richten dringen charakteristische deutschkirchliche Vorstellungen durch,
so z. B. die Betonung des Laientums und die Ablehnung eines theologisch-

dogmatischen Kirchenbegriffs, der als hemmend angesehen und unmittel-

barem religiösen Empfinden und Erleben entgegengesetzt wurde: „Nicht
an Jesus, sondern mit Jesus glauben, nicht christliche Religion, sondern Re-

ligion Christi."40 Die Itzehoer Gründung dokumentiert auch die enge Ver-

zahnung mit der NSDAP. Schneider war der Partei 1925 beigetreten, Orts-

gruppenleiter in Itzehoe und seit 1927 stellvertretender Gauleiter. 1931
wurde er zudem Gaukulturwart und war damit für das zentrale Feld der

nationalsozialistischen Agitation und Propaganda unmittelbar verantwort-

36 Bundesnachrichten, in: DK, 20/1931. - Bundesnachrichten, in: DK, 24/1932.
37 Bundesnachrichten, in: DK, 12/1931. - Vgl. Schleswig-Holsteinische Landeszeitung vom

30. 5. 1931. Willi Ehlers, leitender Redakteur des NSDAP-Parteiblattes, war eben-
falls Bundesmitglied.

38 Bundesnachrichten, in: DK, 17/1931.
39 Bundesnachrichten, in: DK, 19/1931.
40 Bundesnachrichten, in: DK, 18/1931.
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lieh: Nach Zählung von Kay Dohnke trat Schneider zwischen Dezember
1928 und Juli 1932 mindestens achtzigmal öffentlich auf.41

Statistische Angaben über die Anzahl der Anhänger für Schleswig-Hol-

stein gibt es nicht, auch Mitgliederverzeichnisse liegen, sofern sie je exis-
tierten, nicht vor. Die Zahl der Interessierten, die sich dem Bund tatsäch-

lich anschlossen, dürfte aber einige wenige Hundert nicht überschritten

haben. Allerdings erzielte die völkisch-antisemitische Liste Andersens bei
den Wahlen zur Landeskirchenversammlung 1921 in Flensburg 957 Stim-

men und erreichte damit eine Zustimmung von 8,9 %.42 Neun Jahre später,
nach den Kirchenwahlen 1930, konnte der Bund aus dem Kirchenkreis Hu-

sum sogar einen Synodalen in die Landessynode entsenden, nachdem die
deutschkirchliche Liste über tausend Stimmen erhalten und sich knapp

gegen zwei weitere Listenverbindungen durchgesetzt hatte.43 Im Vorfeld

waren folgende Ziele benannt worden: „1. Stärkung des Einflusses der

nichtgeistlichen Glieder der Kirche, 2. Durchdringung des kirchlichen Le-
bens mit deutschem Wesen und deutschen Gedanken, 3. Anpassung des

kirchlichen Lebens an die geistigen Strömungen der Zeit."44 Das Ergebnis

spiegelt aber wohl mehr die Zustimmung zur NSDAP wider, als dass sie

einen Beleg für die tatsächliche Verankerung des Bundes signalisiert. Im

Kirchspiel Viöl, wo seit 1920 der bereits genannte Pastor Peperkorn amtier-
te, hatte die NSDAP bereits bei den Wahlen zum Provinziallandtag 1929

knapp über 48 % der Stimmen erhalten.45 Dass die Zustimmung zu den

inhaltlichen Vorstellungen des Bundes andererseits deutlich stärker ausge-

prägt war, als sie sich in Mitgliedschaften niederschlug, hängt mit der

Zielgruppe zusammen. Die Auswertung der deutschkirchlichen Vortrags-

veranstaltungen der Jahre 1930 bis 1932 zeigt, dass auch in Schleswig-

Holstein gezielt im völkisch orientierten, mittelständisch-akademischen

Milieu und bei den Multiplikatoren-Berufen geworben wurde. Vor allem in
der Lehrerschaft hatte der Bund mit diesem Vorgehen Erfolg: Im Schnitt-

feld von Kirche und völkischer Bewegung war der Bund diskursmächtig.46

41 Dohnke, Kemland, S. 13-17, hier S. 17.
42 Jacob, Landeskirche, S. 52. - Die Flensburger Ortsgruppe des Deutschvölkischen

Schutz- und Trutzbundes verfügte über rund 600 Mitglieder, Rietzler, Kampf, S. 150.
43 Bundesnachrichten in: DK, 14/1930. Die Liste war Anfang Mai von Peperkorn initi-

iert worden. Vgl. die Korrespondenz in: LASH, Abt. 399.115, Nr. 6. Neben ihm trat
auch sein Bredstedter Amtskollege Johannes Peter Schmitt an. Die deutschkirchli-
che Liste erzielte 1.019 Stimmen, die Liste Pastor Matzen-Breklum 931, die Liste von
Propst Röhl 856. In die Synode wurde der Landmann Jensen aus Wittbek entsandt.
Die kirchliche Presse führte die Peperkorn-Liste als „nationalsozialistisch". Volk und
Kirche vom 15. 6.1930, S. 186-191, hier S. 190.

44 Anzeige in: Husumer Nachrichten vom 11. 6.1930.
45 Sörensen, Entwicklung, S. 306.
46 Zwischen 1930 und 1932 sind folgende Vorträge bekannt: Hoffmann, Altona, Das

deutsche Gottesbild und die Deutschkirche, Audimax der Kieler Universität am 11. 2.
1930 (DK, 6/1930); Andersen, Die seelische Grundlage für die religiöse Erneuerung
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Um nur ein Beispiel zu nennen: Der Kieler Pastor Johannes Lorentzen, ab
1934 einflussreiches Mitglied der schleswig-holsteinischen Bekenntnisge-

meinschaft, markierte zwar öffentlich seine Distanz zum theologischen Pro-

gramm des Bundes, bekundete aber zugleich öffentlich seine Sympathie
für die völkische Bewegung; andererseits wurden die deutschkirchlichen

Veranstaltungen auch von Anhängern des antisemitisch-antikirchlichen

Tannenbergbundes besucht, denen die Bundesforderungen jedoch nicht weit

genug gingen.47 Eine weitgehende inhaltliche Übereinstimmung mit dem
Tannenbergbund machte auch Andersen geltend, der die Differenz vor allem
mit der kirchlichen Haltung Ludendorffs bestimmte.48

Wie stellte sich nun die Landeskirche der deutschkirchlichen Heraus-

forderung? Auch wenn der Bund nicht offiziell anerkannt wurde, zeigte

sich auch in Schleswig-Holstein die angezeigte Ambivalenz im kirchlichen

Umgang mit radikal völkischen respektive antisemitischen Gruppierun-

gen.49 Vor allem bildete sich ab, dass die politischen Vorstellungen des
Bundes von der - im Landesteil Schleswig grenzkampferfahrenen und

durch den Grenzkampf geprägten - schleswig-holsteinischen Geistlichkeit

in ihrer Gesamtheit geteilt wurden. Das Denken in völkischen Bahnen ge-

hörte längst zum festen Repertoire kirchlichen Handelns. Nach Volker Ja-

kob belief sich der Anteil derjenigen Pastoren, die sich positiv auf die Re-

publik bezogen bzw. diese akzeptierten auf unter 10 %, während in etwa
vier Fünftel national-konservativ eingestellt waren und bis zu 10 % der Ka-

Deutschlands, Kiel, Juni 1930 vor dem Verein Deutscher Studenten (DK, 6/1930;
14/1930); Lic. Dr. Erbt, Artgemäße Religion, Neumünster, März 1931 (DK, 6/1931);
Hoffmarun, Deutschreligiöse Fragen der Gegenwart, Kiel (DK, 8/1931); Andersen, Sinn
und Zweck der Deutschkirche, Itzehoe/Brunsbüttelkoog, 29./30. 5. 1931 (DK, 10/1931);
Neelsen, Das Alte Testament - ein schlechter Unterbau für das Christentum, Neumüns-
ter, 6. 10. 1931 (DK, 19/1931); Jordan, Kiel, Aufklärung über die Bibelforscher, ebd.;
Schumann, Schuß Eisen ins Blut, ebd.; Andersen, Was ist Deutschchristentum?, Kiel
(DK, 8/1932); Andersen, Gibt es eine römische Gefahr?, Itzehoe, (DK, 8/1932); Hoff-
mann, Zur Deutschkirchlichen Richte (DK, 16/1932); Dr. Straub, Erbgesundheitslehre als
Voraussetzung für unseren kulturellen Aufstieg, Kiel, 28. 9. 1932 (DK, 18/1932); Ander-
sen, Der nordische Geist in seiner Bedeutung für Volk und Kirche, Kiel am 15. 11. 1932
(DK, 20/1932), Hoffmann, Wege der Deutschkirche, schleswig-holsteinische Bundesta-
gung in Schleswig am 5. 10. 1932 (DK, 21/1932), Neelsen, Gustav Adolf, Gauver-
sammlung in Kiel am 15.12.1932 (DK 24/1932); Andersen, Der nordische Geist in sei-
ner Bedeutungfür Volk und Kirche, ebd.

47 Bundesnachrichten, in: DK, 14/1930. - Vgl. den Kurzbericht über die kontroverse,
aber als erfolgreich bewertete Veranstaltung am 11. 2.1930 an der Kieler Universität
mit 120 Besuchern in Anwesenheit der Theologieprofessoren Wilhelm Caspari und
Hermann Mandel. Heinz Voth an Peperkom am 12. 2. 1930. LASH, Abt. 399.115,
Nr. 3.

48 Asmussen/Shahilli/Schwensen, Wegbahnungen, S. 216.
49 So erklärte Bischof Mordhorst, dass eine finanzielle Unterstützung des Bundes nicht

in Frage komme. Kirchenregierung Schleswig-Holstein an den Deutschen Evangeli-
schen Kirchenausschuss am 9. 5.1928. EZA, 1/768.
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tegorie „völkisch-deutschgläubig" zuzuordnen sind.50 Auch für Schleswig-

Holstein gilt das zornige Verdikt Ulrich Wehlers, der Nationalprotestan-
tismus habe „das politische Leben, wo irgendwo möglich, vergiftet und

schließlich die Hemmschwelle vor dem Nationalsozialismus im evangeli-
schen Deutschland gesenkt."51 Schlichtweg fehlende Resistenz zeigte sich

1924/1925 bei einer antisemitisch motivierten Kampagne von Andersens

Völkisch-Sozialem Block gegen die traditionelle Kollekte zur Judenmission

am 10. Sonntag nach Trinitatis. Zur Begründung hieß es: „[...] die Juden-

frage ist keine Religions-, sondern eine Rassenfrage, ein Jude bleibt auch
nach der Taufe innerlich noch immer ein Jude [...]. Diese Judenmission ist
eine Schmach und Schande, ist ein Verrat an deutschem Blut und am deut-

schen Volkstum. Hierfür scheint der Kirche und ihren Dienern jedes Ver-

ständnis zu fehlen."52 Nach einem quälenden Prozedere vermerkte das

synodale Abschlussdokument am 7. Januar 1925: „Die Landessynode er-

kennt die Berechtigung und den Wert aller Bestrebungen an, die darauf
hinzielen, das eigene Volkstum zu stärken und vor zersetzendem jüdi-

schem Einfluss zu bewahren."53 Auch wenn weitergehende Forderungen

wie die Streichung des Alten Testaments abgelehnt wurden, beinhaltete die

Synodenerklärung nichts weniger als ein Bekenntnis zum völkischen Anti-
semitismus und eine grundsätzliche Positivhaltung gegenüber der völki-

schen Bewegung und deren Anliegen. Als Teilerfolg wurde diese Haltung
innerhalb des Bundes wohlwollend registriert.54

Auch die schleswig-holsteinischen Antworten auf die erwähnte Kir-

chenausschuss-Umfrage lässt eine ernsthafte Auseinandersetzung mit

deutschkirchlichen Vorstellungen oder gar Gefahrenbewusstsein nicht er-

kennen. Über die landeskirchliche Datenerhebung ist nichts bekannt, ba-

sierend auf den Ergebnissen einer eigenen Anfrage an die Synodalaus-

schüsse aber erstellte das Landeskirchenamt zum Stichtag 1. Januar 1931

eine handgezeichnete, unbetitelte Karte, in der die Aktivitäten des Tannen-

bergbundes und der Deutschkirche vermerkt sind.55

50 Jacob, Landeskirche, S. 152-168, hier S. 152 f. - Rietzler, Nordmark, S. 285-288. -
Linck, Aufschrei.

51 Wehler, Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3, S. 1776. - Ähnlich äußerte sich der an der
Pädagogischen Akademie Kiel lehrende Theologe Emil Fuchs. Kreuz und Haken-
kreuz. Die Evangelische Kirche und der Nationalsozialismus, in: Vorwärts vom 15.
5.1932.

52 Zitiert nach: Mehnert, Kirche, S. 142 f. - Linck, Aufschrei, S. 10-12.
53 Zitiert nach: Linck, Aufschrei, S. 12.
54 Mitteilung, in: DK, 5/1925.
55 Karte, Stand 1. 1. 1931. LKAK, Nr. 91, Nr. 4766. - Landeskirchenamt an die Syn-

odalausschüsse am 16. 5.1930. LKAK, 22.02, Nr. 7477, Bl. 28.
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Abb.: Handgezeichnete Karte des Landeskirchenamtes zu den Aktivitäten des Tan-

nenbergbundes, des Bundesßr Deutsche Kirche und zur kirchlichen Stellung des

NSDAP auf dem Gebiet der schleswig-holsteinischen Landeskirche, Stand 1. 1.
1931 (Quelle: LKAK, Nr. 91, Nr. 4766).

Diese Karte ist nur beschränkt aussagekräftig, da Leerstellen und Fehlan-

zeigen dominieren, dennoch spiegelt sie den Bewusstseinsstand im Lan-
deskirchenamt wider. Bis auf wenige Ausnahmen wurde das Auftreten

völkisch-religiöser Gruppierungen verneint, einige wenige Amtsniederle-

gungen von Kirchenvorstehern wurden dem Tannenbergbund zugeschrie-
ben.56 Überhaupt wurden in diesem und in der Bewegung der „Luden-

56 Vorläufiges Ergebnis der Umfrage des Deutschen Evangelischen Kirchenausschus-
ses vom 17. 12. 1930, undatiert. LKA Eisenach, Bestand A, Nr. 776, Bd. 1. Die fol-
genden Zitate ebd. - Nach der Karte wurden dem Bund nur in Rendsburg und We-
del einzelne Anhänger zugerechnet; deutschkirchliche Propaganda wurde in Kol-
denbüttel und Krempe registriert. Sehr viel stärker war demnach der Tannenberg-
bund, der auf Gebiet der Landeskirche flächendeckend und in jeder Propstei vertre-
ten war.
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dorffer" die Hauptbedrohung gesehen, während man die Deutschkirche als
„durchaus bedeutungslos" einstufte: „In zwei nachweisbar kleinen Kreisen

hat die anfänglich rege Propagandatätigkeit völlig nachgelassen." Eine
„ausgesprochene ablehnende Haltung" gegenüber dem Alten Testament
sah das Landeskirchenamt nur in vereinzelten Gemeinden. Ausweislich

der Karte lagen diese im Nordwesten und in Stormarn, also jenen Kirchen-

gebieten, in denen sich für die NS-Zeit eine gewisse Verankerung deutsch-

kirchlicher bzw. nationalkirchlicher Vorstellungen nachweisen lässt. Aller-

dings trete die Ablehnung des Alten Testaments in der Lehrerschaft „gele-

gentlich" besonders hervor; Forderungen bezüglich des Religionsunter-

richtes seien jedoch nicht bekannt. In unserem Zusammenhang von beson-

derem Interesse ist die Kartenlegende, nach der auf amtskirchlicher Seite

die Übergänge von Deutschkirche und Tannenbergbund bzw. von Deutschkir-

che und NSDAP als fließend galten. Mit dem Zusatz „Auch hier gilt die für

die DK-Handlungen gemachte Einschränkung" wurde ebenso die Kirchen-

freundlichkeit der NSDAP abgefragt. In 22 der 25 angezeigten Gemeinden

galt die Nazi-Partei als kirchenfreundlich, während nur in zwei Fällen eine
feindliche, einmal eine neutrale Haltung konstatiert wurde. Dem Kirchen-
ausschuss meldete das Kieler Kirchenamt: „Die national-sozialistische Be-

wegung wirkt stark hemmend auf die Ludendorffpropaganda und stellt
sich - namentlich in den Kreisen der Hitlerjugend - in erfreulicher Offen-

heit 'positiv' zum kirchlichen Leben."

Zwischenfazit

Anfang der 1930er Jahre gelang dem Bund für Deutsche Kirche eine Verbrei-

terung seiner Basis auf bescheidenem Niveau. Weiterhin aber handelte es

sich mehr um ein überschaubares, an Einzelpersonen gebundenes Netz-

werk von Gleichgesinnten als um eine zugkräftige und handlungsfähige

Organisation. Geographisch spielten sich fast sämtliche Aktivitäten des

Bundes westlich einer gedachten Linie Kiel-Altona ab, mit Ausnahme der
städtischen Milieus vor allem in den frühen Hochburgen der NSDAP. Im

innerkirchlichen Wirkungskreis blieb der Bund mit seinen liberalen, anti-

semitisch definierten Vorstellungen eines völkischen Christentums Heim-

statt für theologisch-kirchliche Außenseiter; Resonanz erzielte er vor allem

im Bildungsbürgertum, bei Lehrern und jüngeren Pastoren. Die kirchliche

Wahrnehmung des Bundes als ein Scharnier zur völkischen Bewegung

führte dazu, dass trotz der vorherrschenden Ablehnung aus theologisch-

kirchlichen Gründen die landeskirchlichen Zentralgremien nicht bzw. nur

zögerlich gegen dessen Aktivitäten vorgingen. Peperkorn beklagte zwar im

Oktober 1932 die landeskirchliche Absicht, gegen jeden Pastor, der sich öf-

fentlich zur Deutschkirche bekenne, ein Disziplinarverfahren zu eröffnen,
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ein Beleg für die Umsetzung dieser Drohung ist indes nicht bekannt.57 Eine
kritische Auseinandersetzung mit den unübersehbaren politischen Impli-
kationen des Bundes, der sich ab Ende der 1920er Jahre unverhohlen par-

teipolitisch band, namentlich an die NSDAP, gab es nicht. Völkisch-
nationalistisch konnotiert, bildete sich hier nicht zuletzt jene Offenheit für

autoritär-antidemokratische Vorstellungen und Lösungsansätze ab, die

längst eine breite kirchliche Mehrheit erfasst hatte. Dies gilt auch für den
deutschkirchlichen Rassismus und Antisemitismus, deren politischer Ge-

halt jenseits der als bekenntniswidrig abgelehnten Angriffe auf das Alte
Testament und der Forderung nach der kirchlichen Ausscheidung alles Jü-

dischen weitgehend geteilt wurden.

Landeskirche im Umbruch:

„Selbstgleichschaltung" und Umgestaltung (1933-1937)

Auch für die schleswig-holsteinische Landeskirche war das Jahr 1933 mit

einem gravierenden Umbruch verbunden.58 Am 24. Juni unterstellte Kul-
tusminister Bernhard Rust die preußischen Kirchenregierungen Ministeri-

aldirektor Dr. August Jäger. Auf Vorschlag von DC-Reichsleiter Joachim
Hossenfelder ernannte dieser wiederum den deutschchristlich eingestell-

ten juristischen Konsistorialrat Dr. Christian Kinder zu seinem Bevoll-

mächtigten für Schleswig-Holstein. Zusammen mit seinem Kollegen Nico-
laus Christiansen nahm Kinder im Entscheidungsjahr 1933 eine zentrale

Stellung innerhalb der Landeskirche ein.59 Die endgültige Weichenstellung

erfolgte auf der Landessynode am 12. September, die, da die Mehrzahl der

Synodalen im Braunhemd erschien, als die „braune" Synode in die Lan-
deskirchengeschichte einging: 92 der 98 Synodalen zählten zu den Deut-
schen Christen. Die Rendsburger Beschlüsse bildeten fortan die kirchen-

rechtliche Grundlage für die landeskirchliche Umgestaltung. Nach der Le-

galisierung der bis dato erlassenen Notverordnungen brachte Pastor Pe-
perkorn vier Anträge ein, die die landeskirchliche Eingliederung in die ge-

plante Niedersächsische Landeskirche, die Aufhebung der Bischofsämter

für Schleswig und Holstein, die Schaffung eines Landeskirchenausschusses

57 Peperkorn an Neelsen am 28. 10. 1932. LASH, Abt. 399.115, Nr. 1. Möglicherweise
nahm Peperkorn auf am 3. 11. 1931 veröffentlichten Richtlinien Bezug, die die poli-
tische Betätigung von Pastoren beschränkte. Der Bund fand in diesem Zusammen-
hang keine gesonderte Erwähnung. Richtlinien für die politische Betätigung der
Pastoren, in: KGVOB1., Nr. 18 vom 3. 11. 1931, S. 165 f.

58 Vgl. Bielfeldt, Kirchenkampf. - Meier, Kirchenkampf, Bd. 1, S. 360-372; Bd. 2, S. 260-
269; Bd. 3, S. 389-393. - Motschmann, Kreuz. - Reumann, Kirchenkampf, 132 ff. -
Ders., Kirchenkampf als Ringen.

59 Vgl. Lundszien, Kinder.
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sowie die Einstellungs- und Entlassungskriterien der Geistlichen und

kirchlichen Beamten betrafen.60 Ein landeskirchliches Ermächtigungsge-

setz übertrug die synodale Gesetzgebungskompetenz auf einen Landeskir-

chenausschuss, dem auch das Recht zugebilligt wurde, verfassungsgeben-
de Gesetze zu beschließen. Ausschussmitglieder wurden ausschließlich

führende Mitglieder der Deutschen Christen, zudem ersetzte der Kieler Pas-
tor Adalbert Paulsen die Bischöfe Adolf Mordhorst und Eduard Völkel. Zu
einem wirksamen Instrument wurde schließlich das am 5. Oktober erlas-

sene Kirchengesetz „über die Versetzung der Geistlichen im Interesse des
Dienstes", das dem Bischof die Berufung, Beurlaubung und Versetzung

einzelner Geistlichen ermöglichte und ihm ein Vorschlagsrecht bei der Be-

setzung der Propstenstellen zugestand.61 Bis Februar 1934 wurden insge-

samt 12 Pröpste ihres Amtes enthoben und durch deutschchristliche Par-

teigänger ersetzt. Ins Amt kamen u. a. Hugo Bender, der Propst in Olden-

burg wurde, der Altonaer Pastor Gustav Dührkop, der in die Propstei

Stormam wechselte, und Ernst Szymanowski, der Anfang Oktober 1933

kommissarisch die Propstei Neumünster leitete und zum Monatsende auf

Veranlassung des dortigen NSDAP-Kreisleiters Propst von Segeberg wur-
de. Die Genannten waren bereits vor 1933 der NSDAP beigetreten, Szyma-

nowski bereits 1926, und lassen sich dem radikal völkischen Flügel der
Deutschen Christen bzw. der Deutschkirche zuordnen.62

Die schleswig-holsteinische Ausformung des Kirchenkampfes, der von

wiederholten Sammlungs- und Ausgleichsbemühungen geprägt war und

trotz aller Polarisierungen längst nicht die Konfliktschärfe anderer Lan-
deskirchen erreichte, kann an dieser Stelle nicht nachgezeichnet werden.

Hier nur einige Wegmarken: Wenige Wochen nach der Rendsburger Syno-
de, am 20. Oktober 1933, schlossen sich 70 bekenntnisorientierte Pastoren

und einige Hochschullehrer zur Not- und Arbeitsgemeinschaft schleswig-
holsteinischer Pastoren zusammen, am 6. Dezember sprachen 140 Pastoren,

60 Reumann, Kirchenkampf, S. 149-158, hier S. 153.
61 Kirchengesetz über die Versetzung der Geistlichen im Interesse des Dienstes, in:

KGVOBI., Nr. 26 vom 6.10.1933, S. 178.
62 Nach dem Scheitern der Glaubensbewegung Deutsche Christen schlossen sich Bender

und Dührkop Mitte der 1930er Jahre der radikal völkischen Nationalkirchlichen Ei-
nung Deutsche Christen an. Dührkop übernahm das Amt des schleswig-holsteini-
schen Landesgemeindeleiters. Beide engagierten sich ab 1936 an hervorragender
Stelle für den Bundfiir Deutsches Christentum. Zu Dührkop vgl. Linck, Judenfrage. -
Szymanowski, der sich 1941 in „Biberstein" umbenannte, wechselte 1935 ins
Reichskirchenministerium und trat 1936 aus dem kirchlichen Dienst aus. 1942/1943
war er als Chef des Einsatzkommandos 6 für die Ermordung von zwei- bis dreitau-
send Menschen in der Ukraine verantwortlich, überwiegend Juden. Im Nürnberger
Einsatzgruppenprozess wurde er 1948 zum Tode verurteilt. Das Urteil wurde in le-
benslänglich umgewandelt, 1958 wurde Szymanowski aufgrund der Fürsprache
der Landeskirche Schleswig-Holstein begnadigt und vorzeitig entlassen. Linck,
Kanzel.
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also mehr als ein Drittel der aktiven Geistlichen, dem Landesbischof ihr

Misstrauen aus. Kanzelabkündigungen, die „mit der reinen Lehre des
Wortes Gottes nicht übereinstimmen", würden fortan nicht mehr verle-

sen.63 Erste Bemühungen um einen Friedensschluss zwischen Landesbi-

schof und Pastorennotgemeinschaft im Frühjahr 1934 scheiterten. Am 7.
November 1934 erklärte der Landesbruderrat der schleswig-holsteinischen

Bekenntnisgemeinschaft, die sich unter dem Namen Lutherische Gemeinde der

BK mittlerweile auch regional konstituiert hatte und der alsbald sieben- bis

achttausend Mitglieder angehörten, die Ablehnung des Kieler Kirchenre-
giments und forderte Paulsen zum Rücktritt auf; schließlich beauftragte

die erste schleswig-holsteinische Bekenntnissynode am 17. Juli 1935 den
Landesbruderrat unter Pastor Fleinrich Wester mit der geistlichen Leitung

der Landeskirche. Dieser Schritt, so Reumann, beinhaltete jedoch keinen

„Totalboykott der in Frage gestellten Amtskirche", sondern diente mehr

der „bekenntnismäßigen Selbstvergewisserung".64 Das auf der Dahlemer

Reichsbekenntnissynode proklamierte „kirchliche Notrecht" wurde auf-

grund bestehender Differenzen innerhalb des Landesbruderrates nur teil-

weise umgesetzt, so dass die Tür für eine Verständigung mit der bestehen-

den Kirchenleitung nicht vollständig geschlossen war. In der kurzen Phase

der Kirchenausschüsse, einer Folge der Neuorientierung der staatlichen

Reichskirchenpolitik der Jahre 1935 bis 1937, eröffnete die Abschwächung

der Dahlemer Beschlüsse die Möglichkeit für erneute Ausgleichsbemü-

hungen. Nach langwierigen Verhandlungen bestellte Reichskirchenminis-
ter Hanns Kerrl am 27. Februar 1936 einen Landeskirchenausschuss für die

schleswig-holsteinische Landeskirche, dem Vertreter der schleswig-holstei-
nischen Bekenntnisgemeinschaft und der bekenntnistreuen Mitte wie auch

der Lutherischen Kameradschaft angehörten.65 Die gegenläufigen Interessen
der kirchenpolitischen Gruppierungen ließen sich jedoch nicht produktiv

auflösen. Nach einer längeren Phase der Selbstblockade scheiterte der
Landeskirchenausschuss im Januar 1937. Neben der besonders umstritte-
nen Personalie Dr. Kinder, der mit Hilfe massiver staatlicher Protektion

und gegen den Willen der Bekenntnisgemeinschaft am 28. Juli 1936 zum
kommissarischen Präsidenten des Landeskirchenkirchenamtes berufen

wurde und damit erneut eine Schlüsselstellung der schleswig-holsteini-

63 Not- und Arbeitsgemeinschaft schleswig-holsteinischer Pastoren an die Teilnehmer
der Rendsburger Tagung vom 19./20. 10. 1933; Misstrauenserklärung vom 6. 12.
1933. Abgedruckt in: Bielfeldt, Kirchenkampf, S. 214 f. bzw. 215 f.

64 Reumann, Kirchenkampf als Ringen, S. 42. - Ders., Kirchenkampf, S. 228 ff.
65 Zur organisatorisch nicht verfestigten kirchlichen Mitte vgl. Reumann, Kirchen-

kampf als Ringen. In der im Frühjahr 1935 gegründeten Lutherischen Kameradschaft
sammelten sich „gemäßigte" Deutschen Christen, die anhaltend auf eine einheitliche
Reichskirche orientierten. - Der 1936 gebildete Landeskirchenausschuss ist nicht zu
verwechseln mit jenem Landeskirchenausschuss, der sich infolge der Rendsburger
Synode 1933 gebildet hatte.
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sehen Landeskirche besetzte, war auch der landeskirchliche Umgang mit
dem Bundfür Deutsche Kirche eine starke Belastung für den Landeskirchen-
ausschuss.66 Als innerkirchlicher Prüfstein in der Bekenntnisfrage und als

Indikator für das fragile Verhältnis von Landeskirche, NS-Staat und Partei
entwickelte sich die Deutschkirche zusehends zu einem Störfaktor.

Die Deutschkirche im Kirchenkampf (1933-1937):
Prüfstein und Störfaktor

Der Bund setzte große Hoffnungen in das Koalitionskabinett Hitler und
den Siegeszug der Deutschen Christen. Nun gelte es, so das Fazit der Kieler

Gautagung im Dezember 1932, das Gewissen des Volkes zu wecken, denn
das „Dritte Reich" könne nur religiös begründet werden.67 Diese Vorstel-

lung zeigt nicht nur ein gehöriges Maß an Selbstüberschätzung, sondern

weist zugleich auf das grundsätzliche Dilemma hin, in dem sich der Bund
befand. Einerseits hielt man an dem Selbstverständnis fest, „Avantgarde

der völkischen Bewegung" zu sein, andererseits sah man die günstige Ge-

legenheit, innerhalb der Landeskirche eine konkrete Machtstellung zu er-

reichen.68 Auf diesen Spagat aber war der Bund nicht vorbereitet. Zudem

war ihm mit der Glaubensbewegung Deutsche Christen eine direkte Konkur-

renz entstanden, die in ihrer Programmatik zahlreiche deutschkirchliche

Versatzstücke aufgriff - und damit zugleich absorbierte -, die massenkom-
patibel war und einen ausgeprägten, von der NSDAP gestützten, machtpo-

litischen Zug hatte.69 Die damit verbundenen Schwierigkeiten hatten sich

bereits bei den altpreußischen Kirchenwahlen am 13. November 1932 ge-
zeigt, als der Bund auf einen eigenen Wahlantritt verzichtete und zahlrei-

che Bundesmitglieder auf GDC-Listen kandidierten. Aus dem deutsch-

christlichen Wahlerfolg - die GDC erzielte bei den Wahlen ungefähr ein
Drittel aller Stimmen - konnte der Bund keinen Ertrag ziehen, vielmehr

66 Die Protektion durch Reichskirchenminister Kerrl geht aus einem Vermerk Paul-
sens vom 23. 4. 1936 hervor. EZA, 1/2592.

67 Sitzung des Dreier-Ausschusses zur Gautagung Schleswig-Holstein am 15.12. 1932.
Bundesnachrichten in: DK, 24/1932.

68 Sonne, Theologie, S. 55.
69 Manfred Gailus hat jüngst auf die Unschärfe des Überbegriffs der Deutschen Chris-

ten hingewiesen, unter dem unterschiedliche politisch-ideologische Vorstellungen
subsumiert sind. Der Auflösungsprozess der Glaubensbewegung Deutsche Christen
seit Ende 1933 führte zu einer Vielzahl von deutschchristlichen Abspaltungen mit
abweichender, teils unvereinbarer Programmatik, Gailus, Diskurse, S. 233 f. - Der
deutschkirchliche Beitrag in der Gründungsphase der GDC lässt sich exemplarisch
an deren ersten Richtlinien vom 6. 6. 1932 aufzeigen. Kühl-Freudenstein, Religions-
pädagogik, S. 97-100. - Vgl. Meier, Christen. - Wagener, Gott, S. 35-57. - Bergen,
Cross.
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verlor er zahlreiche Mitglieder und wurde geschwächt. Faktisch geriet der

Bund durch den Erfolg der Deutschen Christen und die vermeintlich erfolg-

reiche Neuordnung des deutschen Protestantismus im Spätsommer 1933 in
eine Zwickmühle. Erst das Scheitern der GDC zum Jahresende 1933 und

deren Zerfall in eine Vielzahl von deutschchristlichen Splittergruppen er-

öffneten ihm neue Handlungsoptionen. Dieses Dilemma lässt sich auch in

Schleswig-Holstein nachweisen.
Schon im Herbst 1932 hatten Andersen und weitere nationalsozialisti-

sche Pfarrer die Initiative ergriffen, um nach altpreußischem Vorbild einen

schleswig-holsteinischen Ableger der Deutschen Christen zu schaffen.70 Ein

erster Teilerfolg war die Beauftragung Peperkorns durch die NSDAP-

Reichsleitung als Gaufachberater für Kirchenfragen. Diese Stellung nutzte

er, um die deutschkirchliche Stellung innerhalb der Partei auszubauen.

Mindestens die Hälfte der 16 von Peperkom zum April 1933 ernannten
kirchlichen Fachberater auf Kreisebene sind der deutschkirchlichen Rich-

tung zuzuordnen.71 Als tragfähiges Konzept reichte die Bindung an die

Partei jedoch nicht aus. Der spätere GDC-Landesleiter Nord, Hans Asel-

mann, der sich zeitlich parallel, aber unabhängig und ohne Kenntnis der

Andersen-Peperkom-Initiative an Hossenfelder gewandt hatte, trat für ein

zwar mit der Partei abgestimmtes, jedoch gesondertes Vorgehen ein. Er ar-

gumentierte, dass allein der Eindruck der politischen Vereinnahmung bei
den kirchentreuen Gemeindegliedern einen verheerenden Eindruck hinter-

lasse. Mit dieser Forderung setzte sich Aselmann durch. Im Juni 1933 war

der regionale „Machtkampf" um die inhaltliche Stoßrichtung der GDC
vorerst entschieden. Grob vereinfacht hatte sich ein pragmatisch-

machtorientierter gegen den nationalsozialistisch-ideologischen Ansatz des

Bundes durchgesetzt. Peperkom wurde als Gaufachberater abberufen,

zum DC-Gauleiter in Schleswig-Holstein wurde der Kieler Stadtmissions-

pfarrer Gustav Rössing bestellt.

70 Vgl. Reumann, Kirchenkampf, S. 132-140. Die Zusammenarbeit des Bundes mit der
GDC im Vorfeld der altpreußischen Kirchenwahlen wurde in Schleswig-Holstein
unterschiedlich bewertet. Der stark (partei-)politisch agierende Peperkom sah diese
deutlich positiver als der im ideell-weltanschaulichen Denken verhaftete Bundes-
obmann Neelsen. Vgl. die Korrespondenz vom Oktober 1932, in: LASH, 399.115,
Nr. 1.

71 DC-Gau Schleswig-Holstein an die NSDAP, Gau Schleswig-Holstein am 1. 4. 1933.
LASH, Abt. 399.115, Nr. 4. Peperkom war der NSDAP bereits 1929 beigetreten und
seit 1932 preußischer Landtagsabgeordneter. Seine aggressive nationalsozialistische
Propaganda- und Agitationstätigkeit brachten ihm 1931/1932 zwei kirchenamtliche
Verweise ein. 1933 wirkte er kurze Zeit als deutschchristlicher Oberkonsistorialrat
im Landeskirchenamt, bevor er zum Oktober 1934 als Oberkirchenrat der DEK nach
Berlin gerufen wurde. Nach wenigen Monaten wurde er dort entlassen und ging als
NSDAP-Kreisleiter nach Südtondem. Dort verzichtete er auf die Rechte des Geistli-

chen Standes. Vgl. Hansen, Peperkom. - Linck, Einfluss, S. 138-141. - Lehmann,
Kreisleiter.
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Dieses Zurückdrängen und, bald darauf, der angesichts der ersten Wort-

meldungen der innerkirchlichen Opposition sichtbare werdende landesbi-

schöfliche Pragmatismus dämpften die Hoffnungen auf eine grundlegende

Umgestaltung der Landeskirche jenseits einer organisatorisch-personellen

Neufassung. Im Sinne einer self-fulfilling prophecy hatte Andersen im Vor-
feld der Rendsburger Synode einen letzten Vorstoß unternommen und sie-

ben Anträge eingereicht, mit denen er deutschkirchliche Kemanliegen in-

nerhalb der Landeskirche implementieren und der „altkirchlichen Rich-

tung" den Todesstoß versetzen wollte.72 Die Anträge wurden der Synode

nicht einmal vorgelegt, der landeskirchliche Umbau und die deutschchrist-

liche Machtabsicherung sollten nicht mit umstrittenen Initiativen bzw.

grundsätzlichen Glaubensfragen belastet werden. Angesichts dieser Ent-

wicklung setzte sich innerhalb des Bundes ein partieller Strategiewechsel
gegenüber den Deutschen Christen durch, die ihrerseits im Herbst 1933

mächtigen Richtungskämpfen ausgesetzt waren. Mit scharfen Attacken ge-
gen deren vermeintliche Lauheit, Kompromissbereitschaft und gegen das

Festhalten an „vergangenen" Glaubensüberzeugungen von Teilen der

Glaubensbewegung, insbesondere des nationalkonservativen lutherisch-

kirchlichen Flügels, griff der Bund in diese Auseinandersetzung wieder-

holt ein.73 Die richtungsweisende Rede des Berliner DC-Obmann Reinhold

Krause vom 13. November 1933, der sogenannte Sportpalastskandal, wur-

de im Verständnis einer klarstellenden Eskalation begrüßt: „Man kann zu

dieser Entwicklung sagen: Gott sei Dank. Endlich ist die unmögliche Ver-

bindung zwischen völkischem Freiheitstreben und judenchristlichem Mu-

ckertum, diese Kreuzung von Kanarienvogel und Elefant, beseitigt".74

Krause, ursprünglich ein deutschkirchlicher Funktionär, hatte vor 20.000
Zuhörern den völkischen Umbau der Reichskirche beschworen, zur Be-

freiung vom „Alten Testament mit seiner jüdischen Lohnmoral, von dieser

72 Der Hauptantrag richtete sich gegen das Alte Testament, die anderen bezogen sich
auf den Geburtenrückgang, das Vorlegen von Gesundheitszeugnissen bei Ehe-
schließung, die Festlegung des Osterfestes, die Eliminierung alttestamentarischer
Textstellen aus dem Gesangbuch, die Bezeichnung der Sonn- und Feiertage mit
deutschen Namen und die Aufnahme „deutscher Volkskunde" als theologisches
Prüfungsfach anstelle des Hebräischen. Andersen an Peperkom am 22. 8. bzw. am
5. 9. 1933. Andersen wies Peperkom an dieser Stelle darauf hin, dass acht der 92
deutschchristlichen Synodalen der Deutschkirche zuzurechnen seien. LASH, Abt.
399.115, Nr. 1.

73 Vgl. zahlreiche Beiträge der Jahrgänge 1933/1934 in der Bundeszeitschrift. - Weiter-
hin bemühte sich der Bund um die Schärfung des eigenen Profils. Vgl. die „Bespre-
chung völkischer Christen" am 14. 5. 1933 in Neumünster. Themen waren Die neue
Zeit und die Glaubensbewegung der „Deutschen Christen" (Pastor Ulrich Thiesen, Alto-
na), Der Bund für Deutsche Kirche (Andersen), Die künftige Gestaltung des Religionsun-
terrichtes (Lehrer Möller, Wellinghusen) und Deutsche Frömmigkeit (Pastor Walter
Lehmann, Borby). LKAK, 39.01, Nr. 74.

74 Bericht, in: DK, 22/1933.
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Viehhändler- und Zuhältergeschichte" aufgerufen, sowie den „Verzicht auf

die Sündenbocks- und Minderwertigkeitstheologie des Rabbiners Paulus"
gefordert.75 Seine Tiraden gegen das Alten Testament führten zu einer

Massenaustrittsbewegung und leiteten das kirchenpolitische Ende von DC-
Reichsleiter Hossenfelder ein, der Ende Dezember sämtliche kirchliche

Ämter verlor. Die Einheit der Glaubensbewegung war auf Dauer zerbro-
chen, im Berliner Sportpalast hatte sie ihr Cannae erlebt.76 Diese grundle-

gende Veränderung der kirchenpolitischen Konstellation strahlte auch auf

Schleswig-Holstein aus.77
Dort war der Bund bei aller Unzufriedenheit über die reichsweiten Er-

eignisse und die regionale kirchenpolitische Entwicklung zum Jahreswech-
sel 1933/1934 noch immer zuversichtlich, seine Position ausbauen zu kön-

nen und eine offizielle Anerkennung durch die Landeskirche zu erreichen.
So schrieb Andersen in der Bundeszeitschrift deutschkirchliche Pfarrstellen

aus.78 Mit der wiedergewonnenen Handlungsfreiheit gegenüber den Deut-

schen Christen nahm der Bund zudem seine agitatorischen Bemühungen

erneut auf und startete eine wahre Vortragsoffensive, die nach Eigenanga-
ben erfolgreich verlief.79 Andererseits geriet der Bund durch die inner-

kirchlichen Ausgleichsbemühungen des Jahres 1934 zunehmend unter

75 Vgl. Meier, Kirchenkampf, Bd. 1, S. 122-145.
76 Kupisch, Landeskirchen, S. 138.
77 In der Lübecker Landeskirche, wo die Gründung der GDC spät eingesetzt hatte

und es keinen organisierten völkisch-radikalen Flügel gab, setzte Ende Dezember
1933 ein von den Senatoren Ulrich Burgstaller und Dr. Hans Böhmcker, beide Mit-
glieder des dortigen Landeskirchausschusses, in Gang gesetzter Prozess ein, der ei-
ne deutschkirchliche Kirchenleitung zum Ziel hatte. Dieses Vorhaben scheiterte
nicht zuletzt am Widerstand der Deutschen Christen. Die Kandidatur des Segeberger
Pröpsten Szymanowsky, der über die Unterstützung des Lübecker Senats und des
Reichsstatthalters Friedrich Hildebrandt verfügte und am 3. 4. 1934 als offizieller
Kandidat vorgestellt wurde, scheiterte kurzfristig. Vgl. Buss, Kirche, S. 223-229.

78 Die nicht genannten Orte sollen über Bahnanschluss und teils sogar höhere Schulen
verfügt haben. Interessierte sollten sich an Andersen wenden. Bundesnachrichten,
in: DK, 20/1933.

79 Auswertung der Bundeszeitschrift, Hefte 1-9/1934: Andersen und Dr. Franzen am 8.
12. bzw. 12. 12. 1933; Andersen vor der Gemeinnützigen, Lübeck am 12. 12. 1933;
Andersen vor dem Nationalsozialistischen Lehrerbund am 29. 12. 1933; Andersen in
Flensburg und Kiel am 12.1. bzw. 16.1.1934; Neelsen, Deutscher Religionsunterricht,
Schleswig am 13.1.1934; Andersen am 13.1. 1934 in Uetersen; Andersen, Luther als
Bahnbrecher eines deutschen Christentums, Kiel am 26. 1. 1934; Franzen Kirche, Volk
und Priester, in Schleswig am 1. 2.1934 und in Neumünster (5. 3.), Itzehoe (8. 3.) und
Kappeln (19. 3.); Andersen Was will die Deutschkirche, Hollingstedt am 10. 2. 1934;
Mandel, Bekenntnisglaube oder deutscher Glaube am 13. 2. 1934; Neelsen, Religionsun-
terricht auf deutschchristlicher Grundlage, Neumünster (19. 2.), Rendsburg (10. 3.),
Kappeln (17. 3.) und Bad Schwartau (19. 3.); Mandel, Deutscher Glaube, Kiel am 26. 2.
1934 sowie im März in Neumünster, Itzehoe, Rendsburg, Kappeln, Bad Schwartau;
Neelsen, Die seelische Schädigung unseres Volkes durch das Alte Testament, Kiel am 13.
3.1934; Mandel, Arische Wirklichkeitsreligion, Itzehoe am 24. 3.1934.
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Druck. Die Not- und Arbeitsgemeinschaft schleswig-holsteinischer Pastoren
machte die Zusammenarbeit mit Landesbischof Paulsen von einer öffentli-

chen Verurteilung des Wirkens der Deutschkirche als Irrlehre sowie dem Be-

kenntnis zum Alten wie zum Neuen Testament abhängig. In seinem Oster-

brief vom 11. April 1934, der als Abschluss des landeskirchlichen Befrie-

dungswerkes geplant war, griff Paulsen beide Punkte auf. Er bekräftigte

die gemeinsamen Bekenntnisgrundlagen und betonte eine gemeinsame

Frontstellung „gegenüber den Bestrebungen des Deutschglaubens und der
Deutschkirche".80 Mit dem Verzicht auf eine noch schärfere Formulierung,

insbesondere die Verurteilung der deutschkirchlichen Programmatik als

Irrlehre, reagierte Paulsen vermutlich auf den Druck des Bundes (und auch

zahlreicher DC-Anhänger), der sich hinter den Kulissen bemerkbar mach-
te. Der Landesbischof habe, ausweislich eines Berichtes von Pastor Wester,

einen „Gewaltakt von oben" und die deutschkirchliche Umgestaltung der

Landeskirche befürchtet, zudem hätten Peperkorn und seine Anhänger

ihm das Vertrauen entzogen und ihn sogar zum Rücktritt aufgefordert.81

In der Tat gab sich der Bund keinesfalls geschlagen und mobilisierte ge-

gen die landeskirchliche Abgrenzung. Im Juli kündigte Bundesobmann

Neelsen gar einen neuen „Feldzug" an: „Es war eine Zeit des Kampfes! Die

judenchristlichen Gegner wissen, dass ihre 'theologische Existenz' in Ge-

fahr ist, und haben sich fester zusammengeschlossen."82 Wirkungsvolle

Unterstützung erhielt er dabei aus höchsten Parteikreisen, vorneweg durch

den mächtigen NSDAP-Gauleiter und schleswig-holsteinischen Oberprä-
sidenten Elinrich Lohse. Im Zusammenspiel mit ihm erwirkte Peperkorn,

dass der neuen, auf 19 Mitglieder begrenzten, Landessynode sieben Syn-

odale der deutschkirchlichen Richtung angehörten.83 Paulsen sah sich nun-

mehr gezwungen, seine Position zu differenzieren. Zwar weigerte er sich

weiterhin, dem Bund das Heimrecht zuzugestehen, da mit diesem die An-

erkennung von dessen Lehre verbunden sei, allerdings könne den Mitglie-
dern des Bundes, „soweit sie Glieder unserer Landeskirche sind, [...] das
Heimrecht in der Kirche nicht bestritten werden." Dazu fehle ihm die Be-

fugnis, zudem handele es sich, auch wenn er persönlich die Lehren des
Bundes ablehne, um „ehrbare, ernstringende Glieder der Kirche, denen

man Achtung und Liebe schuldig" sei. 84 Mit dieser Haltung setzte sich
Paulsen letztlich zwischen alle Stühle; für seinen innerkirchlichen Rückhalt

erwies sich diese Klarstellung als fatal. Mit Bezugnahme auf das Schreiben

80 Osterbrief des Landesbischofs vom 11. 4. 1934. Abgedruckt in: Bielfeldt, Kirchen-
kampf, S. 222.

81 Wester für die Gemeindebewegung lutherische Kirche Schleswig-Holstein an die
Reichsbekenntnissynode der DEK vom 8. 8. 1934. LKAK, 98.40. Nr. 5.

82 Bundesnachrichten in: DK, 13/1934.
83 Reumann, Kirchenkampf, S. 192.
84 Paulsen an die Landesgeistlichen am 13. 7. 1935. LKAK, 98.40, Nr. 233.
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erklärte der Bund wiederholt, dass der Landesbischof ihm das kirchliche

Heimrecht zugestanden habe und führte ihn öffentlich als wortbrüchig

vor; auf der Gegenseite munitionierte die indifferente Haltung Paulsens

vor allem jene bekenntnisorientierten Kräfte, die erneuten Ausgleichsbe-

mühungen ohnehin kritisch gegenüberstanden. Als die Bekenntnisgemein-

schaft Paulsen erneut das Vertrauen versagte, spielte seine Haltung gegen-
über dem Bund eine große Rolle.85 Dennoch, in der Gesamtschau rückten

die Osterbotschaft vom 11. April und das landeskirchliche Zusammenrü-

cken den Bund vorerst in die Defensive. Einen zusätzlichen Dämpfer erlitt
er durch den Wechsel der beiden Oberkonsistorialräte Christiansen (Mai

1934) und Peperkorn (Oktober 1934) nach Berlin, die sich bis dahin im Lan-

deskirchenamt für die deutschkirchliche Richtung stark gemacht hatten.
Erst im Frühjahr 1935 fasste der Bund erneut Tritt. Es waren vor allem

zwei spektakuläre Ereignisse, die die Landeskirche erschütterten. Am 7.

April fand in Neumünster eine Tagung der deutschkirchlichen Lehrer-

gruppe statt, an der über 300 Religionslehrer teilnahmen.86 Mittelschulrek-

tor Detlev Cölln aus Wesselburen stellte seinen Lehrplan für deutschen Reli-

gionsunterricht vor, den er zusammen mit Gleichgesinnten erarbeitet hatte,

und ging damit in einem besonders heiklen Punkt des Staat-Kirchen-

Verhältnisses in die Offensive. Eine Reform des Religionsunterrichtes nach

deutschkirchlichen Vorstellungen war eine unmissverständliche Kampfan-

sage, die durch staatliche Protektion, darüber bestand kirchlicherseits kei-
nerlei Illusion, zusätzliches Gewicht erhielt.87 In dem anschließenden

85 Vgl. z. B. die Zusammenstellung Bekenntnisgemeinschaft und Landesbischof in Schles-
wig-Holstein im Verlauf des letzten halben Jahres [vom 19./20. 10.1934 (Reichsbekennt-
nissynode in Berlin-Dahlem) bis zum Auszug der bekenntnisorientierten Vikare am
15. 6. 1935], LKAK, 98.40, Nr. 227. Noch 1940, in einer Vorlage Warum die Bekennt-
niskirche in Schleswig-Holstein dem LandesbischofAdelbert Paulsen das Vertrauen versagt,
nahm die schwankende Haltung Paulsens gegenüber der Deutschkirche einen gro-
ßen Platz ein, ebd.

86 Vgl. Reumann, Kirchenkampf, S. 215. - Vgl. die Unterlagen in: LKAK, 98.40, Nr.
237. - Auf diese Tagung ging Hans Treplin, Mitglied und später Vorsitzender des
Landesbruderrates, ausführlich ein. Treplin, Hauer, S. 13-17. - Für die schleswig-
holsteinische Lehrerschaft ist die starke Verankerung deutschkirchlicher Ideen in
einem undatierten Arbeitspapier [1933] belegt. LKAK, 98.19, Nr. 187. Nach staats-
polizeilicher Einschätzung gehörten zehn- der zwölftausend Volksschullehrer für
Religion der Deutschkirche an. Allgemeine Übersicht über die politische Lage im
Monat Januar 1936 im Bereich der Staatspolizeistelle Kiel. Abgedruckt in: Paul, Ter-
ror, S. 384.

87 Kraft, Religionsdidaktik, S. 58-50 und S. 64-68. Der Entwurf wurde von der NSLB-
Reichsführung unterstützt. -In der Reform des Religionsunterrichts sah der Bund
ein Haupteinbruchsfeld für seine Vorstellungen und war in diesem Bereich deshalb
besonders aktiv. Vgl. u. a. Bericht über die Tagung der Arbeitsgemeinschaft Deutscher
Religionsunterricht in Neumünster am 11. 10. 1936 mit angeblich fast 500 Teilneh-
mern. DK, 22/1936, S. 353-355. - Am 4. 1. 1936 intervenierte der Landesbruderrat
beim Regierungspräsidium Schleswig, ob tatsächlich, wie ein Lehrer ausweislich
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Hauptvortrag legte der Kieler Systematiker Hermann Mandel zunächst in

neun Thesen seine Vorstellungen von einem artgemäßen, in „Blut und Bo-

den" verwurzelten und von jüdischen Einflüssen bereinigten „positiven

Christentum" dar.88 Nur eine Woche später, am 14. April 1935, vollzog der

Segeberger Propst Szymanowski in Itzehoe die erste deutschkirchliche

Konfirmation überhaupt.89 Gegen den energischen Protest der Itzehoer

Pastoren wurde die Abhaltung der Konfirmationsfeier vom amtierenden

Präsidenten des Landeskirchenamtes, Freiherr Traugott von Heintze, nach-

träglich gebilligt.90 Man muss sich an dieser Stelle die Dimension der

deutschkirchlichen Wertevermittlung vergegenwärtigen: In einer Handrei-

chung für den Konfirmationsunterricht aus demselben Jahr bezeichnete

Andersen die „Vernichtung des Judentums" als einen Akt christlicher
Nächstenliebe.91 Mit der Itzehoer Konfirmation war eines der zentralen

Konfliktfelder der folgenden Jahre eröffnet.

Auf die Vorgänge im Predigerseminar Preetz wirkten beide Ereignisse

katalysierend. Generell spielte die Frage der Ordination in den Auseinan-

dersetzungen des Kirchenkampfes eine wichtige Rolle; auch die bekennt-

nisorientierten Vikare in Schleswig-Holstein hatten sich seit 1934 intensiv

damit beschäftigt. Ende Mai 1935 ließen sich zwar 24 Vikare von Paulsen
ordinieren, 15 davon hatten aber kurz zuvor Vorbehalte formuliert, die sie

u. a. mit der landesbischöflichen Haltung gegenüber der Deutschkirche be-

gründeten.92 Schließlich folgte im neuen Semester der finale Zusammen-

stoß. Auslöser des Konflikts war ein Lehrauftrag für den deutschchristli-

chen Oberkonsistorialrat Franz Morys, dem die Vikare vorwarfen, „an der

gegenwärtigen landeskirchlichen Führung, die der Häresie [der Deutsch-

eines Zeitungsberichts öffentlich gesagt habe, eine amtliche Empfehlung des
deutschkirchlichen Lehrplans vorliege. LKAK, 98.40, Nr. 173.

88 Die neun Richtlinien finden sich in: LKAK, 98.40, Nr. 237. Auf Hermann Mandel
kann hier nicht näher eingegangen werden. Der liberale Theologe trat verschiedent-
lich für den Bund für Deutsche Kirche auf und verfügte über gute Kontakte ins
deutschgläubige Lager. Seit 1934 war er Mitherausgeber der Zeitschrift Deutscher
Glaube, zuletzt veröffentlichte er selbst im antisemitischen Weltkampf des Instituts
zur Erforschung der Judenfrage. Nach Hinrich Lohse war Mandel der einzige theolo-
gische Lehrstuhlinhaber, der „seine Tätigkeit auf rassischer Grundlage aufbaut und
damit dem Kulturwillen der Nationalsozialisten nachkommt." 1935 wurde er gegen
seinen Willen an die Philosophische Fakultät versetzt und lehrte dort u. a. „rassege-
schichtliche Geisteskunde," Vgl. Alwast, Fakultät, S. 114-117. - Buss, Fakultät, S.
103.

89 Die Agenda der „deutschkirchlichen Einsegnungsfeier" vom 15. 4. 1935 ist im An-
schluss an einen Beitrag von Dr. Franzen, Deutschkirchliche Einsegnung, abge-
druckt in: DK, 5/1936.

90 Reumann, Kirchenkampf, S. 215.
91 Linck, Epilog, S. 57.
92 Reumann, Kirchenkampf, S. 217-220, hier S. 217. - Jürgensen, Predigerseminar, S.

44-56. - Vgl. die umfangreiche Korrespondenz in: LKAK, 98.40, Nr. 51.
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kirche, H. B.] nicht mit dem Worte Gottes im öffentlichen Bekenntnis

wehrt, entscheidend beteiligt" zu sein.93 Bemühungen zur Konfliktlösung,

darunter ein ausführliches Gespräch mit Landesbischof Paulsen, der zu

diesem Anlass extra nach Preetz gereist kam, führten zu keiner Einigung.

Insgesamt 34 Vikare verließen Ende Juni/Anfang Juli das Seminar und un-
terstellten sich in den Angelegenheiten der äußeren Ordnung der Vorläufi-

gen Kirchenleitung der DEK mit dem hannoverschen Landesbischof August

Marahrens an der Spitze. Freilich sind die Preetzer Vorgänge in einem grö-

ßeren Zusammenhang zu sehen. Hier wurden grundsätzliche Fragestel-

lungen verhandelt, die nicht zuletzt interne Konflikte innerhalb der schles-

wig-holsteinischen Bekenntnisgemeinschaft berührten. Gleichwohl war es
eben nicht zufällig, dass sich der Auszug der Bekenntnisvikare an der lan-

deskirchlichen Stellung zur Deutschkirche entzündete.
Die Virulenz der deutschkirchlichen Aktivitäten zeigt sich auch an einer

Vielzahl von Auseinandersetzungen, die nicht selten die Züge eines verbis-

senen Kleinkrieges annahmen. Im südlich von Flensburg gelegenen Dorf

Kleinsolt beispielsweise führte die doppelte Weigerung des Pastors Rudolf

Hoffmann, für ein Ehepaar den Gottesdienst zur Goldenen Hochzeit zu
übernehmen beziehungsweise, nachdem sich Hauptpastor Andersen zur

Übernahme bereit erklärt hatte, überhaupt die Kirche zur Verfügung zu

stellen, zu einer mehrmonatigen Auseinandersetzung, die den Dorffrieden
schwer belastete.94 Der Verteilung eines deutschkirchlichen Flugblattes,

mit dem scharfe Attacken gegen den lokalen Pastor und die „judenchristli-

chen" Bekenntnispastoren an sich gefahren wurden, folgte unmittelbar ein

Flugblatt des Kirchenvorstandes, in dem ebenso kompromisslos die Anlie-

gen des Bundes zurückgewiesen wurden.95 Selbst höchste kirchliche Stel-
len mussten sich mit der Angelegenheit befassen, nachdem Bundesobmann
Neelsen beim Landeskirchenamt eine Dienstaufsichtsbeschwerde gegen

93 Schreiben von elf Vikaren an Seminardirektor Horstmann vom 14. 6. 1935. Abge-
druckt in: Bielfeldt, Kirchenkampf, S. 242.

94 Chronologische Übersicht über die Ereignisse in Kleinsolt Oktober 1935/Februar
1936. LKAK, 98.40. Nr. 233. Vgl. ebd. die entsprechende Korrespondenz (Abschrif-
ten). - Dass es sich bei den Jubilaren um die Schwiegereltern des schleswig-
holsteinischen Bundesobmanns Neelsen handelte, gab der Angelegenheit eine zu-
sätzliche Brisanz. Vgl. Neelsen, Darf unsere Kirche sich noch evangelisch-lutherisch
nennen?, in: DK, 9/1936, S. 138-139.

95 Flugblatt des Bundes vom 13. 2. 1936. LKAK, Nr. 98.04, Nr. 87. - Flugblatt des Kir-
chenvorstandes Kleinsolt vom 26. 2. 1936. LKAK, 98.04, Nr. 41 (Lage 30). Das Flug-
blatt belegt auch für die lokale Ebene, dass die Ablehnung des Bundes sich allein
auf den kirchlichen Bereich bezog. Die vom Bund geforderte „Ausmerzung" des
Judentums aus Wirtschaft, Politik, Recht und Kultur, „d.h. aus dem Staats- und
Volkslebens" werde von der verfassten Kirche geteilt, „mit Dank gegen den Führer,
der hier mit durchschlagender Kraft gekämpft hat".
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Hoffmann eingereicht hatte.96 Derartige Konflikte, die es an verschiedenen

Orten gab, waren vom Bund intendiert: Man blieb im Gespräch, übte

Druck aus und präsentierte sich als Opfer landeskirchlicher Ausgrenzung
und bekenntnisorientierter Intoleranz.97 Mit dieser Taktik war der Bund er-

folgreich, jedenfalls sah sich der Landeskirchenausschuss in einem Brief an

die Geistlichen zu dem Hinweis gezwungen, dass der Bund seine Lehren

in viele Gemeinden immer stärker hineintrage.98 Auch die publizistische

Auseinandersetzung mit dem Bund deutet darauf hin: Die ersten Hefte der

1935 begonnen Reihe zur Volksmissionsarbeit der schleswig-holsteinischen Be-

kenntnisgemeinschaft waren Abwehrschriften gegen die Deutsche Glaubens-

bewegung und gegen den Bund für Deutsche Kirche 99 In dieser Anordnung

bewegte sich der Konflikt ins Jahr 1936. Noch immer stieß der Bund inner-

halb der Landeskirche auf Ablehnung, die sich längst nicht nur auf die

schleswig-holsteinische Bekenntnisgemeinschaft beschränkte. Noch immer
schloss sich kein landeskirchlicher Geistlicher dem Bund an, aber dennoch

sorgten seine Aktivitäten für erhebliche Unruhe.100 Er hatte in einigen Ge-

meinden durchaus Erfolge, war in der Lehrerschaft gut verankert und

blieb, anhaltend gestützt von Partei und NS-Staat, trotz seiner Außensei-

terposition ein kirchenpolitischer Faktor, der sich nicht negieren ließ und

den es zu berücksichtigen galt. So soll es für den Fall, dass sich die Lan-

deskirche im Zuge der Ausgleichsbemühungen der Jahre 1934/1935 tat-

sächlich als Ganzes der Vorläufigen Kirchenleitung unter Marahrens unter-

stellt hätte, konkrete Überlegungen gegeben haben, in Schleswig-Holstein
die Deutschkirche auszurufen und im Zusammenspiel mit „höchsten Partei-

96 Dienstaufsichtsbeschwerde vom 12. 2. 1936. LKAK, 98.40, Nr. 233. Hoffmann wies
die Vorwürfen am 12. 6. 1936 zurück und monierte seinerseits ein gravierendes
Fehlverhalten des Bundes bzw. Andersens.

97 Als weiteres Beispiel kann angeführt werden, dass Pastor Wilhelm Knuth juristisch
gegen Andersen Vorgehen wollte, nachdem dieser auf einer Wahlveranstaltung in
Satrup erklärt hatte, dass der Wahlkampf der BK aus amerikanisch-jüdischen Quel-
len (1 Million RM) finanziert werde. Knuth an die Vorläufige Kirchenleitung am 11.
3.1937. LKAK, Nr. 98.40, Nr. 74.

98 Landeskirchenausschuss an die Geistlichen am 11. 3. 1936. Abgedruckt in: DK,
10/1936.

99 Lorentzen, Bekenntnis. - Treplin, Hauer. - Adolphsen, Bekenntnis.
100 Im Zuge der Landeskirchenausschussbildung war die Personalie Heinz Voth um-

stritten. Voth, der spätestens seit November 1930 als Bundesobmann an der Rosto-
cker Universität gewirkt hatte, soll den Bund nach Angaben von Paulsen bereits
1934 verlassen haben. Zu seinen deutschkirchlichen Konfirmationen sagte Voth,
dass es sich um landeskirchliche Amtshandlungen handle, da er das Apostolikum
spreche. [Das Schreiben bricht ab]. Landesbruderrat an Oberkirchenrat Niels
Schmidt, Kiel, am 8. 2.1936. LKAK, 98.40, Nr. 233.
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stellen" Landesbischof Paulsen durch den Oldenburger Pröpsten Bender
zu ersetzen.101

Erst mit der Einsetzung des Landeskirchenausschusses im Februar 1936

erfolgte eine übergreifende und unmissverständliche Absage gegenüber
den deutschkirchlichen Bestrebungen. Bereits am 11. März übersandte der

Ausschuss den landeskirchlichen Geistlichen eine Erklärung, in der festge-

stellt war, dass die Lehren des Bundes im Widerspruch zum Bekenntnis
der Kirche stünden: Ihm könne kein kirchliches Heimrecht zugestanden
werden. Alle Pastoren wurden zudem unter Hinweis auf ihr Ordinations-

gelübde verpflichtet, den landeskirchlichen Bekenntnisstand und das

„Evangelium von Jesus Christus, wie es im Worte des Alten und des Neu-
en Testamentes verheißen und verkündet wird und durch die Zeugnisse

der Reformation gültig bezeugt ist", zu wahren und sich jeglicher Unter-

stützung deutschkirchlicher Aktivitäten zu enthalten. 102 Die Proteste des
Bundes blieben folgenlos, vielmehr unterstrich die mit einem zustimmen-

den Kommentar versehene Veröffentlichung des Schreibens im Gesetzblatt

der DEK die überregionale Bedeutung, die der Angelegenheit beigemessen
wurden. 103

Für den Bund bedeutete das als „Bannbulle" denunzierte Schreiben ei-

nen herben Schlag. Nach Angaben von Andersen kam es u. a. in Flensburg,

Glücksburg, Itzehoe, Kappeln, Tönning zur Verweigerung von Amtshand-

lungen bzw. Räumlichkeiten. Ausgehend von „feindseligen Pastoren" sei

101 Wester an die Bekenntnisgemeinschaft am 22. 12. 1934. LKAK, 98.40, Nr. 227. - Ge-
org Faust, in den Jahren 1933 bis 1945 Propst von Plön und Mitglied im Landeskir-
chenausschuss, bestätigt den Vorgang in seiner sechsseitigen Vita (1966). Folgt man
den unkonkreten Angaben, lehnte er entsprechende Überlegungen, die auch bei
Mitgliedern des Landeskirchenausschusses Zustimmung gefunden hatten, ab und
verweigerte seine Unterstützung. LKAK, 98.40, Nr. 254. - Paulsen, der gegenüber
Pastor Bielfeldt bereits am 13. 11. 1934 das kirchliche Vertrauen auf den Artikel 24

des NSDAP-Parteiprogramms („positives Christentum") als Irrtum bezeichnet hat-
te, teilte der Bekenntnisgemeinschaft am 10. 12. 1934 mit, dass er den Zusammen-
schluss der lutherischen Landeskirchen für den allein gangbaren Weg hielt und be-
reit sei, sich der VKL zu unterstellen. - Vgl. die Korrespondenz in: LKAK, 98.40, Nr.
227. - Reumann, Kirchenkampf, S. 204 ff.

102 Reumann, Kirchenkampf, S. 265-269. - Das Schreiben vom 11. 3.1936 ist abgedruckt
in: DK, 10/1936.

103 Protokoll des Reichskirchenausschusses vom 12./13. 3. 1936. EZA, 1/2967. - Reichs-
kirchenausschuss an den Bund für Deutsche Kirche, Gau Schleswig-Holstein am 11.
6. 1936, ebd. - Andersen hatte sich am 20. 5. 1936 beschwert, dass die Entscheidung
„wesentlich auf einer unzutreffenden und gerade irreführenden Darstellung des
Wesens und der Bedeutung des Bundes für Deutsche Kirche" beruhe, ebd. - Die
ausführliche Protesterklärung des Bundes vom 7. 5. 1936 ist abgedruckt in: DK,
10/1936. - Vgl. die Beiträge von dem 1934 in Kiel geschassten Theologen Hermann
Mulert Zu der Kundgebung unseres Landeskirchenausschusses gegen die Deutschkirche
und Bielfeldt Darf man in der evangelischen Kirche von Irrlehre reden?, in: Volk und Kir-
che vom 10. 5.1936, S. 136-142.
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die Stimmung so aufgeheizt, dass er „an bekannte üble Vorkommnisse auf
katholischem Boden erinnernde Gewaltakte" befürchte. 104 Auf der folgen-

den Gautagung, die am 10. Oktober 1936 in Neumünster stattfand, wurde
dann auch der „kirchliche Notstand" festgestellt: Wichtigste Maßnahme

war das Anlegen eines eigenen Kirchenbuches und eines Notstandssie-

gels. Insgesamt war die Tagung, so der Kurzbericht in der Bundeszeit-
schrift, von einer Jetzt-erst-Recht-Stimmung getragen, allein aber, dass die

Frage des Kirchenaustritts auf der Tagesordnung stand, zeugt von einer
nachhaltigen Verunsicherung. 105 Hoffnungen auf eine Verbesserung speis-
ten sich vor allem aus den Querelen innerhalb des Landeskirchenaus-

schusses. Die kommissarische Besetzung der Präsidentenstelle im Landes-
kirchenamt mit Dr. Kinder, der sich weiterhin der deutschkirchlichen Sa-

che annahm, machte sich bereits wenige Tage nach seinem Dienstantritt

positiv bemerkbar. Der Beschwerde über eine Taufversagung in Kappeln

wurde vom Landeskirchenamt stattgegeben: Die Taufe sei zu vollziehen

und müsse, sofern sie im Sinne der Kirche vollzogen worden sei, auch ein-

getragen werden. 106 Demgegenüber wies der Glückstädter Pastor und
Schriftführer der Lutherischen Kameradschaft, Hans Bestmann, die Propstei-

geistlichen im September 1937 an, Pastor Gerhard Meyer das Dimissiorale

zu verweigern, da Zweifel bestünden, ob er die trinitarische Taufformel
verwende und seine Taufen als christlich anzuerkennen seien. 107 Es gab al-

so kein einheitliches Vorgehen, unübersehbar aber bröckelte der strikte

Abgrenzungskurs gegenüber dem Bund. Mit dem Scheitern des Landeskir-
chenausschusses im Januar 1937 wurde deren Verurteilung sukzessive

rückgängig gemacht. Zeitlich parallel dazu kam es innerhalb des Bundes

zu gravierenden Verschiebungen, in dessen Folge u. a. die Reichsgeschäfts-

stelle und die Schriftleitung der Bundeszeitung nach Lübeck kamen. Ger-

hard Meyer, einst Vikar der schleswig-holsteinischen Landeskirche, avan-

cierte zu einer der zentralen Figuren des Bundes. Da die Biographie des

Lübecker Pastors eng mit der Entwicklung der schleswig-holsteinischen

Nachbarkirche verbunden ist, wird Meyer an dieser Stelle kurz eingeführt.

104 Andersen, Allerlei zum Rundschreiben des Landeskirchenausschusses an die Geist-
lichen der schlesw.-holst. Landeskirche vom 11. März 1936, in: DK, 18/1936.

105 Anna Kühl, Die Gautagung in Schleswig-Holstein, in: DK, 20/1936, S. 323-324. - Die
Anschaffung deutschkirchlicher Kirchenbücher war bereits im Juli in der Bundes-
zeitschrift angekündigt werden. Wilhelm Halfmann, Führungspersönlichkeit der
Bekenntnisgemeinschaft und zu dieser Zeit Oberkonsistorialrat im Landeskirchen-
amt, nutzte diese Gelegenheit am 5. 11. 1936, um gegenüber dem Landeskirchen-
ausschuss die Gültigkeit deutschkirchlicher Amtshandlungen prinzipiell zu bestrei-
ten und eine generelle Regelung anzumahnen. LKAK, 98.40, Nr. 233.

106 Andersen, Allerlei zum Rundschreiben des Landeskirchenausschusses an die Geist-
lichen der schlesw.-holst. Landeskirche vom 11. März 1936, in: DK, 18/1936.

107 Bestmann an die Propsteigeistlichen am 1. 9. 1937. LKAK, 98.40, Nr. 255.
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Pastor Gerhard Meyer (1907-1939):

Für „arteigene Frömmigkeit"

Meyer wurde 1907 als Sohn eines Lübecker Oberstudienrats geboren.

Nachdem er 1926 am traditionsreichen Katharineum sein Abitur abgelegt
hatte, studierte er mit finanzieller Unterstützung der dortigen Landeskir-

che in Tübingen, Kiel und Marburg Philosophie, Theologie und Geschich-

te. In Tübingen schloss er sich dem antisemitischen Verein Deutscher Studen-

ten an, 1929 trat er NSDAP und SA bei. 108 Nach dem Ersten Theologischen

Examen besuchte er das Predigerseminar in Preetz und absolvierte sein Vi-

kariat in Rendsburg. Im Juni 1932 hatte der 25-Jährige einen ersten großen
Auftritt, als er der Lübecker NSDAP-Frauenschaft zum Thema Christentum

und Jugenderziehung im nationalsozialistischen Staat vortrug. Die Grundzüge
seiner Vorstellungen, die strikte Bejahung des Nationalsozialismus und die

völkische Revision der Kirche, waren schon zu diesem Zeitpunkt ausgebil-
det: „Wir wollen eine deutsche christliche Kirche, ein Christusbild, das

nichts mehr zu tun hat mit dem Lamm Gottes, sondern Christus als Held,

mit einer Liebe, die auch hart werden konnte [...]. Im Kreuz soll der deut-

schen Jugend Kraft und Erhöhung gelehrt werden. Nur im Selbstopfer für

den Dienst am Volk liegt das Glück. Wer sein Leben für das deutsche Volk

opfern will, der kann hoffen, dass er sein Leben gewinnt. [...]. Wir haben

ein Heros, der uns das alles vorgelebt hat: Adolf Hitler. Seine Lebenserfah-

rungen wollen wir der Jugend einimpfen. Ihn soll sie nachleben mit seinem

Kampfeswillen: Wehrwille, Kulturwille und Staatswille verkörpert sich in
Adolf Hitler, der Jesus Christus als seinen Erlöser anerkennt.“109

In den Folgemonaten trat Meyer als NSDAP-Redner im März-Wahl-

kampf, beim Ostertreffen der 50. SS-Standarte im April und am „Tag der

nationalen Arbeit" auf. Als Hauptredner der ersten Flensburger DC-Groß-

veranstaltung am 19. Mai 1933 forderte er die Schaffung der Reichskirche

als Plattform zur inneren und inhaltlichen Umgestaltung der Kirche. Drei
Tage zuvor hatte er über Der Kampf der Deutschen Christen, der Deutschkirche

und anderer religiösen Bewegungen der Gegenwart gesprochen.110 Nach einer

persönlichen Enttäuschung - trotz der massiven Unterstützung der Flens-

burger NSDAP konnte er sich mit seiner Bewerbung auf eine Pfarrstelle an

St. Marien, wo er zuvor mit einer dreimonatigen Vakanzvertretung beauf-

tragt worden war, nicht durchsetzen - und einer kurzen Tätigkeit als Hilfs-
prediger in Weddingstedt trat er in den Dienst der Lübecker Landeskirche.

Seine Beauftragung war offensichtlich kirchenpolitisch motiviert und ging

108 Todesanzeige, in: Lübecker Volksbote vom 2. 9.1939. - Buss, Kirche, S. 305-310.
109 Zitiert nach: Lübecker Anzeigen vom 21. 6.1932. LKAK, 42.07, Nr. 265, Bl. 42.
110 Reumann, Kirche, S. 377-380. - Ders., Ringen, S. 65 ff.
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auf den Vorschlag von Senator Ulrich Burgstaller zurück. 111 Burgstaller,
der vor seinem Eintritt in den NS-Senat am 30. Mai 1933 sieben Jahre als

Pastor der Luthergemeinde gewirkt hatte, gehörte ebenfalls dem Bund für
Deutsche Kirche an.112

An seiner kirchlich-politischen Haltung ließ Meyer von Beginn an kei-
nen Zweifel aufkommen. Amtshandlungen nahm er in SA-Uniform vor,

die Gemeinde begrüßte er mit den Worten: „Einzig und allein das rassisch-

blutsmäßig gebundene, durch das Christentum mitgeprägte Volkstum ist
der Gesundbrunnen der Nation."113 Drei Monate nach seinem Dienstan-

tritt führte der wohlwollende Abdruck der Berliner Sportpalast-Rede im
Gemeindeblatt zu einem ersten Zusammenstoß mit den Lübecker Not-

bundpastoren. 114 Meyer focht diese Kritik nicht an, im Gegenteil. Zusam-

men mit seinem Amtskollegen Karl Friedrich Stellbrink, der im Juni 1934

an die Trave gewechselt war, baute er die Luthergemeinde zu einer

deutschkirchlichen Referenzgemeinde um.115 Im Oktober 1935 tagte hier

unter dem Motto Für arteigene Frömmigkeit - über alle Konfessionen und Dog-

men hinweg - in einiger deutscher Kirche die Gautagung Schleswig-
Holstein.116 Verbandsinterne Streitigkeiten führten 1937 schließlich zur

neuerlichen Aufwertung der Luthergemeinde. Zum 1. Juni übertrug An-
dersen Meyer die Schriftleitung der Bundeszeitschrift, ein Amt, das 1935

bereits Pastor Stellbrink kurzfristig innegehabt hatte. 117 Begleitet war die-

ser Wechsel vom Umzug der Berliner Hauptgeschäftsstelle nach Lübeck.

111 Kirchenrat an den Kirchenvorstand am 23. 6. 1933. LKAK, 42.07, Nr. 265, Bl. 55.
112 Seit 1932 vertrat Burgstaller die NSDAP in der Lübecker Bürgerschaft. Als Leiter

der Kultusverwaltung spielte er bei der landeskirchlichen Neuordnung eine ent-
scheidende Rolle. Seine brachialen Bemühungen zur Umsetzung deutschkirchlicher
Vorstellungen in konkrete Politik boten später Anlass für Auseinandersetzungen
zwischen Landeskirche und NS-Senat.

113 Ein feste Burg, 9/1933 (Oktober).
114 Ein feste Burg, 12-13/1933. Der Pfarrernotbund forderte den Lübecker Kirchenaus-

schuss am 14. 12.1933 auf, Meyer zu maßregeln. LKAK, 49.01, Nr. 93.
115 Die deutschkirchliche Stoßrichtung zeigte sich u. a. in gezielten Stellenbesetzungen,

öffentlichen Veranstaltungen und der Übernahme programmatischer Artikel aus
der Bundeszeitschrift in das Gemeindeblatt. - Karl Friedrich Stellbrink, der am 10.
November 1943 zusammen mit den katholischen Geistlichen Johannes Prassek,
Eduard Müller und Hermann Lange hingerichtet wurde, kann im Rahmen dieses
Beitrages nicht behandelt werden. Sein Kontakt zur Lübecker Landeskirche war
aufgrund seiner Mitgliedschaft im Bund für Deutsche Kirche von Andersen vermittelt
worden. Auch nach seinem Austritt im August 1936 engagierte er sich für den
Bund. Am 16. 9. 1936 referierte er auf einer Veranstaltung des Gaus Mecklenburg
zum Thema Deutsche Kirche. Einigung oder Spaltung?, DK, 20/1936. Von der Lübe-
cker BK war Stellbrink wiederholt scharf kritisiert worden. Buss, Kirche, S. 223-229,
329-342, 422-427. - Voswinckel, Wege.

116 Programm, in: DK, 20/1935. - Bericht in: DK, 21/1935.
117 DK, 13/1937.
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Damit befanden sich die zentralen Einrichtungen des Bundes in der Hanse-
stadt.

Die überragende Rolle, die Meyer in den folgenden Jahren bis zu sei-
nem frühen Tod einnahm, definierte sich auf zweierlei Art und Weise: Ers-

tens entwickelte er in programmatischen Beiträgen eine radikale Neudefi-
nition vom Wesen der Kirche, als deren Grundlage er letztlich allein „rassi-

sche Gebundenheit" und die nationalsozialistische Weltanschauung ansah.

Dieses Kirchenverständnis kulminierte in dem letzten Beitrag, den er vor

seinem Tod veröffentlichte, in dem er sich mit Forderungen nach Aufgabe

der Kindertaufe zugunsten einer freien Willensentscheidung auseinander-

setzte. Seine Ablehnung beruhte allein auf einer rassistischen Argumenta-

tion: Kinder gehörten „schicksalhaft zum deutschen Volk" und deshalb

stehe über ihnen eine „überpersönliche, völkische Bestimmung", die eine

freie Entscheidung ausschließe. 118 Zugleich skizzierte er seine Vision einer

zukünftigen Kirche, die, so Meyer, auf der vorbehaltlosen Liebe zum deut-

schen Volk als einer heiligen Gottesschöpfung und dem unerschütterlichen

Glauben an Gott gegründet werden müsse. Sie müsse sich des „geheiligten
Gefäßes der ev.-luth. Kirche" bedienen, aber zu einer überkonfessionellen

Glaubensgemeinschaft umgeformt werden. Für das „Dritte Reich" sei eine

derartige Kirche lebensnotwendig. Die Zerschlagung der protestantischen

Kirche lehnte er ab, da so nur die „römische Kirche" gestärkt werde.

Zweitens aber war Meyer trotz spürbarer Rückschläge vor Ort - zu

nennen sind das frühe Ableben von Senator Burgstaller, der offenbar Sui-

zid begangen hatte, und der Austritt von Pastor Stellbrink nach 15-jähriger
Bundesmitgliedschaft - in der zweiten Hälfte der 1930er Jahre einer der ak-

tivsten Propagandisten der deutschkirchlichen Sache. Allein in der ersten

Jahreshälfte 1937 hielt er Vorträge in Flensburg und Gettorf, Wahlkampf-

kundgebungen in Heide, Wesselburen, Weddingstedt, Lunden und, auf

Einladung der radikalen Mecklenburger Deutschen Christen, in Wismar,

Rostock und Terow. 119 Wiederholt beteiligte er sich auch an Propagandaak-

tionen, beispielsweise im schleswig-holsteinischen Reinfeld, wo er in SA-

Uniform - und ohne vorab den örtlichen Pastor zu informieren - Flugblät-
ter mit Titeln wie Nationalsozialismus und Deutsche Kirche oder Laien heraus!

Helft gegen den Judaismus in unserer Kirche kämpfen verteilte.120 In diesen Ak-

tivitäten wurde Meyer von seiner Landeskirche gedeckt. Bereits 1936 hatte
er selbstbewusst erklärt, dass allein die Deutschkirche „für alle Deutschen,

die nationalsozialistische Weltanschauung und völkisches Lebensgefühl

der Gegenwart verbinden möchten mit ehrfürchtigem Festhalten echt

118 Meyer, Stellung zur Taufe, in: DK, 3/1939. - Vgl. ders., Wohin marschieren wir? in:
DK, 13/1937. - Ders., Protestantische Weltanschauung, in: DK, 17/1937. - Ders., Kir-
chenaustritt?, in: DK, 3/1938.

119 Vgl. die Aufstellung in: LKAK, 42.07, Nr. 265, Bl. 124 ff.
120 Vgl. die Korrespondenz in: LKAK, 42.07, Nr. 265, Bl. 111-118.
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christlicher Werte in unserer deutschen Geschichte", eine Plattform biete

und jene Parteimitglieder an die Kirche binde, die „wegen der unklaren

Haltung der Kirche gegenüber dem jüdischen Alten Testament" Austritts-

gedanken hegten, „um sich einer christentumsfeindlichen Bewegung an-
zuschließen".121

Von zentraler Bedeutung war zudem, dass Meyer auf dem Gebiet der

schleswig-holsteinischen Landeskirche Konfirmandengruppen betreute,
u. a. in Flensburg und Itzehoe, und neben dem mittlerweile über 70-jähri-
gen Andersen, dem Wandsbeker Pastor Heinz Voth und Reichsbischof

Ludwig Müller zu jenen Geistlichen gehörte, die deutschkirchliche Amts-
handlungen vollzogen.122 Damit war er in eines der umstrittensten Kon-
fliktfelder der dortigen Landeskirche unmittelbar involviert.

Der Bund in den Jahren 1937 bis 1941:

Innerkirchlicher Terraingewinn und finales Scheitern

Das Scheitern des Landeskirchenausschusses im Januar 1937 bedeutete für

den Bund eine erhebliche Aufwertung, die mit einem erweiterten Hand-

lungsspielraum einherging. Die scharfe Abgrenzung der vergangenen Jah-

re wurde schrittweise aufgehoben. Im Februar 1938 sprach der Staatssekre-
tär im Reichskirchenministerium Hermann Muhs dem Bund ausdrücklich

das Heimrecht in der Landeskirche zu; auf Initiative von Dr. Kinder wur-

den ihm schließlich gemäß § 65 der Kirchenverfassung die Rechte einer
„beachtenswerten Minderheit" zuerkannt.123 Diese kirchenbehördliche Un-

terstützung griff der Bund zur erneuten Ausweitung seiner Aktivitäten
auf. Im ersten Halbjahr 1937 hielt er in Kooperation mit dem Bund fiir

Deutsches Christentum, einer Sammelorganisation radikal völkischer

deutschchristlicher Gruppierungen, der sich der Bund unter Wahrung der

organisatorischen Eigenständigkeit im Zuge der von Hitler im Februar

1937 angekündigten, schließlich aber abgesagten Wahlen zur Bildung einer

Generalsynode, angeschlossen hatte, allein in Flensburg sieben Vortrags-
veranstaltungen ab, die laut Eigenangaben bis zu 260 Gäste besuchten. 124

121 Meyer an Balzer am 3. im Hornung [Februar] 1936. LKAK, 42.07, Nr. 265.
122 Zu Müllers radikalisierten theologischen Vorstellungen seit 1935 vgl. Schneider,

Müller, S. 245-305.

123 Erlass des Reichsministeriums für kirchliche Angelegenheiten vom 23. 2. 1938. Ab-
gedruckt in: DK 4/1938.

124 Meyer, Was bedeutet echter Protestantismus heute fiir unser Volk?, 15.1.1937; N.N., Die
kommende Kirche und das deutsche Volk, 18. 2.1937; Robert Stuewer, Hamburg, 16. 3.
1937; Fritz Engelke, Ein Volk, ein Glaube, 19. 3. 1937; Emst Hildebrandt,
Rühn/Mecklenburg, 1. 4. 1937; Meyer, 12. 4. 1937; Hugo Bender, Oldenburg, 19. 4.
1937; Fritz Witzei, 14. 5. 1937. Bericht von Stadtsyndikus Will im Namen der Orts-
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Insgesamt, so scheint es angesichts der allerdings unbefriedigenden Quel-

lenlage, entwickelte sich die deutschkirchliche Sache positiv. Nach eigenen

Angaben verfügte die Ortsgruppe Barmstedt Mitte 1937 über rund 200
Mitglieder, Anfang 1939 soll die Flensburger Gemeinde 121 Mitglieder, 144
Sympathisierende und 60 Konfirmanden gezählt haben; der sehr aktiven

Itzehoer Ortsgruppe, die wiederholt durch Veranstaltungen, Flugblattakti-
onen und die Vornahme deutschkirchlicher Amtshandlungen auf sich
aufmerksam machte, schrieb die „Bekenntnisfront" bis zu tausend Anhän-

gerinnen und Anhänger zu.125 Auch in der Lehrerschaft war die Veranke-
rung des Bundes auf einem hohen Niveau. Gegenüber dem Landesbruder-
rat bezifferte Dr. Kinder im Mai 1938 die Anzahl der Lehrer und weiterer

„maßgebender Personenkreise", die sowohl dem Bund als auch der

NSDAP angehörten, mit Neunhundert. 126 Vor diesem Hintergrund rückten

nun erneut jene beiden Streitpunkte ins Zentrum der deutschkirchlichen

Agitation, die zur Verwirklichung des Etappenziels der vollständigen

Gleichberechtigung innerhalb der Landeskirche unabdingbar schienen: Die

Nutzung kirchlicher Räumlichkeiten und die landeskirchlich anerkannte
Vornahme deutschkirchlicher Amtshandlungen.

Nachdem dem Bund 1937 in Barmstedt, Flensburg, Glücksburg, Itze-

hoe, Kappeln, Tönning und Uetersen der Zugang zu kirchlichen Gebäuden

verweigert worden war, setzte er nun alle Macht daran, diesen Zustand

aufzubrechen. 127 Unablässig pochte er auf eine konsequente Umsetzung

der in § 65 der Kirchenverfassung garantierten Minderheitenrechte, d. h.

vor allem die Überlassung kirchlicher Räume, unabhängig vom Bekennt-

nisstand: „Der Weg in die Kirchen ist frei! Wir werden ihn mit der gleichen
Entschiedenheit bestreiten, mit der wir uns bisher gegen alle Widerstände

durchgesetzt haben."128 Dementgegen blieb auch die Bekenntnisgemein-
schaft bei ihrer strikten Ablehnung und kündigte im Falle einer Überlas-

sung sakraler Räume an, in eigener Verantwortung kirchenrechtliche
Schlüsse zu ziehen.129 Zum Jahresende 1938 schließlich setzte sich der

Bund mit seinen Forderungen durch. Nach einer Grundsatzentscheidung

gruppe Flensburg, in: DK, 14/1937, S. 21f. - Zum Bund fiir deutsches Christentum vgl.
Meier, Christen, S. 145 ff.

125 Bericht der Ortsgruppe Barmstedt, in: DK 14/1937. - Reumann, Kirchenkampf, S.
337. - Bericht der Ortsgruppe Itzehoe, in: DK 15/1937.

126 Reumann, Kirchenkampf, S. 338.
127 Bundesnachrichten, in: DK, 13/1937.
128 Franzen, Der Weg ist frei, in: DK 4/1938, S. 12-15. - Ein Protestschreiben des Bundes

an den Reichsminister für kirchliche Angelegenheiten am 10. 3.1938 zog eine schar-
fe Replik Dr. Kinders nach sich, der betonte, dass der deutschkirchliche Konfir-
mandenunterricht im Widerspruch zu allen gängigen kirchlichen Vorschriften
stände. BArch, R 5101, Nr. 22312.

129 Pastor Johannes Tramsen für den Landesbruderrat an das Landeskirchenamt am 21.
3.1938. LKAK, 98.40, Nr. 233.
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des Landeskirchenamtes fand am 17. Dezember 1938 in der Itzehoer St.

Laurentii-Kirche erstmalig eine deutschkirchliche Weihnachtsfeier in einer

Kirche statt. In der Bundeszeitschrift jubilierte Meyer, dass fortan kein Pas-

tor, kein Propst, kein Kirchenvorstand und kein Synodalausschuss mehr
den Bund an der Ausübung deutschkirchlicher Feiern hindern könne. 130 In

der Tat war mit der umstrittenen Landeskirchenamtsentscheidung der
Bann gebrochen. Erneut in Itzehoe fand am 12. März 1939 die erste
deutschkirchliche Konfirmation in einer Kirche statt - vor 1.300 Gästen.131

Zahlen belegen die gesteigerte Attraktivität des Bundes: Für das Jahr

1937 verzeichnete er in Schleswig-Holstein 23 Taufen, drei Trauungen, drei

Bestattungen und die Konfirmation von 41 Jugendlichen, für das Folgejahr
22 Taufen, zwei Trauungen, zwei Bestattungen. Einschließlich der deutsch-

kirchlichen Konfirmation in der Lübecker Lutherkirche, die auch Jugendli-
che aus dem Gebiet der schleswig-holsteinischen Landeskirche einschloss,
wurden im selben Jahr 1938 an mittlerweile acht Orten - in Barmstedt, Itze-

hoe, Kiel, Schenefeld, Schleswig, Tönning und Wandsbek - über zweihun-

dert Konfirmanden nach deutschkirchlichem Ritus eingesegnet.132 Folgt
man den Angaben des Bundesmitgliedes Schumann, so ließen sich in Itze-

hoe im genannten Jahr über 50 Jugendliche deutschkirchlich konfirmieren,

was in etwa einem Viertel der Konfirmanden der Gesamtgemeinde ent-
spricht. 133 In Relation zur Gesamtzahl der landeskirchlichen Konfirmatio-

nen, die 1939 knapp weniger als 25.000 betrug, nehmen sich die deutsch-

kirchlichen Konfirmationen zwar bescheiden aus, dennoch ist vorsichtig zu

konstatieren, dass dort, wo es eine aktive deutschkirchliche Gemeinde gab,

130 Meyer, Das erste Nahziel ist erreicht, in: DK 1/1939, S. 10-12. - Als eines von drei
Dokumenten ist das Schreiben Dr. Kinders an den Synodalausschuss Itzehoe vom
10.12.1938 ebd., S. 14-15, abgedruckt. - LKAK, Nr. 98.04, Nr. 47 (Lage 3).

131 Meyer, Deutschkirchliche Konfirmationen in Schleswig-Holstein, in: DK 3/1939, S.
9-15. - Diek-Rösch, Konfirmationen. - Die 1937er-Konfirmation von 19 Jugendli-
chen in Barmstedt soll von 550, die Konfirmation in Itzehoe 1940 von 600 Gästen
besucht worden sein. Bericht der Ortsgruppe Barmstedt, in: DK 14/1937. - Eine Fei-
erstunde, in: DK 4/1940. - Vgl. die deutschkirchliche Konfirmationsurkunde aus
dem Jahr 1941 (Itzehoe) in: Buss u. a. (Hrsg.), Chronik, S. 139.

132 Auswertung der Bundeszeitschrift, wobei die, teils namentlich aufgeführten, Anga-
ben freilich unvollständig sind. Die Kieler Konfirmation fand in der Universitäts-
kirche statt. DK 5/1938. Für die Konfirmationen des Jahres 1939 in Flensburg, Itze-
hoe, Kiel, Schenefeld und Wandsbek, liegen keine Zahlen vor. 1940 wurden in Itze-
hoe 64,1941 70 Jugendliche konfirmiert. Deutschkirchliche Amtshandlungen gab es
über die Jahre u. a. in Alt-Rahlstedt, Barmstedt, Bilsen/Barmstedt, Burg/Fehmarn,
Eckemförde, Flensburg, Heede, Hedenfeld, Huje/Itzehoe, Itzehoe, Kiel, Kiel-Fried-
richsort, Kleinsolt, Kleinwolstrup/Flensburg, Loose, Neumünster, Oldendorf/Itze-
hoe, Schenefeld, Schönkirchen, Seegardsmühle, Tönning und Wandsbek.

133 Schumann an das Landeskirchenamt am 11.10.1938. Abgedruckt in: DK, 1/1939, S.
13-14.
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diese durchaus als eine ernsthafte Alternative wahrgenommen wurde.134

Hier gilt es in Erinnerung zu rufen, dass diese Einsegnung nach Formeln

erfolgte, die unverhüllt von nationalsozialistischem Gedankengut inspi-
riert war und in der christliche Elemente kaum mehr zu identifizieren wa-

ren. So hieß es im „Glaubensbekenntnis" der Lübecker Konfirmation des

Jahres 1938: „Wir glauben, daß Gott, der ewige Urgrund unseres Lebens

die Kraft und der Halt unseres Kampfes und das Ziel und die Erfüllung all

unseres Lebens ist. - Wir glauben, daß Deutschland, das Land und die
Gemeinschaft deutscher Brüder und Schwestern, die Lebensordnung dar-

stellt, der wir allein mit Leib und Seele verpflichtet sind. - Wir glauben,

daß Ehre und Freiheit, selbstlose Liebe und hingebende Treue, tapferer Le-

benskampf und dereinst, so Gott will, ein gefasstes Sterben die Lebenshal-

tung darstellt, die auch Jesus von uns fordert und die uns, gleich wie ihn,

mit dem ewigen Vater eins werden läßt zu unser aller ewigem Heil." 135 Die

Einsegnung von 45 Jungen und 25 Mädchen am 2. März 1941 in Itzehoe
durch Reichsbischof Müller war nichts anderes als eine kirchlich-religiös

verbrämte Form ideologischer Wehrertüchtigung. 136
Hatte die Itzehoer Konfirmation vom April 1935 noch für eine handfes-

te Krise innerhalb der Landeskirche geführt, war Ende der 1930er Jahre

trotz der bleibenden Ablehnung, die weit über den Kreis der bekenntnis-

orientierten Geistlichen hinausging, auch ein gewisser Gewöhnungseffekt

eingetreten.137 Vor Ort gab es zwar anhaltend Konflikte, so in Flensburg,

und ebenso gab es durchaus gewichtige Wortmeldungen, beispielsweise

eine gemeinsame Protesterklärung von rund 60 Pastoren der Propsteien

Flensburg, Hütten, Nordangeln und Südangeln oder eine Eingabe des
Landesbruderrates, die aber in der Gesamtschau folgenlos blieben. 138 Die

134 Tabelle IV b, in: Kirchliches Jahrbuch 1950, S. 440. Für Schleswig-Holstein (ohne
Lübeck) sind insgesamt 24.881 Konfirmandinnen angegeben.

135 Deutschkirchliche Konfirmationen in der Lutherkirche fanden am 10. 4. 1938 (122
Konfirmandinnen und Konfirmanden) und 1939 statt. Bericht aus dem Gau, in: DK,
3/1938.

136 Bericht in: DK 4/1941.
137 In einem letzten Schritt verweigerte der Kirchenvorstand der Itzehoer St. Laurentii-

Gemeinde die Eintragung der deutschkirchlichen Amtshandlungen und Konfirma-
tionen in die Kirchenbücher, Reumann, Kirchenkampf, S. 336. - Die wiederaufge-
nommene Vortragtätigkeit diente mehr der Selbstvergewisserung der eigenen
Klientel als das sie wirkungsvolle Debattenbeiträge darstellten. Hierzu waren die
Fronten viel zu verhärtet, die Argumente ausgetauscht. Vgl. die Vorträge Half-
manns über den Bund am 10. 6. 1936 in Neumünster und am 2. 7. 1937 vor Kir-

chenvertretern in Nordangeln, am 27. 5.1938 (Judenfreies Christentum) und am 15. 3.
1939, also unmittelbar nach der ersten deutschkirchlichen Konfirmation in einer
Kirche, in Itzehoe. LKAK, 98.04, Nr. 54 (Lage 51) und Nr. 55 (Lage 59, 64).

138 Der Flensburger Propst Karl Hasselmann hatte in diesem Zusammenhang beim
Landeskirchenamt interveniert und die Aberkennung des Minderheitenstatus ge-
fordert. Sein Schreiben wurde von sämtlichen Flensburger Pastoren unterstützt.
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Unterstützung des Bundes im neu formierten Landeskirchenamt blieb
hiervon unberührt. 139

Eine grundlegende Änderung trat erst mit der Verschärfung der au-
ßenpolitischen Lage, schließlich dem Beginn des deutschen Überfalls auf

Polen ein. Am 10. September 1939 fiel Gerhard Meyer, wenige Monate spä-

ter, am 5. April 1940, verstarb der mittlerweile 80-jährige Andersen. 140 Mit

dem Tod der wichtigsten Protagonisten und der Einstellung der Bundes-
zeitschrift im Mai 1941 kamen die Bundesaktivitäten faktisch zum Erlie-

gen. Bereits zuvor hatten der emeritierte Poppenbüttler Schulrat Karl Ce-

hak, der das Schriftleiteramt übernahm, und der Keitumer Künstler Mag-
nus Weidemann kaum mehr als die organisatorische Fassade aufrechter-

halten. Eigene kirchenpolitische Akzente konnten nicht mehr gesetzt wer-
den, vielmehr näherte man sich publizistisch den radikal völkischen DC-

Gruppierungen um das Eisenacher Institut zur Erforschung und Beseitigung
des jüdischen Einflusses auf das deutsche kirchliche Leben und der Bremer Bibel-

tagung an; die Bundeszeitschrift driftete in ein philosophisch getränktes

Niemandsland mit neuheidnischer Akzentuierung ab. Vor allem aber
machte sich bemerkbar, dass die Aktivitäten der deutschkirchlichen Orts-

gemeinden kriegsbedingt zum Erliegen kamen. Die genannte Konfirmati-
on am 2. März 1941 ist die letzte bekannte deutschkirchliche Amtshand-

lung überhaupt. Hier verlaufen sich die Spuren. Im September 1943, im

Zuge der landeskirchlichen Neuordnung, sorgte Dr. Kinder, der sein Prä-

sidentenamt aufgab und als Kurator an die Kieler Universität wechselte,

zwar dafür, dass mit Landgerichtsdirektor Dr. Anton Franzen der Landes-
leiter der Deutschkirche in den Landeskirchenrat berufen wurde und da-

mit in das höchste Beratungsgremium des neuen kirchenleitenden Präsi-

Auch Halfmann sah in der Anerkennung des Bundes eine Bekenntnisauslegung
und damit einen „Akt geistlicher Leitung", zu dem Kinder nicht befugt sei. - Vgl.
Romnig, Kahler, S. 101 f. - Reumann, Kirchenkampf, S. 337. - Erklärung von Geist-
lichen aus den Propsteien Flensburg, Hütten, Südangeln und Nordangeln, März
1939. LKAK, 98.40, Nr. 451. - Landesbruderrat an das Landeskirchenamt am 1. 2.
1939. LKAK, 98.40, Nr. 419.

139 Am 26. 3. 1939 unterstützte die Landeskirche die sogenannte Godesberger Erklärung,
in der die nationalsozialistische Weltanschauung als Grundlage der evangelischen
Kirche bejaht wurde: „Indem der Nationalsozialismus jeden politischen Machtan-
spruch der Kirchen bekämpft und die dem deutschen Volke artgemäße nationalso-
zialistische Weltanschauung für alle verbindlich macht, führt er das Werk Martin
Luthers nach der weltanschaulich-politischen Seite fort und verhilft uns dadurch
wieder zu einem wahren Verständnis des christlichen Glaubens." Zum Verhältnis

von Judentum und Christentum hieß es knapp: „Der christliche Glaube ist der un-
überbrückbare Gegensatz zum Judentum." Vgl. Meier, Kirchenkampf, Bd. 3, 62 ff.

140 Vgl. die Todesanzeigen in: LKAK, 42.07, Nr. 265, Bl. 186ff. In der Oktoberausgabe
1939, die zu Meyers Gedächtnis erschien, würdigte Dr. Franzen sein Lebenswerk
auf 16 Seiten und pries ihn als den ersten „Blutzeugen" der „Deutschen Kirche":
„Du starbst für uns, wir alle wollen für Dich leben." DK, 9-10/1939.
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denten Herbert Bührke aufstieg, über die tatsächliche Relevanz dieser Per-

sonals kann jedoch keine belastbare Aussage getroffen werden.141 Franzen

gab nach Kriegsende an, dass er nach der Zerstörung des Landeskirchen-

amtes im Januar 1944 an keiner Sitzung mehr teilgenommen habe, im Ein-
vernehmen mit dem Präsidenten und Landesbischof Paulsen aber formal

im Amt geblieben sei. 142 Letztlich handelte es sich wohl um einen symboli-

schen Akt, dem enge Grenzen gesetzt waren und der keine Nachwirkun-

gen mit sich brachte. Spätestens mit dem militärischen und politischen Zu-
sammenbruch des Mai 1945 endet die Geschichte des Bundes für Deutsche

Kirche endgültig. Beim Neuaufbau der nördlichsten evangelischen Landes-

kirche spielte er keine Rolle mehr.143

Fazit und Ausblick

Die Bilanz des zwanzigjährigen Wirkens des Bundes bleibt von Ambiva-

lenzen gekennzeichnet. Für die Republikzeit liegt seine Bedeutung vor al-

lem darin, dass er diskursmächtig war. Bei der Implementierung von ras-

sistischen und antisemitischen Vorstellungen innerhalb des deutschen Pro-

testantismus nahm der Bund eine zentrale Rolle ein und trug zur fehlen-

den kirchlichen Abgrenzung gegenüber der völkischen Bewegung, in der

Endphase der Republik gegenüber der aufstrebenden NSDAP, entschei-

dend bei. Als Vordenker und Stichwortgeber leistete er zudem einen pro-

funden Beitrag für die Entstehung der Deutschen Christen, an denen er zu-

gleich scheiterte. Primär eine Weltanschauungsorganisation, zeigte er sich

der dynamisch auftretenden Glaubensbewegung trotz deren interner Wi-

dersprüche nicht gewachsen. Die Hoffnungen auf eine „völkische Refor-

141 Vgl. Reumann, Kirchenkampf, S. 375-380, hier S. 377. - Der Jurist Dr. Anton Fran-
zen war der NSDAP im Juli 1928 beigetreten; als schleswig-holsteinischer Spitzen-
kandidat wurde er bei den September-Wahlen 1930 in den Reichstag gewählt. Kurz
darauf trat er in Braunschweig als einer der ersten nationalsozialistischen Landes-
minister überhaupt in das Kabinett Werner Küchenthal ein und übernahm das Res-
sort für Inneres und Volksbildung. Wenige Monate später, Ende Juli 1931, trat er im
Zuge einer Meineid-Affäre zurück, legte sein Abgeordnetenmandat nieder und ver-
ließ auch die NSDAP. Er wechselte zurück nach Kiel und trat erneut in den Rich-

terdienst ein, ab 1937 als Landgerichtsdirektor. In einem Testat des Präsidenten des
Schleswiger Oberlandesgerichtes, Karl Martin, aus dem Jahr 1939 werden seine he-
rausragende Befähigung herausgestellt, auch im Zusammenhang mit seinen Leis-
tungen als Vorsitzender des Erbgesundheitsgerichts. Seine Religionszugehörigkeit
gab Franzen mit „Evangelisch (Deutschkirche)" an. Am 3. 10. 1945 beantragte er
seine Versetzung in den Ruhestand. Angaben in: LASH, Abt. 786, Nr. 69.

142 Auszug aus dem besonderen Fragebogen, datiert vom 12. 5. 1945. Demnach war
ihm die Amtsübernahme vom Reichsjustizministerium am 2. 11. 1943 verweigert
worden. LASH, Abt. 786, Nr. 69, Bl. 9-10.

143 Vgl. Jürgensen, Stunde. - Reumann, Kirchenkampf, S. 398-450.
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mation" erfüllten sich nicht. Spätestens die Ereignisse um die Berliner
Sportpalast-Rede deckten die Minderheitenposition des Bundes und der

von ihm vertretene Vorstellungen auf. In den innerprotestantischen Ausei-
nandersetzungen der folgenden Jahre kam der Bund über die Rolle eines
Störfaktors nicht hinaus. Dennoch wirkte er mittelbar: Der seit Ende der

1930er Jahre in einigen Landeskirchen - darunter die Lübecker - veranker-

te kirchengesetzliche Ausschluss der sogenannten „nichtarischen" Christen
aus der kirchlichen Gemeinschaft, gehört zu den einschneidensten Konse-

quenzen einer Geisteshaltung, für die der Bund die Grundlagen legte.144

Die konzeptionellen Überlegungen für eine Transformation der evangeli-
schen Kirche in eine rassistische Glaubensgemeinschaft, in der christliche

Glaubensinhalte nur noch als Fassade vorkamen, gehören zu den radikals-
ten Verformungen des Christentums, die im 20. Jahrhundert im Raum der
Kirche geäußert wurden.

Dieser Befund gilt auch für Schleswig-Holstein, der Hochburg des Bun-
des in den 1930er Jahren. In der Gesamtschau blieb die deutschkirchliche

Episode der Jahre 1933 bis 1939 (bzw. mit Vor- und Nachläufern 1922 bis

1941) trotz der heftigen und stark zugespitzten Konflikte und trotz der un-

bestrittenen Erfolge in einzelnen Gemeinden ein Randphänomen. Allen

Mühen zum Trotz diente der Bund vor allem als Abgrenzungsfolie, mit
seinen Ansätzen einer gestalterischen Mitarbeit blieb er, soweit bekannt,

durch die Umstände bedingt in den Anfängen stecken. Die Unterstützung
durch NS-Staat und Nazi-Partei, die Protektion durch das Landeskirchen-

amt, namentlich durch dessen Präsidenten Dr. Kinder, reichten nicht aus,

die Ablehnung, die vor allem die landeskirchlichen Geistlichen dem Bund

entgegensetzten, wirksam und dauerhaft aufzubrechen. 145 Der Aufbau

deutschkirchlicher Gemeinden, das Streben nach Gleichberechtigung und

landeskirchliche Anerkennung, der Abnutzungskampf um den Zugang zu
kirchlichen (Sakral-)Räumen und vor allem die Vornahme deutschkirchli-

cher Amtshandlungen waren ein Stachel im Fleische der Landeskirche, die

aber in ihrer faktischen Bedeutung eines groben Störfaktors der wiederhol-

ten landeskirchlichen Ausgleichsbemühungen begrenzt waren. Dass der
Bund ausgerechnet in einer Phase, in der er tatsächliche Erfolge erzielte

und auf eine breitere Verankerung innerhalb der Landeskirche hoffen

144 Vgl. Buss, Beitrag. - Für die schleswig-holsteinische Landeskirche verfügte Dr.
Kinder am 10. 2. 1942 dem Ausschluss der Christen jüdischer Herkunft und die Bil-
dung einer eigenständigen Gemeinde, für deren Betreuung er den 1935 zwangs-
emeritierten „judenchristlichen" Pastor Walter Auerbach benannte. LKAK, 22.02,
Nr. 7487.

145 Dieser Schluss gilt für die landeskirchliche Ebene. Auf die Verankerung in der
Volksschullehrerschaft und die deutschkirchliche Einflussnahme auf den Religi-
onsunterricht wurde mehrfach hingewiesen. In dieser Frage war der Bund erfolg-
reich, wobei die politisch-militärischen Ereignisse eine längere Wirkungsgeschichte
begrenzten.
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konnte, durch die Verschärfung der gesamtpolitischen Rahmenbedingun-

gen, den Kriegsbeginn und schließlich durch einen personellen Aderlass
nachhaltige Rückschläge erlitt, kennzeichnet diese Schwäche. Das Um-

bruchsjahr 1945 markierte schließlich sein Ende. Eine Wiederaufnahme sei-

ner kirchlich-programmatischen Vorstellungen ist, Vorbehalten weiterer

Forschungen, nicht erfolgt.
Eine Auseinandersetzung der schleswig-holsteinischen Nachkriegskir-

che mit dem Bund ist nicht bekannt. Lediglich bezüglich der „Trauung

deutschkirchlich konfirmierter Angehöriger der Landeskirche" ordnete das
Landeskirchenamt im März 1947 eine Überprüfung an, ob Braut und Bräu-

tigam über „eine für das Verständnis des Traugelübdes zureichende Kenn-

tnis des Evangeliums" verfügten; gegebenenfalls sei eine Nachunterwei-

sung erforderlich. 146 Eine kircheninterne Überprüfung von Heinz Voth, der

als einziger derjenigen Pastoren, die während des Nationalsozialismus
deutschkirchliche Amtshandlungen vollzogen hatten, das Kriegsende er-
lebte, fand offensichtlich nicht statt. Er blieb seiner Wandsbeker Gemeinde

bis zu seiner Emeritierung im Jahr 1972 treu und starb 1990. 14/ Magnus
Weidemann, 1906 ordiniert und im November 1919 unter Wahrung der

Rechte des Geistlichen Standes auf eigenen Antrag aus dem landeskirchli-

chen Dienst ausgeschieden, sprach die Landeskirche zu seinem 80. Ge-

burtstag eine Gnadenrente zu. Seine Mitgliedschaft im Bund für Deutsche

Kirche und einschlägige Veröffentlichungen in der Bundeszeitschrift spiel-

ten bei dieser Entscheidung keine Rolle, obwohl beide aus einem der Per-

sonalakte beiliegenden Schreiben von Bischof Wester eindeutig hervorge-
hen.148 Ob und wie man sich in einzelnen Gemeinden mit dem deutsch-

kirchlichen Erbe auseinandersetzte, kann im Rahmen dieses Aufsatzes
nicht erörtert werden. In Itzehoe setzte eine öffentliche Diskussion erst zur

Jahrtausendwende ein: Die lokalen Bundesaktivitäten waren Bestandteil

des sogenannten Lokalen Fensters im Rahmen der Wanderausstellung Kir-
che, Christen, Juden in Nordelbien 1933-1945.149

Ihre Entsprechung fand diese weitgehende Nicht-Thematisierung in der

frühen Landeskirchengeschichtsschreibung, in der eine kritische Auseinan-

dersetzung mit der Rolle des Religiös-Kirchlichen für die völkische Bewe-

gung und auch für das Aufkommen der NSDAP nicht zu erkennen ist. Die

Bedeutung der Deutschkirche für die schleswig-holsteinische Landeskirche

hat erst Klauspeter Reumann in seiner hier vielfach genannten Studie aus

146 KGVOB1. der ev.-luth. Landeskirche Schleswig-Holstein, Nr. 5 vom 28. 3. 1947, S.
23.

147 Vgl. die Personalunterlagen in: Kirchenkreisarchiv Hamburg-Ost, Best. Kirchen-
kreis Stormam, Nr. 818.

148 Wester an P. Engelmann, Central-Ausschuss für Innere Mission der DEK, am 17. 3.
1950. LKAK, 12.03, Nr. 1310. - Vgl. Wulf, Weidemann.

149 Vgl. Buss u. a. (Hrsg.): S. 140-144. - Schwichtenberg (Hrsg.), Fenster.
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dem Jahr 1998 herausgearbeitet. Dieser Arbeit sind mittlerweile zahlreiche

weitere Arbeiten gefolgt. Wie akut und aktuell das Thema aber noch im-

mer ist, zeigt sich, wenn man einen Blick nach Lübeck wirft. Hier gibt es

konkrete Planungen, die 1936/1937 gebaute Lutherkirche, einst Predigtstät-
te der beiden deutschkirchlichen Pastoren Meyer und Stellbrink, zu einem

Gedenkort umzugestalten, in dem die Ausnahmestellung der Lutherge-

meinde und deren überregionale Bedeutung für den Bundfiir Deutsche Kir-
che thematisiert wird. 150

Auch die Weiterentwicklung der deutschkirchlichen Gemeinden ist

nicht mehr Gegenstand dieses Beitrags. Die beiden führenden Protagonis-
ten des Bundes in Itzehoe, Paul Schneider und Dora Schneider-Hecken-
müller - die mit der ersten deutschkirchlichen Konfirmation ihrer Kinder

im April 1935 für den genannten landesweiten Eklat gesorgt hatten - aber
schlossen sich nach dem Krieg den freiprotestantischen Deutschen Unita-

riern an. 151 Hier schließt sich der Kreis. In der Nachkriegszeit war die Deut-

sche Unitarier Religionsgemeinschaft, so der offizielle Name seit 1950, ein be-

deutendes Auffangbecken für das völkisch-religiöse Spektrum, vor allem

für ehemalige Mitglieder der Deutschen Glaubensbewegung und weitere Or-

ganisationen wie z. B. die Gemeinschaft der Gottgläubigen in Dithmarschen.152

Nordrhein-Westfälische Landesbehörden schätzten die Religionsgemein-

schaft 1956 aufgrund der zahlreichen personellen und strukturellen Über-

schneidungen mit dem vielfältigen Lager der extremen Rechten als eine

„rechtsextreme kulturelle und weltanschauliche Vereinigung" ein. 153

150 Auskunft Dr. Stephan Linck, Gedenkstättenbeauftragter der Ev.-Luth. Kirche in
Norddeutschland, am 5. 3. 2013. - Vgl. Endlich/Geyler-von Bemus/Rossie (Hrsg.),
Christenkreuz, S. 66-69.

151 Knees, Auseinandersetzungen.
152 Seibert, Unitarier, S. 19-31, hier S. 27. - Kratz, 285-372. - Nanko, Gruppenbildungen,

S. 127-129.

153 Innenministerium NRW, Entstehung, S. 6. - Wiederholte interne Richtungskämpfe
führten 1989 zur Abspaltung des völkisch orientierten Bund Deutscher Unitarier. Re-
ligionsgemeinschaft europäischen Geistes um die in Kiel geborene Vordenkerin der
Neuen Rechten, Sigrid Hunke, eine Schülerin Hermann Mandels. Die Vizepräsiden-
tin der Unitarier hatte zuvor den neorassistischen Arbeitskreis Europas eigene Religi-
on geleitet. Vgl. Junginger, Hunke. Innerhalb der Gemeinschaft nahm mit dem Kie-
ler Universitäts-Buchbinder Fritz Castagne ein weiterer Mandel-Schüler eine bedeu-
tende Rolle ein. Wiederholt verteidigte er seinen akademischen Lehrer und auch
Friedrich Andersen. Zu dem gegen die Deutschkirche erhobenen Vorwurf des Anti-
semitismus führte er nicht zu Unrecht, aber im Gesamtzusammenhang apologetisch
an, dass der Judenhass zum „ältesten Hausrat des Christentums" gehöre und auch
die beiden großen Konfessionen, einschließlich der Bekennenden Kirche, dazu bei-
getragen haben. Castagne, Konfession, S. 71-84. Anfang der 1980er Jahre war Cas-
tagne Mitbegründer der extrem rechten Kieler Liste für Ausländerbegrenzung. Kratz,
S. 320.
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Die Ereignisse um den Beginn des Zweiten Weltkrieges sind weithin be-
kannt. Am 1. September 1939 überfielen Hitlers Armeen Polen, und das Li-

nienschiff Schleswig-Holstein gab die vermeintlich ersten Schüsse des Krie-

ges ab. Als Reaktion auf den Angriff der Wehrmacht auf Polen erklärten

das Vereinigte Königreich, die Nationen des Commonwealth und Frank-

reich dem Deutschen Reich den Krieg. Weit weniger bekannt ist hingegen,
dass die Royal Air Force (RAF) ihren ersten Kampfeinsatz des Zweiten

Weltkrieges unter anderem gegen Ziele in der Provinz Schleswig-Holstein

durchführte. Am 4. September 1939 flogen 14 Vickers Wellington Bomber

einen Angriff auf deutsche Kriegsschiffe, die auf Brunsbüttel Reede vor
dem westlichen Eingang zum Nord-Ostsee-Kanal ankerten.1

Sowohl die militärische Operation vor Brunsbüttel als auch der Nord-

Ostsee-Kanal spielten in der Folgezeit eine wichtige Rolle beim Mythologi-

sieren der britischen Luftwaffe und ihrer Schlagkraft bei Kriegsbeginn. Das
britische Luftwaffenministerium (Air Ministry) und die RAF bedienten

sich zur Verbreitung des Mythos vom ersten erfolgreichen Kampfeinsatz

des Krieges anfänglich der Tagespresse. Dabei arbeiteten sie eng mit dem

Informationsministerium (Ministry of Information, Mol) zusammen, wel-

ches die britische Regierung nach Ende des Ersten Weltkrieges zunächst

aufgelöst, aber am Tag des RAF-Einsatzes vor Dithmarschen wieder ins

Leben berufen hatte. Zudem handelte der erste britische Propagandafilm

des Zweiten Weltkrieges in Spielfilmlänge, The Lion Has Wings (1939), zur

guten Hälfte von der Operation vor Brunsbüttel. Obwohl weder Regie-

rungs- noch Militärstellen maßgeblichen Einfluss auf den Inhalt des Films

nahmen, und das Mol erst nach seinem Kinostart genaue Richtlinien für

1 Offiziell hieß der Nord-Ostsee-Kanal, wie er im Folgenden genannt wird, bis 1948
nach Kaiser Wilhelm I., während dessen Amtszeit der Kanalbau begann, Kaiser-
Wilhelm-Kanal. Im englischsprachigen Raum hingegen wird die künstliche Wasser-
straße seit ihrer Eröffnung weithin als „Kiel Canal" bezeichnet.

Der Nord-Ostsee-Kanal

in der britischen Strategie und Propaganda

zu Beginn des Zweiten Weltkrieges

Von Christoph Lancht

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 138
Wachholtz Verlag Neumünster 2013



242 Christoph Laucht

Filmpropaganda erließ, entsprach The Lion Has Wings im Großen und Gan-

zen der Sichtweise der RAF und des Air Ministry und avancierte so für sie

zu einem bedeutenden Propagandamittel. Das Hitler Regime wiederum
nutzte den Angriff seinerseits dazu, Zweifel am Wahrheitsgehalt britischer

Propaganda zu schüren.

Der vorliegende Artikel verortet den Angriff auf deutsche Kriegsschiffe

vor Brunsbüttel und seine nachfolgende Stilisierung zum Propagandamit-

tel im weiteren Kontext britischer Wahrnehmungen des Kanals und seines

Platzes im strategischen Kalkül britischer Militärs seit seiner Eröffnung im

Jahre 1895. Dabei geht die Studie von der Prämisse aus, dass der Nord-
Ostsee-Kanal in zweifacher Hinsicht eine bedeutende „technologische

Gründungsgeschichte" darstellte.2 So diente die künstliche Wasserstraße

nicht nur dem Deutschen Reich bei der Durchsetzung seiner Großmacht-

ansprüche, sondern die RAF, das Air Ministry, das Mol sowie Filmemacher

um den Regisseur und Produzenten Alexander Korda appropriierten seine

strategische Bedeutung ebenso für ihre propagandistischen Zwecke, um

die Schlagkraft der britischen Luftwaffe bei Kriegsbeginn überhöht darzu-

stellen. Der Nord-Ostsee-Kanal repräsentierte somit einen zentralen Aus-

tragungsort des deutsch-britischen Antagonismus.3

Zur Vorgeschichte: Der Nord-Ostsee-Kanal in britischer

Wahrnehmung und Strategie, 1895-1939

Das Mythologisieren der RAF-Operation vor Brunsbüttel muss im Kontext

britischer Wahrnehmungen des Kanals und seiner strategischen Bedeutung

seit seiner Eröffnung betrachtet werden. Ab 1895 gestattete der Nord-

Ostsee-Kanal der Kaiserlichen Deutschen Marine den uneingeschränkten

Zugang zur Ostsee, ohne dänische Hoheitsgewässer passieren zu müssen.
War man seitens der Marine 1895 vor allem von einem Zweifrontenkrieg

gegen Frankreich und Russland ausgegangen, verlagerte sich der Fokus

zwei Jahre später mit Alfred von Tirpitz' Ernennung zum Leiter des
Reichsmarineamtes auf Großbritannien.4

Aus britischer Sicht bedrohte die Existenz der künstlichen Wasserstraße

daher den britischen Status Quo als vorherrschende Seemacht in der Nord-

2 David E. Nye prägte den Begriff der „technological foundation story" im Kontext
der USA in: America as Second Creation, S. 2.

3 Vgl. dazu Kennedy, Rise of the Anglo-German Antagonism, Ramsdon, Don't
Mention the War, Rüger, Revisiting the Anglo-German Antagonism, S. 579-613, u.
Seligmann, The Royal Navy and the German Threat.

4 Salewski, Die militärische Bedeutung des Nord-Ostsee-Kanals, S. 341 u. S. 346, u.
Sondhaus, Preparing for Weltpolitik, S. 200. - Vgl. dazu auch Mollin, „Schlachtflot-
tenbau" vor 1914, S. 167-185.
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see und trug zum deutsch-britischen Flottenwettrüsten vor dem Ersten
Weltkrieg bei.5 Bereits britische Presseberichte über die Feierlichkeiten zur

Kanaleröffnung, die laut Jan Rüger „eine Bühne zwischen den Nationen"

im britisch-deutschen Antagonismus darstellten, stilisierten die künstliche

Wasserstraße zu einer massiven Bedrohung für britische Sicherheitsinte-

ressen hoch.6 Der National Observer etwa postulierte, der Kanal „vollendet
das vereinte Deutschland."7 Chambers's ]ournal sah klar die militärische

Bedeutung der Wasserstraße, die „einen lange gehegten teutonischen

Traum Wirklichkeit werden ließ," da es doch ihre „strategische Bedeutung

[...] ist, die ihr in deutschen Augen den höchsten Wert einbringt."8 Der be-

kannte Redakteur, Publizist und Fachmann für maritime Strategiefragen
Archibald Hurd bezeichnete den Kanal metaphorisch gar als „die Hinter-

tür der [deutschen] Flotte."9 Die Lage des zweiten Hauptstützpunktes der

Kaiserlichen Deutschen Marine in Kiel am östlichen Kanaleingang verlieh
der Wasserstraße dabei ein erhöhtes Bedrohungspotenzial. 10 So bezeichne-
te etwa der Westminster Review Kiel als einen Hafen, der „stolz auf düstere

Maschinen der Zerstörung" sei. 11 Daher erscheint es weniger verwunder-

lich, dass ranghohe Royal Navy Offiziere Besuche zur Kieler Woche zu

Spionagezwecken nutzten, um einen tieferen Einblick in die deutsche Flot-
tenstärke zu gewinnen. 12

Das in der Wahrnehmung vieler Briten gestiegene Bedrohungspotenzial
des Kanals fand auch in der zeitgenössischen Populärkultur seinen Nie-

derschlag. Die künstliche Wasserstraße fungierte etwa als Kulisse in einer

Szene aus Erskine Childers' Roman Das Rätsel der Sandbank (1903), der ge-

mein hin als eines der bedeutendsten Beispiele des frühen britischen Spio-
nageromans gilt. Charles Carruthers, einer der beiden Protagonisten, be-

schreibt darin die Passage durch den Nord-Ostsee-Kanal mit viel Pathos:

„Zwei Tage lang fuhren wir langsam die mächtige Wasserstraße hinun-

ter, die strategische Verbindung zwischen den beiden Meeren Deutsch-

lands. Breit und gerade, die Ufer massiv befestigt, nachts elektrisch be-

leuchtet und heller als so manche Londoner Straße, von großen Kriegs-
schiffen und reichen Kaufleuten ebenso befahren wie von bescheidenen

Küstenfahrzeugen, ist sie das Symbol der neuen und gewaltigen Kraft, die,

5 Siehe Excubitor, British Reply, S. 461, Moody, Position in the North Sea, S. 490, u.
Wolf, Northern Question, S. 4.

6 Rüger, Great Naval Game, S. 199.
7 The Kiel Canal, in: National Observer (22. 6.1895), S. 152.
8 The Baltic and North Sea Ship-Canal, in: Chambers's Journal 12.90 (April 1895), S.

247-249.
9 Hurd, German Menace, S. 790.

10 Salewski, Kiel und die Marine, S. 273-286.
11 Todhunter, The Sound and the Skager Rack, S. 405.
12 Seligmann, Spies in Uniform, S. 110-111.
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kontrolliert vom Genie der Staatsmänner und Ingenieure, das Kaiserreich
unwiderstehlich dem Ziel maritimer Größe entgegentrieb."13

Während die Zeitschrift Academy and Literature den Roman als „eine bis

dahin ungeschriebene Seite in der jüngsten Geschichte unserer Beziehun-

gen zu Deutschland [...] von höchster Bedeutung für alle Engländer" be-

zeichnete,14 inspirierte Childers' Roman sogar zwei britische Offiziere,
Lieutenant Vivian Brandon und Captain Bernard Trench, im Jahr 1910 zu

einem ähnlichen Segelturn, einschließlich der Passage durch den Kanal.
Die deutschen Behörden wurden jedoch auf die beiden Offiziere aufmerk-

sam und nahmen sie an der deutschen Nordseeküste unter Spionagever-

dacht fest. 15 Bei der anschließenden Verhandlung vor dem Leipziger

Reichsgericht zog die Staatsanwaltschaft sogar Childers' Roman als Be-
weismittel zurate,16 und die Angeklagten wurden der Spionage für schul-

dig befunden und zu vier Jahren Haft verurteilt. 17
Ein ähnlicher Vorfall zwei Jahre später, bei dem es um vermeintliche

britische Spionage am Kanal ging, erregte großes Aufsehen in der briti-
schen Presse. Nach der Durchfahrt durch den Kanal wurde die Besatzung
der britischen Yacht Silver Crescent in Eckernförde unter dem Vorwurf der

Spionage zunächst festgenommen, kurz darauf aber wieder freigelassen.18
Der Daily Mirror druckte von einem Besatzungsmitglied während der Pas-

sage gemachte Fotos ab und stellte eine Verbindung zwischen deutscher

Anglophobie und den hohen Sicherheitsmaßnahmen um den Nord-Ostsee-
Kanal her. So betonte das Blatt, „eine Kamera irgendwo in der Nähe des

Kiel Kanals, besonders wenn sie die eines Engländers ist, versetzt den

Deutschen in Schrecken, der daraus unverzüglich schlussfolgert, dass die

betreffende Person ein Spion sein muss." 19

Die Verbreiterung des Kanalbetts und der Bau größerer Schleusen-
kammern zwischen 1907 und 1914 wurden dann sowohl seitens der briti-

schen Admiralität als auch seitens der Presse ebenfalls mit großer Sorge

verfolgt.20 Diese Baumaßnahmen erfolgten im Einklang mit Admiral Al-

13 Childers, Rätsel der Sandbank, S. 110.
14 Important New Novels, in: Academy and Literature, 1620 (23. 5.1903), S. 498.
15 The Alleged Espionage in Germany, in: The Times (26. 9.1910), S. 5.
16 Seed, Erskine Childers, S. 70-71.
17 The Final Hearing, in: The Times (23.12.1910), S. 8.
18 Arrest of Englishmen Near Kiel, in: The Times (6. 8. 1912), S. 5, The Kiel Spy Case,

in: The Times (7. 8.1912), S. 6, u. Release of the „Spies," in: The Times (9. 8.1912), S.
4.

19 Photographs On Which the Germans Founded a Charge of Espionage, in: Daily
Mirror (10. 8.1912), S. 1.

20 Siehe dazu: The Kiel Canal, in: The Times (29. 4. 1907), S. 5, The Kiel Canal, in: The
Times (26.10.1909), S. 5, Kiel Canal Developments, in: The Times (8. 4.1914), S. 7,u.
The Kiel Canal Exit, in: The Times (11. 4. 1914), S. 7. - Siehe etwa die marinenach-
richtendienstlichen Berichte britischer Marineoffiziere von Schiffen der Royal Navy,
die an den Feierlichkeiten zur Wiedereröffnung des Kanal nach seiner Verbreite-
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fred von Tirpitz' Flottenplanungen, welche unter anderem den Bau einer
Flottille von Schlachtschiffen der Nassau-Klasse - der deutschen Antwort

auf die britischen Dreadnoughts - vorsahen und die britische Vormacht-

stellung in der Nordsee noch weiter zu gefährden drohten. Nach dem En-

de des Ersten Weltkrieges kam dem Nord-Ostsee-Kanal allerdings auf-

grund der dem Deutschen Reich durch den Versailler Vertrag auferlegten

Rüstungsbeschränkungen eine vorrübergehend nur relativ geringe strate-

gische Rolle zu, was unter anderem zu seiner Verwahrlosung führte. Ab
November 1938 stieg seine strategische Bedeutung dann wieder. So nahm

der Kanal eine zentrale Stellung in Adolf Hitlers Plan Z ein, der im Zuge
des Aufbaus einer großen Flotte den weiteren Kanalausbau vorsah. Der

Ausbruch des Zweiten Weltkrieges kam der Umsetzung dieser Baumaß-

nahmen am Kanal jedoch zuvor.21
Auf britischer Seite schenkte man dem Nord-Ostsee-Kanal bereits ab

1937 im Zuge anlaufender Planungen für einen möglichen Krieg mit dem

Deutschen Reich wieder erhöhte Aufmerksamkeit. Einer der insgesamt 16

Western Air (W.A.) Plans, die der Planungsstab (Plans Division) des Air
Ministry zwischen Oktober 1937 und Juli 1939 für das Oberkommando der

britischen Bomberflotte (Bomber Command) anfertigte, befasste sich aus-

schließlich mit dem Nord-Ostsee-Kanal. W.A.9 („Employment of Our Stri-

king Force in Attack on the Kiel Canal"; auch unter dem Titel „Plans for

Putting the Kiel Canal out of Action" geführt) spielte einige auf RAF Ope-
rationen beruhende Szenarien zum Außerkraftsetzen des Kanals wie die

Bombardierung von Schiffen im Kanal oder den Schleusenkammern sowie
das Abwerfen von Minen in der künstlichen Wasserstraße durch.22 Bereits

im Oktober 1938 erkannte aber auch die deutsche Seekriegsleitung (SKL)
die hohe Verwundbarkeit des Kanals durch Luftangriffe.23

rung im Juni 1914 teilnahmen in TNA, ADM 137/1013. - Siehe auch Seligmann,
Spies in Uniform, S. 194.

21 Kiel Canal to Be Widened, in: The Times (16. 2. 1939), S. 14, Salewski, Die militäri-
sche Bedeutung des Nord-Ostsee-Kanals, S. 361-362, u. Troitzsch, Baugeschichte, S.
140-158. - Zur Dreadnought siehe auch Rüger, Symbolic Value, S. 9-18, u. Epken-
hans, „Dreadnought," S. 79-91.

22 Plan W.A.9. Employment of Our Striking Force in Attack on the Kiel Canal, Juli
1939, TNA, AIR 9/127. - Frühere Entwürfe befinden sich in TNA, AIR 2/2772, AIR
9/198 und AIR 20/293. - Smith, British Air Strategy, S. 94-105, 229-305, Webster/
Frankland, Strategie Air Offensive, S. 86 u. S. 94. - Zur britischen Seestrategie der
Zwischenkriegszeit gegenüber Deutschland siehe auch Bell, Royal Navy, S. 99-115.

23 SKL, Seekriegsführung gegen England und die sich daraus ergebenden Forderun-
gen für die strategische Zielsetzung und den Aufbau der Kriegsmarine, 25. 10.
1938, in: Die deutsche Seekriegsleitung 1935-1945, S. 36.
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Der britische Angriff vom 4. September 1939: Die Operation

und ihre anfängliche propagandistische Nutzung

Am Tag nach der britischen Kriegserklärung ordnete das Bomber Com-

mand einen Luftschlag gegen deutsche Kriegsschiffe auf Brunsbüttel Ree-

de an. Vierzehn Vickers Wellington Bomber griffen die Kreuzer Gneisenau
und Scharnhorst an, die laut britischer Informationen in der Elbmündung

vor Anker lagen.24 Die Operation war jedoch wenig erfolgreich und fügte
der RAF beträchtliche Verluste zu: „Wenig ist über die Angriffe der Wel-

lingtons auf Schiffe in der Einfahrt zum Kiel Kanal in Brunsbüttel be-

kannt," hieß es im Kriegstagebuch des Bomber Commands. Wegen widri-

ger Witterungsbedingungen konnten fünf Bomber ihre Ziele nicht identifi-

zieren. Lediglich vier Bomberbesatzungen gelang eine Identifikation ihrer

Ziele. Zwei Wellington Bomber galten zudem als verschollen, und auf-

grund eines „Navigationsfehlers" bombardierten zwei Bomber fälschli-

cherweise die Stadt Esbjerg im neutralen Dänemark.25

Während des Angriffs stießen die Vickers Wellingtons auf starke Ge-

genwehr durch Flak und Messerschmitt Me-109 Jäger.26 Die SKL vermerkte

in ihrem Kriegstagebuch, dass sich die Gneisenau erfolgreich gegen drei

angreifende britische Bomber verteidigt habe. Ein Lotsenschoner habe spä-

ter zwei verletzte und einen toten britischen Soldaten geborgen.27 Obwohl

das Air Ministry anfänglich vor „vorschnellen Rückschlüssen" nach nur

einer militärischen Operation warnte,28 hatte der Angriff vom 4. September

1939 eindringlich vor Augen geführt, dass im Tiefflug bei Tageslicht ausge-

führte Missionen gegen Großkampfschiffe zu verlustreich waren. In Folge

der Operation vor Brunsbüttel schwenkte das Bomber Command daher in

seiner Strategie zusehends von Tages- auf Nachtangriffe um. Erst gegen
Ende des Krieges, als die Alliierten die Hoheit über den deutschen Luft-

raum erlangten und die Bombardements eine wesentliche Säule des Alli-

ierten Sieges markierten, wich die RAF von dieser Taktik wieder ab.29

Trotz seines Misserfolges versuchten das Air Ministry und die RAF -

mit Hilfe des erst kürzlich wiederbelebten Mol -, den Mythos der ersten

erfolgreichen britischen Militäroperation des Krieges gegen Ziele im Deut-

schen Reich zu schaffen und zu propagieren. Dabei konnten sie auf das

große Bedrohungspotenzial, welches der Nord-Ostsee-Kanal für britische

24 Air Ministry Tactical Memorandum No. 1, n.d., TNA, AIR 14/208, S. 1-2, Short,
Screening the Propaganda, S. 35.

25 Bomber Command War Diaries, S. 22.
26 Air Ministry Tactical Memorandum No. 1, S. 1-2.
27 Kriegstagebuch der Seekriegsleitung 1939-1945,Teil A, Bd. 1, S. 40.
28 Air Ministry Tactical Memorandum No. 1, S. 3.
29 Webster/Frankland, Strategie Air Offensive, S. 190-212, u. Overy, Why the Allies

Won, S. 133.
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Sicherheitsinteressen in der Nordsee seit seiner Gründung verkörperte, zu-

rückgreifen. Die Propagandakampagne begann, wie viele zur Zeit des
Zweiten Weltkrieges, in der Presse.30

Am 5. September 1939 veröffentlichte das Mol eine Pressemitteilung in

Tageszeitungen, die Leser über den „erfolgreichen Angriff" britischer

Flugzeuge auf deutsche Kriegsschiffe auf Brunsbüttel Reede informierte.

Der Angriff, so das Statement, habe der Gneisenau „schweren Schaden" zu-

gefügt und auf Seiten der RAF zu „einigen Verwundeten" geführt.31 Ganz

im Duktus der offiziellen Verlautbarung titelte die Zeitung Daily Mail:

„Kiel Canal Is Bombed by R.A.F. - Direct Hits on Two Warships."32 Im
Manchester Guardian pries der Experte für Militär- und Strategiefragen Ma-

jor F. A. de V. Robertson die Mission sowohl als „ritterliche Angelegenheit"

als auch als „eine bedeutende Demonstration der Schlagkraft der schweren
britischen Bomber sowie ihrer Zielgenauigkeit" an.33

Zudem veröffentlichten Zeitungen Artikel, welche die an der Mission

teilnehmenden Soldaten sowie die Operation selbst glorifizierten und zu-

gleich den zweifelhaften Erfolg des Angriffs herunterspielten: „Das erste

Flugzeug wurde von einer Granathülse getroffen, die fast die Hose des

Funkers versengte", berichtete etwa die Londoner Times. „Zwei Kerosin-

tanks wurden perforiert und Teile des Flugzeugrumpfes weggeschossen,
aber die Maschine schaffte es trotz alledem sicher zurück zu ihrem Hei-

matstützpunkt und landete ohne Zwischenfall."34

Derartige Presseberichte verdeutlichen, dass sich das hehre Prinzip des

Mol, „[jjedwede britische Publizität sollte wahrheitsgetreu und objektiv

sein", bereits während der ersten Kampfhandlungen als äußerst unrealis-
tisch erwies.35 Zudem belegen sie Tami Davis Biddles allgemeine Feststel-

lung, dass „[ajggressive Argumente für den Weiterbestand unabhängiger
Luftstreitkräfte dabei halfen, ein Muster von Übertreibungen zu etablieren,

das schlussendlich dazu beitrug, eine Kluft zwischen der deklaratorischen

Strategie der RAF und ihrer tatsächlichen Möglichkeiten entstehen zu las-
sen."36

Neben ihrer Rolle in der externen Propagandakampagne nutzten das

Air Ministry und die RAF die Brunsbüttel-Aktion aber auch intern in der

RAF Publikation Flight, um Mitglieder der britischen Luftwaffe aus weißen

30 Connelly, British People, S. 39-58.
31 German Fleet Bombed, in: The Times (5. 9. 1939), S. 8, u. R.A.F. Attacks German

Battleships, in: Manchester Guardian (5. 9. 1939), S. 7.
32 Kiel Canal Is Bombed by R.A.F., in: Daily Mirror (5. 9. 1939), S. 1.
33 V. Robertson, Bombing of Kiel, S. 7.
34 Kiel Canal Raid, in: The Times (15. 9.1939), S. 8.
35 Hugh Macmillan, Propaganda. An Appreciation of Action Taken and Its Effect. Ist

Weekly Report submitted by the Minister of Information covering the period up to
the 17th Sept. 1939, 21. 9.1939, TNA, CAB 68/1/15, S. 2.

36 Biddle, Rhetoric and Reality, S. 69.
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Dominions wie Australien, Neuseeland oder Kanada besser zu integrieren.

Während das Flight Magazin eingangs auf relativ moderate Art und Weise
über den Angriff berichtete, den Vorfall in Esbjerg eingeschlossen, wurde

seine Berichterstattung danach zunehmend propagandistischer.37 Ein Arti-

kel in der Flight Ausgabe vom 21. September 1939 betonte die Herkunft

zahlreicher, am Angriff vor Brunsbüttel beteiligter Crewmitglieder aus ver-
schiedenen Teilen der Britischen Inseln, inklusive Irlands, sowie den Do-

minions Australien, Neuseeland und Kanada.38 Derartige Versuche der

Steigerung der Moral und des Zusammengehörigkeitsgefühls innerhalb
der RAF müssen im Kontext einer gezielten Ausweitung einer britischen

„nationalen Identität" über die physischen Grenzen der Britischen Inseln
hinaus auf die Nationen des Commonwealth gesehen werden.39 Insbeson-
dere der Umstand, dass der Kolonialmacht Großbritannien seitens der

Dominions 1939 nicht mehr die gleiche Bedeutung beigemessen wurde wie

zu Beginn des Ersten Weltkrieges, ließen diese Bestrebungen äußerst wich-

tig erscheinen.40

Der offenkundig geringe Wahrheitsgehalt der britischen Propaganda

veranlasste aber selbst die britische Regierung zu einer kritischen Haltung

gegenüber der Darstellung der Operation vor Brünsbüttel in der britischen
Presse. Da das Mol gerade erst am Tag des Angriffs wieder etabliert wor-
den war, lief die Zusammenarbeit zwischen dem Ministerium und der

RAF noch nicht reibungslos. Während eines Treffens des Kriegskabinetts

kritisierte Premierminister Neville Chamberlain daher persönlich das
Brunsbüttel-Statement des Mol als „irreführend", weil es „den Eindruck

erweckte, dass unsere Verluste geringer waren, als es den Tatsachen ent-

sprach."41 Es waren aber insbesondere deutsche Presseberichte, die Zweifel

am Wahrheitsgehalt der britischen Darstellung des Angriffs vor Brunsbüt-

tel hegten.42 Es erscheint wenig überraschend, dass die deutsche Presse die

britische Verletzung der dänischen Neutralität durch die versehentliche

Bombardierung Esbjergs auf das Schärfste verurteilte und voller Schaden-

freude über die anschließende Entschuldigung der britischen Regierung in

Kopenhagen berichtete.43 Das Chamberlain Kabinett ordnete daraufhin ei-

37 The Kiel Raid, in: Flight (14. 9. 1939), S. 244, u. The War in the Air, in: Flight (21. 9.
1939), S. 257-258.

38 The War in the Air, S. 257.
39 Vgl. dazu Linda Colley, Britons, u. Richards, Films and British National Identity.
40 Ovendale, „Appeasement," S. 316. - Vgl. dazu auch Francis, The Flyer, S. 6, u.

Webster, Englishness and Empire, S. 25.
41 Conclusions of a Meeting of the War Cabinet held on Friday, September 15,1939, at

11-45 A.M., TNA, CAB 65/1/16, Minute 2, S. 121.
42 Ein richtiggestellter „Heeresbericht," in: Kieler Neueste Nachrichten (6. 9. 1939), S.

3.
43 Mittel der Hölle, in: Nordische Rundschau (5. 9. 1939), S. 1. - Siehe auch Die Briten

entschuldigen sich, in: Nordische Rundschau (7. 9. 1939), S. 2, Britischer Bomben-
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ne Untersuchung der Kommunikation zwischen dem Militär und dem Mol

durch den Lordsiegelbewahrer, Sir Samuel Hoare, und den Minister für In-

formation, Lord Hugh Macmillan, an.44 Diese Untersuchungen veranlass-

ten das Kabinett dann dazu, sich eingehend mit den Kompetenzen der ein-

zelnen Teilstreitkräfte gegenüber dem Mol im Hinblick auf Pressearbeit

und Publizität zu beschäftigen, und bedingten letztlich eine Neuorganisa-
tion des Mol 45

The Lion Has Wings:

Der Angriff vor Brunsbüttel auf Zelluloid

Trotz des sehr begrenzten Erfolges bei der anfänglichen propagandisti-

schen Nutzung der RAF-Mission vom 4. September 1939 in der Tagespres-
se gebührte ihr in der Folgezeit sogar noch mehr Aufmerksamkeit. So ent-

hielt der erste britische Propagandafilm des Zweiten Weltkrieges, The Lion

Has Wings, eine Rekonstruktion dieses Kampfeinsatzes. Zwei Faktoren hat-

ten dabei wesentlichen Anteil an der weiteren Popularisierung dieses My-

thos: „Als die populärste und universellste Form der Massenunterhaltung
zwischen den 1920er und den 1950er Jahren," wie der Historiker James

Chapman allgemein feststellte, steigerte zum einen das Medium Film die

Popularisierung des Brunsbüttel-Mythos.46 Zum anderen trug die hohe
Popularität von The Lion Has Wings, der zu den drei erfolgreichsten briti-

abwurf über Dänemark, in: Nordische Rundschau (5. 9. 1939), S. 2, London muß
sich in Kopenhagen entschuldigen, in: Kieler Neueste Nachrichten (7. 9. 1939), S. 1-
2, Skrupellose englische Neutralitätsverletzungen, in: Kieler Neueste Nachrichten
(5. 9. 1939), S. 2. - Siehe dazu auch die britische Seite: Kiel Raid a Big Success, in:
Daily Mirror (7. 9.1939), S. 4.

44 Conclusions of a Meeting of the War Cabinet held on Friday, September 15, 1939, at
11-45 A.M., Minute 2, S. 121.

45 Siehe z. B. Conclusions of a Meeting of the War Cabinet held at 10 Downing Street,
S.W.l, on Wednesday, September 6, 1939, at 11-30 A.M., TNA, CAB 65/1/5, Minute
9, S. 32; Conclusions of a Meeting of the War Cabinet held on Tuesday, September
12, 1939, at 11.30 A.M., TNA, CAB 65/1/13, Minute 4, S. 94; Conclusions of a
Meeting of the War Cabinet held at 10 Downing Street, S.W.l, on Saturday,
September 16, 1939, at 11-30 A.M., TNA, CAB 65/1/17, Minute 2, S. 129; Hugh
Macmillan, The Question of Responsibility for the Supply of News to the Press.
Memorandum by the Minister of Information, 18. 9. 1939, TNA, CAB 67/1/12, S. 1;
Conclusions of a Meeting of the War Cabinet held at 10 Downing Street, SW 1, on
Thursday, September 28, 1939, at 11.30 A.M., TNA, CAB 65/1/30, Minute 15, S. 238-
239; Hugh Macmillan, Arrangements for Distribution of News and Censorship.
Memorandum by the Minister of Information, 28. 9. 1939, TNA, CAB, 67/1/23; Hugh
Macmillan, Propaganda. Appreciation of Action Taken and Its Effect. Second
Report submitted by the Minister of Information, covering the period 17 September
to 29 October', 2.11. 1939, TNA, CAB 68/2/25, S.l.

46 Chapman, British at War, S. 2.
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sehen Spielfilmen des Jahres 1939 zählte, in besonderem Maße zum weite-

ren Mythologisieren des Einsatzes bei.47 Zudem erschien ein Begleitbuch
zum Film, und das Informationsministerium unterstützte die Vermarktung

von The Lion Has Wings im In- und Ausland. So stellte das Mol „mobile Ki-

nowagen" in entlegenen Regionen Schottlands bereit, finanzierte die Un-

tertitelung bzw. Synchronisation des Films ins Italienische, Portugiesische,

Spanische und Türkische und vertrieb Verleihkopien in Australien, Ägyp-

ten, Belgien, Frankreich, Indien, Kanada, Neuseeland, Portugal, der

Schweiz, Singapur, Skandinavien, Spanien, Südafrika sowie den Vereinig-
ten Staaten.48

Neben ökonomischen Erwägungen (die USA waren der weltweit be-

deutendste Filmmarkt) war die starke propagandistische Fokussierung auf

die Vereinigten Staaten aber vor allem politisches Kalkül: So folgte die Re-

gierung Franklin Delano Rooselvelts zu Kriegsbeginn noch einer strikten

Neutralitätspolitik, und die galt es aus britischer Sicht aufzuweichen.
Selbst große nationale Tageszeitungen wie die New York Times vermieden

in ihrer Berichterstattung über das britische Bombardement vor Brunsbüt-

tel jegliche Parteinahme.49 The Lion Has Wings bot nun britischen Regie-

rungsstellen die Möglichkeit, Einfluss auf die öffentliche Meinung jenseits

des Atlantiks zu nehmen, wo bereits die Ankündigung des Produktionsbe-

ginns von Kordas Film große Aufmerksamkeit erregte.50
Obwohl weder die RAF noch das Air Ministry oder das Mol wesentli-

chen Einfluss auf die Produzenten und Regisseure des Filmes nehmen

konnten, ähnelte die Grundaussage von The Lion Has Wings, der am 3. No-

vember 1939 seine Premiere feierte, stark dem Tenor der offiziell gesteuer-

ten Presseberichterstattung über den Angriff vor Brunsbüttel.51 Daher

avancierte der Film zu einem wichtigen Propagandavehikel in der Früh-

phase des Zweiten Weltkrieges, des sogenannten „Sitzkrieges", die rar an

Kampfhandlungen war und sich durch eine mangelnde Moral vieler Briten

auszeichnete.52 Der Informationsminister persönlich beklagte die geringe

Anzahl von Kampfeinsätzen während dieser Kriegsphase.53

Der britsche Filmmogul Alexander Korda, die treibende Kraft hinter

The Lion Has Wings, war bezüglich eines Propagandafilmes an das Mol he-

47 Aldgate/Richards, Britain Can Take It, S. 335-336.
48 Chapman, British at War, S. 64, Macmillan, Arrangements for Distribution of News

and Censorship, S. 1, Ware, Lion Has Wings, World-Wide Distribution of R.A.F.
Film, in: The Times (24. 11.1939), S. 6.

49 Birchall, British Raid Fleet, S. 1, Tolischus, German Version, S. 6, Kuhn Jr., Britain
Continues, S. 5, u. ders., First Nazi Planes, S. 4.

50 Cull, Selling War, S. 38-57, Britons Making War Film with Merle Oberon Star, in:
New York Times (9. 9.1939), S. 8, u. Crowther, Film Star, S. 139.

51 Dalrymple, Crown Film Unit, S. 209-10, u. MacKenzie, British War Films, S. 28.
52 McLaine, S. 34-60.
53 Macmillan, The Question of Responsibility for the Supply of News to the Press, S. 2.
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rangetreten.54 Sir Joseph Ball, der designierte Leiter der Filmabteilung
(Films Division) des Informationsministeriums, unterstützte Kordas Pro-

jekt unter anderem durch die Kontaktaufnahme zum Air Ministry und der

RAF. Im Gegenzug sicherte Korda der britschen Regierung eine Gewinnbe-

teiligung an den Einnahmen aus der FilmVermarktung zu.55 Da sich das
erst kürzlich wieder einberufene Mol noch im Aufbau befand, existierten

zum Zeitpunkt der Produktion von The Lion Has Wings noch keine offiziel-
len Richtlinien für Filmpropaganda. Ian Dalrymple entwickelte das Dreh-
buch gemeinsam mit Adrian Brunei und dem Gaumont British News Wo-

chenschausprecher E. V. H. Emmett, der auch den Filmkommentar sprach.

Als Schauspieler wirkten unter anderem die Stars Merle Oberon und Ralph
Richardson am Film mit.56 Die gesamte Produktionszeit belief sich auf ge-
rade einmal sechs Wochen.57

Der Film vermengte Fakten und Fiktion durch eine Kombination aus

neu aufgenommenen Studioszenen, Originalaufnahmen des Brunsbütteier

Einsatzes sowie Filmsequenzen aus Wochenschauen und Dokumentarfil-

men. Das Listener Magazin der British Broadcasting Corporation (BBC) be-

zeichnete The Lion Has Wings deshalb auch als ,,[e]ine Mischung [...] von
Story und Dokumentarfilm."58 Durch Zufall filmte Michael Powell, einer

der vier Regisseure des Films, die Vorbereitung und den Start von neun

der am Angriff auf die vor Brunsbüttel ankernden Schiffe beteiligten Vi-

ckers Wellington Bomber auf dem Luftwaffenstützpunkt Mildenhall. Das

Material gehört zu den wenigen erhaltenen Originalaufnahmen der Opera-
tion.59

In der ersten Filmhälfte zeigt The Lion Has Wings eine Rekonstruktion
des Angriffs auf die Schiffe vor Brunsbüttel als ein positives Beispiel für

die Schlagkraft des Bomber Commands, während der zweite Abschnitt das

RAF-Oberkommando der Jagd- und Abfangjäger (Fighter Command) bei

der Verteidigung des britischen Luftraumes gegen die deutsche Luftwaffe

in Szene setzt. The Lion Has Wings suggeriert, dass die Mission vor Bruns-
büttel ein Meisterstück britischer Luftstrategie gewesen sei. Der Film

macht die Zuschauer glauben, dass das Bomber Command über eine her-

vorragende Ausrüstung verfügte und gerade durch die neuen Vickers Wel-

54 Drazin, Korda, S. 220-228.
55 Aldgate/Richards, Britain Can Take It, S. 21-24.
56 Aldgate/Richards, Britain Can Take It, S. 21-27, Chapman, British at War, S. 62, u.

MacKenzie, British War Films, S. 27-28.
57 The Lion Has Wings (1939), in: Monthly Film Bulletin 6.71 (1939), S. 201.
58 Film Guide, in: Listener (23.11.1939), S. 1023.
59 Ian Dalrymple, On the Lion Having Wings, in: Cine-Technician (Februar-März

1940), S. 12, u. Powell, A Life, S. 335. - Auszug aus einem Brief von Christopher
Brunei an Adrian Brunei, 2. 12. 1939, abgedruckt in: Mass-Observation at the Mo-
vies, S. 327-329 (hier S. 328).
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lington Bomber zu jeder Zeit in der Lage sei, Ziele im Deutschen Reich ef-
fektiv zu bekämpfen.

Neben seiner Glorifizierung der neuesten britischen Bomber stilisierte

The Lion Has Wings die teilnehmenden Besatzungen zu den ersten briti-

schen Helden des Zweiten Weltkrieges hoch. Bilder eines Besatzungsmit-

gliedes, das die Worte „One for Adolf" auf eine 500 Pfund Bombe schreibt,

suggerieren zudem ein hohes Maß an Humor auf Seiten der britischen
Luftwaffensoldaten. Eine Filmrezension in der Tageszeitung Manchester

Guardian „begrüßte insbesondere die humoristischen Einlagen, die die Un-
terschiede zwischen britischen und Nazi Methoden" verdeutlichten.60 Die-

ser Vergleich spielte auf deutsche Presseberichte wie den folgenden an, der
einen an der Abwehr des britischen Angriffs beteiligten deutschen Luft-

waffenpiloten mit den Worten würdigte: „Er darf den Ruhm für sich in

Anspruch nehmen, als erster einen ,Tommy' abgeschossen zu haben."61

Übernahmen Schauspieler die Rollen der britischen Bombercrews im Film,

so zeigt eine mit pompöser Musik unterlegte Szene am Ende der Rekon-

struktion des Angriffs vor Dithmarschen einige der wirklich am Einsatz be-

teiligten Besatzungen.
In Kordas Film fungiert der Nord-Ostsee-Kanal so als eine Kulisse für

die Idolisierung britischer Flieger. Dabei bediente sich The Lion Has Wings

der großen Popularität, die Piloten in Großbritannien seit den 1920er Jah-

ren genossen und war bahnbrechend für die weitere britische Propaganda

des Zweiten Weltkrieges.62 „Die Figur des Fliegers schrieb der Luftfahrt

Bedeutungen zu und etablierte Verbindungen zwischen spezifischen De-

batten über technologische Innovationen und weitere Diskurse über das
Individuum im zeitgenössischen Großbritannien", postulierte der Histori-

ker Bernhard Rieger allgemein für die Zwischenkriegszeit.63 Auf ähnliche

Art und Weise agierten die Flugzeugführer und -Besatzungen in Kordas
Film als Mediatoren, die Briten die Gründe für den Eintritt ihres Landes in

den Krieg mit dem Deutschen Reich unter anderem am Beispiel des An-

griffs vor Dithmarschen erklärten. Gleichzeitig verschmolzen sie aber auch
die Verbindung von Luftfahrt und Nationalismus weiter, indem sie die Be-

deutung einer aufstrebenden RAF für ein militärisch schlagkräftiges Groß-
britannien herausstellten.64 Dabei unterstützte The Lion Has Wings den An-

spruch und die Behauptung des Air Ministry, die britische Luftwaffe stün-

60 The Lion Has Wings, in: Manchester Guardian (31. 10.1939), S. 6.
61 Als Erster einen „Tommy" abgeschossen, in: Nordische Rundschau (6. 9. 1939), S. 2.

- Der Artikel erschien ebenfalls in anderen Tageszeitungen: Deutscher Flugzeug-
führer berichtet, in: Kieler Neueste Nachrichten (6. 9.1939), S. 3.

62 Edgerton, England and the Aeroplane, S. 59.
63 Rieger, Technology and the Culture of Modernity, S. 116.
64 Zur Verbindung von Nationalismus, Film und Luftfahrt siehe Paris, Wright Bro-

thers to Top Gun.
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de auf einer Stufe mit der Royal Navy der in Großbritannien traditionell
prestigeträchtigsten Teilstreitkraft.65

The Lion Has Wings sprach aber auch eine moralische Ebene an. E. V. H.

Emmett betonte im Film, dass die Wellington Bomber „ihre Bomben nicht

auf unwehrhafte Städte, sondern auf einen stark geschützten Marinestütz-

punkt abwarfen, ein legitimes Ziel moderner Kriegsführung, ein Ziel, das

vor Flugabwehrkanonen strotzte und von Abfangjägern geschützt wurde."

Der Sprecher resümierte, die angreifenden britischen Flugzeuge „rissen die
erste blutende Wunde eines Krieges, den sie nicht verschuldet hatten. Es

war ein Himmelsepos, ausgeführt mit [...] beispiellosem Mut." Diese Aus-
sage stellte einen Rückbezug zum Beginn des Films her, der Bilder friedlie-

bender, an Sport- und anderen Freizeitaktivitäten teilhabender Briten zeigt
und ihnen eine militarisierte deutsche Gesellschaft gegenüberstellt. Diese
Darstellung der britischen Gesellschaft bediente sich eines weitverbreiteten

zeitgenössischen Mythos von Großbritannien als einem „peaceable king-

dom", einem friedfertigen Königreich. Vor dem Hintergrund akuter Ängs-
te vor einer Brutalisierung der britischen Gesellschaft durch von den

Schlachtfeldern heimkehrende Soldaten imaginierten viele Briten in der

Folge des Ersten Weltkrieges so ihr Land und seine Werte in Abgrenzung
von einem aggressiven, preußisch-deutschen Militarismus.66

Die in The Lion Has Wings propagierten Bilder sowohl vom westlichen

Kanaleingang als einem gut verteidigten Marinestützpunkt als auch und

insbesondere von der durch die RAF verfolgten Strategie des Präzisions-

bombens („precision bombing") standen in einem starken Gegensatz zu

den strategischen und politischen Realitäten. Trotz wiederholter öffentli-

cher Bekundungen aus den Reihen von Neville Chamberlains Kabinett, die

RAF zur Vermeidung von Kollateralschäden nur militärische Ziele angrei-
fen zu lassen, existierte keine eindeutige Definition, was genau denn ein

legitimes Angriffsziel konstitutiere.67

Debatten innerhalb des Air Ministry und zwischen dem Ministerium,
der Admiralität und dem Außenministerium über die zum Außerkraftset-

zen des Nord-Ostsee-Kanals durchzuführenden Maßnahmen verdeutli-

chen den ambivalenten Kurs der Regierung im Hinblick auf „precision

bombing" besonders eindringlich. So sah sich der Planungsstab des briti-
schen Luftwaffenministeriums mit einem ernsthaften Dilemma konfron-

tiert, als man die Bombardierung von Schiffen in den Brunsbütteier

Schleusen im Einklang mit Plan W.A. 9 in Betracht zog. Zwar stellten die

Schleusenanlagen „nach geltendem internationalen Recht [...] ein legitimes

Ziel" dar, wie es im Dokument W.A. 9 hieß, solange das Bomber Com-

65 Bell, Royal Navy, S. XV, u. Edgerton, England and the Aeroplane.
66 Lawrence, Forging a Peaceable Kingdom, S. 557-589.
67 Webster/Frankland, Strategie Air Offensive, S. 99, u. Preservation of Civilian Life,

in: The Times (4. 9.1939), S. 4.
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mand dort Kriegs- oder Versorgungsschiffe angriff. Gleichzeitig erhöhte

jedoch die Kanalpassage vieler Handelsschiffe aus Deutschland und neu-
tralen Nationen drastisch die Wahrscheinlichkeit eines zufälligen, und

nach internationalem Recht unzulässigen britischen Angriffs auf Non-

Kombattanten. Der zuständige Planungsstab des Air Ministry schlug vor,
dieses Problem zu einem erheblichen Teil durch eine bewusste Täuschung

der an einem solchen Kampfeinsatz beteiligten Bomberbesatzungen über

ihre wirklichen Angriffsziele zu lösen.68 W.A. 9 kam so der offiziellen Auf-

gabe des „precision bombing" durch die britische Luftwaffe um über zwei
Jahre zuvor.69 Im Gegensatz dazu stimmten das Außenministerium und

das Kriegskabinett dem Einsatz von Magnetminen, die potenziell auch
Non-Kombattanten Schäden zuführen konnten, erst im April 1940 zu.70

Während Rezensionen von The Lion Has Wings in der Tages- und Fach-

presse im Großen und Ganzen positiv ausfielen und geradezu vor patrioti-
schem Pflichtbewusstsein strotzten,71 war der Ton „privater" Zuschauerre-

aktionen sehr viel kritischer. Laut einer Untersuchung des britischen Sozi-

alforschungsinstitutes Mass-Observation vom Dezember 1939 kritisierten
Zuschauer insbesondere die exzessive Verwendung von Archivmaterial -

unter anderem vom RAF-Einsatz vor Brunsbüttel - aus Spielfilmen und

Wochenschauen in Kordas Film und missbilligten seinen stark propagan-
distischen Tenor sowie Schwächen in seiner Handlung.72 Der Umstand,

dass die Wochenschau Gaumont British News bereits in ihrer Ausgabe vom

17. September 1939 (ebenfalls mit E. V. H. Emmett als Sprecher) über die
erste britische Kampfoperation des Krieges berichtet hatte, erklärt zum Teil

den hohen Wiedererkennungswert der Brunsbüttel-Sequenz.73

Kritik an The Lion Has Wings, vor allem an seiner propagandistischen
Botschaft, wurde aber besonders aus dem Deutschen Reich laut. So lud

Kordas Film aufgrund einiger Ungenauigkeiten und Unwahrheiten das na-

tionalsozialistische Regime geradezu zur Kritik ein. Artikel in deutschen

Presseorganen sahen dabei insbesondere die offenkundige Verwechslung
der Stadt Kiel mit dem Kiel Kanal sowie den fortwährenden, falschen Be-

zug auf „den Angriff auf Kiel" in The Lion Has Wings und der britischen

Tagespresse als ein repräsentatives Beispiel für die Unaufrichtigkeit der

68 Plan W.A.9, S. 14.
69 Langenbacher, Allies in World War II, S. 121.
70 Plan W.A.9, S. 13; W.M. (40) lOOth Conclusions, Minute 2, Confidential Annex, 22.

4.1940, TNA, CAB 65/12/31, S. 1-2.
71 Lejeune, Lion Has Wings, S. 11, The Lion Has Wings, in: The Times (31.10.1939), S.

4, Margrave, King „Steals" the Kiel Film, S. 7, u. We Make No Apology, in: Daily
Mirror (3.11.1939), S. 12.

72 The Lion Has Wings, December 1939, Mass-Observation Archive, FR15, in: Mass-
Observation at the Movies, S. 312, S. 315-316 u. S. 318-319.

73 Harrison, Films and the Home Front, S. 237.
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britischen Propaganda.74 Die RAF griff die Stadt Kiel in der Tat nicht wäh-
rend ihrer Mission vom 4. September 1939 an, sondern erst im weiteren

Kriegsverlauf. 75 Die Rolle der Fördestadt als Teilkulisse des Films The Spy
in Black (1939), der nur wenige Wochen vor dem Beginn des Zweiten Welt-
krieges anlief, mag zu diesem Missverständnis seitens der britischen Me-

dien beigetragen haben.

Als Replik auf die angebliche Bombardierung Kiels lud das Reichsmi-

nisterium für Volksaufklärung und Propaganda (RMVP) eine Gruppe von
Journalisten aus neutralen Nationen ein, um den Ort des vermeintlichen

Bomardements vom 4. September 1939 in Augenschein zu nehmen. „Die

Legende von dem Bombenangriff auf Kiel ist in ein neues Stadium getre-
ten", berichteten daraufhin die Kieler Neuesten Nachrichten:

„Dieser Film kann getrost auch im Auslande laufen. Auch das dümmste

Publikum muß merken, daß von dem Bombenangriff auf Kiel nichts zu se-

hen war. Der britische Luftfahrtminister wußte im Unterhaus ja auch nichts

zu erzählen. Die Kieler, die es eigentlich wissen müßten, sind völlig ah-
nungslos. Die neutralen Journalisten, die die Erfolge hätten sehen müssen,

konnten auch nichts feststellen. Der ,geniale' Filmregisseur Korda wußte

dem Publikum zu seinem Leidwesen ebenfalls nichts zu zeigen. Es bleibt

als Ergebnis: Film wie Bombenangriff sind plumpester Schwindel - denn
der fliegende Löwe war viel zu müde!"76

Im folgenden Jahr bediente sich das RMVP dann sogar des Films The

Lion Has Wings als Negativbeispiel in seiner Werbekampagne für Elans

Bertrams Propagandafilm Feuertaufe.77 Die britische Presse reagierte indes
umgehend auf derartige Kritik, und der Observer versuchte seinerseits
deutsche Radiokommentare, die Kordas Film als „Zelluloidmärchen" be-

zeichneten, zu Werbungszwecken für The Lion Has Wings zu nutzen.78

Schlussbetrachtung und Ausblick

Trotz seines bescheidenen militärischen Erfolges, nutzten die RAF, das Air

Ministry und das erst kürzlich wieder ins Leben gerufene Mol mit Hilfe

des Filmproduzenten Alexander Korda und den Drehbuchautoren von The
Lion Has Wings den Angriff auf Kriegsschiffe vor der westlichen Kanalein-

74 Englands Propagandafilm vom Bombenangriff auf Kiel, in: Kieler Neueste Nach-
richten (4.-5. 11. 1939), S. 2. - Diese Verwechslung fiel auch auf britischer Seite auf,
siehe Bower, Air Raid on Kiel, S. 4.

75 Bomber Command War Diaries, S. 60, 61, 86, 94, 95, 130, 136, 142-43, 165, 202, 213,
243, 244, 247, 262, 315-16, 374, 548, 573, 584, 693, 695, 699, 702-703.

76 Englands Propagandafilm vom Bombenangriff auf Kiel, S. 2.
77 Fox, Film Propaganda, S. 74-76.
78 Film of War in the Air, in: The Observer (29. 10.1939), S. 14.
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fahrt für ihre propagandistischen Zwecke, um die britische Luftwaffe als

ein effektives Instrument gegen das Deutsche Reich während des „Sitz-

krieges" darzustellen. Dabei konnten sie auf den hohen Symbolcharakter

des Nord-Ostsee-Kanals als Bedrohungsfaktor für britische Sicherheitsinte-
ressen in der Nordsee setzen, den die künstliche Wasserstraße seit ihrer

Eröffnung für weite Teile der britischen Öffentlichkeit darstellte.

Die Propagandakampagne produzierte jedoch nicht durchweg positive
Resultate. Fehlende Richtlinien für die Kommunikation zwischen Regie-

rungsabteilungen und Teilstreitkräften behinderten anfangs nicht nur ein

effizientes Ausschlachten der Brunsbüttel-Operation in der britischen Pres-

se, sondern führten zu übertrieben glorifizierenden Berichten in Tageszei-

tungen, woraufhin sich die Regierung Neville Chamberlains zu einer Um-

organisierung des Informationsministeriums genötigt sah. Gleichermaßen

gelang es der RAF und dem Air Ministry nicht, den ersten britischen
Kampfeinsatz intern zur Stärkung des Zusammengehörigkeitsgefühls zwi-
schen Luftwaffensoldaten aus Großbritannien und dem Commonwealth

zu nutzen.

Unbeeindruckt von derartigen Rückschlägen rückte der Nord-Ostsee-

Kanal aber sogar noch weiter ins Zentrum der Mythologisierung der briti-

schen Luftwaffe durch die Verwendung des Angriffs vor Brunsbüttel in
dem Kinofilm The Lion Has Wings. Obwohl dieser Film auf Kordas Initiati-

ve zurückging, wies er starke Parallelen zur Propaganda der RAF, des Air

Ministry sowie des Mol auf und diente ihnen als ein unersetzliches Werk-

zeug bei der Verbreitung ihrer Botschaft von der hohen Einsatzbereitschaft

der britischen Luftstreitkräfte im Kampf gegen Deutschland. Die weite in-

ternationale Verbreitung von Verleihkopien garantierte eine relativ hohe

Breitenstreuung der propagandistischen Botschaft der RAF und des Air

Ministry. Gerade den Vereinigten Staaten, die ja zu jenem Zeitpunkt noch

eine Politik einer strikten Neutralität verfolgten, kam dabei eine zentrale

Position im Kalkül britischer Propagandisten zu.

Im weiteren Verlauf des Krieges verlor der Nord-Ostsee-Kanal aber

zwischenzeitlich seine unmittelbare strategische und propagandistische

Bedeutung. Sowohl ein tiefgreifender Wandel in der Seekriegsführung, be-

sonders durch den zunehmenden Fokus auf U-Boote, als auch geostrategi-

sche Faktoren wie vor allem die deutsche Besetzung Dänemarks und Nor-

wegens bedingten diesen Bedeutungsverlust.79 Dennoch führten die RAF
und alliierte Luftwaffen gelegentlich Einsätze gegen die künstliche Wasser-

straße durch, die den Kanal jedoch nicht dauerhaft außer Funktion zu set-

zen vermochten.80 Diese Angriffe folgten ähnlichen Szenarien, wie das

Bomber Command sie in Plan W.A.9 durchgespielt hatte, und schlossen

79 Krüger-Sprengel, Durchfahrt ausländischer Kriegs- und Staatsschiffe, S. 329.
80 Salewski, Die militärische Bedeutung des Nord-Ostsee-Kanals, S. 362, u. Stolz, Die

Modernisierung des Kanals, S. 163.
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sowohl den Abwurf von Minen im Kanal als auch die Bombardierung der
Schleusen ein.81

Erst gegen Kriegsende nahm die strategische Bedeutung des Kanals

wieder zu. Am 18. und 20. Juni 1944 führte die Achte United States Army

Air Force, die seit 1942 in Europa im Einsatz war, einen Angriff gegen die
Brunsbütteier Schleusen durch. Im Anschluss daran betonte der Erste See-

lord Andrew Cunningham „den unmittelbaren und beträchtlichen Effekt",

den der Angriff auf die deutsche Wirtschaft hatte, und verlangte weitere

Operationen gegen die Schleusen. „Eine Blockade des Kanals", so argu-

mentierte er, „hätte eine direkte und sehr große Wirkung auf die Schlacht

in der Normandie", wo die Alliierten erst wenige Wochen zuvor gelandet

waren.82 Der Oberbefehlshaber der alliierten Expeditionsstreitkräfte, Gene-

ral Dwight D. Eisenhower, teilte Cunninghams Urteil und erwog, weitere
Angriffe auf die Brunsbütteier Schleusen anzuordnen.83

Ab November 1944 zeigte auch die britische Admiralität verstärktes In-

teresse an der Sicherung des Nord-Ostsee-Kanals im Zuge der Besetzung

Norddeutschlands durch alliierte Truppen.84 Nach Durchführung von

Operation Overlord in der Normandie entwickelte das Hauptquartier des

alliierten Expeditionscorps Operation Eclipse für die Eroberung und Beset-

zung Deutschlands, inklusive der Einnahme des Nord-Ostsee-Kanals 85 Als

Teilplan befasste sich Operation Red Admiral im Detail mit der Eroberung

des Kanals. So sollte etwa die Erste Unabhängige Polnische Fallschirmjä-

gerbrigade Brücken über die Wasserstraße besetzen und im östlichen Ka-
nalabschnitt zwischen Rendsburg und Kiel auf dem nördlichen Kanalufer

81 E. E. Bridges, Bomber Command, 24. 8. 1942, TNA, CAB 66/28/4, S. 2; Bomber
Command War Diaries, S. 511; Archibald H. M. Sinclair, Summary of Operations of
Bomber Command for Fortnight Ending 1200 Hours, Sunday, November 22, 1942,
12. 12. 1942, TNA, CAB 66/32/18, S. 3; Archibald H. M. Sinclair, Summary of
Operations of Bomber Command for Four Weeks Ending 18th June, 1944, 3. 7. 1944,
TNA, CAB 66/52/17, p. 2; W.B. Smith an den Sekretär des Kommittees der Chiefs of
Staff, 26. 7. 1944, TNA, CAB 80/85.

82 Andrew B. Cunningham, Bombing Attacks on Brunsbüttel Locks, Kiel Canal. Me-
morandum by the First Sea Lord, 15. 7. 1944, TNA, CAB 80/85, S. 1-2. - Britische
und deutsche Berichte über die Auswirkungen des Angriffs sind widersprüchlich. -
Vgl. dazu: Kriegstagebuch der Seekriegsleitung 1939-1945, Teil A, Bd. 58/11, S. 497-
498 u. S. 544.

83 W. B. Smith an den Sekretär des Kommittees der Chiefs of Staff, 26. 7. 1944, TNA,
CAB 80/85.

84 Director of Plans, Security of Kiel Canal, 15.11. 1944; Control of Kiel Canal - Points
Requiring Guards, n.d.; P. Fl., Brief Upon the Kiel Canal, 28. 4. 1945. - Alle
Dokumente befinden sich in TNA, ADM 228/72.

85 Dopheide, Mai 1945, S. 17, u. McCreedy, Planning the Peace, S. 723-728.
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einen Brückenkopf zwischen den Ortschaften Sehestedt und Schinkel er-
richten.86

Bei Kriegsende markierte der Kanal dann die Frontlinie zwischen alli-

ierten Kampfverbänden und den verbliebenen deutschen Einheiten. Nur

wenige Tage vor der deutschen Kapitulation befahl Admiral Karl Dönitz,

Adolf Hitlers Nachfolger als Staatsoberhaupt und Oberkommandierender
der deutschen Streitkräfte, seinen Truppen noch, „den Kaiser-Wilhelm Ka-

nal mit allen Mitteln so lange als möglich zu verteidigen, um der Regie-

rung Bewegungs- und Verhandlungsfreiheit zu sichern.“87 Eine so große

Bedeutung in der britischen Strategie und Propaganda - geschweige denn

im deutsch-britischen Antagonismus - wie zu Beginn des Krieges sollte

der Nord-Ostsee-Kanal aber im Mai 1945 nicht wieder erlangen.
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Jb. Eutin
Jb. Geest
Jb. Nordfriesland
Jb. Oldenburg
Jb. Pinneberg
Jb. Plön

Regionalgeschichte
Jahrbuch des Heimatvereins der Landschaft Angeln
Jahrbuch der Heimatgemeinschaft Eckemförde
Jahrbuch für Heimatkunde Eutin
Jahrbuch für die Schleswigsche Geest
Nordfriesisches Jahrbuch
Jahrbuch für Heimatkunde Oldenburg/Ostholstein
Jahrbuch für den Kreis Pinneberg
Jahrbuch für Heimatkunde im Kreis Plön
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Jb. Rendsburg
Jb. Segeberg
Jb. Steinburg
Jb. Stormarn
JbbLK

JbNfl
JbNfV

KA
KB
KB1I
KB11V
KCB1.
KdF
KGS
KGVOB1.

KiZ
KNN
KPD
KrA
LAAa
LASH
LBE

LbgH
LHA Schwerin
LKA Eisenach

LKAK

LL
LSAK

LZ
MCV
MGH DD
MGH Dt. Chron.

MGH LL

MGH Script, rer. Germ.

MGH SS
MJB
MKStG

Rendsburger Jahrbuch
Heimatkundliches Jahrbuch für den Kreis Segeberg
Steinburger Jahrbuch
Jahrbuch für den Kreis Stormarn

Jahrbücher für die Landeskunde der Herzogthümer
Schleswig, Holstein und Lauenburg
Jahrbuch des Nordfriesischen Instituts
Jahrbuch des Nordfriesischen Vereins für Heimatkun-
de und Heimatliebe
Kreisausschuss

Det Kongelige Bibliotek, Kopenhagen
Kieler Blätter
Kieler Blätter zur Volkskunde

Kieler Correspondenzblatt
Kraft durch Freude (NS-Organisation)
Kieler Geographische Schriften
Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt für den
Amtsbezirk des königlichen evangelisch-lutherischen
Konsistoriums

Kieler Zeitung
Kieler Neueste Nachrichten
Kommunistische Partei Deutschlands
Kreisarchiv

Landsarkivet for Sonderjylland, Apenrade
Landesarchiv Schleswig-Holstein, Schleswig
Lübeck-Büchener-Eisenbahn

Lauenburgische Heimat
Mecklenburgisches Landeshauptarchiv, Schwerin
Landeskirchliches Archiv der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland, Eisenach
Landeskirchliches Archiv der Ev.-Luth. Kirche in
Norddeutschland, Kiel

Lauenburgische Landeszeitung
Lübecker Schriften zur Archäologie und Kulturge-
schichte

Lauenburgische Zeitung
Mitteilungen des Canal-Vereins
Monumenta Germaniae Historica: Diplomata
Monumenta Germaniae Historica, Deutsche
Chroniken

Monumenta Germaniae Historica: Leges
Monumenta Germaniae Historica: Scriptores rerum
Germanicarum in usum scholarum

Monumenta Germaniae Historica: Scriptores
Mecklenburgische Jahrbücher
Mitteilungen der Gesellschaft für Kieler Stadt-
geschichte
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Mol Ministry of Information
MSHG Mitteilungen der Gesellschaft für Schleswig-Holsteini-

sche Geschichte
MUB Mecklenburgisches Urkundenbuch
MZ Möllner Zeitung
NASt Nordalbingische Studien
NDB Neue Deutsche Biographie
NE Nordelbingen
NEK-Archiv Archiv der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche
N. F. Neue Folge
NHT (Norsk) Historisk Tidsskrift
NL Nachlass
NLB Neue Lübeckische Blätter
NN Norddeutsche Nachrichten
NR Nordische Rundschau
NPB Neue Schleswig-Holsteinische Provinzialberichte
NSDAP Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei
NSKK Nationalsozialistisches Kraftfahrkorps (1931-1945)
NSLB NS-Lehrerbund
NStM Neues Staatsbürgerliches Magazin
NT Neustädter Tageblatt
OHTB Ostholsteinisches Tageblatt
OL Oldesloer Landbote
OTAV (Societä Anonima) Officine Turkheimer per

Automobill e Velocipedi (italienischer Hersteller von
Automobilen)

OW Officielles Wochenblatt [Lauenburg]
PB Schleswig-Holsteinische Provinzialberichte
PLA Greifswald Pommersches Landesarchiv Greifswald
PrLT Provinzial Landtag
ProvLTW Provinzial-Landtags-Wahlen
PT Personalhistorisk Tidsskrift
PUB Pommersches Urkundenbuch

QuFGSH Quellen und Forschungen zur Geschichte Schleswig-
Holsteins

QuSHLG Quellensammlung der Schleswig-Holstein-Lauenbur-
gischen Gesellschaft für vaterländische Geschichte

RAF Royal Air Force
RAK Reichsarchiv/Rigsarkivet, Kopenhagen
Rep. Repertorium diplomaticum regni Danici mediaevalis
Reg. dipl. hist. Dan. Regesta diplomatica historiae Danicae
RGBl Reichsgesetzesblatt
RGG Religion in Geschichte und Gegenwart
RM Reichsmark
RMB Regesten der Markgrafen von Baden und Hachberg

1050-1515
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RMVP

RT
Rthlr. L. M.
Rundbrief

SA
SFSt

SHA
SHAN

SHB
SHBL

SHLB
SHLP
SHRU

SHT
SHTZ
SHUS

SHVZ
SHZ
SKTB
SKL
SN
S0Ä
S0M
SPD
SRD
SS
SSHKG

SSV
StA
StDR
StM
SUB
SVK

SWSG

Syst. Slg.

Reichsministerium für Volksaufklärung und Propa-
ganda
Reichstag/Reichstags-
Reichsthaler Lauenburger Mark
Rundbrief des Arbeitskreises für Wirtschafts- und

Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins
Schutzabteilung (paramilitärische NS-Organisation)
Schriften der Gesellschaft für Flensburger
Stadtgeschichte
Schleswig-Holsteinische Anzeigen
Schriften der Heimatkundlichen Arbeitsgemeinschaft
für Nordschleswig
Schleswig-Holsteiner-Bund
Biographisches Lexikon für Schleswig-Holstein und
Lübeck (Schleswig-Holsteinisches Biographisches
Lexikon)
Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek, Kiel
Schleswig-Holsteinische Landespartei
Schleswig-Holstein(-Lauenburg)ische Regesten und
Urkunden

(Svensk) Historisk Tidsskrift
Schleswig-Holsteinische Tageszeitung
Urkundensammlung der Schleswig-Holstein-Lauen-
burgischen Gesellschaft für vaterländische Geschichte
Schleswig-Holsteinische Volkszeitung
Schleswig-Holsteinische Zeitung
Segeberger Kreis- und Tageblatt
(deutsche) Seekriegsleitung
Schwarzenbeker Nachrichten

Sonderjyske Ärboger
Sonderjysk Mänedsskrift
Sozialdemokratische Partei Deutschlands

Scriptores rerum danicarum
Schutzstaffel (paramilitärische NS-Organisation)
Schriften des Vereins für Schleswig-Holsteinische Kir-
chengeschichte
Südschleswigscher Verein
Staatsarchiv/Stadtarchiv
Statistik des Deutschen Reichs

Staatsbürgerliches Magazin
Staats- und Universitätsbibliothek

Studien zur Volkskunde und Kulturgeschichte
Schleswig-Holsteins
Studien zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte
Schleswig-Holsteins
Systematische Sammlung
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TNA

UB
UB Kiel
UBBL
UBStL
u. s. f.
VLAS

VSHUG

VSWG
W.A.

Westphalen
WO

z. D.
ZEW
ZfG
ZHG
ZK
ZLGA

ZRG
ZSHG

The National Archives, Kew, Richmond, Surrey, Ver-
einigtes Königreich
Universitätsbibliothek/Urkundenbuch
Universitätsbibliothek Kiel
Urkundenbuch des Bistums Lübeck
Urkundenbuch der Stadt Lübeck

und so fort (u. s. w. / und so weiter)
Veröffentlichungen des Schleswig-Holsteinischen
Landesarchivs

Veröffentlichungen der Schleswig-Holsteinischen
Universitätsgesellschaft
Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte
Western Air

Monumenta inedita. Hrsg, von E. J. v. Westphalen
Records Created or Inherited by the War Office,
Armed Forces, Judge Advocate General, and Related
Bodies

zur Disposition
Zwischen Eider und Wiedau
Zeitschrift für Geschichtswissenschaft

Zeitschrift des Vereins für Hamburgische Geschichte
Zentralkommitee
Zeitschrift des Vereins für Lübeckische Geschichte und
Altertumskunde

Zeitschrift der Savignystiftung für Rechtsgeschichte
Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteini-
sche Geschichte



Richtlinien zur Manuskriptgestaltung

Um eine einheitliche Gestaltung der Beiträge zu gewährleisten, werden die Auto-
ren der Zeitschrift und der Quellen und Forschungen gebeten, folgende Konventionen
zu beachten:

Umfang des Manuskripts

Bei einem durchschnittlichen Umfang eines Bandes der Zeitschrift von 250-300 Sei-
ten, von denen ca. 70-100 Seiten für den Rezensionsteil zur Verfügung stehen, soll
der mittlere Umfang eines Aufsatzes 25-30 Druckseiten (ca. 3000 Anschläge pro
Seite) nicht überschreiten.

Gestaltung des Manuskripts

Das Manuskript sollte in Dateiform (auf einer beschrifteten Diskette oder CD-ROM
oder als anhängendes Dokument per E-Mail) und gleichzeitig in Papierform als
Ausdruck eingereicht werden. Die Autoren sollten neuere Versionen gängiger
Textverarbeitungsprogramme benutzen und diese, falls erforderlich, so vorberei-
ten, dass sie unter den neueren Windows- und Word-Versionen bearbeitet werden

können. Falls diese Systeme nicht zur Verfügung stehen, ist die Datei zusätzlich im
Rieh Text Format (RTF) abzuspeichern.

Der Text ist linksbündig (also kein Blocksatz) nach den Duden-Richtlinien für
das Maschineschreiben zu setzen und darf keine Silbentrennungen, Tabulatoren,
Einzüge, unterschiedliche Schriftgrößen und Formatierungen enthalten. Die Ver-
wendung der automatischen FußnotenVerwaltung ist erforderlich, die Verwen-
dung von Druckformatvorlagen dagegen zu vermeiden. Da beim Konvertieren For-
matierungen verloren gehen können, muss der Ausdruck die gewünschten Aus-
zeichnungen, die für die Hervorhebung von Kursiv- und Petit-Druck und die Mar-
kierung von eingerückten Textpassagen erforderlich sind (kursiv zu setzender Text
ist blau, klein zu setzender Text [petit] ist rot zu unterstreichen, einzurückender
Text ist durch eine senkrechte Linie am linken Rand zu markieren), sowie die Hin-
weise für die Einfügung von Abbildungen enthalten.

Für alle Manuskripte gilt ein Zeilenabstand von 1,5 Zeilen, ein linker Rand von
mindestens 1,5 cm und ein rechter Rand von mindestens 3 cm.

Abbildungen sind willkommen. Als Abbildungsvorlagen sind entweder Schwarz-
weißzeichnungen oder Hochglanzphotos erforderlich. Auch Graphikdateien sind
möglich, wobei die Größe nicht mehr als 10 MB betragen darf. Die Kosten für Um-
zeichnungen oder die Herstellung von neuen Vorlagen tragen die Verfasser. Um-
fangreiche nachträgliche Textänderungen fallen ebenfalls den Verfassern zur Last.
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Gliederung des Manuskripts und Zitierweise

Das Manuskript besteht aus dem Textteil und, daran anschließend, dem Literatur-
verzeichnis unter der Überschrift „Quellen und Darstellungen", wobei die Quellen
gegebenenfalls weiter in „Ungedruckte Quellen" und „Gedruckte Quellen" unter-
gliedert werden. Am Ende des Manuskripts steht die vollständige Adresse des Au-
tors. Die Untergliederung des Textes (z. B. die Zahl der Überschriftenebenen) bleibt
dem Autor überlassen.

Zitate werden in Anführungszeichen, aber nicht kursiv gesetzt.
Die Fußnoten sind fortlaufend zu nummerieren, und die Fußnotenziffer steht

immer hinter dem Satzzeichen.

Der Fußnotentext endet grundsätzlich mit einem Punkt. Die Verwendung von
Tabulatoren in den Fußnoten ist zu vermeiden.

Quellen und Darstellungen werden in den Fußnoten in Kurzform zitiert. Diese
Kurzform wird im Literaturverzeichnis aufgelöst (siehe die Beispiele am Ende die-
ser Richtlinien). Es sind die am Ende jeder Zeitschrift aufgeführten Abkürzungen
zu verwenden. Jeder Eintrag im Literaturverzeichnis endet mit einem Punkt.

Zitieren ungedruckter Quellen in den Fußnoten: Archiv (Bibliothek, Museum),
Signatur. Im Literaturverzeichnis sollte darüber hinaus auch die Bezeichnung der
übergeordneten Abteilung angeben werden.

Zitieren gedruckter Quellen in den Fußnoten: Es ist ein geeigneter, verständli-
cher Kurztitel zu wählen. Im Literaturverzeichnis werden die Quellen in alphabeti-
scher Reihenfolge aufgeführt.

Zitieren der Darstellungen in den Fußnoten: Nachname des Verfassers, Kurzti-
tel, Seitenzahl. Mehrere Autoren eines Titels werden durch Schrägstrich getrennt.
Mehrere Titel in einer Fußnote werden durch . - getrennt. Im Literaturverzeichnis
werden die Autoren bzw. die Titel der verfasserlosen Schriften in alphabetischer
Reihenfolge aufgeführt. Beiträge in Handbüchern und Lexika werden unter dem
Namen des Autors geführt.

Beispiele für Zitierweisen in den Fußnoten

und ihre Auflösung im Literaturverzeichnis

In den Fußnoten:

1 LASH, Abt. 168, Nr. 300.

2 Augustenborgske Breve, S. 78. - Abgeänderte Satzungen, S. 2. - Einhard, cap. 33,
S. 38.

3 Stoob, Dithmarschen, S. 73-76.

4 Lammers, Hemmingstedt, S. 29 f. - Hansen, Meldorf, S. 27 u. S. 34. - Hoffmann,
Bomhöved, S. 11. - Ders., Schleswig und Holstein, S. 56 ff. - Kopitzsch, 18. Jahr-
hundert, S. 492.
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Im Literaturverzeichnis:

Ungedruckte Quellen

Landesarchiv Schleswig-Holstein, Schleswig [LASH]
Abt. 168, Ämter Gottorf und Hütten, Nr. 300.

Gedruckte Quellen

Abgeänderte Satzungen des Eckemförder Gesangvereins. Eckernförde 1891.
Augustenborgske [Hertug Christian August og Prins Frederik Emil August af Au-

gustenborg] Breve til J[ohann] G[under] Adler og P[eder] Hjort. Hrsg, von Axel
Heils. In: DM R. 6, Bd. IV. Kopenhagen 1928, S. 76-211.

Einhardi vita Karoli Magni. Hrsg, von Oswald Holder-Egger. 6. Aufl., Hannover
1911 (MGH Script, rer. Germ., 25).

Darstellungen

Hansen, Nils: Meldorf 1900. Zum Alltags- und Mentalitätswandel in einer westhol-
steinischen Kleinstadt unter dem Einfluß der Industrialisierung (1869-1914).
Neumünster 1993 (SVK, 29).

Hoffmann, Erich: Die Bedeutung der Schlacht bei Bornhöved für die deutsche und
skandinavische Geschichte. In: ZLGA 57 (1977), S. 9-37.

Ders.: Schleswig und Holstein zur Zeit des Beginns der christlichen Mission. In:
Schleswig-Holsteinische Kirchengeschichte, Bd. 1, Anfänge und Ausbau, hrsg.
vom Verein für Schleswig-Holsteinische Kirchengeschichte. Neumünster 1977
(SSHKG, I 26), S. 15-61.

Kopitzsch, Franklin: Das 18. Jahrhundert: Vielseitigkeit und Leben. In: Lübeckische
Geschichte, hrsg. von Antjekathrin Graßmann. Lübeck 1988, S. 491-527.

Lammers, Walther: Die Schlacht bei Hemmingstedt. Freies Bauerntum und Fürs-
tenmacht im Nordseeraum. 2. Aufl., Heide 1982.

Stoob, Heinz: Geschichte Dithmarschens im Regentenzeitalter. Heide 1959.





Besprechungen und Hinweise

1. Allgemeines

Archivführer Schleswig-Holstein : Archive und ihre Bestände, hrsg. vom Landesar-
chiv Schleswig-Holstein, dem Verband schleswig-holsteinischer Kommunalar-
chivarinnen und -archivare e.V. (VKA) und dem Nordelbischen Kirchenarchiv.
Red.: Jutta Briel u. a. Hamburg: Hamburg Univ. Press, 2011. 501 S. (VLAS; 100).

Dieses Gemeinschaftswerk von Archivaren gibt einen Überblick über die - keines-
wegs einheitliche - Archivlandschaft Schleswig-Holsteins, indem die Schwerpunk-
te der Überlieferungsbildung und die jeweiligen Archivprofile vorgestellt werden.
Nicht jede Gemeinde und jedes Amt, nicht einmal jeder Kreis im Lande unterhält
ein Archiv, obwohl das Landesarchivgesetz von 1992 das fordert. Und die meisten
Archive im Land werden nicht hauptamtlich und schon gar nicht von ausgebilde-
ten Archivaren betreut, sondern setzen auf Neben- und Ehrenamt, was ja nicht
immer schlecht sein muss.

Die im Land vorhandenen Archive haben das Angebot, sich kurz vorzustellen,
aufgenommen. Und so ist ein guter und informativer Führer zu den Archiven ge-
schaffen worden, der dem Interessierten Wege weist. Immerhin 156 Archive haben
diese Chance der Darstellung ergriffen und tragen damit dazu bei, dass für die
wissenschaftliche und Heimatgeschichtsforschung ebenso wie für die Genealogie,
aber auch viele andere Interessenten klarer wird, an welche Stelle sie sich mit ihrer

Frage wenden können.
Die Einzelbeiträge sind stets nach dem gleichen Muster aufgebaut: Ein erster

Block bietet die allgemeinen Daten wie Adresse und Ansprechpartner, Öffnungs-
zeiten, technische Ausstattung, Bestände (Archivalien, Bibliothek, Bilder, Karten)
und Findhilfsmittel, ein zweiter die Archivgeschichte, ein dritter beschreibt das Ar-
chivsprengel (den Wirkungsbereich), und dann folgt die mehr oder weniger sum-
marische Beständeübersicht. Vielleicht hätte man noch kurz über das Archivperso-
nal informieren können (Haupt-/Ehrenamt, Fachpersonal, Zahl der Mitarbeiter).
Vorweg gibt es „Tipps für eine erfolgreiche Archivbenutzung" und den Abdruck
des Landesarchivgesetzes sowie des Kirchengesetzes über das Archivwesen als
Rechtsgrundlagen der Arbeit der Archive im Lande. Schade finde ich, dass die Kir-
chenkreisarchive nicht mit aufgenommen sind - so scheint mir das mir bekannte
für Rantzau-Münsterdorf in Wrist durchaus der Rede und Vorstellung wert zu
sein.

Für jeden an der Geschichte des Landes Schleswig-Holstein und seiner Bestand-
teile Interessierten, der selbst forschen möchte, ist das vorliegende Übersichtswerk
ein wichtiger Wegweiser, der zudem in gefälliger Aufmachung daherkommt. Hof-
fentlich kann dieser Archivführer die noch immer archivresistenten Gemeinden,

Ämter und Kreise dazu bewegen, sich verantwortungsvoller als bisher der Überlie-
ferungsbildung anzunehmen und so die Grundlage für künftige Geschichtsfor-
schung zu legen.

Klaus-]. Lorenzen-Schmidt
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Die biographische Methode in der Regionalgeschichte. Hrsg, von Martin Dröge.
Münster: Ardey, 2011. V, 86 S. (Forum Regionalgeschichte; 17).

Gern wird der Landes- und Regionalgeschichte von Kritikerseite eine grundsätzli-
che Methodenarmut oder Methodenfeme vorgeworfen, womit ihr natürlich impli-
zit eine angestaubt-hausbackene Forschungsleistung unterstellt wird. Tatsächlich
verhält es sich mit dem Vorgehen in der aktuellen Landes- und Regionalgeschichte
zu einem guten Teil aber eher so, dass die Arbeit in der regionalen Kontextualisie-
rung „überregionaler" Thesen besteht, wobei man sich der anderweitig, d. h. in an-
deren Forschungszweigen entwickelten Methodik bedient. Auf diese Weise können
Forschungsergebnisse und Thesenbildungen in der Region und anhand der Region
modifiziert und weiter entwickelt werden, so dass auch die allgemeine Forschung
daran partizipieren und davon profitieren kann. Und den Kritikern sei gesagt: Un-
ter Umständen bedeutet das sogar die anspruchsvollere und anstrengendere Vor-
gehensweise als die Gewinnung einer eigenen These und Methodik. Denn der Re-
gionalhistoriker muss sich dadurch stets und immer wieder wie ein Surfer auf den
verschiedenen methodischen Wellen bewegen, was von ihm, um sicher zu stehen,
eine jeweils anspruchsvolle und kräfteraubende theoretische Einarbeitung verlangt.

Für diese hier nicht weiter zu vertiefende Verfahrensweise steht in vom Ansatz

her mustergültiger Weise das im Folgenden zu besprechende Bändchen, das aus
einem gleichbetitelten Münsteraner Workshop vom September 2009 hervorging
und die biographische Methode in den Kontext der regionalhistorischen Forschung
stellen möchte. Genauer gesagt geht es darin um den Versuch, „die Schnittmenge
regionalgeschichtlicher und biographischer Fragestellungen auszuloten, um das
Verhältnis von Biographie und Regionalgeschichte zumindest kursorisch umreißen
zu können", bzw. um die Frage, „welchen Einfluss der Faktor Raum bzw. Region
auf Biographien hat und welche Konsequenzen hieraus für die Regionalgeschichte
zu ziehen sind" (beide Zitate auf S. 1). Interessanterweise wird dem historisch-bio-
graphischen Ansatz ebenfalls oft und nicht immer zu Unrecht Theoriefeme und
methodische Zurückhaltung nachgesagt. So haben Regional- und Biographiefor-
schung schon von vorneherein eine gewisse Affinität zueinander.

Bei den Beiträgen, die in dem Bändchen versammelt sind, handelt es sich um die
zu Aufsätzen ausgearbeiteten Referate des besagten Workshops. Allerdings gelang-
ten der im Programm zum Workshop angekündigte Vortrag zur „Oral History in
der Biographieforschung und Regionalgeschichte" (Alexander von Plato) und auch
die seinerzeit als Ersatz dafür vorgetragene Vorstellung der „Westfälischen Biogra-
phie Online" (Marcus Weidner) nicht zum Abdruck. Auch weichen die Aufsätze in
ihrer Reihenfolge von der ursprünglichen Anordnung im Vortragsprogramm ab,
ohne dass sich die Motivation hierfür erschließt.

An die Einleitung von Martin Dröge, die mit Abschnitten zum „Biographical
turn", „Spatial tum" und zu Raumwechseln in Biographien umsichtig und ver-
ständlich an das Thema heranführt, bevor sie die folgenden Beiträge kurz vorstellt
(S. 1-13), schließt sich zunächst der Beitrag von Ewald Frie mit der Überschrift
„Schauplätze des Lebens. Über das Zusammenspiel von Biographie und Region"
an (S. 15-24). Fries Kernthesen lauten: „Menschen prägen Räume", „Menschen de-
finieren Räume", „Räume definieren Menschen" und „Räume prägen Menschen".
Darauf basierend ist ihm die Biographie besonders geeignet, „einen frischen Blick
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auf die Raumkonstruktionen des 19. Jahrhunderts zu werfen" (S. 23), was bei ei-
nem Neuzeithistoriker kaum verwundert. „Die Welt als Wille und Vorstellung.
Chancen und Probleme einer biographischen Geschichtsschreibung des ,kleinen
Mannes'" lautet der darauf folgende Beihag von Thomas Speckmann (S. 25-41). Die
Ausführungen sind nicht mehr ganz so frisch, denn sie wurden im Wesentlichen
schon einmal 2003 in der Zeitschrift „Geschichte in Wissenschaft und Unterricht"

(GWU) abgedruckt (S. 25, Anm. 1). Anhand der Biographie des ehemaligen Vorsit-
zenden der thüringischen CDUD Hugo Dornhofer will Speckmann zeigen, wie die
Untersuchung „durchschnittlicher Persönlichkeiten" zur Gewinnung eines voll-
ständigeren Bildes von der Realität historischen Geschehens beiträgt.

Um „Autobiographie und Generation" geht es dann im Aufsatz von Volker Dep-
kat, der seine Habilitationsschrift „Lebenswenden und Zeitenwenden" zu diesem

Thema 2007 publiziert hat (S. 43-57). Auf der Basis biographischen Materials aus
dem Bereich immerhin der westfälischen Regionalgeschichte stellt Depkat seinen
Ansatz vor, der „Generation" als eine Selbst- und Fremdheitsthematisierungsfor-
mel im Kontext sozialer Selbstbeschreibungsprozesse versteht, wobei eine Katego-
rie dieser sozialen Selbstbeschreibung eben „die" Region sein kann. Christine Mül-
ler-Botsch bezieht danach zu „Biographie und Institution. Zur Interpendenz biogra-
phischer und institutioneller Entwicklungen" Stellung (S. 59-74). Ihren Ausgang
nimmt auch ihre Darstellung von einer größeren Studie zum politischen Handeln
von NS-Funktionären, die sie 2009 veröffentlichte. Quellen aus institutioneilen Zu-

sammenhängen sieht die Verfasserin als besonders geeignet an, um Biographien zu
erstellen und zu analysieren. „Dabei bilden regionalgeschichtliche Forschungen ei-
ne unabdingbare Voraussetzung für jede sozialgeschichtlich fundierte Rekonstruk-
tion von Biographien", wie sie etwas lapidar feststellt (S. 74). Den letzten Beitrag
liefert Julia Paulus: „Biographie und Geschlecht. Das Projekt politische Partizipati-
on von Frauen im 20. Jahrhundert. Parlamentarierinnen in Westfalen und im

Rheinland'" (S. 75-83). Wie der Titel aussagt, handelt es sich hierbei um eine knap-
pe Skizze zu einem Projekt, das sich mit der Zuschreibung der Gender-Kategorie
„Frau" bei der Rolle von Politikerinnen befasst und sich der Regionalgeschichte zur
Eingrenzung seines Datenpools bedient. Den Schluss bildet schließlich ein Ver-
zeichnis der am Band beteiligten Autorinnen und Autoren (S. 85-86).

Insgesamt liegt hier ein lobenswert gründlich redigiertes Büchlein vor, das reich-
lich Lust auf die neueren Ansätze in der Biographieforschung macht. Die Arbeit
mit Kurztiteln in den Anmerkungen ohne den sonst üblichen Verweis auf das aus-
führliche Erstzitat ist ein kleiner Wermutstropfen, denn das macht die Lektüre der
durchweg lesenswerten Beiträge unnötig mühsam. Hier hätte sich ein engagierterer
redaktioneller Einsatz sicher gelohnt.

„Der Band versammelt Beiträge von Historikern, die bereits biographisch, aber
nicht unbedingt regionalgeschichtlich gearbeitet haben" (S. 1). Das ist natürlich ein
grundsätzliches Manko des Bändchens, welches in einer Rezension angesprochen
werden muss. Außer im Beitrag von Frie stellt der Bezug zur Regionalgeschichte in
den sonstigen Aufsätzen jeweils nur eine Marginalie dar, die entweder in der Ein-
leitung oder im Schluss kurz angesprochen wird, aber nicht den Kern ausmacht,
wie man es sich als zuvorderst an der Regionalgeschichte und nicht an der Biogra-
phieforschung Interessierter wünschen würde.
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Auch die für das Thema zentrale und aufschlussreiche Einleitung von Martin
Dröge kann dieses Defizit nicht beheben, weil sie verständlicherweise als „Aufhän-
ger", als Problemaufriss angelegt ist, nicht aber als Synthese. Dieser bedürfte es
aber eigentlich, um die Absicht der Publikation, nämlich die Schnittmenge regio-
nalgeschichtlicher und biographischer Fragestellungen auszuloten, tatsächlich zu
realisieren. Insofern handelt es sich wirklich nur um ein kursorisches Anreißen der

Thematik, wie es der Herausgeber in seiner Einleitung ehrlich zugibt. Das Büchlein
dient insofern nicht der Vermittlung konkreter Leitlinien für die Vernetzung von
Biographie- und Regionalforschung, sondern ist allenfalls zur gedanklichen Anre-
gung geeignet, sich endlich mit dieser höchst angebrachten Thematik ausführlicher
als bisher zu befassen. Das allein ist aber schon bei der Relevanz des Themas ein
löbliches Resultat.

Oliver Auge

Roland Scheel, Lateineuropa und der Norden : die Geschichtsschreibung des 12.
Jahrhunderts in Dänemark, Island und Norwegen. Berlin: Trafo, 2012. 263 S.
(Frankfurter kulturwissenschaftliche Beiträge; 6). - Zugl.: bearb. Fassung von:
Frankfurt (Main), Univ., Magisterarbeit, 2008.

Im Laufe des Hochmittelalters wurde das christliche Lateineuropa in Ostmittel-
und Nordeuropa schrittweise erweitert. Christianisierung und Herrschaftsbildung
führten zur Herausbildung neuer Gemeinwesen und Königreiche. In diesen kam es
parallel zu kulturellen Adaptionsprozessen unter anderem zur Einführung kirchli-
cher Strukturen, die die Grundlage für die weitere kulturelle Überformung legten.
Die hier vor dem Hintergrund jeweils spezifischer historischer Voraussetzungen
entstehenden eigenen Traditionen und Entstehungsmythen fanden im 12. Jahrhun-
dert in Dänemark, Island und mit einiger zeitlicher Verzögerung in Norwegen in
einer regen historiographischen und literarischen Produktion Ausdruck und führ-
ten zur Herausbildung jeweils eigener Geschichtshorizonte. Dies geschah keines-
falls im luftleeren Raum, sondern vollzog sich - sowohl hinsichtlich der lateini-
schen als auch hinsichtlich der volkssprachlichen Werke - in intensiver Wechsel-
wirkung mit kulturellen Kontaktzonen auf den britischen Inseln, in der Normandie
und im ostfränkisch-deutschen Reich, wo der gehobene Klerikernachwuchs der
nordischen Reiche seine Ausbildung erfuhr und von wo aus Missionare und Kleri-
ker ins nördliche Europa gelangten. Überdies gilt es im hochmittelalterlichen
Skandinavien nicht nur zwischen königlichen und kirchlichen Interessen zu unter-
scheiden, die in den Entstehungsprozess entsprechender Werke hineinwirkten,
sondern darüber hinaus auch die jeweils in Gefolgschaftsverbänden organisierten
Familien und Klans der Großen zu berücksichtigen, die ja selbst bisweilen in Kon-
kurrenz zum Königtum traten, die Geschicke des Gemeinwesens maßgeblich mit
bestimmten und auch die hohen kirchlichen Würdenträger stellten.

Wer die frühen Werke der skandinavischen Geschichtsschreibung und Literatur
nicht nur als Steinbruch benutzen, sondern ihrem Charakter nach verstehen möch-

te, ist gut beraten, diesen komplexen und jeweils stark regional geprägten Hinter-
grund nicht aus dem Blick zu verlieren. Ihn interdisziplinär im Wechselspiel zwi-
schen einer kulturgeschichtlich geprägten Geschichtswissenschaft und literaturwis-
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senschaftlichen Zugängen systematisch zu erschließen und damit erst die Voraus-
setzungen für ein vertieftes Verständnis und eine in diesem Sinne sinnvolle Lektü-
re der angesprochenen Werke zu liefern, ist Ziel der vorliegenden Untersuchung.

Nicht zuletzt für die Erforschung des hochmittelalterlichen Nordelbiens ist der
Ansatz dieser Arbeit hochinteressant, weil sich hier im Kleinen ebenfalls entspre-
chende Fragen nach historischem Selbstverständnis und Geschichtshorizont stellen:
So gilt es etwa zwischen pro-schauenburgischer, königlich-dänischer, hansestädti-
scher oder betont klerikalischer Darstellungsintention, zwischen skandinavischer
und südelbischer Prägung und intellektueller Sozialisation der Autoren zu unter-
scheiden, will man sinnvoll mit den in diesem Raum entstandenen historiographi-
schen Werken arbeiten. Der regionale Entstehungshorizont und die spezifischen In-
teressen einzelner (Adels-)Gruppen wären überdies noch stärker zu berücksichti-
gen. Außerdem sieht man sich bei der zum Teil nur aus einem vergleichenden An-
satz heraus fassbaren Geschichte des nordelbischen Raumes bisweilen auf eben je-
ne chronikalischen und literarischen Zeugnisse verwiesen, um die es in der vorlie-
genden Untersuchung geht. Die Jütische Halbinsel spielte darüber hinaus selbst ei-
ne nicht zu unterschätzen Rolle für die Vermittlung kulturellen Wissens und kultu-
reller Praktiken zwischen Nord- und Ostseeraum sowie zwischen Mitteleuropa
und Skandinavien.

Gerade weil diese Untersuchung damit geradezu ein Muss für jeden Mediävis-
ten im Lande sein sollte, wäre es schön gewesen, wenn man den Anteil an litera-
turwissenschaftlichem Fachvokabular und an überflüssigen Fremdwörtern zu-
rückgeschraubt hätte. Das hätte nicht nur den Lesefluss befördert, sondern sicher
auch noch zur Straffung der inhaltlichen Aussage beitragen können.

In der Arbeit selbst folgen auf eine Einleitung, die den theoretischen Rahmen
absteckt sowie Erkenntnisziel und Vorgehen darlegt, zunächst längere Abschnitte
zu Dänemark, Island und Norwegen: Wie zu erwarten, ging Dänemark, was die
Produktion historiographischer Werke angeht, voran. Impulse scheinen hier seit
dem 11. Jahrhundert insbesondere von den britischen Inseln zu wirken; und nicht
von ungefähr handelt es sich etwa bei dem ältesten historiographischen Werk
Skandinaviens überhaupt um eine von dem englischen Priester TElnoth 1120 in
Odense verfasste Chronik. Es folgte Island, wo sich aufgrund der besonderen
Strukturen des isländischen Gemeinwesens und der herausragenden Rolle, die den
Laien über die Christianisierung hinaus in der isländischen Gesellschaft zukam,
insbesondere volkssprachliche Formen herausbildeten; den Abschluss bildete
Norwegen, wo sich der Herrschaftsbildungsprozess aufgrund der Zerrissenheit des
Landes erheblich verzögerte.

An die darstellenden Teile schließen sich ein knappes Fazit und drei Material-
anhänge an. Hier findet man verschiedene Genealogien skandinavischer Herrscher
und Großer, eine Übersicht über die Gliederungen der Königsherrschaften in eini-
gen der untersuchten Werke sowie eine Zusammenstellung der Exkurse in der His-
toria de antiquitate regum Norwegiensium. Ein Abkürzungsverzeichnis, eine Auf-
stellung zu Quellen und Literatur und ein Personen- und Ortsregister beschließen
den Band.

Detlev Kraack
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Lena Cordes, Regionalgeschichte im Zeichen politischen Wandels : die Gesellschaft
für Schleswig-Holsteinische Geschichte zwischen 1918 und 1945. Frankfurt am
Main: Lang, 2011.119 S. (Kieler Werkstücke, Reihe H, Beiträge zur neueren und
neusten Geschichte; 1).

Es ist eigentlich verwunderlich, dass die Geschichtsvereine, d. h. diejenigen Ein-
richtungen und Bestrebungen, welche die Kenntnis vom Wandel geschichtlichen
Werdens einerseits durch aktive Forschung bewusst machen wollen und diese an-
dererseits durch die damit verbundenen zeitbedingten Interpretationen selbst ei-
gentümlich prägen, gegenwärtig erst nach und nach in das Interesse der Forschung
rücken. So begrüßt man die vorliegende Neuerscheinung, eine bemerkenswerte
Examensarbeit, die zugleich eine neue Reihe der „Kieler Werkstücke" eröffnet.

Welche historischen Ereignisse nutzte die schleswig-holsteinische Landesge-
schichtsforschung zur Orientierung nach den politischen Umbrüchen 1919 und
1933? Welche Tendenzen und welche Deutungsmuster werden deutlich? Welche
Position nahm die Gesellschaft aus ihren historischen Erkenntnissen heraus in den

jeweils neuen politischen Systemen und zum Nachbarland Dänemark ein? Wie be-
einflusste der Staat ihre inhaltliche und institutionelle Arbeit? Dies sind die konkre-

ten und sachlich beantworteten Fragen der Arbeit, deren Quellenbasis in wenig
umfangreichen Unterlagen des Landesarchivs Schleswig-Holstein, der Zeitschrift
der Gesellschaft und ihren Jahresberichten besteht. Das eigentliche Vereinsarchiv
ging durch Kriegseinwirkung verloren.

Die Verfasserin beginnt mit einem Rückblick auf das 19. Jahrhundert, als die
Gründung der Gesellschaft 1833 als typischer Honoratiorenverein vor dem Hinter-
grund der nationalen Strömungen der Zeit geschah und aus ihnen lebte, um sie in
ihrem Fall auch politisch zu nutzen. Diese speziell schleswig-holsteinisch betonte
Grundtendenz reagierte erst allmählich auf die Realität der preußischen Annexion
1866. Nach dem Ersten Weltkrieg fand die aus der Geschichte der kimbrischen
Halbinsel zu erklärende und dem schleswig-holsteinischen Selbstgefühl eigentüm-
liche Auseinandersetzung mit Dänemark neue Nahrung durch die schmerzhaft
empfundene Abtretung Nordschleswigs. Die Geschichtsforschung wurde nun apo-
logetisch. Man strebte eine selbstbewusste Positionierung zwischen Dänemark und
dem Deutschen Reich an, das man jedoch - wie auch die Weimarer Republik -
nicht als Heimstatt empfand. Im Gegenteil: die Verfasserin benutzt den Begriff
„Schleswig-Holsteinismus" für diese Zeit, als die Beiträge zwar immer auch das 19.
Jahrhundert betreffen oder die historischen Argumente für die Rückkehr Nord-
schleswigs suchen, aber doch zu einer Art Nabelschau geraten (Besinnung auf das
Heimatliche, das Nächstliegende, das Lokale, also auf regional begrenzte Themen).

Sachlich und in ausgewogenen Strichen skizziert die Verfasserin die Exponen-
ten, wie Paul von Hedemann-Heespen, 1914-1921 die Vereinsaktivitäten bestim-
mend, und dann vor allem den Direktor der Landesbibliothek Volquart Pauls, der
von 1921 bis 1951 als Schriftführer der Gesellschaft dieser den prägenden Stempel
aufdrückte. Trotz der ungünstigen Quellensituation gelingt es der Autorin, auch
institutioneile Bedingungen, wie die Mitgliederbewegung und die Finanzierung,
zu skizzieren. Gleichsam als Glücksfall für ihre Interpretation der politischen At-
mosphäre stellt sich die Hundertjahrfeier der Gesellschaft dar, die - nur wenig
mehr als einen Monat nach der nationalsozialistischen „Machtergreifung" - im
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März 1933 stattfand. Die Färbungen und Entwicklungen von der ursprünglich na-
tionalen, in der Weimarer Republik dann schwankenden Bewusstseinsbildung der
Gesellschaft münden nun ein in die nationalsozialistische Gedankenwelt, wie sie

sich in den Pressemeldungen über Festakt und Reden manifestiert. Hier ist die be-
rechtigte Quellenkritik der Verfasserin anzuerkennen.

Auch im Folgenden bewältigt sie umsichtig die Schwierigkeit, einerseits die Be-
funde darzustellen (man „diente" sich dem neuen Trend an), aber andererseits
auch gerade die zentrale Persönlichkeit Volquart Pauls' ausgewogen zu beurteilen.
Die Gesellschaft wählte Nationalsozialisten zu Vorsitzenden, aber die Forschungs-
themen wandten sich nicht auffällig in die neue Richtung. Man blieb beim
„Schleswig-Holsteinismus". Die Geschichte der germanischen Stämme beispiels-
weise sah diese als Vorfahren der Schleswig-Holsteiner und erging sich nicht in der
Stilisierung als Herrenvolk. Erst 1935 wurde eine Folge von „Beiträgen zur Juden-
frage in Schleswig-Holstein" eingeführt. Mitgliederzahlen und Satzungsänderun-
gen 1933 und 1935 (Führerprinzip!) werden interpretiert. Zur Prüfung der Auswir-
kungen des Arierparagraphen 1935 im Einzelnen reichen die Quellen jedoch nicht
aus. Das finanzielle Weiterbestehen der Gesellschaft hing natürlich vom Bekenntnis
zur neuen politischen Situation ab. War aber die Anlehnung wirklich nötig, wie sie
die Zeitgenossen praktizierten? So fragt die Verfasserin aus der Rückschau. Die
Zeitsituation jedoch noch eindringlicher erfassend, kommt sie zu dem wohlerwo-
genen Urteil, Pauls sei doch dem Nationalsozialismus nicht ganz abgeneigt gewe-
sen (S. 92).

Nach der anregenden Lektüre begreift der Leser, wie sehr die Geschichte der
Gesellschaft gekennzeichnet ist durch das Ringen um Positionierung in den ver-
schiedenen politischen Systemen. Für diese komplizierte Situation stellt sie ein
ganz besonders charakteristisches Forschungsobjekt dar, das hier sehr sachver-
ständig und mit überlegtem Urteil untersucht wird. Die Chance des anspruchsvol-
len, aber reizvollen Themas und seiner verständigen Interpretation ist hier erfolg-
reich genutzt worden. Die geographische Lage Schleswig-Holsteins am Rand des
Deutschen Reichs macht die Situation des Forschungsobjekts kompliziert. Viel-
leicht hätten wenige, wenn auch nur grobe Striche zur Illustration des Hintergrun-
des (Hat es ähnliche Entwicklungen in Oberschlesien, Westpreußen usw. gegeben?)
zu Einordnung und Plastizität der Darstellung noch beigetragen, um die mögliche
Eigentümlichkeit Schleswig-Holsteins oder auch vielleicht typische Ähnlichkeiten
hervorzuheben. Hoffen wir auf weitere Untersuchungen, hier ist ein jedenfalls gu-
ter Anfang gemacht.

Antjekathrin Graßmann

Knud Andresen, Schleswig-Holsteins Identitäten : die Geschichtspolitik des Schles-
wig-Holsteinischen Heimatbundes (1947-2005). Neumünster: Wachholtz, 2010.
390 S. (QuFGSH; 115).

Die Dissertation von Knud Andresen beschäftigt sich mit ganz aktuellen wissen-
schaftlichen Fragestellungen nach der Funktion von Erinnerung und deren Insze-
nierung und Vermittlung für die Konstruktion einer kollektiven Identität. Dies un-
tersucht er konkret am Beispiel des Schleswig-Holsteinischen Heimatbundes
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(SHHB) und taucht damit tief in die Identitätsbildung und Geschichtspolitik der
Nachkriegsjahrzehnte ein. Einem historisch-kulturell verankerten Landesbewusst-
sein war damals eine identitätsstiftende Rolle für das neugegründete Bundesland
zugedacht. Dabei sollten bestimmte Themen hervorgehoben und betont, andere
bewusst vernachlässigt werden sollten.

Dazu bedarf es der Konstruktion eines allgemeinen - aber auf individuellen Er-
fahrungen beruhenden - „Narrativs", einer „Meistererzählung", die, um ihre Wirk-
samkeit zu behalten, jeweils veränderten politischen Verhältnissen oder neuen Er-
fahrungen nachfolgender Generationen angepasst, d.h. rekonstruiert werden muss,
um erfolgreich zu bleiben - dies als die kürzeste Zusammenfassung der theoreti-
schen Überlegungen Andresens, in denen er die umfangreiche Literatur zum The-
ma Geschichtskonstruktion, Erinnerungskultur und Geschichtspolitik aus den letz-
ten anderthalb Jahrzehnten diskutiert.

Die Gründungsgeschichte des Schleswig-Holsteinischen Heimatbundes war von
zwei Faktoren bestimmt: dem hohen Anteil von Flüchtlingen und Vertriebenen,
deren Zahl in vielen Orten des Landes die der Einheimischen überstieg. Im Begriff
„Heimat" konnte für die Einheimischen die „Volksgemeinschaft" weiterleben, die
ihren Halt in den vormaligen Strukturen von Nation und Staat verloren hatte.
Gleichzeitig galt es, den schleswig-holsteinischen Heimatbegriff gegen eine Hei-
matbewegung unter dänischen Vorzeichen zu definieren, um einem dänischen
„mittels Geschichtspolitik geführten Kulturkampf" begegnen zu können.

Noch unter den Bedingungen der britischen Besatzung verstand es der im Janu-
ar 1947 gegründete SHHB unter Vorsitz von Pastor Rudolf Muuß, sich als kulturel-
ler und damit unpolitischer Heimatverein zu definieren, begann jedoch gleichzei-
tig, im Hinblick auf das hundertjährige Jubiläum der Schleswig-Holsteinischen Er-
hebung von 1848 deutlich nationalpolitische Positionen zu entwickeln. Der Rück-
griff auf Positionen des Schleswig-Holsteiner-Bundes aus der Zwischenkriegszeit
führte allerdings dazu, dass der SHHB seine geplante Feier zum 24. März 1848 ab-
sagen musste. Andresen stellt dazu fest, dass sich der SHHB damit den Vorgaben
der Besatzungsmacht und der sozialdemokratischen Landesregierung Lüdemann
unterwerfen musste. Er durfte sich zwar geschichtspolitisch, nicht aber parteipoli-
tisch betätigen und wurde dafür im Gegenzug von der Landesregierung von nun
an großzügig finanziell ausgestattet. Allerdings schon 1950 geriet die Überpartei-
lichkeit des Verbandes ins Wanken, und es wurde eine eindeutige politische
Grundlinie angelegt.

Interessant ist, welche Rolle die ausgewiesenen deutschen Lehrer aus Nord-
schleswig dabei spielten, die Landestradition in der Nachkriegszeit aufrechtzuer-
halten. Angesichts von 50% Vertriebenen unter den Lehrern an Höheren Schulen
fürchtete man um den Erhalt von Landesgeschichte im Unterricht und griff beson-
ders für Schulen im Grenzland gern auf die ausgewiesenen Lehrkräfte aus Nord-
schleswig zurück. Ihre nazistische Belastung tat der Vorsitzende Muuß dabei 1948
mit den Worten ab, unter den Ostflüchtlingen sei „ja auch braune Ware" (S. 78).

Insbesondere verkörperte der SHHB-Vorsitzende Hanno Schmidt seit 1952 die
Verbindung des Verbandes mit der CDU-geführten Landesregierung. Er war zu-
gleich Chefredakteur des Flensburger Tageblatts und schon seit der Gründungs-
phase der CDU bestens mit den späteren Ministerpräsidenten Friedrich Wilhelm
Lübke und Kai-Uwe von Hassel sowie mit dem CDU-Bundestagsabgeordneten
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Will Rasner verbunden. Schließlich zog er selbst in den Landtag ein und wurde
Fraktionsvorsitzender der CDU. Seine Zielrichtung war, deutsches Nationalbe-
wusstsein schleswig-holsteinischer Prägung zu fördern. Damit glich sich der SHHB
der Haltung der bundesweit agierenden Heimatbewegungen an und rückte partiell
von der zuvor stark auf den Landesteil Schleswig bezogenen grenzkämpferischen
Position ab. Andresen bewertet das mit den Sätzen: „ ... der Heimatbund [sollte
sich] ... zu einem willfährigen geschichtspolitischen Stifter gemeinschaftsbildender
Landesidentität im Sinne des Ministerpräsidenten wandeln" - eine kulturell orien-
tierte „Sammlung der konservativen Kräfte des Landes".

Diesem Ziel diente auch der Wandel des SHHB nach 1954, als es galt, die ehe-
maligen Flüchtlinge und Vertriebenen nicht mehr als Gefahr für die Landesidenti-
tät zu betrachten, sondern Einheimische und Vertriebene zusammenzuführen -

und sie damit nicht zuletzt der regierenden CDU unter Lübke und von Hassel zu-
zuführen: Von der untragbaren Last zur Herausstellung ihrer Arbeitskraft und
Möglichkeiten für die wirtschaftliche Entwicklung. Dies fand als nunmehr ange-
passte, rekonstruierte Meistererzählung Eingang in die Handreichungen für Lehrer
zur Heimatgeschichte, in die Lehrpläne und schließlich in Schulbücher - unter Be-
rücksichtigung der Reichsidee und einer zeittypischen Betonung der Gefahr aus
dem Osten entsprechend aufbereitet.

Für die anderthalb Jahrzehnte von 1960 bis 1974, die vom gesellschaftlichen Auf-
bruch, der Studentenbewegung und einer neuen Ostpolitik geprägt waren, konsta-
tiert Andresen, dass der SHHB „außer Rufweite des Zeitgeistes" geraten und fak-
tisch marginalisiert war.

Eine neue Positionierung des Heimatbundes erfolgte unter dem Vorsitz von Dr.
Werner Schmidt: Die Ausrichtung eines „Schleswig-Holstein-Tages" nahm die er-
folgreiche Eingliederung der Flüchtlinge im Sinne eines gemeinsamen Wiederauf-
stiegs ebenso auf wie die Entwicklung im Grenzland. Die Meistererzählung wurde
nunmehr auf die Mittlerfunktion der Minderheiten und das europäische Modell
aufgrund der „Bonn-Kopenhagener Erklärungen" umgeschrieben, ohne dass dabei
der historischen Verbindung von Schleswig und Holstein ihre deutsche Perspekti-
ve verloren ging. Allerdings hatte dieser ursprüngliche Schleswig-Holstein-Tag
noch etwas Feierlich-Hoheitsvolles mit Festveranstaltung und geladenen Gästen
und war noch weit vom Landesfest in seiner heutigen Gestalt entfernt.

Dem Zeitgeist nah war die Integration von Natur- und Landschaftspflege in das
Arbeitsfeld des SHHB. Doch obwohl der SHHB - nicht zuletzt aufgrund der seitens
der Regierung Stoltenberg reichlich fließenden Landesmittel - mit der Einrichtung
der Zentralstelle für Landeskunde in Eckernförde eine institutioneile Anlaufstelle, u.a.
auch für Regional- und Heimatforscher, errichten konnte, entwickelten sich kriti-
sche Bewegungen mit deutlich stärkerer öffentlicher Resonanz jenseits des Heimat-
bundes. Im historischen Bereich war das die regionale Geschichtsforschung zum
Nationalsozialismus, die sich weit jenseits der vom Heimatbund geförderten Ort-
schronistenarbeit und im deutlichen Widerspruch zu ihr zu etablieren begann -
von der Anti-AKW-Bewegung ganz zu schweigen. Der Heimatbund blieb zu sehr
seinem eigenen konservativen Modell verbunden, das sich ganz im Einklang mit
der 38-jährigen CDU-Regierung im Lande befand. Gerade die 1980er Jahre zeigten
anlässlich der wiederkehrenden 50. und 40. Jahrestage von Beginn und Ende der
NS-Diktatur, dass sich der SHHB sowohl in der allgemeinen als auch auf dem Ge-
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biet der regionalen Forschung zur NS- und Nachkriegsgeschichte auf dem Abstell-
gleis befand und mit seinem überholten Konstrukt keine breite Zustimmung mehr
gewinnen konnte.

Gänzlich ins Abseits geriet er, als 1988 die Landesregierung wechselte und
nunmehr andere - gerade auch in den 1980er Jahren entstandenen Organisationen
und Initiativen - jene Funktionen, z. B. bei der Lehrplangestaltung, einnahmen, die
zuvor dem SHHB zugekommen waren. Auch die Zuschüsse blieben aus oder wur-
den mit Auflagen belegt.

Während Andresen für die ersten drei Jahrzehnte des Verbandes den Blick auf

die den Verband führenden und prägenden Vorsitzenden - vor allem Hanno
Schmidt und Dr. Werner Schmidt - richtet, tritt in den 1980er Jahren die Rolle der

Geschäftsführer stärker in den Vordergrund. Zunächst war das Hans-Joachim von
Leesen, den er als ausgesprochen eigenständig agierend und sicher nicht zu Un-
recht dem rechts-konservativen Kreis zugehörig beschreibt. Diese politische Aus-
richtung mochte dem Verband im politischen Raum anfänglich noch genutzt ha-
ben, aber schon in der Regierungszeit Uwe Barscheis geriet er politisch ins Abseits
- gänzlich dann mit dem Beginn der sozialdemokratischen Regierung Björn Eng-
holm.

Einen Paradigmenwechsel leitete die Übernahme der Geschäftsführung durch
Dr. Willy Diercks im Jahre 1994 ein. Die historische Meistererzählung wurde zu-
gunsten einer Themenvielfalt zurückgefahren, diese Vielfalt umfasste natur- und
volkskundliche sowie sprachliche, niederdeutsche Akzente. In einer Gesellschaft,
deren Mitglieder sich nicht mehr durch eine gesamtgesellschaftlich akzeptierte, his-
torisch determinierte Identität, sondern über eine Vielzahl unterschiedlicher sozia-

ler, gesellschaftlicher und kultureller Bezüge definieren, war diese Neuausrichtung
- wenn auch mit Blick auf die 1980er Jahre verspätet - dringend notwendig und hat
sich letztlich als erfolgreich erwiesen, wie die anhaltende Wirkungsbreite des
SHHB als Dachverband der regionalen und örtlichen Heimatvereine zeigt.

In dieser Dissertation wird das Thema der „Geschichtspolitik", wie zu Anfang
bereits ausgeführt, auf der Folie der neueren theoretischen Ansätze dargestellt und
diskutiert, damit stehen die Akteure im Mittelpunkt, die ein „geschichtspolitisches
Konstrukt" vertreten, das in seiner Wirkung eine gewisse „Attraktivität" entfalten
und zum „Anschluss" auffordern soll; „die Geschichte" des Schleswig-Holsteini-
schen Heimatbundes ist damit insgesamt noch nicht erzählt. Da aber die hier un-
tersuchten Mechanismen über den SHHB hinaus überall dort gelten, wo „Identität"
konstruiert wird, ist das Buch von Andresen eine weit über den behandelten Ge-

genstand hinaus gehende interessante Lektüre.
Frank Lubowitz

Inge Adriansen /Peter Dragsbo, Lokal-, regional- og rigshistorie gennem 100 är : His-
torisk Samfund for Als og Sundeved & Museum Sonderjylland - Sonderborg
Slot 1908-2008. Sonderborg 2009.192 S. (Fra Als og Sundeved; 87).

Als 1908 im damals preußischen Nordschleswig ein in seiner Namensgebung zwei-
sprachiger historischer Verein gegründet wurde, der Altertumsverein für Sonderburg,
Alsen und Sundewitt / Oldsagsforening for Senderborg, Als og Sundeved, war das ange-
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sichts der nationalen Gegensätze eine Besonderheit - allerdings konnte er sich die-
ser Gegensätze auch nicht ganz entziehen, dennoch gelang es ihm, mit dem Aufbau
einer bemerkenswerten Sammlung zu beginnen, die zur Gründung eines Museums
führte.

Nach der Volksabstimmung von 1920 wurde dieser Verein als Historisk Samfund
for Als og Sundeved dänisch und seine Sammlung wurde Grundlage der Ausstel-
lung, die im Sonderburger Schloss ihren dauerhaften Platz finden sollte. Das hun-
dertjährige Gründungsjubiläum war Anlass, ein reichbebildertes Buch zur Ge-
schichte dieses historischen Vereins und zugleich des Museums im Sonderburger
Schloss, das heute zum Museumsverbund Museum Sanderjylland gehört, heraus-
zugeben.

Ausführlich schildert Inge Adriansen den Weg, der nicht ohne Schwierigkeiten
war, ehe es am 13. März 1908 zur Vereinsgründung kam. Vertreter des deutschen
Bevölkerungsteils waren im ersten Vorstand eindeutig in der Mehrzahl, aber auch
dänisch Gesinnte hatten ihren Platz im Vorstand. Ehrenamtlicher Sekretär und Lei-

ter der Sammlung wurde der 28-jährige Jens Raben, der sowohl die Vereinsarbeit
als auch vor allem das Museum, das seinen ersten Sitz im Hotel Prinz Heinrich in

der Großen Rathausstraße in Sonderburg hatte, über Jahrzehnte prägen sollte. Der
vor allem vom Redakteur der Dybbol-Posten, Adolph Svensson, vorgetragenen na-
tionaldänischen Kritik und seinem Versuch, eine dänische Ausstellung in der Düp-
peler Mühle einzurichten, stellt Inge Adriansen den Befund gegenüber, dass der
Zuspruch, den der Verein und sein Museum erhielt, ein Ausdruck davon war, dass
die Bevölkerung „nicht nur eine nationale Identität, sondern im hohen Maße eine
lokale Identität hatte" und dieser lokale Bezug eine höhere Wertigkeit hatte (S. 25).

Nachdem das Museum innerhalb Sonderburgs zweimal umgezogen war und
sich von zunächst einem Raum auf drei, dann auf zehn Räume erweitert hatte,

ergaben sich durch die Abtretung Nordschleswigs 1920 zwei entscheidende Ver-
änderungen, der Umzug in das Sonderburger Schloss 1921 und die Übernahme als
ein öffentliches Museum im Besitz von Stadt und Amt Sonderburg mit Jens Raben
als festangestelltem Museumsleiter. Der nunmehr dänische Heimatverein Historisk
Samfund for Als og Sunderved sollte weiterhin ein wichtige Stütze der Museumsar-
beit bleiben und seine Zeitschrift Fra Als og Sundeved, die die Heimatblätter für den
Kreis Sonderburg ablöste, ein wichtiges Publikationsorgan werden, vor allem für
Jens Raben, der seine Artikel nunmehr auf Dänisch publizierte.

Für das 25jährige Jubiläum, das gerade in das Jahr 1933 fiel, wird von Inge Adri-
ansen hervorgehoben, dass von Historisk Samfund aller Gründungsmitglieder, ob
dänisch, deutsch oder national neutral gesinnt, gedacht wurde. Zu Rabens Haltung
schreibt sie, „es kann kaum ein Zweifel daran bestehen, in welche Gesinnungs-
schublade Raben selbst gehörte. In seinem Herzen war er ein echter deutscher Pat-
riot, aber in seiner täglichen Arbeit kam das nicht zum Ausdruck, hier war er von
Loyalität dem Dänischen gegenüber geprägt" (S. 51). Unter seiner Leitung erfolgte
demnach eine eindeutige dänische Prägung. Als eine wichtige lokalhistorische
Aufgabe sahen Raben und der Vorsitzende von Historisk Samfund den Schutz von
Bodendenkmalen an, das konnten vorgeschichtliche Fundstätten, die vor allem Ra-
ben besonders am Herzen lagen, aber auch die dänischen und preußischen Über-
reste des Krieges von 1864 oder Naturdenkmale sein.
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Da seit der Gründung von Verein und Museum - von Jens Raben - alles gesam-
melt worden war, was zur Stadt und zum Kreis Sonderburg Bezug hatte, wurde es
nach der Gründung des Landsarkiv for Sonderjylland - nicht unbedingt mit voller
Begeisterung seitens Jens Rabens, wie Inge Adriansen deutlich macht - notwendig,
das Archivgut vom Museumsgut zu trennen. Dies geschah allerdings nicht konse-
quent, erst 1996/97 wurde ein beträchtlicher Teil des von Raben zurückgehaltenen
Materials dem Landsarkiv übergeben.

Anfang Mai 1945 erhielt Raben den Befehl der deutschen Besatzungsmacht, die
Museumsräume für die Einquartierung von Flüchtlingen räumen. Die Befreiung
Dänemarks zwei Tage später ließ diesen Befehl nicht mehr wirksam werden, dafür
musste man das Museum auf kleinsten Raum zusammenstellen, da der Großteil

des Schlosses als Internierungslager und dann als Gefängnis für mehr als 500 Ge-
fangene, die in der Rechtsabrechnung verurteilt worden waren, genutzt wurde.

Noch bis 1955, somit 47 Jahre, sollte die Ära Raben dauern, ehe er als 75-jähriger
die Leitung an Jorgen Slettebo übergeben konnte, denn die Suche nach einem
Nachfolger hatte sich als schwierig erwiesen. Jens Rabens Leistung war noch kurz
vor seinem Ausscheiden mit dem Dannebrogsorden honoriert worden. Die neue
Leitung konnte unmittelbar die umfassende Restaurierung der Schlosskapelle prä-
sentieren, woraufhin dann zum Ende des Jahrzehnts auch die generelle Restaurie-
rung des Schlosses geplant und von 1964 bis 1973 umgesetzt werden konnte.

Nicht ganz so lang wie die Amtszeit von Jens Raben war die von Jorgen Slettebo
- aber immerhin auch 38 Jahre. Danach kam es aus verschiedenen Gründen zu ei-
nem raschen Wechsel mehrerer Museumsdirektoren, ehe das Museum 2002 unter

der Leitung von Peter Dragsbo wieder in ruhigeres Fahrwasser kam.
Außerhalb der Mauern des Sonderburger Schlosses ergriff das Museum neue

Initiativen. Aus einem Projekt zur Geschichte der Ziegeleien im Sundewitt entstand
1993 das Ziegeleimuseum Cathrinesminde, bei dem nicht nur die industriellen
Produktionsanlagen und der Ringofen von 1892 restauriert wurden, sondern auch
die Lebensverhältnisse der Ziegeleiarbeiter in den Arbeiterwohnungen aus ver-
schiedenen Jahrzehnten berücksichtigt werden. 2007 wurde das Ziegeleimuseum
als eines von 25 industriehistorischen Denkmalen von nationalem Interesse ausge-
zeichnet. 2004 kam auch das ursprünglich von einem Fonds gegründete Historie-
center Dybbol Banke in die Verantwortung des Sonderburger Schlosses. Schließlich
wurde das Museum Sonderburger Schloss im Jahre 2006 Teil des Museumsver-
bundes Museum Sonderjylland. Gegenwärtig befindet sich das Museum in einem
langjährigen Prozess der Neuaufstellung, eine Reihe von Räumen zeigt sich bereits
im neuen Design, die anderen werden folgen.

Dieses Buch bietet einen hervorragenden Überblick über einen der wichtigsten
kulturgeschichtlichen Akteure auf dänischer Seite des Grenzlandes, eines Muse-
ums, das weitreichende Ausstrahlung hat und für die kulturellen Institutionen
südlich der Grenze ein wichtiger, wenn nicht der wichtigste Ansprechpartner ist.

Neben der Beschreibung der Entwicklung des Museums kommt die Geschichte
von Historisk Samfund for Als og Sundeved nicht zu kurz, wobei jeder der Vorsitzen-
den eigene Schwerpunkte in der Vereinsarbeit gesetzt hat. Dieser Verein hat die
Gründung dieses Museum betrieben, und er war und ist dem dann in staatliche
Hand übergegangenen Museum wesentliche Stütze bei der historischen Darstel-
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lung und Vermittlung der Museumsarbeit in seinen Publikationen und bei den Ex-
kursionen.

Frank Lubowitz

Das Lager verschwand aus dem kommunalen Gedächtnis : Erinnerungskulturen in
Schleswig-Holstein nach 1945. Hrsg.: Ludwig Fromm, Karl Heinrich Pohl; Text-
beitr.: Anna Katharina Baake u.a. Neumünster: Wachholtz, 2011.154 S.

Der vorzustellende Band dokumentiert die Ergebnisse eines Gemeinschaftsprojek-
tes der Muthesius Kunsthochschule und des Historischen Seminars der Christian-

Albrechts-Universität zu Kiel unter der Leitung von Ludwig Fromm, Theresa
Georgen und Karl Heinrich Pohl. Angestoßen wurde das Projekt von Stephan
Opitz vom Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-Holstein,
und gefördert wurde es von der Bürgerstiftung Schleswig-Holsteinischer Gedenk-
stätten. Der Inhalt ist übersichtlich in vier Großabschnitte gegliedert. In einem ein-
leitenden Abschnitt haben die Projektleiter aus ihrer jeweiligen Fachperspektive
grundlegende theoretische Überlegungen zusammengefasst. In den drei folgenden
Abschnitten sind die Ergebnisse studentischer Arbeit zu den drei Gedenkstätten
Ladelund, Kaltenkirchen und Ahrensbök dokumentiert. „Erinnerungskulturen in
Schleswig-Holstein nach 1945" werden also am Beispiel von dreien der von der
Bürgerstiftung betreuten zehn Gedenkstätten exemplarisch betrachtet.

In zwei komplementären Kapiteln beschreiben die beiden Projektorganisatoren
die Voraussetzungen der Studierenden der Bereiche Raumstrategien/Interior De-
sign einerseits und des Lehramts Geschichte andererseits für die interdisziplinäre
Zusammenarbeit in dem genannten Projekt. Das Interesse an „Analyse atmosphäri-
scher Qualitäten" (S. 10) und deren Wirkung auf persönliches Empfinden und da-
mit in der Konsequenz an überindividuellen Aspekten des Lernens und der Erar-
beitung und Beurteilung didaktischer Konzeptionen für die Gedenkstätten bilden
die Basis für die gemeinsame Arbeit.

Den programmatischen Einleitungsabschnitt bilden vier Beiträge, zwei von Karl
Heinrich Pohl zu „Gedenkstättenarbeit heute" und „Gestaltung der Gedenkstätten-
landschaft in Schleswig-Holstein", einer von Ludwig Fromm „Sinn und Grenzen des
Szenographischen Prinzips" und schließlich „Erinnerungskultur und Geschichts-
didaktik" von Marike Fentsahm. Karl Heinrich Pohl stellt dabei einige Probleme und
Neuansätze der Gedenkstättenarbeit vor. Gedenkstättenarbeit müsse sich stärker

den unterschiedlichen Nutzergruppen öffnen und habe angesichts des „Reali-
encharakters" der Gedenkstätten die große Chance, „Medialisierung", „Fiktionali-
sierung" und „Entkonkretisierung" entgegenzuwirken. Angesichts der zutreffen-
den Bestandsaufnahme und der konstruktiven Gestaltungsvorschläge ist es unnö-
tig, als Gegenbild der aktuellen Anstrengungen die Pioniere der Gedenkstättenar-
beit aus den siebziger und achtziger Jahren pauschal zu diskreditieren. Formulie-
rungen wie „dies [die aufklärerische Funktion] geschah zeitweise mit solcher Ve-
hemenz, dass man in den 70er und 80er Jahren geradezu von einer Phase der Auf-
klärungs-,Übersättigung' sprechen kann, in der eine emanzipatorische Geschichts-
bewegung in einer heute kaum noch nachvollziehbaren Weise mit vor allem mora-
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lischen Argumentationsmustern geradezu (über)reagierte" (S. 14) hätten einer his-
torischen Kontextualisierung bedurft.

Die dargestellten Probleme bei der Vermittlung des Nationalsozialismus werden
mit der Begründung in Frageform abgehandelt, nur wenige dieser Fragen seien
„zum Gegenstand fachwissenschaftlicher und didaktischer Diskussionen und Ana-
lysen geworden" (S. 20). Förderlich wäre in diesem Zusammenhang ein wissen-
schaftlicher Apparat. Als diskussionswürdig erscheint auch die Verwendung der
Kategorie des „Überwältigungsverbotes" (S. 19 f., 47,125), die sich in einer ganzen
Reihe von Beiträgen findet. Gemeint ist sicherlich der Einsatz von Materialien zur
gezielten Erzeugung emotionaler Reaktionen, um über den Zugang moralischer
Entrüstung eine Öffnung für die Beschäftigung mit dem Thema zu finden. Die Ab-
lehnung dieser methodischen Position der Instrumentalisierung von Emotionen
wird schnell allgemeine Zustimmung finden. Genauso wenig strittig kann aber
sein, dass die Darstellung nationalsozialistischer Morde in Gedenkstätten jenseits
von Multiperspektivität und Dekonstruktivismus heute emotional überwältigen
kann und wird. Die Praxis historischer Bildungsarbeit gibt hier sehr klare und ein-
deutige Antworten - und offenbar andere als die Didaktikseminare.

Mit seinen Überlegungen „Sinn und Grenzen des szenographischen Prinzips"
gibt Ludwig Fromm einen spannenden Einblick in seine Überlegungen zur künst-
lerischen Gestaltung von Erfahrungsräumen in KZ-Gedenkstätten. Ausgangspunkt
ist die Frage nach Erinnerungsfähigkeit und -bereitschaft des Publikums. Das Er-
gebnis könne in der Konstruktion „atmosphärisch bestimmter Programmräume"
(S. 27) bestehen, wobei mit „Programm" z. B. die Situation in einem Lager gemeint
sei und unter „atmosphärisch" die Anwesenheit eines Gefühls verstanden werde.
Damit werden die atmosphärischen Qualitäten eines Raumes explizit in die kom-
munikationstheoretischen Überlegungen einbezogen. Aus der Sicht der Lehramts-
studierenden im Fach Geschichte bietet dieser Ansatz eine auch für die Unter-

richtsgestaltung produktive Horizonterweiterung.
Diese Ansätze nimmt Karl Heinrich Pohl in seinen Gedanken zur „Gestaltung

der Gedenkstättenlandschaft in Schleswig-Holstein" auf und verbindet didaktische
Überlegungen und raumgestalterische Vorschläge zu konkreten Inszenierungsvor-
schlägen. Der einleitende Abschnitt wird abgerundet durch Marike Fentsahms Bei-
trag zum „Nationalsozialismus als Thema von Erinnerungskultur und Geschichts-
didaktik seit 1945" (S. 53 f.). Die Übersicht gibt einen interessanten Einblick in die
Zusammenhänge von gesellschaftlichen Entwicklungen und didaktischen Reaktio-
nen und ermöglicht eine Standortbestimmung des gegenwärtigen Diskurses.

Die Vorstellung und Analyse der Gestaltungskonzepte der drei Gedenkstätten
Ladelund, Kaltenkirchen und Ahrensbök besteht jeweils aus einem Bild- und ei-
nem Textteil. Der Abschnitt zur Gedenkstätte Ladelund dokumentiert ein Gespräch
mit der [ehemaligen] Leiterin Frau Karin Penno-Burmeister. Die studentische Ar-
beitsgruppe Ladelund gibt einen Abriss über die Geschichte des Lagers als Außen-
kommando des Konzentrationslagers Neuengamme im November/Dezember 1944
und der Gedenkstätte Ladelund. Mit der Bestandsaufnahme zur aktuellen Situati-

on, dem Selbstverständnis, der didaktischen Konzeption und Gestaltungsvorschlä-
gen zur Rauminszenierung wird deutlich, welch umfangreiche und fundierte Ar-
beit in den letzten Jahrzehnten hier geleistet worden ist. Die bedeutende Leistung,
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die Pastor i. R. Harald Richter hier in Zusammenarbeit mit dem Förderverein und

Freundeskreis erbracht hat, bleibt merkwürdigerweise unerwähnt.
Den mit Abstand größten Umfang der Dokumentation nimmt der Abschnitt zur

Gedenkstätte Kaltenkirchen - von August 1944 bis April 1945 ein Außenlager Neu-
engammes - ein. Dokumentiert werden ein Gespräch mit der Vorsitzenden des
Trägervereins, Frau Uta Koerby, und ein Radiobeitrag. Deutlich wird, wie eng
verwoben die Entwicklung der Gedenkstättenarbeit hier mit der Lebensgeschichte
des Initiators und Förderers Gerhard Hoch ist. Die Analyse folgt ähnlichen Prinzi-
pien wie die Ladelunds. Als besonders lohnend erscheint das Kapitel „Szenografie
in Gedenkstätten. Das Beispiel Kaltenkirchen" von Lea Rosanna Mirbach, denn darin
verbinden sich sehr produktiv die interdisziplinären Ansätze des Projekts. Hier
wird der Frage nach den szenographischen Mitteln zur Förderung „emotionalen
Lernens" (S. 114) nachgegangen und gleichzeitig deren Grenzen ausgelotet.

Besonders erhellend sind die Ergebnisse einer „abgefragten Wahrnehmung der
Besucher". Aufgedeckt wird dabei beispielsweise der als spannungsreich empfun-
dene Widerspruch zwischen dem heute „harmlos" wirkenden ehemaligen Lager-
gelände und dessen historischer Funktion. Ebenfalls von besonderem Interesse für
die Besucher sei laut Befragungsergebnis die Nachkriegsphase des „Vergessens
und Verdrängens" (S. 119). Die relativ kleine Zahl sichtbarer Relikte auf dem La-
gergelände finde durch diesen Umstand eine Erklärung und könne didaktisch pro-
duktiv genutzt werden. Gleichzeitig werde so der heutige Umgang mit der Lager-
geschichte relativiert und als historische Perspektive erkennbar. Die Überlegungen
leiten zu einer Reihe sehr konkreter, an den didaktischen Zielen orientierter und

für die Verantwortlichen nützlicher Vorschläge zur „atmosphärischen Raumkon-
struktion" (S. 126 f.). Dass sich die Autorin der Problematik einer Formulierung
wie „Management der Emotionen" bewusst ist, zeigt die sensible Diskussion.

Im abschließenden Abschnitt zur Gedenkstätte Ahrensbök wird in der Analyse
von vorhandenen Ansätzen ausgegangen. Die inhaltlichen Schwerpunkte beziehen
sich den örtlichen Bezügen entsprechend auf ein frühes „wildes" KZ, den Todes-
marsch, das nationalsozialistische Bildungssystem und den Einsatz von Zwangsar-
beitern in der Region im Zweiten Weltkrieg. Ausgehend von diesen Ansätzen wer-
den konkrete Vorschläge zur Weiterentwicklung der Gedenkstätte entwickelt.

Für zukünftige Studierende beider am Projekt beteiligter Disziplinen wie für an
Gedenkstättenarbeit Interessierte bietet der vorliegende Band eine Vielzahl von
Anregungen. Bemerkenswert erscheint auch die beachtliche didaktische Reflexi-
onsleistung der Studierenden. Die Dokumentation des aktuellen Entwicklungs-
standes der drei analysierten Gedenkstätten verrät aber auch, dass der heutige
Sachstand dem immensen Engagement der jeweiligen Trägerinitiativen zu verdan-
ken ist.

Karsten Dölger
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2. Allgemeine Geschichte

Gisela Graichen / Rolf Hammel-Kiesow, Die deutsche Hanse : eine heimliche Super-
macht. Reinbek: Rowohlt, 2011 und Rowohlt-Taschenbuchverl., 2013. 410 S.

Gisela Graichen und Rolf Hammel-Kiesow haben einen Überblick zur hansischen

Geschichte vorgelegt, der einen Bogen von den Anfängen der Hanse im 12. Jahr-
hundert bis zur gegenwärtigen Rezeption der Gemeinschaft als einer Art mittelal-
terlicher Vorläufer der Europäischen Union schlägt. Die überwiegende Mehrzahl
der insgesamt 15 Kapitel des Buches hat Hammel-Kiesow verfasst; unterstützt
worden ist das Autoren-Tandem von Alexander Hesse, der das Kapitel zu den Bür-
gerkämpfen in den Hansestädten um 1400 geschrieben hat, Natascha Mehler, die für
ein Kapitel über die Archäologie der Hanse verantwortlich zeichnet, und Jürgen
Sarnowsky mit dem Kapitel „Die Hanse und der Deutsche Orden - eine ertragreiche
Beziehung".

Zu Beginn wird die Hanse folgendermaßen definiert: „Die dudesche hense war ei-
ne Supermacht des Geldes. Der erste nordeuropäische Handelsverbund prägte fast
ein halbes Jahrtausend die Welthandelsmärkte des Mittelalters von Russland bis
Flandern, baute ein lukratives Handelsnetz auf von Island bis Venedig und schuf
ein visionäres Imperium von Kaufleuten und Städten über politische Grenzen hin-
weg." (S. 5 f.) Die ersten sechs Kapitel des Werks befassen sich mit der Entstehung
und Frühzeit der Hanse bis etwa zur Mitte des 14. Jahrhunderts: Die Anfänge des
Handelsverbundes lagen im 12. Jahrhundert, als zum einen niederdeutsche Kauf-
leute über Lübeck und Gotland nach Osteuropa gelangten und zum anderen
Händler vom Niederrhein, vor allem aus Köln, nach Westeuropa vorstießen. Schon
1175/76 erhielten die Kölner in London ein eigenes Haus, die „guildhall", später
der Stalhof der Hanse. Die Kaufleute, die während des 12. und 13. Jahrhunderts im
Ausland Handel trieben, setzten in der Rechtsform der Einung ihre Interessen und
Ziele in bestimmten Orten oder Regionen durch; am bekanntesten sind die Ge-
meinschaften in Visby (Gotland) und Novgorod (Russland). Bis zur Mitte des 13.
Jahrhunderts entwickelte sich daraus unter der Bezeichnung „Universitas mercato-
rum" oder „gemener kopmann" ein „übergreifend gedachtejr] Zusammenschluss
aller niederdeutschen Kaufleute, der sich im Ausland in von Ort zu Ort wechseln-

der Zusammensetzung als Teil der Universitas mercatorum konstituiert" (S. 60).
Im folgenden Jahrhundert „wuchsen die Städte gewissermaßen in die Hanse

hinein" (S. 80), indem Städtebünde, vor allem der wendische Bund an der südli-
chen Ostseeküste unter der Führung Lübecks, zunehmend die Interessen der Kauf-
leute übernahmen. Der sozialgeschichtliche Hintergrund dieser Entwicklung war
das Sesshaftwerden der Kaufleute, die bisher ihre Waren als Wanderkaufleute be-

gleitet hatten, in ihren Heimatstädten. Dieser Prozess kulminierte 1358 in der Aus-
rufung der „hense van den dudeschen steden" und den beiden erfolgreichen Krie-
gen der jungen Städtehanse gegen Dänemark 1361 bis 1370, die im triumphalen
Frieden von Stralsund endeten.

Es folgen sieben Kapitel, die die spätmittelalterliche Hanse vor allem des 14. und
15. Jahrhunderts mehr systematisch behandeln: Zunächst werden die besondere
Rolle des Deutschen Ordens innerhalb der hansischen Gemeinschaft (Kapitel 7)
und die zahlreichen innerstädtischen Unruhen, die Ende des 14. und Anfang des
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15. Jahrhunderts auch die Hanse zum Eingreifen veranlassten (Kapitel 8), näher un-
tersucht. Danach wird in den Kapiteln 9 bis 12 das „System der Hanse" (S. 247 u.ö.)
ausführlich vorgestellt, zu dem vier Elemente gehörten - die Netzwerke der Kauf-
leute (1), die Städte (2), die Kontore (3) und der Hansetag (4):

1. Am Beispiel des Kaufmanns Hildebrand von Veckinchusen werden die drei
Handelsarten innerhalb der Hanse analysiert: der Eigenhandel, der Gesellschafts-
handel und der Kommissionshandel. Jeder Kaufmann baute mit seiner Familie ein

kleineres oder größeres Netzwerk zur Abwicklung seiner Geschäfte auf. Ungefähr
2.000 Familienbetriebe bildeten vom 14. bis zum 16. Jahrhundert die Basis des han-

sischen Handels als ein großes Netzwerk, das aus vielen kleineren locker geknüpft
war.

2. Die Kaufleute stammten aus etwa 200 Städten. Im heutigen Schleswig-
Holstein gehörte neben Lübeck, dem „Haupt der Hanse", noch Kiel zur Städtege-
meinschaft. Die meisten Städte lagen im Deutschen Reich oder im Gebiet des Deut-
schen Ordens, die westlicJiste war Zaltbommel an der Rheinmündung, die östlichs-
te Dorpat (Tartu) im heutigen Estland, die nördlichste Visby auf Gotland und im
Süden bildete die Linie Köln-Breslau-Krakau die Grenze der Hansestädte.

3. Die vier Kontore in Novgorod (Russland), Bergen (Norwegen), Brügge (Flan-
dern) und London (England) waren die wirtschaftlichen Zentren des hansischen
Handels im Ausland, die von den Landesherren besonders privilegiert wurden.
Dazu kamen 44 kleinere Niederlassungen in ganz Nordwesteuropa.

4. Auf den Hansetagen, die zwischen 1356 und 1669 durchsdmittlich alle drei
Jahre und meist in Lübeck stattfanden, bemühten sich die Ratssendeboten als „Her-

ren der Hanse" um eine gemeinsame Außenwirtschaftspolitik, deren Ergebnisse in
den Rezessen festgehalten, von den Städten bestätigt und in den Kontoren ausge-
hängt werden mussten.

Die Untersuchung des „Systems der Hanse" wird dahingehend zusammenge-
fasst, dass die Hanse die Globalisierung vorangetrieben habe, denn „Intensivierung
und Beschleunigung internationaler Transaktionen bei gleichzeitiger räumlicher
Ausdehnung sind die Hauptmerkmale der Globalisierung." (S. 309)

Nach einem Ausblick auf die moderne Archäologie der Hanse (Kapitel 13) sind
die beiden letzten Kapitel des Werks dem Ende der Hanse während der frühen
Neuzeit und der Rezeption der Gemeinschaft in der Moderne gewidmet. Als
Gründe für den Niedergang des Handelsverbundes werden genannt (Kapitel 14):
die Auflösung des hansischen Handelssystems seit der zweiten Hälfte des 15. Jahr-
hunderts, das Vordringen der Holländer, die Produktion und Handel stärker ver-
zahnten als die Hansen, und der Aufstieg der Territorialmächte. Diese Entwicklun-
gen hätten dazu geführt, dass die Hanse immer unflexibler gehandelt habe und in-
folgedessen der Kreis ilrrer Mitglieder immer kleiner geworden sei, so dass 1629
nur noch Lübeck, Hamburg und Bremen das hansische Bündnis bildeten. Im 19.
und 20. Jahrhundert ist dann die spätmittelalterliche Hanse zur Legitimierung ver-
schiedener politischer Ziele benutzt worden. Aktuell wird die Hanse vor allem als
ein frühes Beispiel für das Zusammenwachsen und die Zusammengehörigkeit Eu-
ropas gesehen, was in dem Buch befürwortet und mit historischen Belegen unter-
füttert wird (Kapitel 15). Ein Literaturverzeichnis sowie ein Personen- und ein
Ortsregister runden das Buch ab.
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Überblicksdarstellungen zur hansischen Geschichte gibt es eine ganze Reihe. Die
Vorzüge dieses Werks liegen darin, dass mit der Charakterisierung der Hanse als
Netzwerk, global player und historisches Vorbild der EU die neuesten Ergebnisse
der Hanseforschung verarbeitet worden sind (vgl. auch ZSHG 135, 2010, S. 380 ff.;
ZSHG 136, 2011, S. 301 f.). Auf dieser Grundlage wird ein umfassendes Bild der
spätmittelalterlichen Hanse als Handelsverbund gezeichnet, der von wirtschaftli-
chen Interessen geprägt war. Obgleich das Buch von fünf Autorinnen und Autoren
verfasst worden ist, ist es eine in sich stimmige Darstellung ohne Brüche. Zudem
wird die Geschichte der Hanse konkret und anschaulich erzählt. So werden Sach-

verhalte und Entwicklungen immer wieder mittels Personen wiedergegeben; Bei-
spielsweise werden die Kriege der Hanse mit Dänemark 1361 bis 1370 als persönli-
cher Konflikt zwischen dem Lübecker Kaufmann und Bürgermeister Johan Witten-
borg und dem dänischen König Waldemar IV. geschildert. Oder der hansische
Handel wird am Exempel der Geschäfte und des Netzwerks von Hildebrand von
Veckinchusen geschildert. Auch die zahlreichen farbigen Abbildungen und Karten
veranschaulichen die Ausführungen.

Fazit; Das Werk „Die deutsche Hanse. Eine heimliche Supermacht" ist gut er-
zählt und repräsentiert den aktuellen Wissensstand der Forschung, so dass der in-
teressierte Laie als auch der Fachhistoriker mit Gewinn zu dem Buch greifen.

Thomas Hill

Steen Bo Trandsen, Holsten i helstaten : hertugdommet inden for og uden for det
danske monarki i forste halvdel af 1800-tallet. Kobenhavn: Museum Tuscula-

nums Forlag, 2008. 385 S.

Steen Bo Frandsens bemerkenswertes Buch über das Herzogtum Holstein in der
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts ist ein Werk wider das Vergessen. Es bekümmert
ihn zutiefst, dass Holstein als jahrhundertealtes Verbindungsglied zwischen däni-
scher und deutscher Staatlichkeit keinen ihm gebührenden Platz in den histori-
schen Darstellungen und im Bewusstsein der Menschen findet. Diesem Missstand
soll sein kenntnisreiches, nuanciertes und facettenreiches Werk abhelfen.

Schuld an der stiefmütterlichen Behandlung Holsteins habe insbesondere die
einseitige, oft oberflächliche nationale Geschichtsschreibung gehabt, die sich vor al-
lem dem nationalen Kampf um das Herzogtum Schleswig verschrieben habe.
Frandsen spannt einen weiten Bogen, bis er zur Lage Holsteins zu Beginn des 19.
Jahrhunderts kommt, als Holsteins geographische Form im dänischen absolutisti-
schen Gesamtstaat abgeschlossen war. Nach dem Zusammenbruch des Heiligen
Römischen Reiches Deutscher Nation im Jahre 1806 wurde Holstein in Dänemark

inkorporiert und war bis zum Zusammenbruch des napoleonischen Imperiums
1814 Danisierungsversuchen des dänischen Königs ausgesetzt. Die seit Mitte des
18. Jahrhunderts schwelende antideutsche Stimmung in Kopenhagen, die, so
Frandsen, kaum berechtigt war, wurde gegenüber Holstein fortgesetzt.

1814 schrumpfte der dänische Gesamtstaat, ehemals vom Nordkap bis zur Elbe,
zu einer deutsch-dänischen Monarchie, wobei Holstein mit dem dänischen König
als Herzog von Holstein zudem mit dem neu entstandenen Deutschen Bund ver-
kettet war. Ein „Stordanmark", das der dänische König Friedrich VI. angestrebt
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hatte und ganz auf das zentralistische Kopenhagen ausgerichtet werden sollte, war
nun nicht mehr möglich. Holstein war nun zugleich „innerhalb" und „außerhalb"
der dänischen Monarchie, wobei die Holsteiner als „besondere Deutsche" im däni-

schen Gesamtstaat, aber doch auch als „andere Deutsche" als diejenigen südlich
der Elbe galten. Im Gegensatz zum Herzogtum Schleswig war Holstein nie däni-
sches Land gewesen, aber doch historisch eng verbunden mit der dänischen Krone.
Die Satzungen des Deutschen Bundes stellten Holstein eine Verfassung in Aus-
sicht, die Friedrich Christoph Dahlmann in seiner berühmten Waterloo-Rede von
1815 ganz im liberalen Sinne für ganz Schleswig-Holstein, basierend auf histori-
schen Rechten, provokativ vor verständnislosen Kieler Studenten forderte. Dies, so
Frandsen, sei der erste Vorstoß einer deutsch-regionalen Haltung im dänischen Ge-
samtstaat gewesen.

Mit dem Jahr 1830 begann das moderne liberale Zeitalter in der dänischen Mo-
narchie - es ist das Kernstück der Darstellung Frandsens bis 1848. Uwe Jens Lorn-
sens legendäre Flugschrift „Über das Verfassungswerk in Schleswigholstein" von
1830 bezeichnet Frandsen als eine der wichtigsten Schriften der dänischen Ge-
schichte, von der zwar kein Punkt verwirklicht wurde, aber die größte Wirkung
ausging. Lornsen sei es vor allem um eine tiefgreifende Reform des dänischen Ge-
samtstaates gegangen. Nur so wäre dieser überlebensfähig. Und Lornsens Schrift
sei zudem ein Bekenntnis zu einem selbstständigen deutschen Schleswig-Holstein,
das nur in Personalunion mit der dänischen Krone verbunden sein sollte.

Diese liberale Kampfschrift begeisterte den liberalen holsteinischen Protagonis-
ten in Frandsens Darstellung, nämlich Theodor Olshausen (1802-1869), für den der
Autor eine gründliche Monographie vermisst. Gute Ansätze hierfür könnte er bei
Sigrid Wriedt (SHLB 7,1985, S. 156-161) finden. Seit 1830 gab Olshausen sein Kieler
Correspondenz-Blatt heraus, das er bis 1848 federführend und verantwortlich leite-
te. Dieses Blatt ist Frandsens unumstrittene Hauptquelle zur Beleuchtung der ge-
wiss nicht unkomplizierten Beziehungen zwischen Kopenhagen und dem Kieler
Liberalismus, der sich durch Olshausen zu einem „Neuholsteinismus" entwickelte.
Frandsen bewundert das hohe intellektuelle Niveau des Kieler Blattes, das er als

erste liberale politische Zeitung des Gesamtstaates bezeichnet, das indirekt auch
nachhaltig auf die liberale Oppositionspresse in Kopenhagen einwirkte und die
dänische Dynastie mit regionalen liberalen Forderungen unter Druck setzte. Er
übergeht aber auch nicht die Tatsache, dass das konservativere Itzehoer Wochen-
blatt in Holstein eine größere Leserschaft als das Kieler Correspondenz-Blatt besaß.
Auch diese Zeitung zieht Frandsen immer wieder vergleichend heran.

Olshausen hegte eine tiefe Abneigung gegenüber dem Kopenhagener Zentra-
lismus, dem das holsteinische Selbstbewusstsein stets suspekt und fremd blieb.
Letztlich fehlte der dänischen Krone und den Holsteinern das gegenseitige Interes-
se aneinander, so dass manch gute Gelegenheit zu einer nützlichen Zusammenar-
beit verpasst wurde. Dies galt im besonderen Maße für das aufstrebende Kiel, das
zum Drehpunkt des Verkehrs zwischen Holstein und dem Königreich hätte wer-
den können - besonders nach der Eröffnung der Eisenbahnverbindung zwischen
Altona, der größten Stadt Holsteins, und Kiel im Jahre 1844.

Olshausen kämpfte für ein selbstständiges deutsches Holstein mit eigener Ver-
fassung, eigener Verwaltung und eigenem Budgetrecht - nicht für ein gemeinsa-
mes Schleswig-Holstein. Er betrachtete den weit überschätzten Sprachenzwist, den
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Frandsen als die „eigentliche Streitfrage der nationalen Illusionen" charakterisiert,
als künstliche Kampagne der Kopenhagener Eiderdänen, die in jedem Falle das
deutsche Holstein aus dem angestrebten dänischen konstitutionellen Staat verban-
nen wollten, aber keine nationalen Bedenken hatten, ganz Schleswig mit seiner
teilweise deutschen Bevölkerung einzuverleiben. Olshausen befürwortete eine freie
Entscheidung der Schleswiger in der Sprachenfrage und schloss dabei auch die Tei-
lung Schleswigs nicht aus. Nur deutsche Schleswiger könnten sich einem deut-
schen Holstein anschließen. Diese Auffassung vertrat er auch noch 1848, als auch er
für ein unabhängiges Schleswig-Holstein eintrat. Weder Friedrichs VI. „Stor-
danmark" noch Christians VIII. „offener Brief" zur Erbfolge in den Herzogtümern
(1846) oder Friedrichs VII. Verfassungsinitiative zu Beginn des Jahres 1848 fanden
Olshausens Zustimmung; er lehnte sie als Danisierungsversuche ab. Auch der erste
große Reformversuch des dänischen Königs, mit der Provinzialständeverfassung
von 1834 den dänischen Gesamtstaat zu retten, sei gänzlich unzulänglich gewesen,
wie der Verlauf der vier Ständeversammlungen in Roskilde, Viborg, Schleswig und
Itzehoe zeigte. Die Tage des dänischen Absolutismus waren als Folge der liberalen
Bewegungen im gesamten Staat gezählt.

Diese Ausführungen betreffen nur einen ausgewählten Teil der vielschichtigen
Darlegungen Frandsens, der bei seinen Lesern einige historische Kenntnisse vo-
raussetzt. Das gilt auch für den letzten Teil seines Werkes, wo er über das Jahr 1848
hinausreichende historische Linien und Meinungen skizziert. So habe z.B. der Bür-
gerkrieg 1848-1851 die politische Stimmung im dänischen Gesamtstaat verpestet;
Holstein habe sich danach als „Trojanisches Pferd" im neu organisierten König-
reich erwiesen.

Nach der preußischen Annexion der Herzogtümer 1864-1867 habe Bismarck -
im Gegensatz zum dänischen Gesamtstaat - nicht gezögert, alle hergebrachten
Strukturen der Herzogtümer zu zerschlagen. Die Schleswig-Holsteiner hätten sich
dann allmählich dem Deutschen Reich angepasst und dadurch ihre Identität und
das Ziel eines selbstständigen Staates verdrängt, nun in einer wenig bedeutsamen
Randlage im mächtigen deutsch-preußischen Staat. Ein langwieriger nationaler
Grenzkampf mit gegenseitigen unhaltbaren Verunglimpfungen, z.B. den vermeint-
lichen Haltungen und Aussagen Theodor Olshausens oder Orla Lehmanns, belaste-
te das dänisch-deutsche Verhältnis. Dänemark habe hinfort seinen südlichen

Nachbarn als ständige Bedrohung empfunden; dieses Gefühl sei sogar fester Be-
standteil des dänischen Identitätsgedankens geworden.

Frandsen denkt dabei mit einiger Wehmut an die alten historischen Beziehun-
gen zwischen Holstein und Dänemark, die in Vergessenheit geraten waren, ohne
dass er allerdings für irgendeine Renaissance des dänischen Gesamtstaates wirbt.
Außerdem gebe es keine historisch gewachsenen geographischen Grenzen zwi-
schen Deutschland und Dänemark mehr, so wie man sie noch im 19. Jahrhundert
kannte. Auf diese Weise bleibt die inzwischen bewährte nationale Gesinnungs-

grenze von 1920 wohl etwas vernachlässigt in Frandsens Darlegungen, der hier
recht allgemein und zu selektiv arbeitet - trotz seiner wohltuenden Kritik an einsei-
tigen nationalen Darstellungen.

Prunkstück seiner Arbeit bleibt die Nutzung des Kieler Correspondenz-Blattes
als historische Quelle für die Zeit von 1830 bis 1848. Sie verdeutlicht nachhaltig
Theodor Olshausens überragende Rolle für den Einfluss des Liberalismus auf eine
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selbstbewusste, deutsch-regionale Haltung im alten Herzogtum zwischen Elbe und
Eider innerhalb des dänischen Gesamtstaats: ein Holstein, das auch heute noch

Merkmale und Überreste der alten Verbindung zum dänischen Königreich auf-
weist und damit bestimmt nicht vergessen ist.

Peter Hopp

]ann Markus Witt, Seefahrtsgeschichte Schleswig-Holsteins in der Neuzeit. Heide:
Boyens, 2012. 344 S. (Schriftenreihe der Deutschen Maritimen Akademie; 2).

Die Seefahrt spielte in der Geschichte Schleswig-Holsteins allein schon geogra-
phisch bedingt eine außerordentlich wichtige Rolle. Von daher ist es nicht nur aus
Interesse an der historischen Schifffahrt, sondern auch im Kontext der allgemeinen
schleswig-holsteinischen Landesgeschichte sinnvoll und notwendig zugleich, die
Entwicklung der Seefahrt in all ihren politischen, wirtschaftlichen, technischen und
sozialen Facetten zu beleuchten, weil sich einem so auf maritime Art und Weise ein

wesentlicher Zugang zum Verständnis vom Werden und Wesen Schleswig-
Holsteins eröffnet. Für die Vorzeit und das Mittelalter hat das Dirk Meier mit sei-

nem Buch „Land in Sicht" in bewährter Manier geleistet. Nun stellt der ausgewie-
sene Marinehistoriker Jann Markus Witt sein Buch zur Geschichte der Seefahrt
Schleswig-Holsteins in der Neuzeit, d. h. bis zur Gegenwart, Meiers Werk an die
Seite.

Nach einem kurzen Vorwort (S. 7 f.) geht Witt zu diesem Zweck zunächst auf
die Seefahrt „unter Nesselblatt und Danebrog" in den Herzogtümern zwischen
1544 und 1721 ein (S. 9-47), behandelt dann unter der Überschrift „Seeleute, Kapi-
täne, Reeder" die Welt der Seefahrt im 17. und 18. Jahrhundert (S. 48-74) und
kommt im Anschluss auf die Schifffahrt und den Seehandel „unter dem Danebrog"
von 1721 bis 1864 zu sprechen (S. 75-156). „Vom Segel zum Dieselmotor - Sozialge-
schichte der Seefahrt von 1865 bis heute" lautet das darauf folgende Kapitel (S. 157-
174), wonach Witt unter der Überschrift „Von Schwarz-Weiß-Rot zu Schwarz-Rot-
Gold" auf die Seefahrt zwischen 1866 und 2012 eingeht (S. 175-317). Ein knapper
Ausblick (S. 318-322) beschließt den darstellenden Teil. Ihm folgen noch eine breit
angelegte (aber ohne den ebenfalls lesenswerten Titel von Robert Bohn zur Ge-
schichte der Seefahrt auskommende) Auswahlbibliographie (S. 323-328), höchst
umsichtig ein Glossar mit der Erklärung der zentralen Fachbegriffe (S. 329-334),
ebenfalls passend ein Verzeichnis der heutigen maritimen Museen in Schleswig-
Holstein (S. 335-337), eine vom Verfasser zusammen mit Heiko Vosgerau verant-
wortete, zur Einordnung des Gesagten hilfreiche Zeitleiste zur Geschichte Schles-
wig-Holsteins (S. 338-344) und zu guter Letzt ein Bildnachweis (S. 345).

Das Buch ist lobenswert gründlich redigiert, was die Übersicht betrifft, muster-
gültig angelegt, verständlich geschrieben - besonders überzeugend dabei: Mit grau
unterlegten Kurztexten werden für das Verständnis wichtige Begriffe, Personen
oder Ereignisse gesondert erklärt - und überaus ansprechend mit vielen schwarz-
weißen oder farbigen Abbildungen illustriert. Der Inhalt selbst glänzt mit einer
wahren Fülle an Detailinformationen zum Thema, ohne dass man als Leser den
Gesamtüberblick verliert. Das Verhältnis zwischen militärischer und ziviler Schiff-

fahrtsgeschichte ist ausgewogen dargestellt. Die Bandbreite der vorgestellten As-
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pekte reicht von A wie Schiffen namens Alexandra oder Albatros bis Z wie dem
Zwölf-Uhr-Schuss am Kieler Signalturm. Kurzum: Es handelt sich um eine umfas-
sende, im Grundgerüst chronologisch aufgebaute Darstellung, die alle wichtigen
Schlachten, Häfen, Schiffstypen, Seewege und -ziele und vieles mehr berührt. Bei
allem bleibt der Inhalt nicht abstrakt institutionell und verliert der Autor und da-

mit auch der Leser nie die Menschen aus den Augen, die diese Schifffahrt betrieben
und von ihr lebten oder durch sie ihr Leben verloren.

Naturgemäß bringt es eine Publikation eines derartigen Zuschnitts mit sich, dass
der eine Leser gern mehr über einen bestimmten Aspekt erfahren und der andere
eine wiederum davon abweichende Schwerpunktsetzung erhofft hätte. So etwa
fällt die Behandlung der Nachkriegszeit bis heute im Vergleich zur Geschichte da-
vor eher knapp aus, was nicht heißt, dass alle entscheidenden Entwicklungen in
dieser Zeit nicht benannt wären. Insgesamt stellt sich die Frage, ob der Autor mit
seiner chronologischen Kapiteleinteilung 1. 1544-1721, 2. 1721-1864, 3. 1866-heute
der Geschichte der schleswig-holsteinischen Seefahrt nicht zu simpel den Verlauf
der allgemeinen Geschichte Schleswig-Holsteins oktroyiert und zu unbedacht bei-
de Geschichten parallelisiert. Womöglich kennzeichnen die Seefahrtsgeschichte
aber andere oder zumindest mehr Phasen und Brüche, Höhen und Tiefen, als es die

von Witt propagierte Ereigniskongruenz und -kontinuität von vornherein sugge-
riert. Eine gewissermaßen gegen den gewöhnlichen Strich der allgemeinen Ge-
schichte vorgenommene Strukturierung der Seefahrtsgeschichte würde in meinen
Augen neue Blickwinkel eröffnen und Schwerpunktsetzungen erbringen, als es das
hier vollzogene „Nachtreten alter Ereignispfade" tut. Umgekehrt wäre es umso
frappierender, würde diese Phaseneinteilung tatsächlich eins zu eins übereinstim-
men. Dann wäre die schleswig-holsteinische Geschichte tatsächlich Seefahrtsge-
schichte und umgekehrt Seefahrtsgeschichte schleswig-holsteinische Geschichte,
was so prononciert aber auch offen ausgesprochen werden müsste. Immerhin be-
wegt sich die Leserschaft damit aber auf ihr bekanntem Terrain und ist dadurch
eher bereit, die Seefahrtsgeschichte Schleswig-Holsteins als einen wirklich wesent-
lichen Teil der allgemeinen Landesgeschichte zu akzeptieren und diese allgemeine
Geschichte von See aus zu betrachten und zu rekonstruieren. Und dies allein macht
das Buch schon lesenswert.

Oliver Auge

Bernd Müller, Die Außenpolitik Peter Friedrich Ludwigs von Holstein-Oldenburg :
außenpolitisches Handeln, Argumentationen und Ordnungsvorstellungen eines
mindermächtigen Fürsten vom Alten Reich bis zum Deutschen Bund 1785-1829.
Oldenburg: Isensee, 2011, 388 S. (Oldenburger Studien; 70). - Zugl.: Oldenburg,
Univ., Diss., 2011.

Die Zeit zwischen den Jahren 1780 und 1830 kann man als „Achsenzeit" (Karl Jas-
pers) in der Geschichte Mitteleuropas bezeichnen. Altes endete, Neues begann, und
Altes und Neues mischten sich in dieser Übergangszeit auf vielfältige Weise. Das
frühneuzeitlich-dynastische Staatensystem in seiner ganzen Vielfalt löste sich auf,
das neue nationalstaatlich bestimmte System begann sich zu entwickeln. Beschleu-
nigt wurde diese Entwicklung durch das Wirken Napoleons, der das europäische
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Staatensystem trotz seiner eigenen nur kurzen Regierungszeit langfristig durchei-
nanderwirbelte.

An das Wirken der europäischen Staaten stellte diese Umbruchzeit große An-
forderungen; manche gingen gestärkt daraus hervor, andere blieben bestehen,
manche verloren ihre Eigenständigkeit. Zu den ersten zählten Preußen, Österreich
und einige süddeutsche Staaten, die meisten der mitteldeutschen Staaten konnten
ihre Existenz bewahren, während eine Vielzahl vor allem der geistlichen Territori-
en und der Reichsstädte in größere Staaten eingegliedert wurde. Dabei spielten
auch die Größe und der staatliche Zustand eine Rolle. Es gab mächtige Staaten wie
Österreich und Preußen, es gab mittlere Staaten wie Bayern, Württemberg, Baden
und Hannover, und es gab „mindermächtige" Staaten wie die meisten mitteldeut-
schen Staaten. Der Außenpolitik eines solchen „mindermächtigen" Staates, des
Herzogtums Oldenburg unter dem Herzog Peter Friedrich Ludwig (1755 - 1829)
gilt die Arbeit von Bernd Müller - eine Oldenburger Dissertation aus dem Jahre
2011.

Herzog Peter Friedrich Ludwig (im weiteren Text: Peter) war zunächst als Neffe
des Herzogs Friedrich August nur Administrator des Herzogtums Oldenburg, da
der Erbprinz Wilhelm geisteskrank war und erst im Jahre 1823 starb. Bis zu diesem
Jahr stand die Herrschaft Peters unter einem gewissen Vorbehalt, doch hatte er die
volle Entscheidungsgewalt und Verantwortung für die oldenburgische Politik. Zu
dem Herzogtum Oldenburg gehörte auch das Hochstift Lübeck, in dem das Dom-
kapitel bis 1803 eigene Rechte besaß (dann: Fürstentum Lübeck). Ferner gehörte
dem jeweiligen Herzog ein umfangreicher Gutsbesitz als Fideikommiss, der aber
im dänischen Holstein gelegen war.

Peter wurde im Jahre 1785 nach dem Tode seines Onkels Friedrich August des-
sen Nachfolger; seine Herrschaft im eigentlichen Sinn beruhte auf dem dänisch-
gottorfisch-russischen Tauschvertrag von Zarskoje Selo aus dem Jahre 1773, vor al-
lem aber auf dem oldenburgischen Familienvertrag von 1777, der die Regierung
Peters bestimmte und sie sicherte. Dieser Familienvertrag wurde garantiert durch
den Chef des Hauses Holstein-Gottorf, Paul von Russland, und den dänischen Kö-

nig Christian VII. Vor allem die Garantie Russlands und die Zugehörigkeit zum
Hause Holstein-Gottorf spielten für Peter in der folgenden Zeit eine große Rolle.

Das Buch ist chronologisch gegliedert. Nach einer Einleitung folgt ein Kapitel
über das Herzogtum Oldenburg in den Koalitionskriegen bis zum Ende des Rei-
ches 1806. Es schließt sich an ein Kapitel über Peter als Souverän ohne die Bindung
an das Reich bis zur Annexion durch das napoleonische Frankreich 1811. Das
nächste Kapitel befasst sich mit der Zeit von Peters Exil in Russland und seinen
Versuchen, aus der Feme auf die deutschen Verhältnisse Einfluss zu nehmen. Da-

rauf folgt eine Darstellung der Friedensverhandlungen auf dem Wiener Kongress,
und abgeschlossen wird die Arbeit durch ein Kapitel über das Herzogtum Olden-
burg im Deutschen Bund 1815 bis 1829. Jedes dieser Kapitel schließt mit einer Zwi-
schenbilanz, in der die wesentlichen Ergebnisse zusammengefasst werden. Ein Ar-
chiv- und Literaturverzeichnis beschließen den Band.

Das außenpolitische Handeln Peters wurde bei allen Aktionen, Winkelzügen,
Vorstößen und Widerstandshandlungen geleitet von bestimmten Wertvorstellun-
gen Peters, die durchgängig waren und nicht verändert wurden. An erster Stelle
stand für Peter, das oldenburgische Erbe mit allen Gebieten und allen Rechten (Eis-
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flether Weserzoll!) zu erhalten und seiner Familie zu sichern. Daraus resultierte die
Verpflichtung, für das Wohl des Landes und seiner Untertanen zu sorgen. Damit
folgte Peter dem Vorbild eines aufgeklärt-absolutistischen Fürsten, wie er in der
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts seine Ausprägung fand. Ob das ein „bürgerli-
ches Ideal" war (so S. 56 und 376), ist bei der Selbstauffassung Peters als Herrscher
entschieden zu bezweifeln; er herrschte über Untertanen, nicht über Bürger. Und
die Sicherheit seiner Herrschaft beruhte schließlich auf der Legitimität, der Grund-
lage der Herrschaft in rechtlich geordneten und abgesicherten Verhältnissen. Dabei
mochten sich die Rahmenverhältnisse ändern, aber immer hielt Peter mit großer
Hartnäckigkeit an diesen Wertvorstellungen fest.

Dabei war Peter als „mindermächtiger" Fürst davon überzeugt, dass er nicht al-
lein agieren konnte, sondern dass er Verbündete benötigte. Allein, so glaubte er,
würde Oldenburg in den Turbulenzen der Zeit untergehen; die napoleonische Zeit
bewies dies zu Genüge. Sein erster Anker waren die Garantiemächte des Familien-
vertrages, Dänemark und Russland. Während Dänemark eine durchaus zwiespäl-
tige Rolle spielte, fand er einen starken und mächtigen Verbündeten und Schutz-
herm in Russland, zumal das Verhältnis zu Russland durch familiäre Verbindun-

gen gestärkt wurde. In allen Schwierigkeiten wandte sich Peter zunächst an Russ-
land und erhielt dort zuverlässige Hilfe. Die andere Garantiemacht, Dänemark,
wurde selten angesprochen; im Gegenteil: mehrfach versuchte Dänemark sich die
oldenburgischen Besitzungen in Holstein anzueignen.

Ein anderer Garant für den „mindermächtigen" Status Peters war bis 1806 das
Reich. Trotz aller Schwächen und Auflösungstendenzen bot das Reich einen
Rechtsrahmen, auf den sich Peter immer wieder beziehen konnte. Insofern war er

eifrig bestrebt, die Anforderungen des Reiches in politischer und militärischer Hin-
sicht zu erfüllen. Den gleichen Rechtsrahmen bot Peter dann seit 1815 der Deutsche
Bund, den er durchaus als Nachfolger des Alten Reiches sah.

Peters Wertvorstellungen wurden in der politischen Wirklichkeit umgesetzt in
bestimmte Zielvorstellungen. Dazu gehörten: der Erhalt eines übergeordneten
Rechtssystems, in dessen Rahmen der Bestand Oldenburgs garantiert war. Ganz
wichtig in den Koalitionskriegen und zu Beginn der napoleonischen Herrschaft
war das Fernhalten kriegerischer Handlungen vom eigenen Territorium. Und
schließlich bot die Einordnung in ein übergeordnetes Rechtssystem die weitest-
mögliche Unabhängigkeit von anderen Staaten.

Schließlich noch die Frage: Hatte Peter ein Verständnis für die neuen, wir-
kungsmächtigen Kräfte der Nation und des Nationalbewusstseins und die daraus
folgenden politischen Mitwirkungsansprüche der nationalen Kräfte. Zwar erkannte
er während seines Exils in Russland die große Wirkungsmacht des neuen nationa-
len Denkens und seine Bedeutung im Kampf gegen Napoleon, aber der daraus fol-
gende Anspruch der nationalen Kräfte auf politische Mitwirkung lag ihm ganz
fern. Schon mit dem Versprechen einer „landständischen Verfassung" tat er sich
schwer. Bis zum Jahre 1848 wurde eine landständische Verfassung in Oldenburg
nicht erlassen.

Die Arbeit von Bernd Müller hat nicht nur für die Oldenburger Landesgeschich-
te, sondern auch für die Reichsgeschichte in den unruhigen Jahrzehnten Ende des
18./ Anfang des 19. Jahrhunderts große Bedeutung. Sie zeigt am Beispiel Olden-
burgs, wie ein „mindermächtiger" Fürst sich in den Stürmen und Umwälzungen
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der Revolutionszeit und der Herrschaft Napoleons zu behaupten wusste. Zäh
kämpfte Peter um jedes seiner überkommenen Rechte und war zugleich darauf be-
dacht, sein Staatsgebiet zu erweitern. Die übergreifenden Fragestellungen: Wert-
vorstellungen, Zielvorstellungen und Staatsvorstellungen sind sehr brauchbare
Prinzipien, mit denen die Fülle des Stoffes geordnet wird und auf die in den Kapi-
teln „Zwischenbilanz" dann wieder Bezug genommen wird.

Grundlage der Arbeit sind die umfangreichen Quellenbestände des Niedersäch-
sischen Staatsarchivs Oldenburg, aber auch einiger anderer Archive, die Müller
sorgsam auswertet, ohne je in der Fülle des Stoffes zu versinken. Müller beherrscht
die Archivalien, versteht sie zu gliedern und zu deuten. Er bleibt dicht an den
Quellen, stellt die Ereignisse aber immer wieder in den größeren Rahmen der deut-
schen und der europäischen Geschichte. Der Stil der Arbeit ist klar und verständ-
lich ohne jede Theoriefixierung, die manchen Dissertationen eigen ist. Die einzige
Einschränkung, die Müller selbst benennt (S. 380), ist die, dass der Mensch Peter
mit seinen Zweifeln, seinen persönlichen Wünschen, seiner Gebrochenheit zwi-
schen Aufgabe und eingelöster Leistung nicht deutlich werden kann. Er geht auf in
seiner Funktion als Fürst und Außenpolitiker und als Bewahrer des Herzogtums
Oldenburg. Gewünscht hätte man sich, dass auch die Haltung der „Untertanen"
Peters - soweit erfassbar also Kritik oder Zustimmung - mit einbezogen worden
wäre.

Insgesamt: Diese Arbeit ist ein hervorragendes Beispiel dafür, dass Landesge-
schichte nicht in engem geschlossenem Rahmen abgehandelt werden muss, son-
dern dass sie weit in die deutsche und europäische Geschichte hineinreicht.

Peter Wulf

Gerd Stolz, Neues Land - neue Hoffnung : norddeutsche Amerika-Auswanderer im
19. und 20. Jahrhundert. Heide: Boyens, 2009. 96 S. (Kleine Schleswig-Holstein-
Bücher; 60).

Mit dem vorliegenden Band wird eine Lücke gefüllt, die schon längst hätte ge-
schlossen werden müssen: eine gut lesbare Zusammenfassung wissenschaftlicher
und heimatkundlicher Forschungen mit anschaulichem Bildmaterial zu einem Ka-
pitel der schleswig-holsteinischen Landesgeschichte, das in der 2003 von Ulrich
Lange herausgegebenen Überblicksdarstellung der „Geschichte Schleswig-Hol-
steins" nur kurz angesprochen werden konnte.

Der Verf. gibt in zwölf Kapiteln einen Überblick zu allen relevanten Themen der
norddeutschen Auswanderung während des 19. und 20. Jahrhunderts. Zunächst
setzt er sich mit dem vielschichtigen Vorgang der Loslösung der schleswig-
holsteinischen Migranten von ihrer Heimat auseinander und weist auf den Verlust
hin, der dem Land dadurch in materieller und geistiger Hinsicht entstand und ei-
nem anderen Gemeinwesen - den USA - zu Gute kam. Denn es waren gerade un-
ternehmende Kräfte, die den Sprung in die Neue Welt wagten. Wie groß der Ver-
lust an Humankapital für Schleswig-Holstein seit der Mitte des 19. Jahrhunderts
war, wird anhand von Zahlenmaterial verdeutlicht.

Als Gründe für den Entschluss, die Heimat zu verlassen, nennt der Verf. die

schwierigen wirtschaftlichen Umstände zu Hause und seit dem Scheitern der
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schleswig-holsteinischen Erhebung 1848/51 in geringerem Maß auch den politi-
schen Druck, den die von Kopenhagen aus geleitete Zentralregierung auf die Her-
zogtümer ausübte. Nach deren Vereinigung mit Preußen 1867 wirkte vor allem die
lange Wehrpflicht auf den Entschluss junger Männer auszuwandern.

Wer den Schritt nach Übersee wagen wollte, konnte sich seit der Mitte des 19.
Jahrhunderts ein Bild von der Neuen Welt anhand eines wachsenden Schrifttums
in Gestalt von Ratgebern, Sachberichten usw., ferner populärer Zeitschriften wie
z.B. der Gartenlaube machen. Nicht unbedeutend waren auch Briefe, in denen die
Auswanderer ihre Erlebnisse in der neuen Heimat schilderten.

Inzwischen waren Abfertigung und Transport von Auswanderern aus Bremen
und Hamburg zu einem lohnenden Geschäft geworden. Die Reiseumstände waren
für die Passagiere im Zwischendeck, das die Mehrzahl von ihnen benutzte, aller-
dings meist katastrophal, und nicht immer erreichten die Schiffe ihr Ziel, sondern
gingen in Stürmen verloren.

Wie die Umstände der Landung, der amtlichen Kontrolle, der ersten Unterbrin-
gung in New York und die Weitereise waren, und dass einige Einwanderer danach
unterwegs spurlos verschwinden konnten, hat der Verf. mit einem aus dem
„Husumer Wochenblatt" von 1885 entnommenen Bericht belegt. Sehr aufschluss-
reich ist das Kapitel über die Spuren, die die schleswig-holsteinische Herkunft der
Siedler in amerikanischen Ortsnamen hinterlassen hat.

In drei kurzen Abschnitten wird die Rolle ausgewanderter schleswig-holstei-
nischer Pastoren behandelt, die nach Übersee gingen, den Autoren von Romanen
nachgegangen, die von der Auswanderung inspiriert wurden wie u. a. der Meck-
lenburger Schriftsteller Johannes Gillhoff mit seinem Roman „Jürnjacob Swehn der
Amerikafahrer" (1917). Berücksichtigung finden auch Persönlichkeiten von Aus-
wanderern, die sich in der amerikanischen Politik profilierten. Dazu gehörte der
Dithmarscher Hans Reimer Claussen, der während der schleswig-holsteinischen
Erhebung eine Rolle gespielt hatte und 1860 dafür sorgte, dass die deutschen Re-
publikaner für Abraham Lincoln als Präsidentschaftskandidaten votierten. Wirt-
schaftlich erfolgreich waren Persönlichkeiten wie Ludwig Nissen aus Husum, der
durch Juwelenhandel ein großes Vermögen erwarb und auch zu Präsident Theodo-
re Roosevelt persönliche Beziehungen unterhielt.

Weiterhin geht der Verf. der interessanten Frage nach, inwieweit norddeutsche
Auswanderer heimatliche Traditionen beibehielten oder durch die kriegerischen
Konflikte mit dem Deutschen Reich während und nach dem Ersten und Zweiten

Weltkrieg daran gehindert wurden. Vor allem nachdem die USA 1917 Deutschland
den Krieg erklärt hatten, wurde die deutschstämmige Bevölkerung mit zum Teil
sehr drastischen Mitteln an der Ausübung ihrer Überlieferungen gehindert. Dazu
gehörte u. a. die Umwandlung deutschsprachiger Ortsbezeichnungen. Seit dieser
Zeit fand eine verstärkte Assimilierung auch norddeutscher Auswanderer an die
amerikanische Gesellschaft statt. Ein Beispiel dafür, dass die Pflege deutscher Tra-
ditionen aber dennoch wieder aufgenommen wurde, ist der bis heute bestehende
„Föhrer und Amrumer Kranken Unterstützungs Verein" von 1884.

Zum Abschluss werden in zwei Kapiteln Museen, Gedenkstätten und Samm-
lungen sowohl in den Vereinigten Staaten als auch in der Bundesrepublik vorge-
stellt, die die Auswanderung dokumentieren und einen Beitrag zur gemeinsamen
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Erinnerungskultur darstellen. Im „Epilog" wird eine knappe Zusammenfassung
des Textes gegeben.

Kai Detlev Sievers

Anmerkung der Redaktion: Mit dem vorliegenden Band wurde die informative und
breitenwirksame Reihe „Kleine Schleswig-Holstein-Bücher" im Zuge der Umstruk-
turierung der Unternehmensgruppe Provinzial leider eingestellt.

Julia Buddecke, Endstation Anatomie : die Opfer nationalsozialistischer Vernich-
tungsjustiz in Schleswig-Holstein. Hildesheim: Olms, 2010. 206 S. (Beiträge zur
Geschichte, Theorie und Ethik der Medizin; 18). - Zugl.: Aachen, Techn. Hoch-
schule, Diss., 2010.

Nachdem mittlerweile personelle Verflechtungen zwischen der an sich ideologisch
neutralen medizinischen Grundlagenwissenschaft „Anatomie" und dem NS-
Regime etwa in Form von Lehrstuhlbesetzungen mancher Ordinariate für Rassen-
hygiene mit Anatomen untersucht wurden, ist eine andere Beziehung der Anato-
mie zu dem NS-Staat bisher kaum Gegenstand medizinhistorischer Forschung ge-
wesen: die anatomische Wissenschaft als Nutznießer der nationalsozialistischen
Justiz, die den anatomischen Instituten vielfach als Leichenlieferant diente.

Um die Analyse und Darstellung eben dieser Beziehungen hat sich Julia Budde-
cke am Beispiel des Anatomischen Instituts der Christian-Albrechts-Universität zu
Kiel (CAU) und ausgewählter Todesurteile des schleswig-holsteinischen Sonderge-
richts in Kiel mit ihrer Publikation, die als medizinische Dissertation entstanden ist,

bemüht. Dabei bleibt sie jedoch aufgrund einer äußerst schlechten Quellenlage die
Antwort auf viele Forschungsfragen schuldig.

Bereits in der Einleitung weist die Autorin auf den katastrophalen Überliefe-
rungsstand zeitgenössischer Quellen zur Medizinischen Fakultät der CAU im Na-
tionalsozialismus hin. Zahlreiches Schrift- und Aktenmaterial sei durch direkte

Kriegseinwirkungen, aber auch durch gezielte und beabsichtigte Beseitigung der
sie potentiell belastenden Unterlagen vom Hochschulpersonal der „braunen Mus-
teruniversität" während und unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg vernichtet
worden. In Besonderheit trifft dies auf das Anatomische Institut der CAU zu; es ist

nur eine einzige Akte (sic!) im Landesarchiv Schleswig-Holstein überliefert, die, al-
lerdings nur unzureichend und lückenhaft, Informationen zu den Fragestellungen
der Studie zur Akquirierung und Nutzung von Leichnamen des Instituts gibt (LAS
Abt. 47.6, Nr. 455). So genannte „Leichenbücher oder -joumale", in denen anatomi-
sche Institute Eingang und Herkunft der Leichname verzeichneten, fehlen für Kiel
vollständig.

Da sich also die Bearbeitung von zentralen Fragestellungen der Studie auf nur
diese eine Akte stützt, stellt sich die Frage, ob damit eine hinreichende methodische
Basis überhaupt gegeben ist. Die Untersuchung hätte zweifelsohne wesentlich da-
von profitiert, wenn die Autorin sich nicht nur auf die rudimentäre Überlieferung
zur Kieler Anatomie beschränkt, sondern auch andere anatomische Institute nord-

deutscher Universitäten unter gleicher Fragestellung als Forschungsgegenstand
vergleichend einbezogen und ihre Arbeit damit auf eine sehr viel breitere Quellen-
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grundlage gestellt hätte, zumal Norddeutschland hierzu nach wie vor ein For-
schungsdesiderat darstellt. Ein weiteres Desiderat stellt die detaillierte Analyse der
Herkunft und Identität von Leichnamen für die anatomische Forschung und Lehre
aus psychiatrischen Heil- und Pflegeanstalten dar, die aufgrund von in der Akte
„Leichenangelegenheiten" des schleswig-holsteinischen Landesarchivs enthaltenen
Auflistungen Verstorbener u. a. der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Schleswig
ergänzend möglich und wünschenswert gewesen wäre.

In Form einer akribischen Auswertung serieller Quellen widmet sich die Auto-
rin gleichsam dem Gegenpol der von ihnen profitierenden anatomischen Wissen-
schaft: den zum Tode verurteilten und hingerichteten Opfern der nationalsozialisti-
schen Sonderjustiz. Anhand der Strafprozessakten des Sondergerichtes Al-
tona/Kiel, ebenfalls überliefert im Landesarchiv Schleswig-Holstein, zeichnet die
Autorin die Biographien von drei tschechischen Zivilarbeitern nach, die während
ihres Arbeitsaufenthaltes im Deutschen Reich geringfügige Eigentumsdelikte be-
gangen hatten und vom Sondergericht in Kiel zum Tode verurteilt worden waren.
Nach Vollstreckung des Todesurteils wurden die dekapitierten Leichen dem Ana-
tomischen Institut in Kiel zur Verfügung gestellt.

Wenngleich sie im dritten Kapitel ihrer Darstellung den menschenverachtenden
Unrechts- und Verfolgungscharakter der nationalsozialistischen Sonderjustiz deut-
lich charakterisiert, rückt Julia Buddecke am Beispiel der drei Delinquenten weni-
ger die Mechanismen der Strafverfolgung und -verfahren dieser sehr spezifischen
Form der NS-Vernichtungsjustiz ins Zentrum ihrer Betrachtungen, sondern möchte
vorrangig den drei exemplarischen Opfern in Form einer empathischen Darstel-
lung ihrer jeweiligen Lebensgeschichten - soweit aus den Prozessakten rekonstru-
ierbar - ein für den Leser erkennbares „Gesicht geben" (S. 15). Eine solche „Verge-
genwärtigung von Einzelschicksalen" sei unverzichtbar, um „die Erinnerung an sie
wachzurufen" und zu -halten (ebd.).

Damit liegt eine wesentliche Zielsetzung, gleichsam ein politischer Anspruch
der Arbeit darin, „jenes Maß an Empathie und Betroffenheit zu erzeugen, das vo-
rausgesetzt werden muss, wenn sich eine aktive, humaner Zukunft verpflichtete
Gedenkkultur entwickeln soll" (S. 55). Diesem Impetus historischer Forschung und
von Historiographie ist unbedingt zuzustimmen und „dem nahe liegenden Ein-
wand, die medizinhistorische Relevanz gerate dabei allzu sehr in den Hintergrund,
wäre entgegen zu halten, dass eine Geschichte der Medizin, die sich strikt auf den
fachwissenschaftlichen Horizont beschränkt, statt immer auch politisch-
gesellschaftlichen Implikationen Beachtung zu schenken, ihr Aufklärungspotenzial
wenn nicht verspielt, so doch erheblich schmälert" (S. 16).

Wenngleich Julia Buddecke mitunter, insbesondere in der Darstellung der
Drangsal der Opfer oder aber der Abscheulichkeiten der medizinischen und juristi-
schen Täter den in einer historischen Studie gebotenen wissenschaftlich-sachlichen
Sprachduktus zugunsten einer allzu emotional gefärbten Ausdrucksweise verlässt,
wenn etwa von „herzbewegenden Briefen" (S. 78) der Justizopfer die Rede ist und
so der Eindruck genährt wird, sie wolle damit „den Mangel an Überlieferung
durch ein Mehr an Empathie" ausgleichen, wie die Rezensenten Matthias Schütz
und Florian Stegner in „Sudhoffs Archiv" (1/2012, S. 111-112) konstatieren, liegt
doch gerade im Evozieren einer anteilnehmenden Haltung den Opfern gegenüber
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aus den genannten Gründen fraglos eine der hervorzuhebenden Stärken der Arbeit
Buddeckes.

Dies neben einer dem humanistischen Menschenbild verpflichteten Gedenk-
und Aufklärungsfunktion in einer demokratischen Gesellschaft nicht zuletzt auch
deshalb, weil Medizin und Mediziner auch heute immer wieder Gefahr laufen, die

ihnen anvertrauten kranken Menschen weniger als eigenständige Individuen mit
unverbrüchlicher Würde und persönlichen Hoffnungen, Wünschen und Vorstel-
lungen als vielmehr aus einer naturwissenschaftlich-distanzierten Perspektive als
so bezeichntes und verdinglichtes „Patientengut" medizinischer Forschung, Diag-
nostik und Therapie zu betrachten, wie die Ärztin Julia Buddecke selbstkritisch er-
kennt und daher resümiert und hofft, dass ihre Untersuchung zur „Leichenakquisi-
tion der Anatomie im Dritten Reich unter besonderer Berücksichtigung der Univer-
sität Kiel [...] manchem Medizinstudenten die Augen öffnen [möge], wenn er an
der ihm im Präpariersaal zugeteilten Leiche erste Erkenntnisse über Bau und Funk-
tion des menschlichen Körpers gewinnt" und sich dann „möglicherweise [...] auch
fragen [wird], welches Schicksal diese vor ihm liegende ,menschliche Hülle' zu
Lebzeiten gehabt hat, und er wird sich bemühen, würdevoll mit ihr umzugehen,
den leider weit verbreiteten ärztlichen Zynismus bei sich selbst nicht zuzulassen"
(S. 166).

Neben der Darstellung der beiden Antipoden in der Dichotomie von medizini-
schen Tätern und Nutznießern, für die die von Julia Buddecke angemahnte Be-
wusstmachung der menschlichen Würde überhaupt keine Rolle spielte, und den
hier daher in toto zu ihren bloßen „Objekten" degradierten Opfern einer sich mit
fortschreitendem Kriegsverlauf um zunehmend mehr Todesurteile und konsekuti-
ve Hinrichtungen befleißigenden Justiz geht die Autorin auch der Frage nach dem
Verbleib der Hingerichteten nach dem Krieg nach. Jedoch kann von ihr auch diese
Frage aufgrund mangelnder Quellen nur sehr unzureichend beantwortet werden.
Als gesicherte Erkenntnis kann gelten, dass in den ersten Nachkriegstagen insge-
samt 74 in Formalin fixierte Leichen von britischen Soldaten im Keller des Anato-

mischen Instituts in Kiel gefunden und im Juni 1945 in einem Massengrab auf dem
Eichhof-Friedhof in Kiel beigesetzt wurden. Unter ihnen befanden sich, ebenfalls
gesichert, mindestens sechs Leichname von Hingerichteten aus Hamburger Wider-
standsgruppierungen, u. a. der Gruppe Bästlein-Jacob-Abshagen, deren Hinterblie-
bene sich mehrfach an das Institut gewandt hatten, um den Verbleib ihrer verstor-
benen Angehörigen zu ermitteln. Hinsichtlich der geforderten Nachforschungen
über ihre Identitäten und den Verbleib legte das Anatomische Institut unter dem
Nachkriegsordinariat des renommierten Anatomen Wolfgang Bargmann jahrelang
eine „Verschleppungstaktik", so Buddecke, an den Tag, bis endlich durch die Ex-
humierung der Leichen im August 1947 zumindest teilweise deren Identitäten fest-
gestellt werden konnten und die Angehörigen damit Gewissheit und einen Ort für
ihre Trauer gefunden hatten. Hingegen konnte weder durch die Exhumierung noch
aufgrund fehlender schriftlicher Unterlagen geklärt werden, ob sich unter den 74
Kieler Anatomie-Leichen auch Todesopfer der schleswig-holsteinischen Sonderjus-
tiz, und wenn ja, welche, befunden haben, die, weil sie nicht dem Kreis der Wider-
standskämpfer zuzurechnen sind und stattdessen „belastet [waren] mit dem Makel
gewöhnlicher Verbrechen [...], keine Aufnahme in die Gedenkkultur unserer Ge-
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Seilschaft" fanden (S. 30). Es ist zu wünschen, dass sich dies auch durch die vorlie-
gende Arbeit Julia Buddeckes ändert.

Die Verfasserin stellt in zwei Kapiteln sowohl die Funktion und Arbeitsweise
der Sondergerichte als auch einen quantifizierenden Überblick über die „Opfer der
Sonderjustiz in Schleswig-Holstein" (Kapitel 4) dar und stellt darin fest, dass am
Kieler Sondergericht auffallend weniger Todesurteile verhängt wurden als im
Reichsdurchschnitt. Diesen für den NS-„Mustergau" Schleswig-Holstein nicht zu
erwartenden statistischen Befund führt sie darauf zurück, dass im agrarisch ge-
prägten Schleswig-Holstein im Gegensatz zu urbanen Regionen insgesamt weniger
Delikte angeklagt wurden, für die üblicherweise die Todesstrafe verhängt wurde.
Dabei handelte es sich sehr oft um Lebensmitteldiebstähle und Bezugskartenfäl-
schungen, die in Schleswig-Holstein seltener vorkamen, weil die Versorgung mit
Lebensmitteln hier besser war als in den Städten und in den industriell geprägten
Regionen des Reiches.

Von 1939 bis Kriegsende gab es vor dem schleswig-holsteinischen Sondergericht
3.619 Strafverfahren, von denen 144 (4 %) zu einem Todesurteil führten, von denen
wiederum 120 nachweislich vollstreckt wurden. Unter den Hingerichteten befan-
den sich 50 „Volksdeutsche" und 70 Fremd- und Zwangsarbeiter anderer Nationa-
litäten. Alle Todesurteile wurden im Untersuchungsgefängnis am Holstenglacis in
Hamburg per Fallbeil vollstreckt; von diesen Todesopfern erhielt das Anatomische
Institut der CAU auf Anweisung des Reichsjustizministeriums 73 Leichname; die
übrigen wurden den anatomischen Instituten in Rostock und Hamburg zugeteilt.
Julia Buddecke beschreibt das grausig anmutende Szenario, wonach vielfach noch
am Hinrichtungsort und nur wenige Minuten nach Todeseintritt durch dafür ange-
reiste Mitarbeiter der anatomischen Institute den dekapitierten Leichen „lebensfri-
sche", also geweblich sehr gut erhaltene Organe entnommen und präpariert wur-
den, um sie, fixiert in Formalinlösung, als Lehrmaterial für den Studentenunter-
richt in das eigene Institut zu verbringen. Spätestens hier wird die absolute Gleich-
gültig- und Kaltblütigkeit der medizinischen Forscher den entrechteten Opfern ge-
genüber deutlich.

Die Darstellungen zum Sondergericht Kiel und seiner Justizopfer stützen sich im
Wesentlichen auf dazu bereits publizierte und daher bekannte Forschungsliteratur.
Gleiches gilt für das letzte Kapitel der Arbeit Buddeckes, in dem sie die Entwick-
lung der Medizinischen Fakultät der CAU in der Zeit des Nationalsozialismus und
die des Anatomischen Instituts referiert; letztere insbesondere in Bezug auf das
wissenschaftliche und politische Wirken der beiden Lehrstuhlinhaber für Anatomie
Alfred Benninghoff (1927 - 1941) und Enno Freerksen (1941 - 1945). Auch hierbei
handelt es sich also lediglich um eine Literatursynopse ohne Rückgriff auf zeitge-
nössisches und etwa von Buddecke hierzu neu ausgewertetes Quellenmaterial.
Wenngleich beide thematischen Aspekte, der des Sondergerichtes Kiel und der der
Medizinischen Fakultät im Nationalsozialismus, die Arbeit Julia Buddeckes durch-

aus sinnvoll ergänzen, ist der historische Erkenntnisgewinn dieser Darstellungen
somit nur gering.

Auch der Erkenntniswert des sechsten Kapitels über „Die Anatomie als Emp-
fänger und Nutznießer des „Leichengutes"" ist in Hinsicht auf das Kieler Anatomi-
sche Institut sehr fragwürdig, weil die Autorin hier fünf Anatomen des Deutschen
Reiches in Kurzbiographien vorstellt, die durch pervertierten Forschungsfanatis-
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mus oder rassistischen Hass motiviert an NS-Medizinverbrechen direkt beteiligt
waren oder diese Verbrechen selbst begangen haben. Dies gilt aber weder für Ben-
ninghoff noch für Freerksen. Enno Freerksen hatte sich lediglich aktiv und enga-
giert dafür eingesetzt, bei der Zuweisung von Leichen Hingerichteter für sein Insti-
tut nicht übergangen und gegenüber anderen anatomischen Instituten benachteiligt
zu werden. Insoweit waren die Kieler Anatomen „nur" Profiteure der NS-

Vernichtungspolitik, nicht aber selbst ihre Akteure.
Der insgesamt eher geringe Forschungsertrag der zu besprechenden Arbeit Julia

Buddeckes ist primär der äußerst schlechten Quellen- und Überlieferungslage ge-
schuldet und somit der Verfasserin nicht anzulasten, die aus den wenigen verfüg-
baren Quellen fraglos das Maximum an historischen Detailinformationen extrahiert
hat und diese dabei einer methodisch korrekten und umsichtigen quellenkritischen
Bearbeitung unterzog. Diesbezüglich imponiert insbesondere die Auswertung der
Sondergerichtsprozessakten der drei tschechischen Zivilarbeiter. Der Autorin ge-
lingt es hier, einen verdienstvollen opferzentrierten Einblick in die Praxis der von
purer Menschenverachtung geleiteten NS-Justiz zu geben. Wenngleich in der histo-
rischen Analyse der Prozessakten nicht nur Tatsachenbefunde dargestellt, sondern
einzelne Akteninhalte auch mit hermeneutischen Methoden lediglich interpretiert
werden können, verlässt die Autorin jedoch insbesondere in der Auseinanderset-
zung mit diesen drei Opfern teilweise den Boden wissenschaftlich gebotener Sach-
lichkeit zugunsten einer allzu starken Identifikation mit ihnen.

Mag der genuin medizinhistorische Erkenntnisgewinn auch in Frage stehen, so
bietet die Studie von Julia Buddecke doch die Möglichkeit eines tieferen Verständ-
nisses für die Mechanismen der absoluten Entrechtung von inkonformen Men-
schen im totalitären Staat aus der Perspektive iJtrer letztendlichen Verwertungs-
instanz, der Anatomie.

Eckhard Heesch

Henrik Skov Kristensen, Straffelejren : Färhus, landssvigerne og retsopgoret. Koben-
havn: Nyt Nordisk Forlag, 2011. 640 S.

Grundsätzliche Gedanken zu seinem imponierenden Werk über das Strafgefange-
nenlager Faarhus, das als Grundlage für die am 22. März 2013 eröffnete Faarhus-
Ausstellung im ehemaligen Frösleelager diente, hatte Henrik Skov Kristensen, der
Direktor der Frösleelager-Ausstellung, bereits 2005 in einem lesenswerten Artikel
über die deutsche Minderheit in Nordschleswig und die Rechtsabrechnung als Mu-
seumsprojekt vorgetragen (s. ZSHG 131, 2006, S. 332-334). Was Skov Kristensen
2005 nach dem Beschluss von 2003, eine solche Faarhus-Ausstellung zu verwirkli-
chen, ausgelotet hatte, hat nun in dieser viel beachteten Darstellung ein umfassen-
des historisches Fundament bekommen.

Das Frösleelager (13.8.1944 - 5.5.1945), das „merkwürdigste KZ der Welt" (S.
33), symbolisiert als Museum (seit 1969) den dänischen Widerstand gegen die deut-
sche Besatzungsmacht im Zweiten Weltkrieg. Dagegen verkörperte das Faarhusla-
ger in der Auffassung der deutschen Nordschleswiger - gleichsam aus der Sicht
der Verlierer - die ungerechte dänische Rechtsabrechnung nach 1945. Eine histori-
sche oder politische Gleichstellung oder Relativierung der beiden Gefangenenlager

X? f f f
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kann es daher in keinem Fall geben; dies betont Skov Kristensen ganz unmissver-
ständlich.

Eigentlich hat es zwei Faarhuslager gegeben: Vom 5.5.1945 bis 3.8.1945 diente es
als Internierungslager für mehr oder weniger des Landesverrats Verdächtigte unter
dem Kommando der dänischen Widerstandsbewegung. Danach - bis zu seiner
Auflösung im Herbst 1949 - unterstand es dem dänischen Strafvollzug als staatli-
ches Strafgefangenenlager, das am 1.6.1945 den Namen Frösleelager in Faarhusla-
ger änderte. Damit ist auch die Hauptgliederung der vorliegenden Darstellung
vorgegeben: Teil I behandelt die schwierige Zeit des Internierungslagers unmittel-
bar nach dem Kriegsende, Teil II das staatliche Strafgefangenenlager, und in Teil III
analysiert Skov Kristensen „Faarhus als Symbol und Begriff". Der 2. Teil ist der
umfangreichste, zumal er eingehend ausgewählte Inhaftierte aus ca. 4500 Akten
der Gefangenenkartei vorstellt, verschlüsselt oder mit Namen, auch mit dem Ver-
such, diese nach der Art ihrer landesverräterischen Tätigkeit zu ordnen. Eingebet-
tet sind diese Gefangenenbiographien in eine gründliche Beschreibung aller Berei-
che des Lagerlebens - mit allen Vorschriften und Problemen. Da wird nichts unter
den Teppich gekehrt.

Die Internierungsaktionen der dänischen Widerstandskämpfer unmittelbar nach
der deutschen Kapitulation nach vorgefertigten Listen und spontanen Hinweisen
erfolgten häufig bewusst demütigend - hier waren Rachegefühle unverkennbar -
und trafen vor allem die deutsche Minderheit in Nordschleswig hart, ganz zu
schweigen von materiellen Verlusten und Enteignungen als eine Art von Kriegsre-
parationen. Faarhus - in den ehemaligen Gebäuden des Frösleelagers - wurde zur
größten speziellen Strafanstalt für Landesverräter in Dänemark mit insgesamt
mehr als 5000 Insassen. Nach der Internierung wurden die betroffenen Personen
einem Richter vorgeführt, sie wurden dann entweder entlassen oder kamen in Un-
tersuchungshaft. Als dritter Akt folgte dann die - eventuelle - Verurteilung wegen
landesschädlicher Tätigkeit nach z. T. rückwirkenden Strafzusatzgesetzen - vor al-
lem dem vom 1. Juni 1945. Knapp 3000 deutsche Nordschleswiger landeten als
Verurteilte auf diese Weise im Strafgefangenenlager Faarhus, von denen circa 2150
wegen freiwilliger Kriegsdienstleistungen entweder als Frontkämpfer, als Zeitfrei-
willige oder als Selbstschutzleute - oft in Kombination mehrerer militärischer
Dienste - verurteilt wurden. Andere Verurteilungen bezogen sich z. B. auf Wach-
und Polizeidienste, auf Denunziationen oder auf unlauteren wirtschaftlichen

Kriegsgewinn.
Liest man die vom Verf. vorgestellten Gefangenenakten, begreift man schnell,

wie individuell unterschiedlich die landesverräterischen Tätigkeiten und Motive
der Bestraften waren. Dies galt auch für die deutschen Nordschleswiger, deren
grundsätzliches Motiv natürlich in ihrer nationalen deutschen Gesinnung lag und
die bis 1947 den weitaus größten Gefangenenanteil in Faarhus stellten. Skrupel ge-
genüber dem Nationalsozialismus waren äußerst selten. Nach 1948/49, nach den
vielen Entlassungen deutscher Nordschleswiger, war Faarhus bis zu seiner Auflö-
sung ein ganz „normales" dänisches Strafgefangenenlager.

Die zum Teil heftigen Vorwürfe in der Erinnerungsliteratur der inhaftierten
deutschen Nordschleswiger, die sich vor allem auf die ersten Monate nach dem 5.
Mai 1945 bezogen, ordnet der Verf. nach eingehender Prüfung der vorliegenden
Dokumente weitgehend dem Bereich der Legendenbildung zu, die bewusst KZ-
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ähnliche Zustände im Faarhuslager in den Köpfen vor allem der Jugend der Min-
derheit verankern wollte. Zwar wurden die Inhaftierten anfangs z. T. entwürdi-
gend behandelt, auch körperlich drangsaliert und bestohlen, aber angebliches
Hungerleiden, willkürliche Strafen oder gar Totschlag gab es nicht. Trotz der über-
vollen Baracken, die manchem Verurteilten arg zusetzten, wurden die ärztliche
Versorgung, die Verpflegung und das Freizeit- und Unterrichtsangebot, das trotz
der Arbeitspflicht genutzt werden konnte, ständig verbessert, insbesondere als an-
fangs schwierigen Zeit die Verwaltung und Bewachung des Lagers von der Wider-
standsbewegung auf das staatliche Gefängniswesen überging. Dabei hatte das La-
ger in dieser Anfangsphase zeitweise mit dem ehemaligen Fröslee-Häftling
Hauptmann Povl Martin Digmann einen zwar strengen, aber kompetenten Leiter
gehabt, der nun vom Gefängnisinspektor Cuno Gjerstrup abgelöst wurde. Gjer-
strup hegte wenig Sympathie für die „Nazi"-Inhaftierten und widersetzte sich bis-
weilen in seiner kantigen Art in Zusammenarbeit mit seinen Lagerfunktionären
den Anweisungen seiner Vorgesetzten Kopenhagener Gefängnisbehörden, die im-
mer mehr und schneller auf Freilassung, Resozialisierung an Stelle von Repression
drängten. Den Gefängnisinspektor schmerzte es, dass diese Landesverräter, unter
denen einigen sicherlich das „Blut an den Händen klebte", so glimpflich davonka-
men, ohne politisch geläutert zu sein. Aber ausfallend wurde Gjerstrup nicht.

Eine wichtige Rolle für die Lebenshoffnung der deutschen nordschleswigschen
Häftlinge spielte der auf Dänisch zu führende, zensierte Briefwechsel zwischen
ihnen und ihren Angehörigen außerhalb des Lagers - sowie Besuchererlaubnisse.
Skov Kristensen zitiert gern - bisweilen etwas langatmig - diese Briefe und andere
Dokumente. Auch diese verdeutlichen, dass die Minderheit nicht pauschal, son-
dern der Einzelne nach seinen Vergehen verurteilt worden war. Auch dies war im
europäischen Vergleich nicht die Regel.

Anhand der seit Mai 1945 illegal geführten Tagebücher von Harboe Kardel, die
später auch im „Nordschleswiger" veröffentlicht wurden, zeigt Skov Kristensen,
wie bei Harboe Kardel, der zum ehemaligen NS-Führungskreis der deutschen
Nordschleswiger gehört hatte, wohl nach und nach leise Zweifel am Nationalsozia-
lismus aufkamen, ohne dass er allerdings in seiner Bewunderung für die „helden-
haften" Frontkämpfer und NS-Führerpersönlichkeiten der Minderheit - wie z. B.
für Jens Möller - Abstriche machte. In lyrisch beschönigenden Worten wurden die
Vergangenheit verdrängt, der Zusammenhalt der inhaftierten Kameraden geprie-
sen und die doppelte Opferrolle der Minderheit beklagt: vom nationalsozialisti-
schen Deutschland verführt und vom Herbergsstaat Dänemark ungerecht bestraft -
ganz nach dem Motto: „Deutschland verlor den Krieg, Dänemark den Verstand."
So entstand im Faarhuslager die solidarische „Faarhuskameradschaft", wobei ehe-
mals führende NS-Heimdeutsche wie B. R. Stehr, P. Koopmann, L. Clausen, J. Tho-
rius oder Jep Schmidt für die nötige nationale Disziplin sorgten. Einige von diesen
bekleideten nach ihrer Entlassung hohe Ämter im Bund deutscher Nordschleswi-
ger, der am 22.11.1945 bei seiner Gründung eine in den Reihen der Minderheit
nicht unumstrittene, aber für ihr Überleben in Dänemark letztlich unumgängliche
Loyalitätserklärung gegenüber dem Herbergsstaat Dänemark abgegeben hatte.

Bis in die sechziger Jahre hinein beklagte die Minderheit immer wieder die „un-
gerechte" dänische Rechtsabrechnung und pflegte ihre Märtyrerrolle, ohne selbst-
kritisch ihr eigenes Handeln während der Besatzungszeit - und auch davor - zu
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hinterfragen, d. h. eine Vergangenheitsbewältigung fand nicht statt. Diese verdrän-
gende Haltung ließ bei vielen Dänen Zweifel aufkommen, wie glaubwürdig die
Loyalitätserklärung der Minderheit von 1945 eigentlich sei. Die „Faarhusmentali-
tät" der deutschen Nordschleswiger versperrte den notwendigen Weg einer kriti-
schen Überprüfung ihrer eigenen Vergangenheit, die seit 1933 eng und weitgehend
freiwillig mit dem Nationalsozialismus verknüpft war, und konnte dänisches Miss-
trauen vorerst nicht ausräumen. Auch einige Dänen wie der ehemalige nationalso-
zialistische Journalist Aksel Olesen, der kurz in Faarhus interniert und dann ohne
weitere Begründung freigelassen worden war, schürte in seiner Zeitschrift „Revisi-
on" einen nicht geringen Hass gegen das Faarhuslager und dessen Leiter Gjerstrup,
gegen die Widerstandsbewegung und die „ungerechte" Rechtsabrechnung, die
nach seiner Meinung nur die dänischen Politiker und ihre Regierung, die mit der
Besatzungsmacht kollaboriert hatten, reinwaschen sollte. In diesem Zusammen-
hang betont Skov Kristensen zu Recht, dass die Zusammenarbeit der dänischen
Regierung und der breiten dänischen Bevölkerung mit der deutschen Besatzungs-
macht in keiner Weise mit der Kollaboration der deutschen Minderheit mit den

deutschen Okkupanten verglichen werden kann.
Der Verf. gesteht jedem zu, frei zu urteilen, ob die dänische Rechtsabrechnung

gerecht gewesen sei oder nicht. Für ihn ist allerdings klar, dass z. B. jeder Kriegs-
dienstfreiwillige der Minderheit wenig danach gefragt hatte, wie sich die dänische
Regierung zu diesem letztlich illoyalen Kriegseinsatz stellte, den sie, die dänische
Regierung, wohl zugelassen hatte, ohne jedoch jemals dazu aufgerufen zu haben.
Die „normale" Rechts- und Gesetzeslage war durch den gewaltsamen Einmarsch
der Hitler-Wehrmacht sowieso ausgehebelt; an etwaige Strafzusatzgesetze war in
diesem Zusammenhang damals gar nicht zu denken. Nach 1945 verhinderte die
dänische Rechtsabrechnung eine rachsüchtige Selbstjustiz, ebnete langfristig einem
friedlichen Ausgleich im nordschleswigschen Grenzland den Weg und muss auch
im europäischen Vergleich insgesamt als moderat bezeichnet werden. Was und
warum etwas geschah, das könne redlich erforscht werden; dazu seien keine Ent-
schuldigungen nötig, so folgert Skov Kristensen.

Mit nützlichen Literaturhinweisen, mit einem Personenregister und mit einer
deutschen Übersetzung - leider mit einigen sprachlichen Schwächen - der sehr
aufschlussreichen Schlussfolgerungen und Zusammenfassung Skov Kristensens
wird das vorliegende, gut bebilderte Werk gekonnt abgerundet. Das Strafgefange-
nenlager Faarhus als von Skov Kristensen geleitetes und konzipiertes modernes
Museum im ehemaligen Gelände des Frösleelagers steht nun jedem Interessierten
offen - und dies nach langen und oft kontrovers geführten Debatten. Dazu hat
Henrik Skov Kristensen durch seine beeindruckende Darstellung einen ganz ent-
scheidenden Beitrag geleistet, was höchste Anerkennung verdient.

Peter Hopp
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3. Rechts, Verwaltungs- und Verfassungsgeschichte

Christina Wiener, Kieler Fakultät und „Kieler Schule" : die Rechtslehrer an der
Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät zu Kiel in der Zeit des National-

sozialismus und ihre Entnazifizierung. Baden-Baden: Nomos, 2013. 388 S. (Kie-
ler rechtswissenschaftliche Abhandlungen ; N. F., 67).

Berit Feldmüller-Bäuerle, Die strafrechtliche Kieler Schule. Hamburg: Kova£, 2010.
XXI, 199 S. (Schriftenreihe rechtsgeschichtliche Studien; 39). ISBN 978-3-8300-
5298-2. - 78 €.

Dass die Kieler Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät während der NS-Zeit

eine besonders unrühmliche Rolle gespielt hat, ist seit langem bekannt. Ebenso wie
den entsprechenden Fakultäten an den anderen sogenannten „Grenzlanduniversi-
täten" (Breslau, Königsberg) wurde ihr eine besondere Rolle bei der Rechtsemeue-
rung im nationalsozialistischen Sinne zugedacht. Junge, dafür die Gewähr bieten-
de, Rechtslehrer wurden ab 1933 gezielt nach Kiel berufen, um sich dieser Aufgabe
anzunehmen und dort eine „Stoßtruppfakultät" zu bilden, die später so genannte
„Kieler Schule". Seit den 80er Jahren des 20. Jahrhunderts hat sich die rechtsge-
schichtliche Forschung nicht zuletzt in Kiel selbst mit diesem Phänomen befasst.
Eine zentrale Rolle dabei spielte der im Jahre 2006 viel zu früh verstorbene Kieler
Rechtshistoriker und Rektor der Christiana Albertina Jörn Eckert, der eine ganze
Reihe von Beiträgen zur Thematik hervorbrachte. Von ihm stammte auch die An-
regung zu der hier zu besprechenden, im Wintersemester 2011/2012 angenomme-
nen und nunmehr als Buch vorliegenden, Kieler rechtswissenschaftlichen Disserta-
tion von Christina Wiener, die nach seinem Tode von seinem Lehrstuhlnachfolger
Frank Ludwig Schäfer weiter betreut wurde.

Während sich „die bisherigen Darstellungen [...] auf die Zeit des Nationalsozia-
lismus, d. h. auf die Entstehung, Inhalte und Bedeutung der ,Kieler Schule' [be-
schränken]", behandelt die Verfasserin in ihrer Arbeit außerdem die „Entnazifizie-
rungsverfahren der Beteiligten und (deren) Bestrebungen, ihre wissenschaftlichen
Karrieren (nach Kriegsende fortzusetzen)" (Einleitung, S. 26). Außerdem unter-
sucht sie die Frage, ob neben den wenigen - landläufig zur „Kieler Schule" gerech-
neten - prominenten Ordinarien und Extraordinarien auch die weniger bekannten
„Vertretungsdozenten, Privatdozenten und Lehrbeauftragte(n) [...] ebenfalls für ei-
ne nationalsozialistische Umgestaltung des Rechtssystems eingetreten sind und
wie ihre Einstellung zum Nationalsozialismus war" (Einleitung, S. 27).

Obwohl die Verfasserin anerkennt, dass es „für eine abschließende Bewertung
der ,Kieler Schule' [...] unumgänglich [wäre], das wissenschaftliche Werk ihrer
Mitglieder genau auszuwerten" (Einleitung, S. 27), hält sie ein solches Vorgehen
innerhalb einer einzigen Dissertation zu Recht für unmöglich. Dementsprechend ist
„eine umfängliche Einordnung und Bewertung [ihres] Schaffens und ihres Ver-
hältnisses zur ,Kieler Schule' [...] nicht vorrangiges Ziel der Arbeit" (Einleitung, S.
28). Stattdessen geht es Frau Wiener um eine „vorrangig auf Akten gestützte [...]
Vorstellung der an der Staats- und Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Christi-
an-Albrechts-Universität zu Kiel in der Rechtslehre tätigen Wissenschaftler sowie
um eine Einführung in den Fakultätsalltag im ,Dritten Reich', den Neubeginn 1945
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und die ersten Jahre der Nachkriegszeit" (Einleitung, S. 28). Aus diesem Grunde
folgt ihre Dissertation einem konsequent chronologischen Aufbau. Im Hauptteil
behandelt sie in sechs Kapiteln zunächst die „Juristen der Christian-Albrechts-
Universität in der Weimarer Republik" (S. 31-56), sodann die „Umgestaltung der
Fakultät 1933/1934" (S. 57-96), „Kieler Juristen und die 'Kieler Schule'"(S. 97-130),
den „Alltag" (S. 131-176) und die „Fakultät im Krieg 1939 bis 1945" (S. 177-214) so-
wie schließlich sehr ausführlich „Kriegsende, Entnazifizierung und Neubeginn
1945 bis 1950" (S. 215-290). Einen - aus Sicht des Rezensenten etwas ungewöhnli-
chen - Bruch in der Chronologie nimmt die Verfasserin allerdings bei denjenigen
Fakultätsmitgliedern vor, die noch während der NS-Zeit Kiel wieder verließen, in-
dem sie sämtliche biografischen Angaben zu ihnen jeweils in dem Kapitel macht, in
dem sie erstmals behandelt werden.

Auf Einzelheiten der äußerst akribischen und detailgesättigten Studie von Frau
Wiener soll hier nicht eingegangen werden. Ihr Hauptverdienst liegt aus Sicht des
Rezensenten in der umfassenden, bisher auch nicht annähernd vorgenommenen,
Auswertung der an Universitäten sowie in Archiven noch vorhandenen Personal-
und Entnazifizierungsakten. Aus letzteren, die von der bisherigen Forschung zu
Unrecht kaum beachtet wurden, druckt sie zudem verdienstvollerweise in einem

umfangreichen Quellenanhang (S. 299-359) wertvolle Auszüge ab. In der Zusam-
menfassung ihrer Studie relativiert die Verfasserin „die bisweilen vertretene These,
die Mitglieder der ,Kieler Schule' seien für ihr Engagement im Dritten Reich nie zur
Rechenschaft gezogen worden" (S. 297). Zwar überstanden sie bis auf Karl August
Eckhardt, der nicht mehr an eine Universität zurückkehrte, alle die Entnazifizie-

rungsverfahren relativ glimpflich, es dauerte aber immerhin etliche Jahre, bis sie
zwischen 1948 und 1954 ins akademische Leben zurückkehren konnten. Als zwei-

tes interessantes Hauptergebnis von Frau Wieners Studie bleibt festzuhalten, dass
die Umgestaltung der Kieler Rechtsfakultät weitgehend auf die Ordinariate be-
schränkt blieb, während „Eingriffe [bei den] außerordentliche[n] Professoren, Pri-
vatdozenten und Lehrbeauftragte [n] [...] nicht vorgenommen wurden" (S. 294).
Unter diesen seien auch dem Nationalsozialismus gegenüber sehr kritisch einge-
stellte Gelehrte wie etwa Eugen Wohlhaupter gewesen, die „an der Fakultät [kei-
neswegs] eine Außenseiterrolle gespielt hätten [... und deren] Leistung [...] inner-
halb der Fakultät [durchaus] gewürdigt und anerkannt wurde" (S. 295).

Alles in allem zeichnet die Autorin ein außerordentlich detailliertes und quel-
lengesättigtes Bild der Kieler Fakultät und der „Kieler Schule" von der Weimarer
Republik bis in die unmittelbare Nachkriegszeit, das die bisherigen Befunde zwar
nicht umstößt, aber ergänzt und teilweise modifiziert. Ihre Dissertation, der man in
Anbetracht der Vielzahl der behandelten Personen unbedingt ein Personenregister
gewünscht hätte, bietet deshalb einen beachtlichen Erkenntnisfortschritt, der so-
wohl die Verleihung des Kieler Fakultätspreises als auch die Publikation in der an-
gesehenen Fakultätsreihe vollauf rechtfertigt. Man wird sie als Standardwerk anzu-
sehen haben, auf das alle künftigen Arbeiten zur Thematik werden zurückgreifen
müssen. Diese können und sollten sich nunmehr auf eine Analyse des wissen-
schaftlichen Werkes wichtiger Einzelmitglieder der „Kieler Schule" beschränken,
das bisher erst zum Teil aufgearbeitet wurde.

Einen Beitrag in diese Richtung unternimmt die Arbeit „Die strafrechtliche Kie-
ler Schule" von Berit Feldmüller-Bäuerle, eine im Wintersemester 2008/2009 ange-
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nommene und 2010 als Monografie publizierte Bielefelder juristische Dissertation.
Betreut wurde sie von dem Strafrechtler, Rechtsphilosophen und Strafrechtshisto-
riker Wolfgang Schild.

Thematisch behandelt die Studie in ihrem Hauptteil (S. 47-184) das wissen-
schaftliche Werk und Wirken von Georg Dahm und Friedrich Schaffstein, den bei-
den persönlich eng miteinander befreundeten strafrechtlichen Vertretern der „Kie-
ler Schule", die von 1933 bis 1938 und 1950 bis 1963 (Dahm) bzw. 1935 bis 1941
(Schaffstein) in Kiel forschten und lehrten. Zuvor gibt die Verfasserin im zweiten
Teil ihrer Arbeit (S. 27-46) einen allgemeinen Überblick über die „Kieler Schule"
und liefert im ersten Teil biografische Abrisse ihrer beiden Protagonisten (Dahm: S.
1-18; Schaffstein: S. 18-26), die allerdings lediglich bisher schon Bekanntes zusam-
menfassend wiedergeben. Insbesondere fällt auf, dass im Gegensatz zur Wiener -
schen Studie so gut wie keine Archivquellen verwendet werden. Der Wert von
Frau Feldmüller-Bäuerles Dissertation liegt dementsprechend vor allem in der sys-
tematischen strafrechtsdogmatischen Aufarbeitung der von Dahm und Schaffstein
teils gemeinsam und teils getrennt voneinander in den 30er und 40er Jahren des 20.
Jahrhunderts verfassten Schriften sowie ihrer Einbettung in die nationalsozialisti-
sche Rechtslehre und die Vorstellungen der „Kieler Schule".

Gerade von einer prononciert wissenschaftsgeschichtlich ausgerichteten Studie
wie der vorliegenden hätte man allerdings erwartet, dass die Verfasserin mehr zum
Wirken Dahms und Schaffsteins nach dem Zweiten Weltkrieg gesagt hätte, als sie
dies auf den wenigen Seiten am Ende ihrer Arbeit tut (S. 192-199), die zudem keine
neuen Erkenntnisse bringen. Etwa darüber, warum Dahm sich nach 1945 über-
haupt nicht mehr mit dem Strafrecht befasst hat und Schaffstein fast nur noch mit
den Randbereichen „Jugendstrafrecht" und „Strafrechtsgeschichte", hätte man in
einer Dissertation speziell über diese beiden Personen gerne Näheres erfahren.

Thomas Krause

Wolfgang Kroker, Polizeigeschichte in Schleswig-Holstein. Hrsg, und bearb. von
Carsten Fleischhauer und Guntram Turkowski. Heide: Boyens, 2010. 80 S.

Pfarrer Wolfgang Kroker sammelte über vier Jahrzehnte hinweg Gegenstände aus
dem Bereich der Polizei, nicht nur aus Schleswig-Holstein. Das geplante „Poli-
zeimuseum Nord" ließ sich leider nicht verwirklichen, so dass er seine Bibliothek

zur Polizeigeschichte der Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung in
Altenholz 2002 schenkte und seine Objektbestände der „Polizeihistorischen Samm-
lung" in Berlin als Dauerleihgabe überließ. 2006 kehrte die Sammlung dank des be-
sonderen Engagements des Volkskunde Museums in Schleswig und der schleswig-
holsteinischen Polizei nach Schleswig-Holstein zurück und bildet einen wichtigen
Grundstock für diesen Themenbereich. Dafür ist allen Beteiligten im Nachhinein
herzlich zu danken.

Mit der vorliegenden Veröffentlichung, mehr ein Katalog als eine historische
Darstellung, wird diese Sammlung umfassend vorgestellt. Damit ist allerdings
auch bereits eine Schwäche der Darstellung beschrieben. Wer zu dem Thema „Poli-
zeigeschichte in Schleswig-Holstein" eine präzise Schilderung der schleswig-
holsteinischen Polizeigeschichte erwartet, wird insgesamt enttäuscht. Wer aller-
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dings ein besonderes „Faible" für Polizeiuniformen, -waffen, -ausstattungsgegen-
ständen hat, wird hier umfassend fündig und erfährt zahlreiche durchaus interes-
sante Einzelheiten, die allerdings immer nur Teile der Polizeigeschichte Schleswig-
Holsteins, Preußens, des Deutschen Reiches und der Bundesrepublik betreffen.

Einleitend (S. 8-13) schildern Carsten Fleischhauer und Guntram Turkowski die
Geschichte der Sammlung, den Weg ins Volkskunde Museum nach Schleswig und
ihre besondere Bedeutung aus volkskundlicher Sicht.

„Zur Geschichte der Polizei in Norddeutschland" (S. 14-27) überschreibt Wolf-
gang Kroker seine sehr kursorische Darstellung, die in wesentlichen Teilen nicht
überzeugen kann. Einer kurzen Begriffsklärung folgt „Die Gründung der preußi-
schen Landgendarmerie in Schleswig-Holstein", die eigentlich aber gar keine war,
denn in der neuen Provinz galt natürlich preußisches Recht, und es wurden poli-
zeiliche Strukturen nur auf Schleswig-Holstein übertragen. Der folgende Abschnitt
„Frauen in der Polizei" enttäuscht hinsichtlich der historischen Genauigkeit und
der tatsächlichen Bedeutung des Themas, so gab es in Hamburg zum Beispiel zwar
eine weibliche Polizei, sie war aber nicht uniformiert und wurde bereits 1931 fak-

tisch aufgelöst. Immerhin geht der Verfasser, wenn auch deutlich zu kurz, auf die
Bedeutung der weiblichen Polizei und Kriminalpolizei im Dritten Reich ein. Der
Fehler im Text zur Auflösung der weiblichen Polizei in den Ländern Anfang der
fünfziger Jahre wird für Hamburg immerhin in einer Bildunterschrift korrigiert.

Auch die folgenden Themen („Polizisten im Ersten Weltkrieg", „Vom Freikorps
zur Polizei", „Judendiskriminierung", „Mit Sicherheit Gewalt: Das Reichssicher-
heitshauptamt 1939-1945", „Kriegsende 1945") werden nur sehr kurz und ober-
flächlich behandelt. Abbildungen von Gegenständen - oft ohne näheren Bezug
zum Text - sind reichlich vorhanden. Ihre Bedeutung erschließt sich allerdings
kaum, so dass mehr der Eindruck eines „Bildbandes" entsteht als der einer histo-

risch fundierten Darstellung.
Entsprechend zahlreich sind die Abbildungen in den folgenden Kapiteln („Uni-

formen", „Waffen und Ausrüstung", „Abzeichen, Orden und Ausweise", „Mobili-
tät", „Polizeialltag"), die sicher für den interessierten Sammler von besonderer Be-
deutung sind, allerdings den interessierten „Laien" manchmal doch eher verwirrt
zurücklassen dürften. Was hat zum Beispiel ein Bild bayerischer berittener Lan-
despolizei vom Hitler-Putsch 1923 mit schleswig-holsteinischer Polizeigeschichte
zu tun, und das unter dem Stichwort „Mobilität"? Insgesamt ist der Katalog - und
als solcher hat er seinen Wert - gut gestaltet.

Wolfgang Kopitzsch

Axel Bernstein, Die Gebietsreform in Schleswig-Holstein : die Neugliederung der
Kreise in den 1960er und 1970er Jahren. Bielefeld: Verl, für Regionalgeschichte,
2010. 252 S. (IZRG-Schriftenreihe; 14). - Zugl.: Flensburg, Univ., Diss.

Die Veränderung der Kreisgebietsgrenzen in den Jahren 1969 - 1973 stellt zweifel-
los die wichtigste Verwaltungsreform in unserem Bundesland dar, seit Schleswig-
Holstein 1867 preußisch wurde. Wenn auch die damalige Gebietsreform nicht mit
einer ebenso grundlegenden Verwaltungsreform, vornehmlich einer Aufgabenver-
lagerung vom Land auf die Kreise und vom Kreis auf die Gemeinden, verbunden
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wurde, aber immerhin mit einer Ämterreform, war es doch ein wichtiger und mu-
tiger Schritt zur Modernisierung des Landes. Denn Gebietsreformen sind bis heute
ein besonders „heißes Eisen", und es ist ein Verdienst Axel Bernsteins, sich dieser

Thematik in seiner Dissertation angenommen und den Komplex für den interes-
sierten Leser erstmals umfassend aufgearbeitet zu haben.

Bernstein schildert zunächst die grundlegenden Veränderungen in Schleswig-
Holstein nach Ende des Zweiten Weltkrieges, die von einem gewaltigen Bevölke-
rungszuwachs durch Vertriebene und Flüchtlinge sowie erhebliche wirtschaftliche
Strukturveränderungen - Rückgang der Beschäftigung im Agrarsektor und Zu-
nahme des tertiären Bereichs - gekennzeichnet waren, und stellt die daraus er-
wachsenen gesellschaftlichen Veränderungen wie zunehmende wohlfahrtsstaatli-
che Anforderungen der Bürger an die Verwaltungen und Planungsaktivitäten des
Staates heraus.

Angesichts der in diesen Jahren bundesweit stattfindenden wissenschaftlichen
Diskussion über Gebietsreformen und der politischen Umsetzung von Neugliede-
rungen in allen Flächenländern geht der Autor zu Recht zunächst auch auf diese
Entwicklungen ein, bevor er ausführlich die historische, organisatorische sowie
wirtschaftlich-finanzielle Situation der schleswig-holsteinischen Kreise vor der um-
fangreichen Reform darstellt. Dabei analysiert er die Ausgangslage vor der Kreis-
gebietsreform gründlich unter den Gesichtspunkten Einwohnerzahl, Fläche, Ver-
waltungsgliederung sowie Wirtschaftskraft und geht auch auf das EWG-Anpas-
sungsprogramm von 1963 ein. Schließlich erwähnt er die Anforderungen, die
durch die zukunftsgestaltenden Fachplanungen und die Einführung flächende-
ckender Regionalplanungen auf die Kreise zukamen.

Da die Planung einer Kreisgebietsreform nicht ohne Analyse und Bewertung der
unteren kommunalen Ebene erfolgen kann, bezieht Bernstein zutreffend auch die
in Schleswig-Holstein allerdings ausgebliebene Gemeindegebiets- und die Äm-
terreform mit ein, wobei bemerkenswert ist, dass das für die damalige Landesre-
gierung maßgebliche Loschelder-Gutachten die Gemeindeproblematik nur indirekt
im Zusammenhang mit den Ämtern anspricht. Denn in einem dünn besiedelten
Flächenland wie Schleswig-Holstein kommt diesen leistungsfähigen Verwaltungs-
einheiten große Bedeutung neben den selbständigen Gemeinden und kreisfreien
Städten zu.

Sehr ausführlich schildert Bernstein das 1968 von der Landesregierung einge-
brachte und 1969 beschlossene Erste Neuordnungsgesetz, durch das erstmals nen-
nenswerte Gebietsänderungen vorgenommen und eine neue Stadt Norderstedt aus
den vier Gemeinden Friedrichsgabe, Garstedt, Glashütte und Harksheide gebildet
wurde. Das ansonsten für alle Gebietsänderungen im Lande grundlegende Lo-
schelder-Gutachten aus dem Jahr 1968 hatte sich ausdrücklich nicht mit den an
Hamburg grenzenden Kreisen befasst, weil dort die Gutachter - außer im genann-
ten Raum - keine Änderungsnotwendigkeiten sahen.

Bernstein stellt nicht nur die Nachkriegsentwicklung der drei betroffenen Kreise
Pinneberg, Stormarn und Segeberg dar, sondern setzt sich richtigerweise auch mit
den Entwicklungsachsen von Hamburg in das südliche Schleswig-Holstein ausei-
nander. Der Autor macht dabei den schwierigen, politisch umstrittenen Weg zu
dieser neuen, schließlich nach anderen Überlegungen Pinnebergs und Stormarns
dem Kreis Segeberg zugeordneten Stadt deutlich, wobei die starke Position des
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damaligen Innenministers Schlegelberger in dieser Diskussionsphase deutlich
wird.

Von erheblicher landesweiter Bedeutung war dann das Zweite Neuordnungs-
gesetz auf der Grundlage des Loschelder-Gutachtens. Die damalige CDU/FDP-
Landesregierung hatte sich vorgenommen, die Verwaltungs-, Veranstaltungs- und
Finanzkraft der damaligen Kreise durch Gebietsveränderungen zu steigern, wobei
auch sie allerdings in den Hamburger Nachbarschaftskreisen keinen Handlungs-
bedarf sah. Auch ging es ihr bei dieser Neustrukturierung nicht in erster Linie da-
rum, rationeller arbeitende Verwaltungen zu ermöglichen, heute angesichts der de-
solaten Finanzsituation der Gebietskörperschaften immer auch eines der wichtigs-
ten Reformziele.

Durch die Gebietsreformen kam es im Nordwesten des Landes zu einer grund-
legenden Veränderung der Kreisstrukturen durch Gründung des neuen Kreises
Nordfriesland aus den Kreisen Südtondem, Husum und Eiderstedt. Im Südwesten
entstand aus zwei Kreisen der Kreis Dithmarschen. Auch im Osten wurde aus zwei

alten Kreisen, Oldenburg und Eutin, der neue Kreis Ostholstein gebildet.
Bis zur endgültigen Verabschiedung des Zweiten Neuordnungsgesetzes am 16.

Dezember 1969 mit nur einer Stimme Mehrheit hatte es nicht nur heftige parlamen-
tarische Auseinandersetzungen gegeben, sondern auch innerhalb des CDU/FDP-
Kabinetts fanden sehr kontroverse Debatten statt, vor allem mit Teilen des Koaliti-

onspartners FDP. Der Landkreistag war in der Diskussion eher zurückhaltend, was
die Auflösung bestehender Kreise anging (vgl. S. 141), während viel Widerstand
aus einzelnen Kreisen - meist wegen des künftigen Kreissitzes - und von betroffe-
nen Gemeinden kam. Zwischendurch von der Landesregierung bevorzugte Lösun-
gen, wie die Gründung eines Kreises Mittelholstein aus den Kreisen Rendsburg,
Eckernförde und Teilen des Kreises Plön, der aufgelöst werden sollte, wurden spä-
ter verworfen. Die SPD lehnte wiederum die gesamte Reform wegen der zu gerin-
gen Größe der neuen Kreise ab - sie forderte zum Schluss eine Reduzierung auf
sieben Kreise - und wünschte die Bildung von Großgemeinden, was aber keine
Mehrheit fand. Mit dem Dritten Gebietsneuordnungsgesetz vom 3. Juli 1973, durch
das der Kreis Schleswig-Flensburg geschaffen wurde, war die Kreisgebietsreform
schließlich abgeschlossen worden.

Wenn man diese Dissertation von Bernstein insgesamt kommentieren möchte,
so fällt auf, dass der Verfasser zwar das vorhandene Material, seien es Gutachten,

regierungsamtliche Stellungnahmen, parlamentarische Beratungen, Äußerungen
politischer und gesellschaftlicher Organisationen, Presseartikel u.s.w. sehr ausführ-
lich darstellt, dass aber neben dieser detaillierten Deskription eine eigene Bewer-
tung zu kurz kommt. Das gilt z. B. für ein persönliches Resümee zum Ersten und
Zweiten Neuordnungsgesetz. So hätte es wahrscheinlich nicht nur mich als ehema-
ligen Plöner Landrat interessiert, warum etwa die besondere Problematik im Be-
reich Mitte - also Kiel und Nachbarkreise - in der Arbeit nicht näher ausgeführt
wird (vgl. S. 15 und 140/141). Auch die Situation der kreisfreien Städte, vor allem
der beiden einwohnerschwachen Flensburg und Neumünster, wurde weder von
den damals maßgeblichen Akteuren bei der Gebietsreform noch vom Autor vertieft
erörtert. Dass es aber Verwaltungsprobleme in den städtischen Verflechtungsräu-
men gab und gibt, ist nicht zu übersehen (vgl. z.B. S. 66 - Gutachten Wagner). Des-



Besprechungen und Hinweise 315

halb ist schade, dass z. B. die Möglichkeiten eines Stadt-Landkreises, etwa am Bei-
spiel Flensburgs, nicht untersucht werden.

Interessant wäre auch eine Analyse der Gründe sowie die Meinung des Autors
zu der letztlichen Entscheidung des Gesetzgebers gewesen, dem ohnehin sowohl
flächenmäßig größten als auch einwohnerstarken Kreis Rendsburg-Eckemförde
noch etwa ein Drittel des Plöner Gebiets durch diese Gebietsreform einzuverleiben.

Immerhin war es dem Plöner Landrat Galette, einem Mitglied der Loschelder-
Kommission, zwar gelungen, die Auflösung des Kreises Plön zu verhindern (vgl. S.
145), aber es war eine Chance vertan, diesem Kreis eine dauerhafte optimale Größe
mit ungefähr heute 180.000 Einwohnern zu geben.

Von daher fragt sich, ob in dieser Studie den einzelnen Problemkreisen immer
das richtige, angemessene Gewicht eingeräumt wird. Das gilt besonders für das
Erste Neuordnungsgesetz, dem weniger Raum hätte gewidmet werden können,
und ebenso auch der Frage, ob die Partizipationsrechte der Beteiligten hier ausrei-
chend gewahrt wurden. Mindestens so interessant wäre auch zu wissen, ob und
aus welchen Gründen Bernstein eine gesetzliche Neuordnung im Bereich Nor-
derstedt für geboten hält und ob die Eingliederung dieser neuen Stadt in den sei-
nerzeit einwohner- und wirtschaftsschwächsten Kreis Segeberg, die vor allem mit
Raumordnungsüberlegungen begründet wurde, eine nachvollziehbare, richtige
Entscheidung war, was jedenfalls mich überzeugt hat. Auch hätte der Exkurs zur
dänischen Gebietsreform knapper ausfallen können, da der Autor selbst schreibt,
dass sich die Reformen nördlich und südlich der Staatsgrenze „inhaltlich kaum be-
einflusst" hätten (S. 184).

Insgesamt ist Bernsteins Arbeit zur Gebietsreform in Schleswig-Holstein jeden-
falls eine wichtige Darstellung und fundierte Grundlage zu unserer neueren Lan-
desgeschichte, aus der durchaus Schlussfolgerungen für weitere, aus meiner Sicht
notwendige Überlegungen für künftige Gebietsänderungen gezogen werden kön-
nen. Auch lassen sich die damaligen Entscheidungen, nachdem eine andere Gene-
ration politische Verantwortung trägt, heute sicher auch sine ira et Studio bewerten.

Aus den Ankündigungen der Großen Koalition von CDU und SPD aus dem Jahr
2006 bezüglich weiterer Reformen ist trotz umfangreicher Gutachten (z. B. Hesse,
vgl. S. 215) jedenfalls nichts geworden. Auch der von den beiden Landräten aus
Ostholstein und Plön unterbreitete Vorschlag, basierend auf einem Gutachten des
früheren Landesrechnungshofpräsidenten Gernot Korthals, einen gemeinsamen
Kreis zu bilden, ist sowohl von der Kreis- wie der Landespolitik letztlich nicht auf-
gegriffen worden. Vielleicht lohnt es sich, dies später auch einmal in einer weiteren
Arbeit zu untersuchen.

Volkram Gebet

Volkram Gebet, Zeitenwechsel : Wandel der Medien - Wiedervereinigung - Gestal-
tende Verwaltung. Neumünster: Wachholtz, 2012. 256 S.

Beide Titel gehören zusammen: „Zeitenwechsel" als Umschreibung einer Epoche
tiefgreifender Umwälzungen in der deutschen Geschichte, „Wandel der Medien -
Wiedervereinigung - Gestaltende Verwaltung" als jene Bereiche, in denen sich Ge-
staltungsfelder im unmittelbaren Wirkungskreis des Autors aufgetan hatten.
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Zu Recht nennt Volkram Gebel die Möglichkeit, „für die Allgemeinheit, den öf-
fentlichen Bereich in unterschiedlichen, aber immer neuen Aufgabenfeldern und
Funktionen arbeiten zu dürfen" ein „Privileg". Dieses Vorrecht hatten nicht viele.
Nur wenige standen an Nahtstellen, die im weitesten Sinne als Wegbereiter eines
Systemwechsels bezeichnet werden können.

Beispielhaft dafür ist die Entwicklung vom öffentlich-rechtlichen Rundfunkmo-
nopol zum dualen Rundfunksystem, mit dem Schleswig-Holstein als eines der ers-
ten Länder Neuland betrat. Diesen Prozess hat der Autor als Medienreferent in der

Kieler Staatskanzlei bei der Formulierung des ersten Privatrundfunkgesetzes im
Norden 1984 und dann als Direktor der neu geschaffenen „Unabhängigen Landes-
anstalt für das Rundfunkwesen" in den Jahren 1985 bis 1990 nachhaltig mit-
gestaltet. Zeichen wurden gesetzt u. a. mit der Vergabe von Hörfunklizenzen und
dem Start eines ersten privaten Fernsehprogramms im Norden sowie mit der Vor-
reiterrolle bei der Regelung von Rundfunkwerbung. Überaus verdienstvoll zeich-
nen die Kapitel hierzu erstmals ein ausführliches Bild zur Vorgeschichte mit den
von den Landesregierungen unter Gerhard Stoltenberg und Uwe Barschei inten-
dierten Wegmarken und zur Realisierung der dafür erforderlichen Gesetzgebungs-
verfahren, der Etablierung der Gremien und deren Arbeitsweise. Weder kontrovers
diskutierte Standpunkte noch bislang wenig beleuchtete Hintergrundinformatio-
nen werden in der Darstellung ausgeklammert, weder abweichende Meinungen
noch persönliche Bewertungen ausgespart.

Ebenso beispielhaft für die Arbeit an Nahtstellen in Zeiten des Umbruchs war
das Tätigwerden in den neuen Bundesländern unmittelbar nach der Wende. Nicht
viele haben in dieser Phase der Um-Gestaltung auch Mit-Verantwortung getragen.
Dieses Buch handelt von der Mitwirkung des Autors am Aufbau einer demokrati-
schen und rechtsstaatlich ausgerichteten Medienlandschaft in den neuen Ländern.
Die Bereitschaft, selbstbewusst und höchst engagiert an der Gestaltung dieses für
den demokratischen Neubeginn ungemein wichtigen Aufgabenfeldes mitzuwir-
ken, wird überzeugend mit der stets präsenten inneren Überzeugung des Autors
von der Zusammengehörigkeit aller Deutschen begründet. Dafür sind die persönli-
chen familienbezogenen Erinnerungen exemplarisch. Spannend ist in diesem Kon-
text ebenfalls die Schilderung seiner Arbeit als Mitglied der Deutsch-deutschen-
Grenzkommission in den Jahren 1979 bis 1982 und das Erleben von Stasi-Praktiken

im Umgang untereinander.
Besonders aufschlussreich sind dann die Ausführungen zur Tätigkeit beim

Rundfunkbeauftragten Rudolf Mühlfenzl in Berlin von Dezember 1990 bis Dezem-
ber 1991. Dargestellt werden Konstellationen und Verfahren, die es ermöglichten,
innerhalb dieser kurzen Zeitspanne die Neuordnung des nunmehr gesamtdeut-
schen öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu konkretisieren. Ausführlich berichtet

Gebel über seine Erfahrungen als Programmverantwortlicher, dann als Grün-
dungsbeauftragter des MDR. Schilderungen vieler damit verbundener Unwägbar-
keiten, persönlicher Querelen, „Altlasten" des alten Regimes, ideologisch fundier-
ter Auseinandersetzungen, aber auch überaus positiver Begegnungen, perspektivi-
scher Vorgehensweisen und größtmöglichen Einsatzes für Entscheidungen von
großer Tragweite gestatten neue Einblicke in diese Aufbauarbeit, an der Gebel
maßgeblich beteiligt war.
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Es ist ein politisches Buch. Der Autor bleibt keineswegs im Narrativen stehen.
Mit seinen Schilderungen begleitet er zwar als Zeitzeuge konkrete Ereignisse, ord-
net sie jedoch größeren Zusammenhängen zu und zögert nicht, dazu eine eigene
Stellungnahme abzugeben. Dies betrifft beispielhaft den Streit um die Neufassung
des schleswig-holsteinischen Landesrundfunkgesetzes nach der Bildung der neuen
Landesregierung 1988 oder die Differenzen bei der Überwindung der medialen
Zweistaatlichkeit im Jahre 1990. Einstellungen und Standpunkte, die bestimmten
Vorgehensweisen oft unerkannt von der Öffentlichkeit zugrunde liegen, werden
benannt und bewertet. Die Verhaltensweisen bestimmter Personen unterliegen im
Zusammenhang von Entscheidungsprozessen klaren Einschätzungen. Konsequent
bezieht Gebel darüber hinaus eine eigene wertebezogene Position. Besonders deut-
lich wird dies bei seinen Überlegungen zur Zukunft der Medienlandschaft, zur Di-
rektwahl von Landräten oder zu den Maßstäben bürgernaher Politik.

Letztere bilden die Grundlage für den dritten Schwerpunkt des Buches: der Tä-
tigkeit des Autors als Landrat des Kreises Plön von Dezember 1993 bis April 2011.
Auch dieser Teil zeigt ebenso deutlich wie gewollt autobiographische Züge. Letzt-
endlich rechtfertigt dies ein aus eigenem Tun begründetes Reflektieren über das
Wesen einer an den Belangen des Bürgers ausgerichteten kommunalen Verwal-
tung. Exemplarisch wird es an der Daseinsvorsorge insbesondere auf den Gebieten
Bildung, Mobilität, Gesundheits- und Pflegeversorgung, Armutsbekämpfung,
Umweltschutz, der Kulturarbeit und beim sorgsamen Umgang mit dem Kreisver-
mögen dargestellt. Verwaltung als Dienstleistung für den Bürger lautet das Credo.
Damit bleibt Gebel in der Tradition der überkommenen, wenn auch gegenwärtig
nicht selten populistisch und parteistrategisch überlagerten Auffassung von Politik
als Tätigkeit, die dem Gemeinwesen, dem Allgemeinwohl heutiger und künftiger
Generationen zu dienen habe.

Christian Werner Zöllner

4. Wirtschafts- und Sozialgeschichte

Dansk Skattehistorie. Kobenhavn: Told- og Skattehistorisk Selskab.
Bd. 1: Mikael Venge, Danmarks skatter i midddelalderen indtil 1340. 2002. 304 S.
Bd. 2: Mikael Venge, Danmarks skatter i middelalderen 1340-1536. 2004. 435 S.
Bd. 3: Leon Jespersen, Adelsvseldens skatter 1536-1660. 2004. 326 S.
Bd. 4: Claus Rafner, Enevaelde og skattefinansieret stat 1660-1818. 2008. 417 S.
Bd. 5: Anders Monrad Meller, Fra skat pä hartkorn til indkomstskat 1818-1903. 2009.

306 S.

Bd. 6: Hans Christian Johansen. Indkomstskatter og offentlig vaekst 1903-2005. 2007.
334 S.

Unser Nachbar im Norden macht es immer wieder vor: Es gibt die Möglichkeit der
zusammenfassenden Darstellung eines Sujets durch die Zeiten von mehreren Au-
toren. Mit solchen Werken - so hat man den Eindruck - tut sich die deutsche Ge-
schichtswissenschaft immer besonders schwer, was sicher nicht nur an der Größe

des zu behandelnden Gebietes und seiner historischen Mannigfaltigkeit liegt. Es
gelingt aber auch auf der Ebene der schleswig-holsteinischen Landesgeschichte nur
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selten, ernstzunehmende Überblicksdarstellungen zu bestimmten Bereichen der
Geschichte (ich denke da neben Steuergeschichte vor allem an alle Bereiche der All-
tags-, Wirtschafts- und Sozialgeschichte) vorzulegen - eine rühmliche Ausnahme
ist die von nur einem Autor (Horst Joachim Frank) geschriebene Literaturgeschich-
te des Landes. Wo aber kann sich der Interessierte auf zuverlässigem neuen Stand
über die Geschichte der Städte, der Landwirtschaft, des Verkehrs, des Handwerks,
der Schifffahrt, des Essens und Trinkens, des Wohnens usw. informieren? Solche

Darstellungen sucht man bislang vergeblich.
Mit dem Großprojekt einer dänischen Steuergeschichte von den Anfängen bis

zur Gegenwart hat sich die Told- og Skattehistorisk Selskab seit Jahren beschäftigt
und vor wenigen Jahren in nur knapp achtjähriger Bearbeitungszeit eine sechsbän-
dige Überblicksdarstellung von fünf Autoren vorgelegt. Sie kann als Fortsetzung
der von der Toldhistorisk Selskab 1987-1990 herausgegebenen dänischen Zollge-
schichte betrachtet werden. Selbstverständlich muss eine modernen geschichtswis-
senschaftlichen Ansprüchen genügende Steuergeschichte stets das Umfeld des
Steuergeschehens berücksichtigen, denn Steuern entstehen ja nur in Gesellschaften
mit Herrschaft und einer (auf welcher Ebene und in welcher Ausdifferenzierung
auch immer) zentralisierten Verwaltung. Und da Steuern ja immer für die Unter-
haltung des Herrschaftsapparates und für die Realisierung politischer, territorialer,
ökonomischer und sozialer Ziele eingesetzt werden, müssen diese einbezogen
werden, wenn man sie in ifirer Abhängigkeit erkennen will.

Die erste Erwähnung von Steuern in Dänemark stammt von 1085. Es besteht
kein Zweifel, dass die Steuererhebung vom König ausging. Die Steuern wurden
über lange Zeit für bestimmte Ausgaben des Königs in Naturalien geleistet, obwohl
schon in der Wikingerzeit Geld bekannt war. Proteste bis zur Verweigerung waren
stets mit den Forderungen seitens der Zentralmacht verbunden. Nach 1340 werden
die Nachrichten über Steuern dichter - aber zweifellos wurden auch die Steuerleis-

tungen in Anbetracht der Machtpolitik der dänischen Herrscher höher. Das wird in
dem nach Königen gegliederten zweiten Band deutlich. Die Ausweitung der Steu-
ern und Abgaben musste erfindungsreich vorangetrieben werden, wenn der König
innen- und außenpolitisch handlungsfähig bleiben wollte. Der Erwerb etwa von
Schleswig und Holstein (nach Aussterben der Schauenburger der Rendsburger Li-
nie) ist nur eines der Felder, auf dem Christian I. Geld einsetzen musste.

Mit der Entwicklung des frühmodernen Staates nahm auch in Dänemark der
Steuerdruck zu; der Landesadel konnte sich zusammen mit den anderen Ständen

zum ernstzunehmenden Partner des Königs in Haushaltsfragen entwickeln und
zum Teil die Bewilligung von Steuern verhindern. Andererseits war mit den seit
dem Beginn des 16. Jahrhunderts mehr und mehr sprudelnden Sundzolleinnahmen
ein Finanzierungsinstrument außerhalb der Ständekontrolle geschaffen. Die Säku-
larisierung des auch im dänischen Reich umfänglichen Kirchenbesitzes im Verlauf
der Reformation schuf für den Monarchen zusätzlich Luft. Die gute Ausgangsposi-
tion zerrann durch das „deutsche" Abenteuer Christians IV. im Dreißigjährigen
Krieg. Erst sein Erbe Friedrich III. konnte durch die Kontribution (eigentlich eine
Kriegssteuer) den Staatshaushalt einigermaßen sanieren - und sich gleichzeitig von
ständischer Mitsprache freimachen (Absolutismus). Nun wurde das Steuersystem
auf neue Grundlage gestellt und stark zentralisiert; dazu gehörten auch die Steu-
ermatrikeln. Seit 1720 gab es jährlich Steuerrevisionen. Auch hier kamen neue
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Steuern (etwa die Kopfsteuer, Verbrauchssteuern) hinzu. Die Staatsaufwendungen
stiegen in den napoleonischen Kriegen (1802 ff.) stark an - schließlich führten die
überhöhten Ausgaben zum Staatsbankrott und zur Währungsreform (1813). Da-
nach blieb erst einmal vieles beim Alten, bevor ab 1848 unter Vorzeichen der inne-
ren Krise des Rest-Gesamtstaates, dann aber vor allem nach 1864 das dänische
Steuerwesen stark modernisiert wurde.

Das insgesamt sechsbändige Werk ist detailreich geschrieben und lässt nicht nur
die eben skizzierte Hauptlinie erkennen, sondern will insbesondere die unter-
schiedliche Steuerbelastung der verschiedenen Bevölkerungsgruppen (Adel, Bür-
ger, Bauern) herausarbeiten. Das gelingt gut. Die Aussagen der vier Autoren wer-
den wo möglich durch Tabellen unterstützt. Abbildungen sind - dem Thema ge-
schuldet - nicht sehr zahlreich beigegeben und haben überwiegend keinen zusätz-
lichen Erklärungsnutzen. Alle Bände haben ein kombiniertes Namens-, Orts- und
Sachregister, das die Benutzung erleichtert. Mich hat die Darstellung überzeugt,
und ich wünschte mir als Hilfsmittel für die Landesgeschichte eine ähnlich qualifi-
zierte, kompakte und detailreiche Darstellung der schleswig-holsteinischen Steuer-
geschichte, die im Übrigen von diesem Werk profitieren könnte.

Klaus-]. Lorenzen-Schmidt

Birte Gaethke / Manuela Junghölter, Zwischen Krise und Kommerz : Kiel als Messe-
stadt in den Zwanzigerjahren. Husum: Husum Druck- u. Verlagsges., 2011. 83 S.

Kiel war bis zum Jahre 1918 eine Stadt, die hauptsächlich von den Anforderungen
der Marine lebte. Die Marine und ihre Bedürfnisse, die Werften und die Zulieferin-

dustrie bestimmten die wirtschaftliche Lage der Stadt. Die Marine, die Industrie
und das Gewerbe boten Arbeitsplätze für viele Menschen, so dass die Einwohner-
zahl Kiels steil anstieg.

Mit dem Ende des Ersten Weltkrieges und mit dem Versailler Friedensvertrag
war all dies jedoch vorbei. Die Marine wurde in ihrer Stärke erheblich einge-
schränkt, und bestimmte Schiffstypen (Großschiffe, U-Boote) durften überhaupt
nicht mehr gebaut werden. Der Stadt drohte ein tiefgreifender wirtschaftlicher Nie-
dergang.

Unter diesen Umständen bemühte sich die Stadt vor allem unter der Leitung des
Oberbürgermeisters Emil Lueken, andere Wirtschaftsbereiche zum Ausgleich zu
erschließen. Der Handelshafen wurde ausgebaut, ein Freihafengebiet ausgewiesen,
und die Stadt bemühte sich, Umschlagsplatz für den Schiffsverkehr nach Norden
zu werden. Zugleich versuchte man, Handel und Gewerbe als Instrumente zur
Vermittlung zwischen Deutschland und Skandinavien zu entwickeln.

Eine zentrale Rolle spielten dabei Messen und Ausstellungen, auf denen die
heimische Wirtschaft sich präsentierte, die aber auch Besucher aus nah und fern
anziehen sollten. Die beiden Verfasserinnen, die sich in früheren Arbeiten mit der

Architektur-, Kunst- und Kulturgeschichte Kiels befasst haben, wenden sich in die-
ser Veröffentlichung dem Messe- und Ausstellungswesen in Kiel in den zwanziger
Jahren zu.

Das Buch ist systematisch aufgebaut. Nach einem Kapitel über die Revolution
des Jahres 1918 und die Folgen des Friedensvertrages für Kiel, das als politisch-
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historische Grundierung gilt, folgen Kapitel über die großen Messen und die klei-
neren Messen sowie dann ein mehr allgemein kulturhistorisches Kapitel über Ar-
chitektur und Kunst, den Wandel in der Frauenfrage und einen Abschnitt, den die
Autorinnen „Amüsement gegen die Depression" nennen. Bei der Behandlung aller
dieser Themen werden zwar einige allgemeine politische und kulturelle Rahmen-
bedingungen aufgeführt, doch ein Bezug auf die Kieler politischen Verhältnisse
(Wahlergebnisse, Mehrheitsverhältnisse der Ratsversammlung, bedeutende Per-
sönlichkeiten der Stadt) fehlt.

Die Nähe und die Verbindung zu den Ostseestaaten führten zur Gründung der
„Nordischen Messe", die erstmalig im Jahre 1921 stattfand. Zahlreiche Industrie-
und Gewerbezweige waren als Aussteller vertreten. Erschwerend war es aller-
dings, dass es keinen zentralen Standort für diese Messe gab, sondern dass das
Messegeschehen auf verschiedene Häuser in der Stadt verteilt wurde. Erst 1925
wurde eine große zentrale Ausstellungshalle gebaut, die „Nordostseehalle", auf ei-
nem unbebauten Gelände zwischen der damaligen Eckernförder Chaussee und der
Gutenbergstraße.

Sehr bald erkannte man allerdings, dass nicht nur die wirtschaftliche Brücken-
funktion der Stadt von Wichtigkeit war, sondern dass Kiel auch im kulturellen und
im wissenschaftlichen Bereich Verbindungen nach Norden schaffen konnte. So
veranstaltete die Stadt unter Mithilfe verschiedener Institutionen erstmalig im Jah-
re 1920 die „Kieler Herbstwoche für Kunst und Wissenschaft" mit Vorträgen, Kon-
zerten, Ausstellungen und Theateraufführungen. Damit versuchte die Stadt, sich
auch als geistiges und kulturelles Zentrum in Verbindung mit dem Norden zu pro-
filieren.

Zwar schränkte die Inflation 1923 die finanziellen Möglichkeiten der Stadt ein,
aber nach der Währungsstabilisierung im Jahre 1924 zeigte sich schmerzlich, dass
dem Messewesen der Stadt ein bleibender Erfolg nicht beschieden war. Die wirt-
schaftliche Kraft der Stadt und des Landes und die Ausstrahlung nach Norden tru-
gen nicht. So fand die letzte „Nordische Messe" schon 1925 statt, die „Herbstwoche
für Kunst und Wissenschaft" endete 1927. Auch der erneute Versuch, seit 1929 eine

„Nordisch-Deutsche Woche" als Ort der Begegnung für Kunst und Wissenschaft
zu installieren, hatte nur begrenzten Erfolg.

Es folgt dann ein Kapitel, das dem Ausstellungswesen einzelner Gewerbe ge-
widmet ist - so etwa Gas und Elektro, Jagd und Fischerei, Hauswirtschaft -, ohne
dass diese Ausstellungen eine überregionale Wirkung hätten erzielen können. Den
Abschluss bildet ein Kapitel über die Kultur der zwanziger Jahre in Kiel (Architek-
tur und Kunst, Wandel in der Frauenfrage und Unterhaltungskultur), ohne dass
dies in das eigentliche Thema „Messen und Ausstellungen" gehören würde.

Insgesamt ist es eine brauchbare, ganz gut lesbare Darstellung eines Teilaspekts
der Wirtschaftsgeschichte Kiels nach dem Ersten Weltkrieg. Grundlage der Darstel-
lung ist im Wesentlichen die Berichterstattung der Kieler Presse und der entspre-
chenden Literatur, soweit sie vorliegt. Die Einbindung in die allgemeine deutsche
politische Geschichte erfolgt nur sehr allgemein, die Verbindung mit der politi-
schen Geschichte der Stadt Kiel von 1920 bis 1933 wird nur mit wenigen Bemer-
kungen gestreift. Zwar werden die „Verwaltungsberichte der Stadt Kiel" als be-
nutzte Literaturgrundlage genannt, aber im Archiv der Stadt Kiel hätte man sicher
zum Messe- und Ausstellungswesen sehr viel mehr finden können. Das letzte Ka-
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pitel „Kultur der zwanziger Jahre" bringt einige interessante Aspekte, die man si-
cher in eine umfassende Kulturgeschichte der Stadt Kiel in der Zeit der Weimarer
Republik einbauen könnte. Fazit: Eine allgemeine, brauchbare Einführung in ein
Teilthema der Kieler Stadtgeschichte.

Peter Wulf

Marion josephin Wetzel, Die Integration von Flüchtlingen in evangelische Kirchen-
gemeinden : das Beispiel Schleswig-Holstein nach 1945. Münster: Waxmann,
2009. 263 S. (Kieler Studien zur Volkskunde und Kulturgeschichte; 7). - Zugl.:
Kiel, Univ., Diss., 2007.

Kennzeichnend für die gesamte Arbeit von Marion Wetzel ist eine Ambivalenz, die
sich nicht nur in der Grundhaltung der Flüchtlinge in einer „Entweder-oder-
Position" oder „Sowohl-als-auch" Haltung ausdrückt, auch die zahlreichen von
Frau Wetzel geführten Interviews führen fast immer auch ein Gegenbeispiel an. So
heißt es zwar einerseits: „Kirchlich gesehen [war] die Zeit der Flüchtlingsflut eine
gesegnete Zeit. Unsere Gottesdienste waren überfüllt." Andererseits aber „zogen
Einheimische [...] eine ebenso drastische Konsequenz, indem sie der Kirche künftig
fernblieben". Was sich hier zunächst als scheinbar positive Aussage der Flücht-
lingsperiode nach 1945 in der Dissertation von Marion Wetzel liest, eröffnet tat-
sächlich eine Vielzahl von Ambivalenzen, die sich aus dem Zusammentreffen der

schleswig-holsteinischen Bevölkerung mit den in das Land zwischen den Meeren
und damit in die holsteinischen Kirchgemeinden einströmenden Flüchtlingen er-
geben hat.

Wer sich durch die ersten 61 Seiten der vom Seminar für Europäische Ethnolo-
gie/Volkskunde angenommenen und mit Formalien und mehr oder weniger nütz-
lichen Definitionen überfrachteten Dissertation gekämpft hat (muss man den Be-
griff „Vorurteil" wirklich noch erklären?), bekommt am Beispiel der Integration der
Flüchtlinge in das schleswig-holsteinische evangelische Kirchenleben demonstriert,
wie sich Beharrungsvermögen durch die unterschiedliche Motivlage, aber auch
ganz neue Verhaltensweisen in der alltäglichen Lebenswelt sowohl bei den Flücht-
lingen als auch bei den Einheimischen ausbildeten.

Nach dem Zweiten Weltkrieg war Schleswig-Holstein Hauptansiedlungsgebiet
für Flüchtlinge, insbesondere aus Ostpreußen und Pommern. Unter allen west-
deutschen Flächenländem war der Anteil an Flüchtlingen im Vergleich zur einge-
sessenen Bevölkerung in Schleswig-Holstein am höchsten. Die Bevölkerungszahl,
die 1939 noch 1,6 Millionen Einwohner betragen hatte, stieg bis 1949 auf 2,7 Millio-
nen Einwohner. Die häufig zerstörten Städte konnten wenige Menschen aufneh-
men, die ländlichen Regionen trugen die Hauptlast. Aber mit den Flüchtlingen
kamen nicht nur hunderttausende Einzelpersonen, die in Schleswig-Holstein ein-
zugliedern waren, sondern auch deren Kirche, denn so sagte Friedrich Spiegel-
Schmidt in einer Untersuchung: „Auch die Kirchen sind mit vertrieben worden".
Dies galt in mehrfacher Hinsicht. Zunächst war zumindest zu klären, welcher kir-
chenrechtliche und institutionelle Charakter diesen ausgelöschten, verdrängten
oder zerstreuten Kirchen überhaupt beizumessen war. Bei der kirchlichen Betreu-
ung und Aufnahme des einzelnen Flüchtlings fiel ein anderer Aspekt jedoch sehr
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viel mehr ins Gewicht: Jede Flüchtlingsgruppe brachte „ihre Kirche" mit - in dem
Sinne, dass Kirchenverständnis, Bewertung bestimmter kirchlicher Lebensäuße-
rungen, Frömmigkeit, überhaupt Lebens- und Weltanschauung unverwechselbar
geprägt waren vom jeweiligen heimatkirchlichen Erbe und den jeweiligen Lebens-
bedingungen in der Heimat. Die Bedeutung dieses heimatlichen Erbes rückte na-
türlich erst allmählich ins Bewusstsein, so wie überhaupt alle über die erste Hilfe in
leiblicher und seelischer Not hinausreichenden Differenzierungen erst von einem
bestimmten Zeitpunkt an möglich wurden.

Die Kirchen gehörten nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches zu den
wenigen noch intakt gebliebenen gesellschaftlichen Institutionen. Mit erheblichem
Aufwand bemühten sich kirchliche Organisationen um die Flüchtlinge. Diese tra-
fen „im Westen" nicht allein vielfach auf Ressentiments, Ablehnung und gänzlich
veränderte Lebensverhältnisse, sondern auch auf eine konfessionell andere Kirch-

lichkeit. Während die Flüchtlinge ihre konfessionelle Identität auch in der „neuen
Heimat" zu wahren suchten, erlebten die aufnehmenden Kirchen die Integration
der Flüchtlinge als eminente Herausforderung, die nicht nur große logistische und
diakonische Aufgaben stellte, sondern auch eine konfessionelle Klärung und Posi-
tionierung forderte.

Da Frau Wetzel vollständig auf die Darstellung der Integration der katholischen
Flüchtlinge in das evangelisch-lutherisch geprägte Schleswig-Holstein verzichtet,
könnte man nun meinen, dass eine Integration der evangelischen Menschen aus
dem Osten, die auf gleichkonfessionelle Einheimische trafen, problemlos hätte ver-
laufen müssen. Weit gefehlt. Über die Hälfte der nach Schleswig-Holstein geflüch-
teten Personen insbesondere aus Pommern und Schlesien waren zwar Protestan-

ten, gehörten aber der evangelischen Kirche der altpreußischen Union an, die nun
auf die „Lutheraner" trafen. Frau Wetzel führt anschaulich und mit Beispielsaussa-
gen an, wo sich die Unterschiede manifestierten.

Zunächst ist festzuhalten, dass sich die Situation auf dem Land deutlich von der

in den Städten unterschied. Bedingt durch den hohen Zerstörungsgrad der Städte
hatte man den Flüchtlingen in den Flüchtlingslagern sogenannte Barackenkirchen
geschaffen, wo die Flüchtlinge unter sich waren und den Gottesdienst mit der
ihnen vertrauten Liturgie und den vertrauten Kirchenliedern womöglich mit einem
ebenfalls geflüchteten „Ostpfarrer" feiern konnten. Aber auch hier wieder die Ge-
genbewegung. Mancher Flüchtling lehnte diese Heimatgottesdienste ab, um der
„Gefühlsduselei" und der Heimatfixierung zu entgehen. Nicht so auf dem Lande.
Die häufig in Wohnungen der Einheimischen einquartierten Flüchtlinge strömten
in die Dorfkirchen und mussten feststellen, dass ihnen sowohl die Liturgie als auch
die Lieder, die den Gottesdienst begleiteten, fremd waren. Den Flüchtlingen stieß
besonders auf, dass seltener und schon gar nicht mehrstimmig gesungen wurde,
dass die Gemeinde bei bestimmten Gebeten nicht aufstand und dass das Abend-

mahl an den Gottesdienst gewissermaßen „angehängt" und nicht integriert war
und höchstens einmal im Monat stattfand. Auch beklagten die Flüchtlinge, dass die
von ihnen verehrten Heiligen in der Luther-Kirche keinen Platz hatten. Auf der
anderen Seite wurden die Kirchen von einigen Einheimischen als Demonstrations-
ort missbraucht. Mancher Einheimischer, der möglicherweise schon eine Einquar-
tierung hatte hinnehmen müssen, ging jetzt nur in die Kirche, um den Flüchtlingen
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den Platz streitig zu machen. Andere besuchten den Gottesdienst demonstrativ gar
nicht mehr.

Der Ost- oder Heimatpfarrer nimmt in der Arbeit von Frau Wetzel einen breiten
Raum ein. Zunächst ist festzustellen, dass kaum Ostpfarrer von der Evangelisch-
Lutherischen Landeskirche übernommen wurden (z. B. auf Eiderstedt nur ein
Geistlicher). Das ist weniger erstaunlich, wenn man weiß, dass mancherorts der
Pfarrer der altpreußischen Union nicht als solcher anerkannt wurde. Ein weiteres
Hindernis war manchmal die Sprache. Hier hätte man doch denken müssen, dass
gerade die deutsche Sprache das verbindende Glied zwischen Flüchtlingen und
Einheimischen sein müsste (gerade heute ist die Sprache ein großes Integrations-
hemmnis der Migranten). Wurde ein „Ostpfarrer" eingesetzt, beklagten die Ein-
heimischen, man könne insbesondere den ostpreußischen Dialekt nicht verstehen.
Dies war dann auch meistens schon ein Entlassungs- oder Versetzungsgrund.

Wie war nun dieser Gordische Knoten zu durchschlagen? Wie immer, wie Frau
Wetzel aufzeigt, indem beide Seiten aufeinander zugingen. Es konnte nur mit der
„Sowohl-als-auch-Position" gelingen. Die extreme „Entweder-oder-Position" trat
immer mehr in den Hintergrund. Indem die Liturgie zwar nicht „unionistisch",
aber behutsam dahingehend modifiziert wurde, dass Elemente davon aufgenom-
men (z. B. Aufstehen beim Gebet, integriertes und häufigeres Abendmahl) und
auch dem Gesang eine größere Bedeutung beigemessen wurden - insbesondere
durch vertraute Lieder aus dem Osten im neuen Nordgesangbuch von 1953 -, ge-
lang, wenn auch nicht reibungslos, die Eingliederung der Flüchtlinge in die
Schleswig-Holsteinischen Kirchengemeinden. Man kann sich vorbehaltlos dem Ur-
teil von Frau Wetzel anschließen, dass „den Heimatvertriebenen das Einleben in

den schleswig-holsteinischen evangelischen Gottesdienst mit der Mitte der fünfzi-
ger Jahre von den Landeskirchen eingeführten neuen Gottesdienstordnung und
dem Einheitsgesangbuch erleichtert wurde".

Frau Wetzel schließt mit diesem Buch eine Lücke. Zwar sind einige Passagen
des Buches - insbesondere der schon erwähnte Anfang - zu lang geraten, und
manchmal ist man etwas „genervt", wenn man sich gerade an eine Richtung ge-
wöhnt hatte und dann die Gegenrichtung eingeschlagen wird. Aber insgesamt ist
das Buch von Frau Wetzel unbedingt lesenswert.

Uwe Carstens

Wanda Guckes, Die gegenwärtige sprachliche Situation der dänischen Minderheit in
Schleswig-Holstein. Frankfurt am Main: Lang, 2011. 154 S. (Studien in nordeu-
ropäischer und baltischer Linguistik; 4).

In ihrer an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz erstellten Magisterarbeit aus
dem Jahre 2010 beschäftigt sich Wanda Guckes mit der gegenwärtigen sprachlichen
Situation der dänischen Minderheit in Schleswig-Holstein. In fünf Kapiteln gibt sie
zunächst eine Einführung in die Thematik, stellt dann kurzgefasst die dänische
Minderheit vor und zeichnet anhand sekundärer Literatur die sprachliche Vielfalt
im Bereich Südschleswig auf. Im Kapitel vier stellt sie ihre eigenständig erhobene
empirische Untersuchung und deren Ergebnisse vor, um schließlich in einer ledig-
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lieh vier Seiten umfassenden Zusammenfassung mit Ausblick die Ergebnisse zu
präsentieren.

Während die ersten drei Kapitel überwiegend einen knappen, zum Teil summa-
rischen Abriss des deutschsprachigen Forschungsstandes bieten, ermöglicht die
empirische Erhebung ab Seite 56 einen genaueren Blick auf die Thematik. Guckes
hat einen Fragebogen per E-Mail an verschiedene dänische Vereine und Akteure
versendet, in dem sie 24 Fragen zu verschiedenen Themen stellt. Daraus ergaben
sich 72 Antworten, die sie gründlich zu den Aspekten Wohnort, Alter, Geschlecht,
Beruf, Vorfahren in Dänemark, Kenntnis der dänischen Sprache, Art des Dänisch-
Erwerbs, Selbstbeurteilung der Sprachkenntnisse, Kommunikationsorte, Sprach-
verwendung, Sprachwechsel, Traum/Emotionssprache, Dialekt oder Stan-
dardsprache, Zweisprachigkeit, Sprache und Kinder, Sprache und Kultur, Sprach-
gebrauch zu Hause, Aktivität in dänischen Vereinen, Verwandtschaftsverhältnis zu
Dänemark, Fahrten nach Dänemark, Identitätsgefühl bei Dänemarkbesuchen sowie
Unterschiede zwischen Dänen, die in Deutschland leben, und Angehörigen der
Minderheit anhand von sehr anschaulichen grafischen Darstellungen auswertet.
Die Ergebnisse und Aussagen werden vorgestellt und mit konkreten und relevan-
ten Zitaten aus den Fragebögen illustriert.

Interessant ist dabei der Umstand, dass von den 72 beantworteten Fragebögen
69 den Beruf angeben, darunter 19 Mal Schüler und Studenten und 34 Mal Lehrer
und Pädagogen (S. 64 und S. 126 f.). Somit stellen diese beiden Gruppen 70 % aller
Antworten. Dies müsste zwangsläufig zu Überlegungen hinsichtlich der Repräsen-
tativität und Signifikanz der von diesen Gruppen gemachten Aussagen führen.
Guckes stellt dazu in ihrer Zusammenfassung fest, „das Forschungsergebnis [ist]
repräsentativ in Betrachtung auf die engen Minderheitsmitglieder und einge-
schränkt repräsentativ in Hinblick auf die gesamte Minderheit" (S. 103).

Leider nimmt Guckes nur wenige weiterführende Analysen vor, so dass die
Aussagen aus den Fragebögen in der Regel für sich stehen bleiben, ohne näher hin-
terfragt, kontextualisiert oder erörtert zu werden. Somit muss der Leser sich an-
hand der Zitate und Ergebnisse selber die Mühe machen, Interpretationen der Aus-
sagen zu erarbeiten. So finden sich z. B. auf S. 93 ff. interessante Zitate aus den Fra-
gebögen über die kulturellen Unterschiede zwischen sogenannten Reichsdänen
(d.h. dänische Staatsbürgern, die aus Dänemark nach Südschleswig gezogen sind
und dort leben) und Minderheitendänen, die jedoch nicht näher hinterfragt wer-
den. Hier scheint die Autorin an die Grenzen ihrer Möglichkeiten gestoßen zu sein,
weil die Interpretation der Aussagen umfassende Kenntnisse der unterschiedlichen
Kontexte erfordert. Diese lassen sich jedoch nicht aus den Aussagen alleine gewin-
nen, sondern müssen durch die Miteinbeziehung weiterer wissenschaftlicher Ar-
beiten gewonnen werden. Diese Arbeiten liegen allerdings vorwiegend auf Dä-
nisch vor, die in der Untersuchung leider gar nicht berücksichtigt werden.

So ist die Auswertung der Analyse auf S. 96 ff. eher eine Zusammenfassung oh-
ne tiefere Überlegungen zur Signifikanz der gemachten Feststellungen. Dennoch
stellt Guckes zum Abschluss ihrer Analyse fest: „Von dieser Untersuchung aus ge-
sehen, befindet sich die dänische Sprache der Minderheit aktuell nicht in Gefahr,
auszusterben. Durch die Minderheitenschulen, welche sowohl Sprache als auch
Kultur näher bringen, werden auch weiterhin viele Mitglieder der Minderheit die-
ser erhalten bleiben und diese Identität an ihre Kinder weitergeben. Selbst bei einer
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Reduktion der dänischen Sprache oder im extremsten Fall des Aussterbens des Dä-
nischen muss dies nicht simultan den Tod der südschleswigschen Identität und
somit der dänischen Minderheit in Schleswig-Holstein bedeuten." (S. 100 f.).

In Kapitel fünf bietet Guckes eine kurze Zusammenfassung sowie einen Aus-
blick auf weitere Forschungsbereiche zur dänischen Minderheit.

Die Studie ist akribisch annotiert und zeichnet sich durch eine klare Methode
und saubere wissenschaftliche Arbeit aus. Der umfassende und sehr hilfreiche An-

hang zählt 42 Seiten und dokumentiert die Fragebogenerhebung sowie deren Er-
gebnisse.

Problematisch in einer linguistischen Studie zur dänischen Minderheit ist insbe-
sondere, dass die Autorin offensichtlich der dänischen Sprache nicht mächtig ist. So
verzeichnet das knappe Literaturverzeichnis in den aufgeführten 32 Titeln dazu
kein einziges dänischsprachiges Werk, obgleich die wichtigsten Arbeiten zu dieser
Thematik in den letzten zehn Jahren auf Dänisch publiziert worden sind. Englisch-
sprachige Veröffentlichungen dänischer Wissenschaftler werden ebenfalls nicht be-
rücksichtigt. Dies ist bemerkenswert und zugleich die zentrale Schwachstelle der
Arbeit: Wanda Guckes rezipiert nicht den dänischen Forschungsstand. Insbesonde-
re die grundlegende Habilitationsschrift von Karen Margrethe Pedersen (2000)
fehlt gänzlich; ihre Ergebnisse werden lediglich anhand einer knappen Vorstellung
in den Grenzfriedensheften 2001 erwähnt. So bleibt festzustellen, dass Guckes eine

Studie vorlegt, in der die gegenwärtige sprachliche Situation der dänischen Min-
derheit ausschließlich anhand deutschsprachiger Quellen und einer Fragebogenun-
tersuchung analysiert wird. Der Erkenntniswert der Arbeit ist somit trotz der inte-
ressanten Ergebnisse der empirischen Studie zwangsläufig begrenzt, weil die not-
wendige Komplementärgröße und der Forschungsstand in Dänemark aufgrund
fehlender Sprachkenntnisse ausgeblendet werden.

Jorgen Kühl

5. Kirchen-, Geistes- und Kulturgeschichte

Glauben, Wissen, Leben : Klöster in Schleswig-Holstein ; Ausstellungsbegleitband.
Hrsg, von Jens Ahlers, Oliver Auge und Katja Hillebrand. Kiel: Schleswig-Holstei-
nische Landesbibliothek, 2011. 328 S.

Schleswig-Holstein ist eigentlich nie als eine ausgeprägte Klosterlandschaft wahr-
genommen worden. Die schleswig-holsteinischen Klöster sind bis auf die vier
Frauenklöster der Ritterschaft, Uetersen, Itzehoe, Preetz und Schleswig, auch im-
mer ein wenig stiefmütterlich von der landesgeschichtlichen Forschung behandelt
worden. Hier will das Projekt „Klöster, Stifte und Konvente in Schleswig-Holstein
und Hamburg. Klosterregister und Klosterbuch" Abhilfe schaffen, das seit Ende
2007 am Lehrstuhl für Regionalgeschichte der Kieler Universität tätig ist. Das Klos-
terprojekt hat sich zur Aufgabe gemacht, die Geschichte der 52 Klöster, Stifte und
Domkapitel in den Herzogtümern Schleswig, Holstein und Lauenburg und in den
Hansestädten Lübeck und Hamburg von ihren Anfängen bis zur Reformation wis-
senschaftlich aufzuarbeiten und in einem großen Klosterbuch vorzustellen. Dabei
soll jede Niederlassung in dem Gebiet zwischen Königsau und Elbe durch ihre Ar-
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chivalien, Baulichkeiten, Sachgüter und archäologischen Funde dokumentiert wer-
den. Im November 2010 wurde im Rahmen dieses Projekts eine wissenschaftliche
Tagung durchgeführt, deren Ergebnisse inzwischen publiziert worden sind. Und
die Ausstellung „Glauben - Wissen - Leben. Klöster in Schleswig-Holstein", die
vom 21. August bis zum 4. Dezember 2011 in der Kieler Landesbibliothek und vom
10. Februar bis zum 13. Juli 2012 im Schleswiger Landesarchiv zu sehen war, diente
dazu, die Öffentlichkeit mit der monastischen Vergangenheit Schleswig-Holsteins
und dem Klosterprojekt vertraut zu machen. Zu der Ausstellung ist ein gleichna-
miger Begleitband erscheinen, der im Folgenden besprochen werden soll.

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass der Band aus einem Projektseminar mit
Studierenden entstanden ist. Oliver Auge und Katja Hillebrand haben das Werk
zusammen mit Jens Ahlers zwar konzipiert und redaktionell betreut und auch ei-
nige der insgesamt 33 Artikel beigesteuert, aber die Mehrzahl der Texte stammt aus
studentischer Feder, wurde im Rahmen eines Seminars verfasst, das Frau Hille-

brand und Herr Auge leiteten. Diese Erarbeitung des Buches in einem Projekt hat
für beide Seiten Vorteile: Mit solch einem attraktiven Lehrangebot, bei dem die
Hausarbeiten nicht nur bewertet werden und zum Erwerb eines Leistungsnach-
weises führen, sondern auch publiziert werden, besteht für die regionale und lan-
desgeschichtliche Forschung die große Hoffnung, wissenschaftlichen Nachwuchs
zu gewinnen. Und die Studentinnen und Studenten haben über das rein wissen-
schaftliche Arbeiten bei der Veröffentlichung auch praktische Erfahrungen gewon-
nen, was ihnen später bei der Arbeitsplatzsuche behilflich sein kann.

Der Band besteht aus drei großen Teilen. Zunächst stößt man auf zwei „Einfüh-
rungen": Während Auge einen Überblick über die Wellen der Klostergründungen
in Schleswig-Holstein und Hamburg sowie die hier vertretenen Orden und deren
Niederlassungen in der Zeit von der Mitte des 9. Jahrhundert bis zur Reformation
im 16. Jahrhundert gibt, geht Hillebrand darauf ein, welche Bauwerke und Sach-
quellen der mittelalterlichen Klöster noch heute erhalten sind und von dem einsti-
gen Leben der Nonnen und Mönche zwischen Nord- und Ostsee Zeugnis ablegen.

Als Zweites wird versucht, in den vier Abschnitten „Glauben, Wissen, Leben,

Prosopographie" möglichst vielschichtig und umfassend die Geschichte des
Mönchtums in Schleswig-Holstein und Hamburg zu erfassen. Unter der Über-
schrift „Glauben" wird auf die Kirchenbauten, Altäre und liturgische Geräte, die
Musik und die Memoria eingegangen. In dem Unterkapitel „Wissen" geht es vor
allem um die Klöster als Schulen und Träger der Schriftlichkeit. Unter „Leben"
wird auf Alltag und Tagesablauf der Mönche und Nonnen, aber auch auf die Ver-
waltung, Wirtschaft und den Handel der Klöster eingegangen. In dem Abschnitt
„Prosopographie" schließlich werden Graf Adolf IV. von Schauenburg, Anna von
Buchwald, Jacobus de Dacia und Lütke Namens vorgestellt. Zwar wird nicht in al-
len 31 Artikeln der landesgeschichtliche Bezug gesucht, aber meist gehen die Auto-
ren auf die Überlieferung und die Gegebenheiten in Schleswig-Holstein ein. Selbst
das einzige heute in Schleswig-Holstein existierende Kloster, das seit 1951 beste-
hende Benediktinerkloster in Nütschau, findet Berücksichtigung.

Den dritten Teil bildet das Klosterregister. Hier werden alle Klöster Schleswig-
Holsteins, Lauenburgs, Lübecks und Hamburgs verzeichnet, ihre wichtigsten Da-
ten von der Gründung bis zur Aufhebung genannt und Quellen und Literatur zu
den Anlagen angeführt; zudem finden sich zu den Klöstern jeweils einige Grund-



risse und Abbildungen. So hat der Leser die Möglichkeit, sich der Geschichte ein-
zelner Monasterien zu nähern, und findet hier Hinweise, sich eingehender mit der
Geschichte der jeweiligen Klöster zu beschäftigen.

Insgesamt bietet das Buch einen äußerst informativen Einstieg in einen oft ver-
nachlässigten oder sogar vergessenen Bereich der schleswig-holsteinischen Ge-
schichte. Besonders hervorzuheben sind auch die Gestaltung des Bandes und die
Abbildungen. Etwa 300 Karten, Bilder und Fotografien finden sich in dem Werk -
in sehr guter Qualität und häufig auch in sehr großem Format. So sind die Abbil-
dungen mehr als nur Illustration, sie erlangen oft Quellencharakter und laden dazu
ein, sie genau zu betrachten und zu studieren. Der Sammelband „Glauben, Wissen,
Leben" macht Lust auf mehr: auf das große Klosterbuch.

Thomas Hill

Der Jakobsweg und Santiago de Compostela in den Hansestädten und im Ostsee-
raum : Akten des Symposiums an der Universität Kiel (23. - 25. 4. 2007). Hrsg,
von Javier Gomez-Montero. Kiel: Ludwig, 2011. 300 S. (Topographica. Studien und
Texte zu kulturellen Räumen in Europa; 1).

327

Seit dem Hochmittelalter gewann die Fernwallfahrt nach Santiago de Compostela
zunehmend an Bedeutung und schlug sehr bald auch die Menschen in Nord- und
Ostseeraum in ihren Bann. Die Beiträge des vorliegenden Bandes, die auf eine im
Jahre 2007 veranstaltete, internationale Tagung an der Christian-Albrechts-Univer-
sität zu Kiel zurückgehen, beleuchten diesen Gegenstand in seinen vielfältigen
kunst- und kulturgeschichtlichen Aspekten. Neben Pilgerberichten und literari-
schen Texten geht es dabei ebenso um Altarbilder und Buchillustrationen, um Tes-
tamente und Kirchenpatrozinien und um den Widerhall, den das Phänomen in der
regionalen Literatur und Kultur im Nordwesten der Iberischen Halbinsel gefunden
hat.

Im Anschluss an ein Grußwort von Gerhard Fouquet in seiner Funktion als Präsi-
dent der Christian-Albrechts-Universität, in dem dieser die Bedeutung der Jakobs-
wallfahrt anhand eines Überlieferungssplitters aus den Gottorfer Hofrechnungen
aus dem Frühjahr 1512 verdeutlicht (Wallfahrt von Mitgliedern des Hofgesindes,
um die Unterstützung des Heiligen Jakobus für die schwangere Herzogin Anna
von Brandenburg zu sichern), und einen einleitenden Aufsatz des Herausgebers Ja-
vier Gömez-Montero („Zur Projektion der Stadt und des Camino de Santiago in den
Hansestädten und im Nordseeraum") enthält der Band in vier Themenblöcken
(Geschichte - Kunstgeschichte - Literaturwissenschaft - Kunsthistorische und kul-
turtopographische Berichte) insgesamt zwölf Aufsätze, die den Gegenstand weit
einfassen und ihn - reich bebildert sowie jeweils mit Anmerkungen in Form von
Endnoten und eigenen Literaturverzeichnissen ausgestattet - durchaus auch für ei-
nen allgemein interessierten Leserkreis erschließen.

So binden im Themenschwerpunkt zur Geschichte zunächst Heinrich Dormeier
(„Jakobuskult und Santiago-Pilgerfahrt in Lübeck im späten Mittelalter", mit einem
Anhang zum Testament des Lübecker Krämers Hinrich Dunkelgud, der im Jahre
1479 nach Santiago aufbrach), Enno Bünz („Nordelbien - St- Gilles - Santiago. Pil-
ger im Süden und Patrozinien im Norden") und Thomas Riis („Skandinavische
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Wallfahrten nach Santiago de Compostela") den Gegenstand aus jeweils ganz un-
terschiedlichen Perspektiven ein. Hier wird einerseits deutlich, welch reichhaltiges
Quellenmaterial etwa die Lübecker Überlieferung zur Erhellung des Phänomens
beitragen kann; andererseits verrät ein Blick in die beigegebene Literatur, dass man
sich dabei bereits auf eine bemerkenswerte Zahl einschlägiger Forschungen stützen
kann.

Im anschließenden Themenschwerpunkt mit Beiträgen zur Kunstgeschichte fin-
den sich Aufsätze von Horst Bredekamp („Spanien als Pilgerland der Formen"),
Hans-Walter Stork („Das Fresko der Pilgerkrönung durch den Heiligen Jakobus in
St. Nikolai, Mölln"), Arturo Franco Taboada („Zur Raumentwicklung des Locus
Sancti Jacobi") und Johannes Hartau („Jakobsbrüder unterwegs: Zum Bild des Pil-
gers in der Graphik der Frühen Neuzeit"), von denen zumindest der von Hans-
Walter Stork den Gegenstand an einem prominenten Beispiel aus dem nordel-
bischen Raum behandelt.

Beiträge aus dem Bereich der Literaturwissenschaft von Javier Gömez-Montero,
Dolores Vilavedra und Carmen Becerra erweitern den Reigen der Themen und Inhalte
um einige in entsprechenden Zusammenhängen gemeinhin wenig beachtete As-
pekte und lenken den Blick von der Ausgangs- auf die Zielregion der Jakobspilger.

Gleichsam abschließend regt Uwe Albrecht am Beispiel von Zeugnissen aus dem
Bereich der Holzskulptur und der Tafelmalerei des 15. und frühen 16. Jahrhun-
derts, die sich in den Beständen des Lübecker St. Annen-Museums erhalten haben,
zum weiteren Nachdenken über „Jakobus Maior in der mittelalterlichen kirchli-
chen Kunst der Hansestadt Lübeck" an, bevor Ulrich Kuder den Blick erneut weitet

und einen „vorläufigen Überblick" über die „Jakobus-Verehrung im Norden" bie-
tet.

Der Band, der in mehreren Aufsätzen wichtige Aspekte der vorreformatorischen
Geschichte des nordelbischen Raumes behandelt, besticht durch seine ansprechen-

de Aufmachung und durch seinen interdisziplinären Charakter; er wird der weite-
ren Beschäftigung mit dem noch keinesfalls abschließend behandelten Gegenstand
wichtige Impulse geben. Detlev Kraack

Klaus Lemke-Paetznick, Kirche in revolutionärer Zeit: die Staatskirche in Schleswig und
Holstein 1789-1851. Berlin: de Gruyter, 2012. 766 S. (Arbeiten zur Kirchenge-
schichte; 117). - Zugl.: Hamburg, Univ., Diss., 2010.

Das anzuzeigende Werk ist die leicht überarbeitete Fassung einer Dissertation, die 2010
mit regionalgeschichtlichem Schwerpunkt der Theologischen Fakultät der Universi-
tät Hamburg Vorgelegen hat.

Ein Leser, der sich das voluminöse Werk erschließen möchte, braucht Geduld.

Wer den Titel durchdenkt, findet einen weitgespannten chronologischen Bogen,
der, sachlich überraschend, das weltgeschichtliche Ereignis der „Französischen Re-
volution" mit dem regionalgeschichtlichen Thema „Die Staatskirche in Schleswig und
Holstein 1789-1851" in einen Zusammenhang setzt. Hierin folgt die Arbeit konzeptio-
nell einem Gedanken von Alexander Scharff, der bereits 1969 eine „rhythmische
Identität" zwischen der Auseinandersetzung um die Herzogtümer, insbesondere um
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Schleswig, und der allgemeinen europäischen Entwicklung erkannte und für den Zeit-
raum von 1830 bis 1848 eine dramatisch anmutende Ereignisfolge konstatierte. Der
Verf. erweitert den Rahmen seiner Untersuchung nach rückwärts und bezieht auch
noch die „Französische Revolution" von 1789 ein. Das erklärte Ziel der Untersuchung
ist es, aufzuzeigen, wie in dieser wandlungsreichen Zeit die „Staatskirche" im däni-
schen Gesamtstaat sich zu dem „revolutionären Geist" stellte.

Für die große Aufgabe wurde ein umfangreiches Untersuchungsmaterial durch-
gearbeitet. Zusätzlich zu Archivmaterialien, gedruckten Quellen wie auch zeitge-
nössischen Predigten, Zeitungen, Zeitschriften und Journalen berücksichtigte der Autor
ein umfassendes Pensum an Forschungsliteratur, deren Darstellung 45 Druckseiten
umfasst. Komplettiert wird das Werk durch ein Personenregister, ein Ortsregister
und ein Sachregister, das die wichtigsten politischen, staatsrechtlichen und theologi-
schen Begriffe anzeigt.

Dem Untersuchungsansatz der „rhythmischen Identität" entspricht der Aufbau der
Arbeit. Auf die Einleitung, die die Fragestellung und Vorgehensweise skizziert, folgt in
sieben Kapiteln die Beschreibung der Auswirkungen der „Französischen Revoluti-
on" auf die „Staatskirche" im dänischen Gesamtstaat, wobei in den Kapiteln 6 und 7
regionalgeschichtliche Schwerpunkte gesetzt sind. Der Verf. beschreibt im ersten Kapi-
tel ausführlich die Entstehung und den Verlauf der „Französischen Revolution" von
1789, ihre Auswirkung in den deutschen Ländern und ihre weltanschaulichen Fol-
gen, die in den Territorien des dänischen Gesamtstaates zum aufgeklärten Absolu-
tismus führten. Im zweiten Kapitel wird die geschichtliche Formkraft der Aufklärung
weiter konkretisiert. Es wird der Kreis der Plöner Rationalisten um August Hennings
angesprochen und weitere Haftorte der Aufklärung beleuchtet, wie die Kieler Uni-
versität mit ihrem Schullehrerseminar, die kirchliche Aufklärungstheologie Jakob
Georg Christian Adlers, die einem allgemeinen Harmoniegedanken folgte, das auf-
geklärte Bürgertum in Eutin, wie auch die antirevolutionäre Reaktion von Emken-
dorf, dem Hort der Restauration. Kapitel 3 thematisiert das Erwachen des Bürger-
tums. Das vierte Kapitel beleuchtet am Reformationsjubiläum 1817 die politische Indif-
ferenz der Staatskirche und findet für diese Einschätzung Befunde in der kirchli-
chen Predigt im Zeitraum von 1817 bis 1830. Für die Darstellung der Auswirkungen
der Julirevolution von 1830 referiert das kurzgefasste Kapitel 5 das „Verfassungswerk"
von Uwe Jens Lomsen.

Auf den in den fünf Kapiteln bereitgestellten Grundlagen widmet sich der Ver-
fasser im sechsten Kapitel, der „Keimzelle" seines Werkes, den Diskurslandschaf-
ten, in denen der „revolutionäre Geist" sich publizistisch artikulierte. Dazu wertet
der Autor das „Kieler Correspondenzblatt" (1830-1848) als ein „geistiges Netz-
werk" (S. 497) aus, dessen politischer Diskurs über demokratische Freiheit, nationa-
le Einheit und soziale Gerechtigkeit ihm dazu dient, die Einstellung der „Staatskir-
che" zu diesen Zeitfragen sich abspiegeln zu lassen. Zu diesem Zweck lässt der Au-
tor die damals maßgebenden Wortführer auftreten, allen voran Theodor Olshausen,
der mit dem „Correspondenzblatt" „eine Zeitung neuen Typs" (S. 496) begründen
wollte. Der öffentliche Diskurs bewegte inhaltlich sogleich den „Predigereid" und
behandelte ihn kontrovers je nach liberal-demokratischer oder konservativ-orthodoxer
Eidesauffassung. Es schloss sich der Diskurs über das „Historische Recht" an, der durch
eine Rezension der 1834 in Altona erschienenen Abhandlung des Syndicus Carl
Friedrich Hermann Klenze „Über die Staatseinheit des Dänischen Staats" eröffnet
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wurde und Anlass gab, Kritik an den „beengenden Formen" (S. 513) zu üben. Aus dem
Gedanken der Volkssouveränität wurde der Freiheitsbegriff entwickelt. Schließlich
verband sich die „Suchbewegung in eine deutsche Zukunft" (S. 530) mit einer
„Fluchtbewegung aus dem dänischen Gesamtstaat" (S. 535). Der Diskurs über eine
Antithese zur traditionellen Staatskirche berücksichtigte bereits die sich wandelnde ge-
sellschaftliche Wirklichkeit und führte von Seiten der wiedererstarkten Orthodoxie

um Claus Harms zu einer Ausblendung des freiheitlichen, nationalen und sozialen Dis-
kurses in den Herzogtümern.

Die schleswig-holsteinische Erhebung und das Verhalten der Geistlichen zu ihr bil-
den den Untersuchungsgegenstand in Kapitel 7. Ein wichtiger theologischer Wort-
führer war Michael Baumgarten, der in seinen „Zwölf Thesen" eine „geistgeleitete
Kirche" (S. 646) propagierte, die frei von jeder staatlichen Verbindung zu sein habe.
Claus Harms hielt im August 1848 die Predigt zur Eröffnung der „Schleswig-
Holsteinischen Landesversammlung". Mit diesem Vorgang bekannte er sich ein-
deutig zur Erhebung und wirkte beispielgebend. Das Verhalten der Geistlichen zur
Erhebung charakterisiert der Autor insgesamt als ein „revolutionäres Verhalten
ohne revolutionäres Bewusstsein," (S. 593) Legitimation und endlich auch Motiva-
tion, sich gegen die Staatsgewalt zu erheben, hätten die Geistlichen in der seinerzeit
verbreiteten Widerstandsformel von der „Unfreiheit des Landesherm" gefunden.

Die Darstellung bedient verschiedene historiographische Konzepte. In einen in-
neren Bezug treten institutions-, personen-, ideen-, rechts- und mentalitätsgeschichtli-
che Zugriffe und konstituieren eine Atmosphäre, die sich als genuiner Geschichts-
raum „revolutionärer Zeit" ausweist. Umfangreiche Anmerkungen und Predigtanaly-
sen, die ihrerseits historisches Material auch biographischen Zuschnitts auswerten,
verdichten das Gesamtbild und lassen Ansatz und Durchführung plausibel er-
scheinen. Abschließende „Thesen" helfen dem Leser, die Übersicht zu behalten. -

Das Werk ist über den Rahmen einer kirchengeschichtlichen Dissertation weit hin-
ausgewachsen. Es dürfte zum Standardwerk regionaler Kirchengeschichte dieser
Thematik avancieren.

Jendris Alwast

Wolf-Dieter Hauschild, „Suchet der Stadt Bestes" : neun Jahrhunderte Staat und Kir-
che in der Hansestadt Lübeck. Hrsg, von Antjekathrin Graßmann und Andreas
Kurschat. Lübeck: Schmidt-Römhild, 2011. 312 S.

Mit dem Bibelzitat des Buchtitels, das auf die positive Hinwendung der Christen
zu ihrem weltlichen Gemeinwesen zielt, haben die Herausgeber das wissenschaftli-
che Gesamtwerk von Wolf-Dieter Hauschild treffend charakterisiert. Hauschild

(1941-2010) war vom Studium her evangelischer Theologe und von seinen For-
schungen her ein Kirchenhistoriker, der die Wechselwirkungen von Christentum
und Gesellschaft, von Kirche und Staat über alle Jahrhunderte hinweg in immer
neuen Fragestellungen thematisiert hat. Dafür bot ihm seine Heimatstadt Lübeck
als autonome Reichs- und Hansestadt mit ihrer bürgerlichen Ratsherrschaft und ih-
rer Zentralität eines Bistums, später einer eigenen Landeskirche, ein unerschöpfli-
ches Beispiel, an dem er auch weitergearbeitet hat, als er längst Lehrstuhlinhaber in
München, Osnabrück oder Münster war.
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Die Herausgeber haben hier 16 Vorträge und Aufsätze Hauschilds zusammen-
gefasst, die zwischen 1970 und 1995 an verschiedenen und teils entlegenen Orten
gedruckt worden sind und daher oft nur schwer zugänglich waren. Das ist auch
nach Jahrzehnten noch eine verdienstvolle Bereitstellung.

Die Themen erstrecken sich vom mittelalterlichen Kirchenregiment des Lübe-
cker Rates (Beiträge 1 und 2) über die politisierte, demokratisierende Durchsetzung
der Reformation (Beiträge 3-11) und die konservativ gebremsten Verfassungsre-
formen des 17. und 19. Jahrhunderts (Beiträge 12-14) bis hin zum Kirchenkampf
der NS-Ära (Beiträge 15 und 16). Den Schwerpunkt bilden die neun Beiträge zur
Lübecker Reformation, die die führende Rolle von Johannes Bugenhagen, Her-
mann Bonnus und Nikolaus Hunnius heraussteilen und auch die reformatorischen

Varianten in den Lübecker Landgebieten Mölln und Lauenburg einbeziehen. Hier-
zu gehört auch der allgemeingeschichtliche Beitrag über die Abwehr der kaiserli-
chen Rekatholisierungspolitik - meines Erachtens das historiografische Glanzstück
dieses Bandes, und dieser gibt wohlgemerkt Hauschilds Habilitationsvortrag von
1971 wieder.

Die Aufsätze werden zusammengehalten durch das im Untertitel des Bandes
formulierte Staat-Kirche-Verhältnis. Staat war in Lübeck der städtische Rat - jenes
„geborene", sich selbst ergänzende, stadtleitende Gremium, das sich über 700 Jahre
aus der Lübecker Kaufmannschaft rekrutierte. Der Rat ließ sich zu allen Zeiten von
den Handels- und Wirtschaftsinteressen sowie vom Konservatismus dieser Füh-

rungsschicht leiten, um dafür seine alleinige Stadtherrschaft zu behaupten.
So konnte er die konkurrierende Macht der katholischen Bischöfe in Grenzen

halten und diese im späten Mittelalter sogar ganz aus der Stadt verdrängen, wäh-
rend er gleichzeitig bestimmenden Einfluss auf die Besetzung der Domherrenstel-
len und deren geistliche Obrigkeit in der Stadt gewann.

Folgerichtig verteidigte der Rat dann in den 1520er Jahren sein traditionelles
Kirchenregiment und bekämpfte die lutherische Reformationsbewegung, die in
Lübeck eine spezifische Volksbewegung war. Ihr gab der Rat erst nach, als die Bür-
gerschaft im Gegenzug für eine handelspolitisch existentielle Steuerbewilligung
sich die Einführung der Reformation ausbedang (Kirchenordnung Bugenhagens
von 1531). Schon bald setzte der Lübecker Rat auch in der neuen Kirche, einschließ-
lich des Schul- und Armenwesens, wieder seine oberste Regie durch: Kraft bean-
spruchter Konsensrechte verhinderte er, dass das neue kirchenleitende Amt eines
lutherischen Superintendenten jemals besetzt werden konnte. Die lübische Landes-
kirche wurde dadurch in den folgenden Jahrhunderten auf eine rein geistliche Se-
nioratsordnung herabgedrückt - auf die Leitung durch einen der Stadtpastoren.

Das 19. Jahrhundert hindurch hat der Rat/Senat auf seinem rechtlichen und bis
ins 20. Jahrhundert hinein auf seinem faktischen Besitz des Kirchenregiments be-
harrt und dadurch alle zeitgemäßen Reformbestrebungen in der „evangelisch-
lutherischen Kirche im Lübeckischen Staate" abgewehrt oder zumindest abge-
schwächt. Die Trennung von Staat und Kirche, wie von der Revolution 1848 ange-
strebt und im Bismarckschen Deutschen Reich angebahnt, fand in Lübeck nicht
einmal ansatzweise statt.

Eine verhängnisvolle Spätfolge dieses erzkonservativen Lübecker Staatskirchen-
tums ermöglichte es nach 1933, dass die Nationalsozialisten über den Senat mm ei-



332 Besprechungen und Hinweise

ne Kirchenleitung ihrer Ausrichtung - diejenige der Deutschen Christen und erst-
mals wieder eines Bischofs - etablieren konnten.

Zu dieser thematischen Leitlinie tragen die einzelnen Aufsätze in unterschiedli-
cher Ausführlichkeit bei, auch in gelegentlich unumgänglichen Wiederholungen.
Solche Wiederkehr und solches Wiedererkennen machen geradezu den Anreiz des
Lesens aus, stellen allerdings auch gewisse Anforderungen an die Leser, die jeweils
geschilderten Ereignisse aufsatzübergreifend miteinander zu verknüpfen. Wer eine
zusammenhängende, chronologisch aufbauende Geschichtsdarstellung vorzieht,
sei an Hauschilds „Kirchengeschichte Lübecks" von 1981 und die von Graßmann
besorgte „Lübeckische Geschichte" von 1988 verwiesen, beide jedoch von doppel-
tem bis dreifachem Seitenumfang.

Klauspeter Reumann

Hansjörg Buss, „Entjudete" Kirche : die Lübecker Landeskirche zwischen christli-
chem Antijudaismus und völkischem Antisemitismus (1918-1950). Paderborn: Schö-
ningh, 2011, 559 S. - Zugl.: überarb. Fassung von Berlin, Techn. Univ., Diss.,
2009 u.d.T.: Christlicher Antijudaismus und Antisemitismus im „Dritten Reich".

Das anzuzeigende Werk ist die überarbeitete und gekürzte Fassung einer Arbeit, die
2009 als Dissertation dem Fachbereich Neuere Geschichte der Technischen Univer-

sität Berlin Vorgelegen hat. Der gut gewählte Titel des Werkes signalisiert Programm
und Pensum. Er differenziert im systematischen Zugriff zwischen „christlichem
Antijudaismus" und „völkischem Antisemitismus" und entwickelt diesen in seiner
chronologischen Erstreckung vom Ende des Ersten Weltkrieges bis in die Nach-
kriegszeit.

Die Arbeit ist übersichtlich angelegt. In der „Einleitung" gelangt der gut geleitete
Leser in die „Fragestellung" der Untersuchung und lernt die „Vorgehensweise"
kennen, die ihn durch die Ausarbeitung hindurchführen wird. Überdies gibt ihm
ein „Forschungsbericht" Orientierung auch in angrenzenden Sachfeldem des The-
mas. Schließlich wird er vertraut gemacht mit der Quellenlage. Der Autor beschreibt
sie als schwierig, weil ein Großteil des landeskirchlichen Schriftgutes durch den
Bombenangriff im Jahre 1942 verloren gegangen sei. Kompensationen seien ihm ge-
lungen mit Hilfe von „Gegenüberlieferungen" im Archiv der Hansestadt Lübeck, im
Evangelischen Zentralarchiv in Berlin, im Bundesarchiv. Aufschlüsse hätten auch
Bestände im Nordelbischen Kirchenamt gegeben.

Ein „Prolog" führt abschließend an die inhaltliche Thematik heran. Er bewegt
die Frage nach der Verbindung der Kirche mit der sozialen und politischen Mentalität
des Bürgertums in Lübeck, die sich in ihrer ideologischen Ausrichtung als „Verwei-
gerung gegenüber der Moderne" (S. 43) und als „Rückkehr zu einem christlichen
und hierarchisch gegliederten Ständestaat" (S. 43) zu erkennen gäbe. Die Kirche sah
sich im kaiserlichen Obrigkeitsstaat einer „gottgewollten Ordnung" (S. 50) verbun-
den, deren Wertekanon ihre Ablehnung der Weimarer Republik begründete.

Der große Umfang der Arbeit wird aufbautechnisch durch Gestaltungsklam-
mern gesichert, die in Form von „Zwischenbilanzen" das erreichte Forschungsergebnis
auf den Punkt bringen und verständlich machen, inwiefern es im weitertreibenden ge-
schichtlichen Prozess als strukturelle Mitgift aus der Vergangenheit zu betrachten ist.
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Kontinuitäten antidemokratischer Überzeugungen werden sichtbar gemacht. Eine
abschließende „Zusammenfassung" gibt in prägnanter Form ein Gesamtbild. Ein
„Anhang" verzeichnet Quellen und Literatur. Das Personenregister erleichtert ziel-
suchendes Lesen. Eine hilfreiche visuelle Unterstützung geben mittig platzierte
„Bildtafeln", die maßgebende Akteure und Dokumente zur landeskirchlichen Lage
im „Dritten Reich" abbilden.

Der Themenblock, der rund dreißig Jahre, die Zeit vom Zusammenbrach des
Kaiserreiches bis in die frühen fünfziger Jahre umfasst, wird in differenzierten me-
thodischen Zugriffen erschlossen. Dabei kommen die inhaltlichen Bezüge in ihren per-
sonen-, ereignis-, institutions- und ideologiegeschichtlichen Formaten zur Darstel-
lung.

Der Autor beschreibt auf breiter Quellenbasis und genauer Kenntnis, wie in der
Lübecker Landeskirche ein radikales deutschchristliches Kirchenregiment, das „System"
des 39-jährigen Erwin Balzer, sich etablierte, das bald zu einer Kirchenspaltung führte
und in den institutionsgeschichtlichen Grundkoordinaten von NS-Kirchenregiment
und „Bekenntniskirche" bis 1945 bestehen blieb. Der Autor behält in seiner Darstellung
der verwickelten Geschichte des „Kirchenkampfes" stets die Übersicht und zeichnet ein
eindringliches Bild der prekären Lage, die 1936/37 im Lübecker „Kirchenkampf" ih-
ren Höhepunkt hatte. Das ideologiegeschichtliche Paradigma einer theologisch
überhöhten Obrigkeit gibt den Erklärungsgrund für das antidemokratische Agieren
der Kirche in der Weimarer Republik. Als ideologische Stütze des Kaiserreichs fand
sie sich nach dessen Zusammenbruch im Ersten Weltkrieg traumatisiert. In den neuen
demokratischen Verhältnissen orientierungslos, bejubelte sie den „Führer" als die neue
Obrigkeit. Der Autor zeigt, dass antijüdische Ressentiments im protestantischen So-
zialmilieu der Hansestadt breit verankert waren, andererseits die rassistisch-biolo-

gistische Ideologie des Nationalsozialismus kaum Resonanz fand.
Die Arbeit gibt detailgenaue Aufschlüsse über die desolate Haltung der Lübe-

cker Landeskirche im „Dritten Reich", die sich historisch aus ihren antijüdischen
Ressentiments, einem fehlenden politischen Bewusstsein und aus ihrer „überregio-
nalen Einbindung in den Lutherblock um Marahrens" (S. 493) erklärt. Angemerkt sei
hier, dass ein erläuterndes Stichwort zum „Führer"-Verehrer Marahrens hilfreich
gewesen wäre.

Die Darstellung der Nachkriegszeit in dieser Arbeit zeigt die Kirche weitgehend
unbelehrt. Zwar gab es eine Art landeskirchlicher Selbstreinigung in Form der
„Spruchkammer", aber eine prinzipielle Auseinandersetzung mit dem Nationalso-
zialismus wurde vermieden. So erhielt beispielsweise der kirchenpolitische Hauptak-
teur, der DC-Bischof Balzer, die Höchstbezüge eines Lübecker Geistlichen. Für die Deu-
tung des Nationalsozialismus wurde ein Muster der Unterscheidung zwischen „den
Nationalsozialisten" und „den Deutschen" bemüht. Letztere seien Opfer und Verführ-
te gewesen. Ein allgemeiner Befund des „säkularen Geistes", die „Französische Re-
volution" und die „Russische Revolution", wurde als Entstehungsgrund des „Drit-
ten Reiches" ausgemacht. Diese nationalkonservative Geschichtsdeutung - ich setze
hinzu, die auch die Historik des einflussreichen Kieler Historikers Karl Dietrich Erd-

mann führte - begründete eine Ausweichbewegung und legitimierte eine Vermei-
dungsstrategie im Begreifen von Geschichte.

Das umfassend angelegte und überzeugend durchgeführte Untersuchungsprojekt
zum Anlass nehmend, hätte der Autor gut daran getan, eine Wertung zu wagen
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und noch deutlicher und in thematischer Eindringlichkeit, z. B. als Exkurs, dem
immer noch vorherrschenden Vorurteil entgegenzutreten, die „Bekenntniskirche" sei
eine echte Alternative zum politischen System des „Dritten Reiches" gewesen, als habe
sich in ihr das wahre Christentum unbeschädigt bewahrt. Dem ist entgegenzustellen,
dass es den oppositionellen kirchlichen Kräften in ihrer Mehrheit nur um eine Überle-
bensnische innerhalb des Systems ging, nicht aber um einen entschiedenen Kampf ge-
gen dieses System.

Die „Bekenntniskirche" insgesamt verfügte über einflussreiche Verbindungen in
der Wehrmacht, im Adel, in der Verwaltung und in der NSDAP. Die Mehrheit der
„Bekenner" war bereit, mit dem System zu paktieren und ihm zu dienen - unter Be-
rufung auf die Obrigkeitsideologie Luthers. Im sogenannten Kirchenkampf standen,
von wenigen Ausnahmen abgesehen, nationalsozialistisch gesonnene Geistliche
gegeneinander, die ihre theologischen Differenzen als „Deutsche Christen" bzw. als
„Bekenner" entlang der Zwei-Reiche-Lehre Luthers austrugen. In diesem Kontext hätte
eine deutlichere Akzentuierung der „Ausnahme" gegeben werden sollen: Der Pas-
tor an der Aegidienkirche, Wilhelm Jannasch, folgte strikt seiner Glaubensüberzeu-
gung. Auch in seiner behördlichen Korrespondenz finden sich weder „Hitlergruß"
noch „deutscher Gruß". Insgesamt ein lesenswertes Buch.

Jendris Alwast

Gerd Stolz, Theodor Fontane und Schleswig-Holstein : Begegnungen, Wege und
Spuren. Husum: Verl, der Nationen, 2013.159 S.

Theodor Fontane ist bekanntlich nicht nur der große realistische Romancier bran-
denburg-preußischer Schicksale und nicht nur der historisch bewanderte und zu-
gleich wandernde Chronist der Mark Brandenburg. Als Patriot 1848 und später
1864 als Journalist und Kriegsberichterstatter hat sich Fontane auch intensiv mit
Schleswig-Holstein beschäftigt. Gerd Stolz, Autor landes- und kulturgeschichtli-
cher Bücher und Aufsätze vor allem zur Geschichte des 19. Jahrhunderts, ist Theo-

dor Fontanes Verbindungen zu Schleswig-Holstein nachgegangen.
Über das Buch „Der Schleswig-Holsteinische Krieg von 1864" hinaus hat Schles-

wig-Holstein an verschiedenen Stellen Eingang in Fontanes literarisches Schaffen
gefunden. Nicht nur in seinem Roman „Unwiederbringlich", in dem er das Her-
renhaus seines Protagonisten auf die Steilküste von Holnis setzt und die „Schles-
wigsche Frage" in den Dialogen von allen Seiten beleuchtet, zeigt er sein großes In-
teresse an diesem Land und seiner Geschichte, das gilt bis in sein Spätwerk; noch
im „Stechlin" von 1899 finden sich schleswig-holsteinische Motive.

„Begegnungen, Wege und Spuren" lautet der Untertitel des Buches, und ihnen
ist Stolz mit großer Akribie nachgegangen. Frühe Bemerkungen Fontanes zur
schleswig-holsteinischen Frage zeigen, wie Stolz zitiert, nicht unbedingt seine
Überzeugung, dass die Schleswig-Holsteiner 1846 engagiert für ihre Sache eintre-
ten, sie „toasten u. petitioniren was das Zeug halten will, appelliren [...] an den
deutschen Bund, und lechzen nach der Wonne sich lediglich Deutsche nennen zu
dürfen" (S. 18). Mit der Schleswig-Holsteinischen Erhebung im Jahre 1848 und vor
allem nach der Niederlage der Schleswig-Holsteiner bei Idstedt 1850 war er dann
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aber ganz auf ihrer Seite und reiste sogar den Kämpfen entgegen, gelangte aber nur
bis Hamburg.

Theodor Fontane als Kriegsberichterstatter 1864 steht im Mittelpunkt der Dar-
stellung von Gerd Stolz. Auf zwei Reisen nahm Fontane den Kriegsschauplatz für
sein zwei Jahre nach dem Krieg erscheinendes Buch in Augenschein. Im Mai, wäh-
rend des Waffenstillstandes, folgte er der Spur der preußisch-österreichischen
Truppen und besuchte die gerade eroberten Düppeler Schanzen. Ein zweiter Be-
such führte ihn im September von Norden über Kopenhagen und Jütland nach
Nordschleswig und weiter nach Flensburg und Husum.

Auch die Verbindungen zu den beiden großen Literaten aus Schleswig-Holstein,
Theodor Storm und Klaus Groth, werden von Gerd Stolz dargestellt, wobei die
Korrespondenz mit Storm über dreißig Jahre anhielt, auch wenn sie in den 1850er
Jahren am intensivsten war. Kurz nach Storms Rückkehr aus Heiligenstadt nach
Husum 1864 besuchte Fontane ihn auf seiner zweiten Reise in die Herzogtümer.

Mit dem gleichaltrigen Groth traf Fontane 1878 in Kiel zusammen, wobei die
Charaktere sich bei aller Sympathie als gegensätzlich erwiesen. Fontane stellte bei
Spaziergängen Fragen über Fragen zu Schiffen und Uniformen, die der Dichter
Groth nicht beantworten konnte. Groth stellte die Gegenfrage: „[...] kennen Sie alle
Blumen? Kennen Sie alle Vögel? - Nein. - Ja, das brauche ich als Dichter, das ande-
re brauche ich nicht." Fontane fragte nicht weiter (S. 124).

Mit diesem Buch ist es Gerd Stolz gelungen, Theodor Fontanes Verbindung zu
Schleswig-Holstein nicht nur anhand seines Kriegstagebuches, eines Auftrags-
werks, und des Romans „Unwiederbringlich" zu beschreiben, er hat vielmehr sei-
nen umfangreichen Verbindungen zum Land zwischen den Meeren nachgespürt
und mit Biografie und Werk Fontanes verknüpft.

Frank Lubowitz

6. Geschichte einzelner Orte und Regionen

Robert Stadelmann, Den Fluten Grenzen setzen : Schleswig-Holsteins Küstenschutz,
Westküste und Elbe. Bd. 2: Dithmarschen und Elbe/Elbmarschen, Inseln Trischen
und Helgoland. Husum: Husum Druck- und Verlagsges., 2010. 552 S.

Mit diesem zweiten Band ist das Werk „Den Fluten Grenzen setzen. Schleswig-
Holsteins Küstenschutz" fertiggestellt. Das Vorwort schrieben die Vorsitzende des
Schleswig-Holsteinischen Heimatbundes (der als Herausgeber zeichnet), Frau Jutta
Kürtz, sowie die Ministerin des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und ländli-

che Räume (Mitherausgeber), Frau Juliane Rumpf. Das Verdienst des Heimatbun-
des am Zustandekommen des Werkes soll hier ausdrücklich hervorgehoben werden.
Es findet sich im Vorspann auch ein aufschlussreicher Hinweis über die Finanzierung.
So trug eine große Erbschaft maßgeblich zum Erscheinen bei. Diese floss aber nach
freundlicher Angabe eines Ministeriumsmitarbeiters nicht in den zweiten, sondern in
die Vorbereitung und in den ersten Band. Weitere Spenden, insbesondere für den zwei-
ten Band, kamen u. a. vom Marschenverband Scfüeswig-Holstein, dessen Vorsitzender
Hans-Rudolf Heinsohn ebenfalls ein Geleitwort verfasste.



336 Besprechungen und Hinweise

Der Rezensent verweist zunächst auf seine ausführlichen Bemerkungen zur
Konzeption des Werkes im Band 135 (2010), S. 218 - 221 dieser Zeitschrift. Noch ein-
mal in Erinnerung gerufen werden soll, dass die Halligen, die beim „Wasserwesen an
der schleswig-holsteinischen Nordseeküste" von Müller und Fischer zwei ganze Bän-
de füllen und die sich logischerweise im Nordfrieslandband an die Behandlung des
Festlandes und der Inseln hätten anschließen müssen, völlig fehlen. Ihre Behandlung
wäre nicht nur der allgemeinen Erwartung des Lesers geschuldet, sondern auch dem
Untertitel „Schleswig-Holsteins Küstenschutz", gelten doch gerade die Küstenschutz-
maßnahmen der Halligen als besonders vielfältig. Eine, wenn auch recht imbefriedi-
gende, Erklärung, könnte der Text auf der Rückseite des Einbandes liefern, wo es
heißt, dass eine „lückenlose Dokumentation sämtlicher Landesschutzdeiche an der

schleswig-holsteinischen Westküste" angestrebt wird. Da jedoch „Landesschutzdeiche"
sogenannte Winterdeiche sind, die Halligen aber allenfalls Sommerdeiche aufweisen,
entbehrt es nicht einer gewissen technokratischen Logik, dass somit auf die Halligen
verzichtet wird. Dem Rezensenten gelang es in der Zeit seit dem Erscheinen des
ersten Bandes trotz intensiver Bemühungen nicht, eine befriedigende Erklärung für
das Fehlen der Behandlung der Halligen zu erhalten. Aus dem Ministerium heißt
es, dass daraus keinesfalls eine Vernachlässigung der Halligen abgeleitet werden
dürfe. Man sei der Meinung gewesen, dass das Buch von Marcus Petersen „Die
Halligen" diese Lücke füllen würde. Diese Aufwertung, so erfreulich sie für den
Autor Marcus Petersen ist, kann aber nicht der Weisheit letzter Schluss sein, zumal das

Werk schon 1981 erschienen ist und inzwischen weitere Maßnahmen gelaufen sind,
zum Beispiel die hochinteressanten Sedimentforschungen auf der Hallig Hooge. Und
auch der Hinweis, man habe zunächst die Halligen einfach „vergessen" und später sei
es nicht mehr möglich gewesen, sie noch einzubauen, kann angesichts des Anspru-
ches auf Vollständigkeit der Darstellung nicht überzeugen.

Nochmals moniert werden soll das Fehlen eines Stichwortregisters, denn man ver-
zichtet so auf ein wesentliches Element der Benutzerfreundlichkeit, das gerade ei-
nem so faktenreichen Werk gut angestanden hätte. Im Zeitalter digitaler Sortie-
rungsmöglichkeiten wäre die Erstellung eines Registers ein Leichtes gewesen, nicht zu
vergleichen mit dem immensen Aufwand, den Marcus Petersen mit seinem 1991 er-
schienenen Registerband zum „Wasserwesen an der schleswig-holsteinischen Nord-
seeküste" auf sich genommen hatte. Immerhin enthält der zweite Band ein Fachwort-
verzeichnis, aber es umfasst nur drei Seiten, viel weniger, als Stadelmann seinerzeit
in seinem Buch „Meer - Deiche - Land" zusammentrug. Das meiste von dem, was
ihm damals mitteilenswert erschien, z. B. „Abbruchkante" oder „Salzwiese" oder „Vor-

deichung", taucht hier nicht auf.
Was den Inhalt betrifft, so erscheint es nach der ausführlichen Besprechung von

typischen Beispielen im ersten Band nicht zweckmäßig, hier wieder ins Einzelne zu
gehen, und so mögen einige strukturelle Gesichtspunkte genügen.

Bei den Deichen werden Landesschutzdeiche (erste Deichlinie direkt am Meer oder
an der Elbe), Mitteldeiche und Regionaldeiche (z. B. Überlaufdeiche) unterschieden, bei
den Bauwerken sind es: Schöpfwerke, Siele, und Kombinationen beider sowie
Sperrwerke und Schleusen. Für alle Zeichnungen und Karten gelten die gleichen
Signaturen, so dass man sich auf den Abbildungen schnell zurechtfinden kann. Die Fül-
le des Materials, das zu diesem Thema ausgebreitet wird, bestätigt direkt und indirekt
die alte Wahrheit: „Ohne Siel kein Deich". See- und Flussdeiche schützen die Köge der
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Marschgebiete vor dem Meer und erlauben zugleich die geregelte Einleitung des Ober-
flächen- und Grundwassers in Gestalt von Flüssen, Gräben und Kanälen in das Meer.

Die Eindeichungen machen aber an größeren Gewässern Schiffsschleusen erforder-
lich, da der freie Zugang zum Meer durch die Küstenschutz-Bauwerke eingeschränkt
wird. Bestes Beispiel dafür ist das Eidersperrwerk an der Grenze zwischen Nordfries-
land und Dithmarschen, das z. B. die Häfen von Tönning und Friedrichstadt beein-
flusst.

Gelegentlich erfährt man auch Erbauliches im zweiten Sinn des Wortes. So wird in
dem besonders gelungenen Abschnitt über Helgoland, der den krönenden Ab-
schluss des Werkes bildet, die Entstehung des Namens der „langen Anna", jenes pit-
toresken Felsens im Norden der Insel, erklärt. Ursprünglich mit der sachlichen geo-
graphischen Bezeichnung „Nathuurn Stak" versehen, was mit „Nordhorn-
Brandungspfeiler" übersetzt werden kann, wurde der Felsen auch „Hengst" genannt.
Kurz vor dem Ersten Weltkrieg „bestand auf dem Oberland unweit des Felsenturms
ein bekanntes Tanzlokal mit einer großgewachsenen Kellnerin von schlanker Statur mit
dem Namen Anna, unter den Einheimischen und Gästen Lange Anna' genannt. Dieser
Name sprang schließlich auf den Felsen über. So wird es wohl gewesen sein." (S. 523).

Der zweite Band bestätigt den schon im ersten Band gewonnenen Eindruck,
dass sich der „Stadelmann" und das „Wasserwesen an der schleswig-holsteini-
schen Nordseeküste" von Friedrich Müller und Otto Fischer konzeptionell vonei-
nander unterscheiden. Der Band „Dithmarschen" des „Müller-Fischer" beginnt bei-
spielsweise mit dem erdgeschichtlichen Werdegang und der frühgeschichtlichen
Besiedlung, schildert das Wechselspiel zwischen Besiedlung und Deichwesen, ent-
hält grundlegende Bemerkungen zur Kartographie Dithmarschens, beleuchtet fer-
ner unter anderem den staatlichen Einfluss im Deichwesen, die Rückschläge und
Fortschritte im 18. Jahrhundert und die staatliche Förderung der Aufgaben in den
Deich- und Hauptsielverbänden. In diesen historisch-thematischen Ansatz werden
die regionalen Beispiele eingebunden.

Stadelmann hingegen gliedert im Wesentlichen geographisch. Zwar steht ein ein-
leitender Teil des ersten Bandes unter dem allgemeinen Thema „Landesschutzdei-
che", aber der Hauptteil folgt einer geographischen Gliederung, die im Nordfries-
landband nach Festland und Inseln unterscheidet und im hier zu besprechenden
zweiten Band im Großen und Ganzen von Nord nach Süd fortschreitet, beginnend
ohne besondere Einführung mit Norderdithmarschen. Es folgen Süderdith-
marschen, Trischen, Elbe, Wilstermarsch, Stör, Kremper Marsch, Krückau, Seester-
müher Marsch, Pinnau, Haseldorfer Marsch, Geesthacht/Lauenburg und Helgo-
land. Dass die jeweiligen Regionen unter der Hauptüberschrift: „Große Leistun-
gen" stehen, klingt ein wenig nach Hofberichterstattung. Im ersten Band gilt dieses
Motto pauschal für alle Regionen und ist noch erträglich, beim zweiten Band wirkt
es schon etwas peinlich, wenn „Dithmarschen" unter „Große Leistungen: Dithmar-
schen" geführt wird und entsprechend der Elberaum mit „Große Leistungen: Elbe
und Elbmarschen". Hingegen werden die abschließenden Abschnitte über Geest-
hacht/Lauenburg und Helgoland nicht derart prädikatisiert. Sollten hier die Küs-
tenschutzleistungen weniger groß gewesen sein?

Aber ernsthaft: Es sind schon große Leistungen, die der Küstenschutz vollbracht
hat, und dafür spricht allein schon die Tatsache, dass die schweren Stürme der
siebziger, achtziger und neunziger Jahre für Mensch und Tier so glimpflich ablie-
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fen. Eine große Leistung stellt auch die kompilatorische Mammutaufgabe dar, die
Stadelmann in Form einer Auftragsarbeit geleistet hat, weil sich behördlicherseits
niemand in der Lage sah, dieses Werk verantwortlich zu betreuen. Mitglieder der
Ämter und Verbände, aber auch der Ingenieurbüros loben den großen persönli-
chen Einsatz des Autors bei der Datenbeschaffung. Stadelmann hat mehrfach alle
Institutionen aufgesucht, die über Material zum Küstenschutz verfügten.

Dabei zeigte sich, wie der Inhaber eines Ingenieurbüros für Wasserbau dem Re-
zensenten bestätigte, ein Phänomen, das die Leser dieser Zeitschrift besonders be-
unruhigen muss: In den vergangenen Jahren ist tonnenweise Originalmaterial, wie
Planungsunterlagen, Zeichnungen, Fotos, Kostenanschläge, Rechnungen usw., in
die Papiercontainer gewandert, weil die räumlichen Kapazitäten allenthalben ver-
kleinert wurden. Das führte zu der teilweise grotesken Situation, dass Stadelmann
bei manchen Ingenieursbüros mehr Material requirieren konnte als bei den Behör-
den. Wenn die Ingenieurbüros ihre nicht mehr benötigten Unterlagen den Ämtern
anboten, so lehnten diese dankend ab, weil sie selbst dabei waren, ihre historischen

Bestände zu verringern.
Jürgen Newig

Thomas Steensen, Heimat Nordfriesland : ein Kanon friesischer Kultur. Red. Harry
Kunz und Fiete Pingel. 3., verb. Aufl. Bredstedt/Braist: Nordfriisk Instituut, 2013.
192 S. (Nordfriisk Instituut; 211).

Was macht in der Landschaft nördlich von Husum bis zur dänischen Grenze „das

Friesische" aus, das diesem Festlandstreifen aus Marsch und Geest und den vorge-
lagerten Inseln und Halligen den Namen Nordfriesland gibt? Welches sind die
Merkmale in Landschaft, Geschichte, Kultur, Literatur und Sprache, die konstitutiv
dafür sind, dass sich die Menschen dieser Region als Friesen in einer als friesisch
definierten Heimat identifizieren?

Unter redaktioneller Mitarbeit von Harry Kunz und Fiete Pingel umgreift
Thomas Steensen in einem Kanon friesischer Kultur, wie der Untertitel lautet, die
„Heimat Nordfriesland". Dabei tauchen bereits die ersten beiden Probleme auf. Die

Heimat war als Gegenstand liberaler Geschichtsauffassung zu Beginn des 19. Jahr-
hunderts in ein wissenschaftliches Licht getreten. Sie wurde am Ende des gleichen
Jahrhunderts zur neoromantischen Bewegung, die das Gewohnte gegen das Frem-
de aus Großstadt und Industrie schützen wollte, woraus der Nationalsozialismus

das „Echte" in der Heimat gegen das „Entartete" machte. Wie wird nach diesem
Missbrauch der Heimat und nach ihrer kitschigen Neubelebung im Heimatfilm der
50er Jahre der Begriff heute von jungen Leuten aufgefasst? Eine Befragung ergab
als Ergebnis vor allem Begriffe wie „Geborgenheit", „Vertrautheit" und „sich wohl
fühlen" im Zusammenhang mit Heimat - also ein insgesamt positiv besetzten Be-
griff.

Das zweite Problem ist, Nordfriesland insgesamt als Heimat aufzufassen, denn
Nordfriesland als eine Region - und zumal als ein Kreis im Nordwesten Schleswig-
Holsteins - ist historisch erst ein junges Konstrukt. Die geografische Beschaffenheit
hat ursprünglich nur zu einer Identifizierung mit dem kleinsten Raum, der Insel,
der Hallig oder der Harde hinter dem Deich geführt. Die aus Siedlungsgeschichte
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und landschaftlichen Gegebenheiten hervorgegangene Vielfalt der friesischen
Sprache ist ein Ausdruck dieser auf den kleinsten Raum bezogenen Entwicklung.

Dieser Kleinräumigkeit steht andererseits das Bewusstsein einer friesischen Zu-
sammengehörigkeit weit über Nordfriesland hinaus gegenüber, die Nordfriesland,
Ostfriesland und Westfriesland verbindet. Dies ist kein Ergebnis jüngerer regiona-
ler Zusammenarbeit, sondern drückt sich bereits in der mittelalterlichen Bezeich-

nung der Nordsee als „friesisches Meer" aus. Auch der friesische Wahlspruch
„rüm hart, klar kimming" (weites Herz, klarer Horizont) verweist auf das Gegen-
teil von Enge, er verweist vielmehr auf die Weitläufigkeit seefahrender Friesen in
früheren Jahrhunderten.

Seit dem 14./15. Jahrhundert liegen über die Seefahrt der Nordfriesen gesicherte
Berichte vor, und von der Mitte des 17. bis ins 19. Jahrhundert zogen vor allem die
Inselfriesen aus, um hauptsächlich von den Niederlanden aus auf Handelsfahrt
und Walfang zu gehen; und manches nordfriesische Haus und mancher Grabstein
in Nordfriesland berichtet von glücklicher und erfolgreicher Heimkehr. Aber viele
Nordfriesen blieben auch auf See. Zum Erfolg nordfriesischer Kapitäne trug bei,
dass es eine ausgesprochene mathematische Tradition in Nordfriesland gab, die
nicht nur bei der Landvermessung und dem Deichbau von Nutzen war, sondern in
privaten Navigationsschulen in die nautische Ausbildung Eingang fand. Die Frie-
sen rechnen gut, ist ein Kapitel des Kanons überschrieben.

Nicht nur von der See, auch von Land war Nordfriesland vielfältigen Einflüssen
ausgesetzt; nicht zuletzt ist die Sprachpflege des Nordfriesischen in seinen unter-
schiedlichen Dialekten deshalb so schwierig, weil es seit Jahrhunderten dem Ein-
fluss des Dänischen und des Sonderjysk, vor allem aber des Deutschen in seiner
niederdeutschen und hochdeutschen Form ausgesetzt ist, Sprachen, die aber unbe-
stritten auch zum Sprachenland Nordfriesland gehören. Der Vielzahl der Sprachen
in Nordfriesland steht eine ebensolche Vielfältigkeit der Bauformen gegenüber.
Unterschiedliche von Norden und Süden kommende Grundformen haben hier eine

der vielfältigsten Bauernhauslandschaften Deutschlands entstehen lassen.
Der Kanon friesischer Kultur geht natürlich insbesondere auf die schwierigen

Bedingungen der in mehrere Dialekte unterschiedenen und erst spät zur Ver-
schriftlichung gekommenen friesischen Sprache ein, die sich über Jahrhunderte für
die Lebenswelt dieser Region hochspezialisiert hatte, die aber mit der Modernisie-
rung des 19. Jahrhunderts wortkarg und gegenüber den zunehmenden Touristen-
strömen, besonders auf die Inseln, geradezu sprachlos wurde. Nordfriesisch gehört
zu den besonders bedrohten Sprachen und steht seit 1999 unter dem Schutz der
Europäischen Charta der Regional- und Minderheitensprachen.

Aber auch so wandelbare Erscheinungen wie Wind, Weite, Wasser, Watt und
Wellen gehören untrennbar zur Heimat Nordfriesland. Das Wasser des Watten-
meeres als täglich weichende und wiederkehrende Erscheinung, der Wind und die
Wellen aber auch als zerstörerische Kraft, die die Landschaft Nordfrieslands viel-

fach gewaltsam umgestaltet und auch mehrfach neugeschaffenes Kulturland dem
Wattenmeer zurückerobert haben. Dieser Kampf zwischen Mensch und Meer wird
wohl auf den Halligen am deutlichsten. Landgewinn und Landverlust bezeichnet
Thomas Steensen denn auch als „das friesische Grundmotiv".

Kein Kanon friesischer Kultur kommt ohne die Nennung der „großen Nordfrie-
sen" des ausgehenden 19. und 20. Jahrhunderts aus: Theodor Mommsen, der Nord-
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friese, der 1900 den Literatumobelpreis erhielt, Theodor Storm, dessen Novellen
das Bild von Nordfriesland geprägt haben und bis heute prägen, und der Soziologe
Ferdinand Tönnies, der als Begründer der modernen Soziologie gilt, oder der Maler
Emil Nolde, dessen Aquarelle aus der Zeit des Malverbots das Bild Nordfrieslands
in die Welt getragen haben, und deren Entstehung - beschrieben in Siegfried Lenz'
Roman „Die Deutschstunde" - einen Blick auf Nordfriesland in der nationalsozia-

listischen Zeit freigibt.
Bei der Nennung dieser „großen Friesen" - das sagt Steensen deutlich - kommt

man zu der Frage des eigentlich Friesischen, z.B. bei dem in Garding geborenen
Mommsen oder dem aus Nordschleswig stammenden Nolde. Nordfriese zu sein,
lässt sich, so der Autor, nicht auf die Abstammung von friesischen Vorfahren oder
die Geburt in Nordfriesland reduzieren. Friese ist, wer Friese sein will, so lautet die

Formel des Gesinnungsprinzips, das für die Nordfriesen ebenso gilt wie für die
dänische Minderheit in Schleswig-Holstein und die deutsche Minderheit in Däne-
mark - und so sind auch Storm, dessen Vater aus der Gegend von Rendsburg
stammte, und der Nordschleswiger Nolde mit ihrem jeweiligen künstlerischen Bei-
trag zu unserem Bild von Nordfriesland Teil dieser Landschaft, die ihre Heimat
war oder wurde.

Zwei andere große Friesen sollen aber kurz hervorgehoben werden. Der bedeu-
tende aus Langenhorn stammende Philosoph und Pädagoge Friedrich Paulsen
(1846-1908) hat in seinen Arbeiten stets seine in Nordfriesland erlebte, an der Be-
obachtung des Alltäglichen geschulte, praktische Erfahrungswelt zur Grundlage
seiner pädagogischen Überlegungen gemacht und sie als Philosophia Frisionum be-
zeichnet. Ein anderer, Frederik Paulsen (1909-1997), Friese von Föhr, emigrierte als
Gegner des Nationalsozialismus, trug aber seine friesische Heimat mit sich und be-
nannte sein in Schweden gegründetes weltweites Pharmazieuntemehmen mit dem
friesischen Wort für Föhr „Ferring". Ein „friesischer Weltbürger", der Nordfries-
land die Ferring-Stiftung hinterlassen hat - und nicht zuletzt das Museum Kunst
der Westküste in Alkersum auf Föhr.

Frank Lubowitz

Inge Adriansen / Peter Dragsbo: Fünf Fürstenschlösser an der Flensburger Förde:
Sonderburg, Norburg, Augustenburg, Gravenstein und Glücksburg. Heide:
Boyens, 2012.136 S.

Mit ihrer ansprechenden Betrachtung der fünf rund um die Flensburger Förde ge-
legenen Residenzschlösser ist Inge Adriansen und Peter Dragsbo eine Veröffentli-
chung gelungen, die Lust auf eine weitere Beschäftigung mit den grenzübergrei-
fenden Epochen unserer Landesgeschichte wecken dürfte. So hatte denn auch die
2011 in Sonderburg erschienene dänische Originalausgabe dieses Buches hierzu-
lande bereits ein durchweg positives Echo gefunden. Dass diese Publikation uns
nunmehr auch in deutscher Übersetzung vorliegt, ist nur zu begrüßen. Schließlich
entstammen die Residenzschlösser der Förderegion durchweg einer Zeit, als die
kulturelle Entwicklung und das gesellschaftliche Leben noch stark von einer inter-
national gepflegten und eher dynastisch-konfessionell als national geprägten
Hofkultur dominiert wurden.
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Im Mittelpunkt dieser gut lesbaren und üppig bebilderten Darstellung stehen
die heute noch erhaltenen landesherrlichen Schlösser der verschiedenen, in der

frühen Neuzeit vom königlichen Anteil der Herzogtümer abgeteilten Sonderburger
Herzogslinien. Hinzu kommt Schloss Gravenstein, das 1725 aus Ahlefeldtschem
Besitz ins Eigentum des Hauses Augustenburg überging und nach wechselvoller
Geschichte seit 1936 als Sommerresidenz des dänischen Königshauses dient.

Ergänzt werden die lebhaft erzählten Schloss-Geschichten durch gewinnbrin-
gende Darstellungen der zugehörigen Gartenanlagen und Residenzstädte, womit
aktuelle Strömungen der internationalen Residenzen-Forschung aufgegriffen wer-
den. Als versierte Kenner der deutsch-dänischen Kulturgeschichte breiten die Au-
toren vor uns ein buntes Kaleidoskop höfischer Lebensart bis in unsere Zeit hinein
aus.

So basieren die Darstellungen auf ungedruckten wie bereits gedruckten Quellen,
vor allem aber auf der bisher zu den behandelten Schlössern erschienenen Litera-

tur. Darüber gibt ein ausführliches, kapitelweise gegliedertes Verzeichnis am Ende
des Buches Auskunft. Der Verzicht auf wissenschaftliche Einzelnachweise ist zwei-

fellos dem überaus gelungen umgesetzten populärwissenschaftlichen Ansatz die-
ses Buches geschuldet. Angesichts der mitunter etwas holprig ausgefallenen Über-
setzung inklusive grammatikalischer Fehler wäre der deutschen Ausgabe ein sorg-
fältigeres Lektorat zu wünschen gewesen. Ungeachtet dessen wird dieses Buch bei
Ausflügen in die ehemaligen Residenzen an der Flensburger Förde ein anregender
und zuverlässiger Begleiter sein.

Darüber hinaus profitiert natürlich die Erforschung unserer Landesgeschichte
generell von dem seit einigen Jahren verstärkt wahrgenommenen Austausch zwi-
schen dänischen und deutschen Historikern. Als besonders gelungenes Beispiel
kann die 2008 durch unsere Gesellschaft erfolgte Herausgabe des Buches „Die
Fürsten des Landes" betrachtet werden. Damals lieferten dänische Fachleute, da-

runter Inge Adriansen und Peter Dragsbo, wesentliche Beiträge. Mit der deutschen
Ausgabe ihres aktuellen Buches fügen diese beiden kenntnisreichen Autoren dem
wichtigen grenzübergreifenden Austausch zur Kulturgeschichte unseres Landes
ein neues Kapitel hinzu.

Silke Hunzinger

Anm. der Redaktion: Der Titel ist bereits in ZSHG 137 (2012) S. 339-341 ausführlich
besprochen worden und wird hauptsächlich als Hinweis auf die Übertragung ins
Deutsche neuerlich angezeigt.

Gerret Liebing Schlaber, Fra opland til bydele : Flensborgs bymark og de indlemme-
de landsbyer i foto og tekst ca. 1860-1930 = Vom Land zum Stadtteil: Flensburgs
Stadtfeld und die eingemeindeten Dörfer in Bild und Wort ca. 1860-1930. Flens-
burg 2009. 159 S. (Studieafdelingen ved Dansk Centralbibliotek for Sydslesvig;
60).

Zehn Jahre nach seinem ersten Text- und Bildband über Flensburg (Flensborg mel-
lem helstat og kejsertid / Flensburg zwischen Gesamtstaat und Gründerzeit. 1999),
in dem es um die Entwicklung der Flensburger Altstadt vor allem im 19. Jahrhun-
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dert geht, legt der Verf. nun einen zweiten Band vor, in dem es um die Entwick-
lung des schon seit dem Mittelalter zu Flensburg gehörenden großen Stadtfeldes
und um die Landgemeinden geht, die zwischen 1874 und 1974, also genau im Zeit-
raum eines Jahrhunderts, in Flensburg eingemeindet wurden. Bildlich untermauert
Schlaber seine Aussagen mit beinahe hundert historischen Fotos, die zwischen ca.
1860 und 1930 entstanden sind und die nicht nur aus der Bildersammlung der
Dansk Centralbibliotek for Sydslesvig, sondern nun auch aus den entsprechenden
Sammlungen vor allem des Stadtarchivs Flensburg und des Museumsbergs Flens-
burg stammen. Er ist bei seiner Suche nach Bildmaterial auf manche bisher nicht
bekannte Aufnahme gestoßen.

Genauso wie der erste ist auch der vorliegende Band kapitelweise zweisprachig
konzipiert; auf den dänischen folgt jeweils der deutsche Text. Dabei handelt es sich
nicht immer um wortwörtliche Übersetzungen, was aber für den Lesefluss nur för-
derlich ist. Während sich historische Bildbände über Flensburg bis jetzt vor allem
mit der interessanten Altstadt befassten, behandelt Schlaber bewusst die Entwick-

lung der um die Altstadt herum liegenden heute zu Flensburg gehörenden Gebiete.
Dieser Raum wird hier zum ersten Mal genauer untersucht, was dem Buch eine be-
sondere Bedeutung verleiht. Es ist eine wichtige Arbeitsunterlage für die vielen
Stadtteilinitiativen, die sich inzwischen in Flensburgs äußeren Stadtteilen zur Er-
forschung von deren Besonderheiten gebildet haben. Vor diesem Hintergrund ist
die Zweisprachigkeit des Buches besonders wichtig; denn nur so können manche
interessierte Leser, die der dänischen Sprache nicht mächtig sind, darauf zurück-
greifen.

Das Buch ist klar aufgebaut. Am Anfang stehen vier Kapitel, die übergreifende
Aspekte behandeln, dann folgen 15 Kapitel zu den einzelnen Wohnplätzen und de-
ren Besonderheiten, ln den ersten beiden Kapiteln behandelt Schlaber die Entwick-
lung der Bebauung und die Verwaltungsgeschichte des untersuchten Areals. Die
Grenzen des Flensburger Stadtfeldes, das bis 1796 nicht bebaut werden durfte, wa-
ren schon mit der Verleihung des Stadtrechts 1284 weitgehend festgelegt. Im Süden
und im Westen ist diese Grenze bis heute konstant geblieben. Innerhalb des Stadt-
gebiets gab es jedoch zwei Enklaven (Duburg und Fischerhof), die zum Amt Flens-
burg gehörten und erst 1875 zusammen mit den beiden direkt an Flensburger
Wohngebiete im Kirchspiel St. Johannis angrenzenden Katensiedlungen Norder-
und Süderhohlweg nach Flensburg eingemeindet wurden.

Bereits 1874 waren die beiden Siedlungsbereiche Norder- und Süder-St.-Jürgen,
die zum Flensburger Hospital und Kloster zum Heiligen Geist gehörten, einge-
meindet worden. Die Bewohner von Süder-St.-Jürgen gehörten in kirchlicher Hin-
sicht zum Flensburger Kirchspiel St. Johannis, während die von Norder-St.-Jürgen
genauso wie die der Hohlwegsiedlungen zum Kirchspiel Adelby gehörten. Das öst-
lich an das alte Flensburger Stadtgebiet angrenzende Kirchspiel Adelby im Amt
(dann Landkreis) Flensburg, in dem gewisse Siedlungsbereiche ursprünglich ad-
ministrativ unter dem schon genannten Hospital sowie unter den beiden Flensbur-
ger Kirchen St. Marien und St. Nikolai standen, wurde bis 1974 fast ganz in Flens-
burg eingemeindet. Erst dadurch bekam die Stadt Flensburg den inneren Winkel
der Flensburger Förde voll in ihre Hand. Das geschah in drei Schüben: 1.1874/75,
wie oben schon beschrieben, 2. 1900 und 1910 der heutige Nordosten Flensburgs
(die Landgemeinden Jürgensgaard, dann Fruerlund [mit Mürwik], Engelsby, Twedt
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und Twedterholz) und 3. 1970/74 der heutige Südosten Flensburgs (Adelbylund,
Adelby, Sünderup und Tarup). Nur an einer anderen Stelle wurde noch ein weite-
rer ehemaliger Siedlungsbereich des Landkreises Flensburg eingemeindet: Im Jahre
1909 kam im äußersten Nordwesten die Kolonie Klues aus der Gemeinde Niehuus

hinzu. Im dritten Kapitel geht es anschließend um die wirtschaftsgeschichtliche
Entwicklung des Stadtfeldes, das einst das landwirtschaftlich genutzte Gebiet der
Flensburger Bürger war (bis in die siebziger Jahre des 18. Jahrhunderts als Allmen-
de), und des ursprünglich zum Amt (dann Landkreis) Flensburg gehörenden
Kirchspiels Adelby mit seinen vielen Dörfern am östlichen Ufer der Flensburger
Förde und im vierten Kapitel um die besondere Sozialgeschichte des Kirchspiels
Adelby, dessen Bewohner schon vor den Eingemeindungen eng mit der Handels-
stadt Flensburg verbunden waren.

Die Behandlung der einzelnen Wohnplätze beginnt im äußersten Nordwesten in
der Kolonie Klues und endet nach einem langen Rundweg in insgesamt 15 Kapi-
teln mit der ehemaligen Landgemeinde Twedterholz im äußersten Nordosten an
der Flensburger Förde. Am Anfang jedes Abschnitts steht eine Karte, in die die
Grenzen des behandelten Raumes eingezeichnet sind. Eine Fülle von bisher kaum
beachtetem Material ist im Text zusammengetragen worden, mit dem sich der auf-
merksame Leser erst einmal vertraut machen muss. Bei einer solchen Materialfülle

lassen sich kleinere Ungenauigkeiten nicht immer vermeiden. So befand sich in
Neustadt 37 nicht Jensens, sondern Jordts Ziegelei (S. 59). Im ehemaligen Schloss-
garten auf Duburg errichtete Amtmann Haxthausen sein Lusthaus, das nicht Sitz
der Verwaltung des Amtes Flensburg wurde; ein neues Amthaus wurde erst 1788
oberhalb der heutigen Marienstraße außerhalb des Duburgbereichs erbaut (S. 67 f.).
Nicht leicht zu durchschauen sind die komplizierten Verhältnisse im Flensburger
Kirchspiel St. Johannis außerhalb des Stadttores an der heutigen Johannisstraße,
früheren Faulen Straße (Schlaber weist zu Recht daraufhin, dass es noch heute in
Kiel eine Faulstraße in ähnlicher Lage gibt). An dieser Straße waren städtische Teil-
bereiche Exklaven innerhalb des Siedlungsbereichs Süder-St-Jürgen, das zum oben
genannten Hospital gehörte, und zu Süder-St.-Jürgen zählten auch noch Gebiete an
der nördlichen Seite des Norderhohlwegs, der heutigen Glücksburger Straße. Auch
unabhängig von den letzten Hinweisen handelt es sich bei Schlabers Buch über die
Flensburger Stadtteile um eine wichtige Arbeit, die neue Erkenntnisse vermittelt
und die die Grundlage für weiter gehende Untersuchungen sein wird.

Gerhard Kraack

]anrt Markus Witt, Die Festung Friedrichsort: Ostseegeschichte an der Kieler Förde.
Kiel: Freunde der Festung Friedrichsort, 2012.164 S.

In seinem Vorwort stellt der Autor klar, „dass es nicht das Ziel sein sollte, eine fes-

tungsbaukundliche Abhandlung zu verfassen, sondern die Geschichte der Festung
Friedrichsort vor dem Hintergrund der schleswig-holsteinischen Landesgeschichte
zu schildern", und führt etwas weiter aus, „das vorliegende Buch fasst die bekann-
ten Fakten über die Festung Friedrichsort vor dem Hintergrund der allgemeinen
Landesgeschichte zusammen".
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Weitgehend wird in dem vorliegenden Band mit unterschiedlicher Intensität die
allgemeine schleswig-holsteinische Landesgeschichte ausgebreitet, in die dann die
bekannten Daten und Fakten zur Festung Christianspries/Friedrichsort einfließen.
Der Bau der Festung Friedrichsort in den Jahren 1663 - 1666, deren weiterhin ge-
fährdete Rudimente wir im Wesentlichen heute noch sehen können, wird somit

auch nur auf knapp drei Seiten ausgebreitet. Insofern wird die präzise Darstellung
zur Geschichte der Festung Christianspries/Friedrichsort in dem Band „Die Kieler
Stadtteile nördlich des Kanals" von Nicolaus Detlefsen (MKSt 65,1978) auch künf-
tig ihren Wert als Basis-Information ungeschmälert beibehalten.

Durchgängig werden in dem Band fortifikatorische Begriffe gebraucht, wobei
jedoch ein Glossar leider fehlt. Andererseits werden auf den S. 12 und 16 von den
drei Tafeln zu dem Schlagwort „Festungsbau" aus „Meyers Großes Konversations-
Lexikon" (6. Aufl., Bd. 6, 1906, nach S. 474), ohne Quellenangabe die Tafel I ganz
und die Tafel II teilweise übernommen, ohne dass eine unmittelbare Verbindung
des allgemein gehaltenen Lexikon-Beitrages mit der Festung Friedrichsort herge-
stellt wird. Für den Leser ist der Erkenntniswert der „Übernahme" dieser Abbil-

dungen nicht ersichtlich.
Eine Abfolge von drei Karten (ohne Quellenangabe) illustriert „die Entwicklung

der Festung Friedrichsort seit dem 18. Jahrhundert" (S. 96), ohne dass Jahresanga-
ben zu den vom Stadtplanungsamt der Landeshauptstadt Kiel gefertigten und zur
Verfügung gestellten Karten gemacht werden. Die erste Karte ist dabei bereits
schon zuvor in etwas größerem Maßstab eingesetzt worden (S. 64), wobei als Datie-
rung dort die Umschreibung „Zustand der Festung Friedrichsort nach der Fertig-
stellung" dient.

Die Karten S. 104 und 107 sind dem Beitrag „Die Festungsanlagen des Reichs-
kriegshafens Kiel in der Zeit von 1865 bis 1888" von Albert Nitzschke (MKSt 58,
1972, S. 267-304) entnommen, zu deren Verständnis die fundierten, thematisch je-
doch anders ausgerichteten Ausführungen des ehemaligen Marine-Offiziers nötig
wären.

Leider werden immer wieder Begriffe nebeneinander verwendet, ohne dass eine
sachliche Abgrenzung klar ist, z.B. „schleswig-holsteinische Landstände", „schles-
wig-holsteinische Stände" (S. 45/46), Holland - Niederlande (S. 47), England -
Großbritannien, Deutschland - Deutsches Reich. Außerdem stören verschiedene

Ungenauigkeiten oder Flüchtigkeiten; so wird der Schleswig-Holsteinische oder
Eiderkanal als „Schleswig-Holstein-Kanal" (S. 69) bezeichnet, Lornsens Schrift als
„Über das Verfassungswerk für Schleswigholstein" aufgeführt, obwohl das Bild
auf derselben Seite (S. 77) die Titelseite der Schrift mit dem richtigen Titel zeigt,
Kiels Einwohnerzahl im Jahre 1865 mit „rund 5000 Menschen" angegeben (S. 101),
obwohl die Einwohnerzahl am 3.12 1864 bereits 18.770 Personen (Beiträge zur his-
torischen Statistik Schleswig-Holsteins, Kiel 1967, S. 14) betrug.

Wertungen historischer Personen und ihrer Taten sind dem Wandel der Zeiten
unterworfen. Doch hat sich der Autor nach Meinung des Rezensenten im Ton et-
was vergriffen, wenn er zu Werner von Siemens in beinahe süffisanter Untertrei-
bung schreibt „Neben seinem Militärdienst betätigte sich Siemens auch mit eini-
gem Erfolg als Ingenieur und Unternehmer".

Der Satzspiegel ist in dem Band durchgängig nicht einwandfrei; bei der Forma-
tierung des Textes sind mehrfach Korrekturen unterblieben. So fehlt wiederholt bei
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einigen Zeilen der Wortzwischenraum (z.B. S. 22, 67, 73, 87, 133, 150), während er
an anderer Stelle recht weit bemessen ist.

In dem Nachwort des Herausgebers (S. 147 ff.) werden die Bemühungen des
2004 gegründeten Vereins „Freunde der Festung Friedrichsort e.V." herausgestellt,
das Kulturdenkmal Festung Friedrichsort stärker in das Bewusstsein der Bevölke-
rung zu tragen und an den Bestrebungen zur Erhaltung des Denkmalbereiches teil-
zuhaben. Er verspricht, „seine ehrenamtlichen Kapazitäten in den Dienst der Ent-
wicklung der Festung Friedrichsort" einzubringen und „Teile des Endkonzeptes
verantwortlich zu übernehmen" (S. 153).

Leider bleibt dazu dem Leser jedoch die Frage unbeantwortet, ob eine histori-
sche und aktuelle Dokumentation der Festung Friedrichsort besteht, ob eine die
notwendigen Sanierungsmaßnahmen übergreifende zukunftsträchtige Projektskiz-
ze (einschließlich Verkehrsplanung und Erschließung), ein auf Grundlagenunter-
suchungen basierendes Gutachten mit Maßnahmenkatalog sowie ein mit Grund-
stückseigentümern, Nutzem, kommunalen und Denkmalbehörden abgestimmtes
Nutzungs- und Pflegekonzept (mit Kosten- und Finanzierungsübersicht) über das
weitere Geschehen um die Festung o. Ä. vorliegen.

Insofern wurde die Möglichkeit vergeben, ein handwerklich einwandfreies, in
der Gestaltung ansprechendes und ausgewogenes Buch über eine der bedeutends-
ten Denkmalanlagen im norddeutschen Ostseeraum zu erstellen.

Gerd Stolz

Hilde Michael, Das Leben der Hamburger und Altonaer Juden unter dem Haken-
kreuz : anhand ausgewählter Briefe des Dr. Joseph Carlebach. Berlin, Münster:
LIT, 2009. IV, 179 S. (Veröffentlichungen des Hamburger Arbeitskreises für Re-
gionalgeschichte (HAR); 28.) - Zugl.: Magisterarbeit.

Joseph Carlebach wurde 1883 in Lübeck in eine der großen deutschen Rabbiner-
familien hinein geboren. Der vielseitig interessierte junge Mann studierte Mathe-
matik und Naturwissenschaften und war als Lehrer in Jerusalem und in Berlin tä-
tig. 1914 legte er sein Rabbinerdiplom ab. Wie viele deutsche Juden meldete er sich
freiwillig zum Militär und nahm als Offizier am Ersten Weltkrieg teil. Nach einer
kurzen Amtszeit als Rabbiner in Lübeck war er seit 1921 Leiter der Hamburger
Talmud-Tora-Realschule, seit 1925 dann Oberrabiner der Altonaer Gemeinde und

seit April 1936 Hamburger Oberrabbiner. Die Autorin wählte neun Briefe Carle-
bachs aus der Briefedition von 2007 aus, herausgegeben von der Tochter Mirjam
Gillis-Carlebach. Was kann man diesen Briefen, geschrieben an Kollegen, Freunde
und Familienangehörige zwischen 1933 und 1941, über jüdisches Leben im Natio-
nalsozialismus entnehmen - dies ist die Fragestellung der vorliegenden Arbeit.

Da Carlebach einerseits Rücksicht auf die Briefzensur zu nehmen hatte, anderer-

seits seine ausschließlich jüdischen Adressaten nicht über das informieren musste,
was sie am eigenen Leib tagtäglich erfuhren, enthalten die Briefe oft nur Andeu-
tungen über die antijüdischen Maßnahmen der NS-Regierung. Insofern ist der Titel
des Buches etwas irreführend. Die Autorin nimmt vielmehr die Briefe zum Anlass,

um auf der Grundlage der Forschungsliteratur und eines von ihr 2007 geführten In-
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terviews mit Mirjam Gillis-Carlebach den jeweiligen historischen überregionalen
und regionalen Kontext herzustellen und so das „Ungesagte" zu ergänzen. Auf
diese Weise ist eine kompakte Darstellung entstanden, die sich auf die entschei-
denden Geschehnisse konzentriert, so auf den Boykott-Tag von 1933, auf den all-
mählichen Ausschluss von Juden aus allen Bereichen des öffentlichen Lebens, die
Nürnberger Gesetze, das Jahr 1938 mit dem Pogrom, den Verhaftungen und der
Arisierung der letzten jüdischen Betriebe, auf die Einführung der Zwangsarbeit
und schließlich auf die Deportationen seit Herbst 1941.

Aufschlussreich und berührend sind die Briefe, in denen der unermüdliche Ver-

such Carlebachs aufscheint, auch unter den Bedingungen des NS-Regimes jüdi-
sches Leben, jüdische Grundwerte als existenzielle Gegenwelt für die Erniedrigten
und Verfolgten zu erhalten und zu vermitteln. „Jüdischer Alltag als humaner Wi-
derstand", so nannte Mirjam Gillis-Carlebach diese Haltung in einem Buch über ih-
ren Vater (Hamburg 1990). Erschütternd andererseits der Brief, in dem Carlebach
nach den Pogromtagen und -nächten vom November 1938 vorsichtig eine Aus-
wanderung nach Dublin eruierte, wo eine Rabbinerstelle vakant zu sein schien.
Hier wird der Mensch sichtbar, der zerrissen wurde zwischen der Sorge um seine
Frau und seine neun Kinder und der Treue zu seiner Gemeinde.

Fünf der Carlebach-Kinder konnten schließlich ins rettende Ausland fliehen. Jo-

seph Carlebach blieb bei seiner Gemeinde, mit der er am 6. Dezember 1941 in das
KZ Jungfernhof bei Riga deportiert wurde, zusammen mit seiner Frau Lotte und
den vier jüngeren Kindern. Im letzten Brief vom 3. Dezember 1941 an Verwandte in
Antwerpen heißt es: „Wir stehen im Begriff nach Osten zu fahren [...] Wir sind in
innerer Zuversicht und segnen die Stunde, da viele Mitreisende durch uns sich ge-
tröstet fühlen." Diesen Trost spendete Carlebach, wie Überlebende berichteten, sei-
nen Mithäftlingen auch gegen alle Widrigkeiten im Konzentrationslager. Am 26.
März 1942 wurden 1800 KZ-Insassen selektiert und im Hochwald bei Riga erschos-
sen. Unter den Opfern befanden sich Joseph und Lotte Carlebach und drei ihrer
Kinder. Nur der Sohn Salomon-Peter überlebte, weil er sich zufällig außerhalb des
Lagers aufhielt.

Die Arbeit wird ergänzt durch eine kurze Biographie Carlebachs, die Vorstel-
lung der Briefedition und einen Anhang, der unter anderem eine Chronik der von
Hamburg aus durchgeführten Deportationen enthält. Auf den Abdruck der einfüh-
renden Kapitel zu Juden in der Weimarer Republik und zur Machtergreifung der
Nationalsozialisten hätte man vielleicht verzichten sollen, können sie doch im

Rahmen einer Magisterarbeit dem Forschungsstand zum Dritten Reich und seiner
Vorgeschichte nicht gerecht werden.

Wer nach der Lektüre mehr über diese auch für das schleswig-holsteinische Ju-
dentum bedeutende Rabbinerpersönlichkeit wissen möchte, dem seien die ein-
schlägigen Veröffentlichungen Mirjam Gillis-Carlebachs empfohlen, aber auch das
eindringliche Porträt, das Andreas Brämer 2007 publizierte.

Frauke Dettmer



Besprechungen und Hinweise 347

Astrid Friederichs, Wir wollten Helgoland retten : auf den Spuren der Widerstands-
gruppe von 1945. 2. Aufl. Helgoland: Förderverein Museum Helgoland, 2010.
108 S.

Es ist ein gutes Zeichen, dass diese unscheinbar daherkommende Schrift bereits
nach wenigen Monaten in zweiter Auflage erschienen ist. Die in Hamburg lebende
Helgoländerin Astrid Friederichs dokumentiert darin die Geschichte der Wider-
standsgruppe, die sich am Ende des Zweiten Weltkriegs auf der damals völlig vom
Militär kontrollierten Felseninsel bildete. Die Männer um den Helgoländer Erich
Friedrichs und den aus Süddeutschland stammenden, seit 1935 auf Helgoland le-
benden Dachdeckermeister Georg Eduard Braun wollten die Insel im April 1945
kampflos an die Alliierten übergeben, um sie vor der - dann tatsächlich eingetrete-
nen - Zerstörung zu bewahren. Zwei Mitwisser verrieten das Vorhaben.

Ihren Bericht beginnt die Autorin mit ihren eigenen Erinnerungen an den ver-
heerenden Bombenangriff der Alliierten am 18./19. April 1945, der die Insel in
Schutt und Asche legte. Sie war damals gerade vier Jahre alt. Immer wieder hörte
sie später von den Männern, die der Insel und ihren Bewohnern die Zerstörung
hatten ersparen wollen. Niemand aber kannte die genauen Umstände. Dies gab
den Ansporn für ihre eigenen Recherchen. Chronologisch schildert sie den Gang
der Ereignisse 1944/45 und stellt am Schluss den Lebensweg der Hingerichteten
dar, illustriert mit Fotos und Dokumenten. Astrid Friederichs hat in ihrem Bestre-

ben, „mehr über die Männer herauszufinden, die für unsere Insel ihr Leben gelas-
sen haben", Veröffentlichungen ausgewertet, Anfragen an Archive gestellt und
Verbindung zu Angehörigen der Widerstandskämpfer geknüpft. Mehrere von
ihnen besuchte sie und stellte dabei fest, wie die traumatischen Ereignisse von 1945
sie noch immer belasteten. Dabei erhielt sie auch Einblicke in zum Teil erschüt-

ternde Dokumente aus den Familien der hingerichteten Männer.
Wohl Anfang 1945 bildete sich die Gruppe um Braun und Friedrichs. Sie nahm

Funkkontakt mit den Engländern auf. Die verantwortlichen Militärs wollte sie fest-
nehmen und dann die weiße Fahne der Kapitulation hissen. Das Vorhaben wurde
verraten. Der Oberfeldwebel Paul Münster, der den Treffen der Gruppe seit An-
fang April beiwohnte, rühmte sich noch in einem wohl 1959 verfassten Schrift-
stück, wie er die „Schuldigen" dem Inselkommandanten Alfred Roegglen ausliefer-
te. Etwa zwanzig Männer wurden am frühen Morgen des 18. April 1945 verhaftet,
14 von ihnen nach Cuxhaven transportiert. Das Gericht des Seekommandanten El-
be-Weser unter dem Vorsitz des Marineoberstabsrichters Dr. Hans Föger und mit
dem Geschwaderrichter Dr. Heinrich Bielenberg als Vertreter der Anklage verur-
teilte in einem Schnellverfahren fünf von ihnen zum Tode. Konteradmiral Rolf Jo-
hannesson bestätigte das Urteil. Am Abend des 21. April wurden am Schießplatz
Cuxhaven-Sahlenburg hingerichtet: Georg Braun, Karl Fnouka, Erich Friedrichs,
Kurt Arthur Pester und Martin Otto Wachtel. Bereits vorher am selben Tag waren
die beiden Soldaten Wilhelm Reinhard und Joachim Edel erschossen worden, die
aber nach Friederichs' Recherchen wohl nicht in Verbindung mit der Widerstands-
gruppe standen. Der Grund für deren Hinrichtung ist unbekannt. Die Akten des
See-Gerichts Elbe-Weser wurden Anfang Mai 1945 auf Anordnung des Richters
Föger verbrannt, darunter vermutlich auch Abschiedsbriefe, die Verurteilte an ihre
Familie geschrieben hatten, die aber nicht weitergeleitet wurden.
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Die Familien der Hingerichteten erfuhren auf unterschiedliche Weise vom Tod
ihrer Angehörigen. Nur die Frau von Erich Friedrichs wurde einige Tage nach der
Vollstreckung vom Geschwaderrichter Bielenberg informiert; sein Brief schloss mit
der Anweisung: „Todesanzeigen oder Nachrufe in Zeitungen, Zeitschriften und
dgl. sind verboten." Die 16-jährige Tochter Georg Brauns traf am 23. April 1945 ei-
ne Friseurin auf der Straße, die ihr sagte: „Dein Vater ist erschossen worden, und
das war auch richtig." Rosa Pester wurde im Juli 1945 von ehemaligen Kameraden
ihres Mannes von seinem Tod unterrichtet. Auguste Fnouka erfuhr erst im August
1946 von einem Freund ihres Mannes, was sich ereignet hatte. Der bei der Hinrich-
tung anwesende Pastor Hartung sandte erst im März 1947 einen Brief an Hedwig
Wachtel, in dem er ihr vom Tod ihres Mannes berichtete. Der Vater des Matrosen

Joachim Edel suchte wohl sechs Jahre lang nach seinem Sohn, bevor er in der Ad-
ventszeit 1951 von seinem Tod erfuhr. Die Angehörigen der Ermordeten mussten
zum Teil mehrere Jahre kämpfen, ehe ihnen wenigstens eine bescheidene Rente
oder „eine kleine Sonderzahlung für Verfolgte" zuerkannt wurde. Von Belang wä-
re es in diesem Zusammenhang zu erfahren, wie sich der weitere Berufsweg der
am Todesurteil beteiligten Juristen gestaltete.

Astrid Friederichs hat wesentliche Tatsachen und Details über die Vorgänge auf
Helgoland am Ende des Zweiten Weltkriegs zusammengetragen. Man hätte sich
nur eine dem Thema angemessene, „gewichtigere" Gestaltung des Buches sowie
etwas genauere Angaben im Quellenverzeichnis gewünscht. Hoffentlich regt die
außerordentlich verdienstvolle Arbeit zu weiteren Forschungen an. Zum Anden-
ken an die Hingerichteten wurden im April 2010, also 65 Jalrre nach der Hinrich-
tung, „Stolpersteine" gelegt. Im Lebenslauf über Kurt Pester teilt die Autorin mit,
dass in seiner Heimat, dem Altenburger Land der ehemaligen DDR, mehrere Ge-
bäude und Plätze nach ihm benannt wurden. Beinahe skurril mutet es an, dass
nach der „Wende" von 1990 die meisten dieser Namensschilder entfernt wurden.

Thomas Steensen

Erinnerungen an Kiel in dänischer Zeit 1773/1864. Hrsg, von Christa Geckeier.
Husum, Husum Druck- und Verlagsges., 2012. 254 S. (Sonderveröffentlichungen
der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte; 70).

Erinnerungen an Kiel zur Kaiserzeit 1871/1918. Hrsg, von Christa Geckeier. Husum,
Husum Druck- und Verlagsges., 2011. 255 S. (Sonderveröffentlichungen der Ge-
sellschaft für Kieler Stadtgeschichte; 65).

Mit den beiden vorliegenden Bänden beendet die Kieler Historikerin Christa Ge-
ckeier eine vierbändige Reihe mit Erinnerungen an die Stadt Kiel, die 2003 mit den
„Erinnerungen der Kieler Kriegsgeneration 1930/1960" (s. ZSHG 130, 2005, S. 358-
360) begonnen und 2007 mit den „Erinnerungen an Kiel zwischen den Weltkriegen
1918/1939" fortgesetzt wurde. Im Stil der beiden vorherigen Bände hat die Her-
ausgeberin wieder ein breites Spektrum an kürzeren historischen Beihägen aus
verschiedensten sozialen, politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Perspekti-
ven zusammengestellt, die sowohl einen Eindruck vom Alltagsleben als auch von
besonderen Ereignissen in der Stadtgeschichte geben. Die „Erinnerungen an Kiel in
dänischer Zeit" stellen die kleine, beschauliche Universitäts- und Handelsstadt vor;



Besprechungen und Hinweise 349

der Band „Erinnerungen an Kiel zur Kaiserzeit" zeigt den rasanten Wandel zur
preußischen Großstadt mit all seinen Konsequenzen für die Kieler Bevölkerung.
Für beide Bände gilt, dass sich die Beiträge der verschiedenen Autoren einzeln und
unabhängig voneinander lesen und verstehen lassen und dass sie in größeren
Themenblöcken angeordnet sind, die jeweils durch eine kurze historische Einfüh-
rung der Herausgeberin eingeleitet werden. Auf eine Kommentierung der einzel-
nen Beiträge wird verzichtet. Ein Quellenverzeichnis und die Kurzbiographien der
einzelnen Autoren runden beide Bände ab.

Die „Erinnerungen an Kiel in dänischer Zeit 1773/1864" umfassen 48 historische
Beiträge, die in sieben thematische Blöcke eingeteilt sind. Vorgestellt werden (Rei-
sejEindrücke von Kiel und seiner reizvollen Umgebung, das Alltagsleben, das viel-
fältige Vereinsleben im Vormärz sowie die herausgehobene Stellung der Universi-
tät als geistiges Zentrum in der Stadt und in den Herzogtümern. Weitere Abschnit-
te widmen sich der Armen- und Krankenfürsorge, der Bedeutung Kiels während
der schleswig-holsteinischen Erhebung 1848/51 und der Zeit unter österreichischer
und preußischer Verwaltung nach der Herauslösung der Herzogtümer aus dem
dänischen Gesamtstaat 1864. Die einzelnen Artikel zeigen ein weites Spektrum, das
von den Eindrücken fremder Besucher von Kiel, seiner Seebadekultur, dem ge-
schäftigen Treiben in den engen Gassen der Altstadt, dem ersten Kunstmuseum im
Schloss 1842, dem Kieler Umschlag, der Gesellschaft „Harmonie" bis zum Kieler
Männer-Turnverein von 1844 und dem Schleswig-Holstein-Lauenburgischen
Kunstverein reicht, wobei deutlich wird, dass vor allem die Vereine in den 1830er

und 1840er Jahren eine klare politische Stellung zugunsten eines deutschen
Schleswig-Holsteins bezogen. Zum Thema Alltagsleben berichtet z.B. Sophia Le-
mitz, wie sie als einfaches Dienstmädchen den Launen und der Willkür ihrer adli-

gen Herrschaften auf Gut Knoop oder in Kiel ausgesetzt war.
Die Beiträge zur Universität betonen vor allem ihre überschaubare Größe, die

geringe Zahl der Studenten (die in den Jahren nach dem Ende der Herrschaft Na-
poleons selten über 150 oder 200 hinausging) und deren mitunter schlichtes Gemüt,
das von den Autoren allerdings recht unterschiedlich beschrieben wird. Ebenso
werden für die Landesgeschichte bedeutende Professoren wie F. C. Dahlmann oder
Georg Beseler näher vorgestellt, die dem dänischen König als Herzog schon früh
kritisch gegenüberstanden und deren große Stunde während der Erhebung und
der deutschen Revolution von 1848/49 schlug.

Das Kapitel zur Erhebung behandelt sowohl wichtige politische Ereignisse wie
die Ausrufung der Provisorischen Regierung vor dem Rathaus auf dem Alten
Markt am 24. März 1848 als auch bedeutende militärische Erfindungen wie z.B.
Werner von Siemens' Minensperre zum Schutz des Kieler Hafens oder Wilhelm
Bauers Entwicklung des „Brandtauchers", des ersten deutschen Unterseebootes.
Erstaunlicherweise findet sich kein Beitrag zu der Zeit zwischen dem Ende der Er-
hebung 1851, mit der Rückkehr der dänischen Herrschaft, und dem Einmarsch der
Truppen des Deutschen Bundes Ende 1863. Diese Zeit war keineswegs ereignislos,
wenn man z.B. an die Ausweisung bzw. Auswanderung bedeutender Politiker und
Professoren nach 1851 denkt, und es hätten sich durchaus Anknüpfungspunkte an
die Erhebung gegeben.

Der Band endet mit Beiträgen zum Einzug Herzog Friedrichs VIII. von Au-
gustenburg in Kiel Ende Dezember 1863 sowie Zeitungsberichten zu den Festlich-
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keiten zur Einverleibung der Herzogtümer in Preußen am 24. Januar 1867 im Kieler
Schloss und dem demonstrativen Protest einiger Kieler Stadtverordneter gegen die
preußische Annektierung. Der strenge Verweis des neuen preußischen Oberpräsi-
denten Scheel-Plessen gegen diese Stadtverordneten zeigt, dass in der augusten-
burgischen Hochburg Kiel die Preußen weniger als Befreier von Dänemark und
mehr als Unterdrücker eines imabhängigen Staates Schleswig-Holstein empfunden
wurden. So schließt sich der Kreis von einer Zeit, als sich die Kieler noch dem däni-

schen Gesamtstaat zugehörig fühlten, über die Erhebung bis hin zur Vereinnah-
mung durch Preußen. Der Band deckt so fast ein Jahrhundert Kieler Geschichte
durch sehr abwechslungsreiche und informative historische Beiträge aus ver-
schiedensten Perspektiven ab.

Im Gegensatz zu den vorherigen Bänden weist dieser Band vergleichsweise we-
nig textbezogene Ereignisbilder auf. Die zahlreichen Holzschnitte von Straßenan-
sichten von Georg Zimmermann geben zwar einen guten Eindruck vom beschauli-
chen Aussehen der Kleinstadt Kiel, verleihen dem Band aber zugleich ein etwas
eintönig wirkendes Aussehen. Erfreulicherweise ergänzen einige zeitgenössische
Stadtpläne sowie Zeichnungen und Photographien der behandelten Personen den
Text. Dennoch hätten ein paar Ereignisbilder zur Erhebung 1848 oder zum Einzug
Herzog Friedrichs VIII. 1863 die durchaus abwechslungsreichen Beiträge des Ban-
des unterstreichen und etwas auflockern können.

Die „Erinnerungen an Kiel zur Kaiserzeit 1871-1918" enthalten insgesamt 53 Bei-
träge, die in zehn thematischen Kapiteln zusammengestellt sind. Sie reichen von
Erinnerungen von Privatpersonen, zeitgenössischen Zeitungsausschnitten über öf-
fentliche Aufrufe bis zu Berichten und Dokumenten der Kieler Stadtverwaltung.
Der Band beginnt mit der Ordre des preußischen Königs Wilhelm I. vom 24. März
1865, die Marinestation von Danzig nach Kiel zu verlegen, die den Startschuss für
den Aufstieg Kiels zum späteren Reichskriegshafen und zur Großstadt gab. In den
einzelnen Themenblöcken werden zunächst die Ausbreitung der Marine, die zum
Teil sehr beengten Wohn- und Lebensverhältnisse in der Stadt und der Kampf der
Arbeiter und Gewerkschafter für politische Mitsprache und soziale Gerechtigkeit
aus den Erinnerungen der Betroffenen und ihrer Kinder vorgestellt.

Die Beiträge von Hans Söhnker oder Friedrich Bauer machen eindrucksvoll deut-
lich, was es für die Familien bedeutete, wenn der Vater als Sozialdemokrat oder

Gewerkschafter aufgrund seiner politischen Gesinnung kurzerhand entlassen
wurde und kinderreichen Familien damit über Nacht die Existenzgrundlage entzo-
gen wurde. Selbst der Sport war im Kaiserreich nicht unpolitisch, sondern streng
nach sozialer Herkunft getrennt, wie die Artikel von August Weber zum Arbeiter-
sport in der Freien Turnerschaft und Dietrich Koreuber über die Anfänge der fei-
nen Tennisgesellschaft Düsternbrook zeigen.

Es folgen Aufzeichnungen zum Universitätsleben, dem kulturellen Leben, dem
Bau und der Einweihung des Nord-Ostsee-Kanals (damals Kaiser-Wilhelm-Kanal),
zur Kieler Woche und zum Ersten Weltkrieg und der Novemberrevolution 1918,
womit der Band endet. Besonders die Beiträge über die Zeit des Weltkriegs zeigen,
dass es neben der sichtbaren Kriegsbegeisterung im August 1914 auch sehr kriti-
sche Stimmen unter den Arbeitern und SPD-Mitgliedern gab. Die Erinnerungen
von Gertrud Völcker und vor allem von Vicki Baum schildern in sehr drastischen
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Worten, wie sehr die einfache Kieler Bevölkerung spätestens seit dem „Steck-
rübenwinter" 1916/17 unter der Seeblockade Deutschlands und der sich stetig ver-
schlechternden Versorgungslage litt und sich vorwiegend von gedörrten Rüben,
Kartoffeln und Miesmuscheln ernähren musste.

Neben den bereits bekannten Beiträgen von Geert Seelig, Albert Mähl oder Emst
Prinz enthält dieser Band auch viele Erinnerungen bisher kaum bekannter Autoren,
die in ihrer Zusammenstellung ein sehr anschauliches und facettenreiches Bild vom
Leben im Kaiserreich nachzeichnen. Die einzelnen Beiträge werden durch zahlrei-
che textbezogene Photographien, Zeichnungen und Stadtkarten ergänzt, die einen
guten Eindruck von den geschilderten Ereignissen, dem Kieler Straßenbild oder
den Wohn- und Lebensverhältnissen vermitteln. Der Abwechslungsreichtum der
verwendeten Quellen ist eine große Stärke dieses Bandes. Leider schränkt die mit-
unter erhebliche zeitliche Differenz von mehreren Jahrzehnten zwischen den ge-
schilderten Ereignissen und deren Niederschrift den Quellenwert mancher Beiträge
ein wenig ein, denn sie sind nicht frei von späteren Deutungsmustern. Ein Verzicht
auf diese Beiträge und Erinnerungen hätte dem Buch jedoch viel von seiner inhalt-
lichen Vielfalt genommen.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass beide Bände aufgrund ihrer leichten
Lesbarkeit nicht nur ein guter Einstieg für den geschichtsinteressierten Laien in die
jeweilige Periode der Kieler Stadtgeschichte sind, sondern darüber hinaus auch
dem interessierten Fachmann bisher weniger bekannte, aber nicht weniger interes-
sante Aufzeichnungen und Dokumente vorstellen. Bleibt zu hoffen, dass ein weite-
rer Band der „Erinnerungen an Kiel" aufgelegt wird, der die Entwicklung der Stadt
und das Leben ihrer Bewohner von 1960 bis in die Gegenwart dokumentiert.

Martin Rackwitz

Martin Rackwitz, Märzrevolution in Kiel 1848 : Erhebung gegen Dänemark und
Aufbruch zur Demokratie. Heide: Boyens, 2011. 247 S. (Sonderveröffentlichun-
gen der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte; 68).

Der Titel dieses Buches ist für den Inhalt deckend - und das ist gut, weil eine
durchgehende Fragestellung fehlt. Erstens handelt es sich um die Märzrevolution
1848 in der Stadt Kiel und zwar speziell aus Kieler Sicht. Zweitens stehen die bei-
den im Untertitel erwähnten Teilaspekte ganz im Vordergrund. Das heißt auch,
dass andere Aspekte, wie zum Beispiel die sozialen und nationalen Gegensätze,
nicht oder nur am Rande behandelt werden.

Das Buch verspricht damit nicht mehr, als es erfüllt. Die ersehnte, moderne Ge-
samtdarstellung der schleswig-holsteinischen Erhebung 1848 (oder 1848-1851) ist es
also nicht. Mit seinem Buch hat Martin Rackwitz dennoch einen wichtigen Beitrag
dazu geleistet, und das besonders aus zwei Gründen.

Zum Ersten stand die Stadt Kiel bekanntlich ganz im Zentrum der Märzrevolu-
tion in den Herzogtümern 1848. Hier wurde die Provisorische Regierung gebildet
und proklamiert, hier tagte die Schleswig-Holsteinische Landesversammlung -
und hier befand sich die Universität mit ihren Professoren, die für die politische
Entwicklung der Herzogtümer so viel Bedeutung hatten.
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Zum Zweiten hat der Verfasser nicht nur die bisherige, zum Teil veraltete For-
schung und die oft spät publizierten Erinnerungen der Beteiligten herangezogen,
sondern auch zeitgenössische Quellen wie die Sitzungsprotokolle der schleswig-
holsteinischen Stände- und Landesversammlung und der deutschen Nationalver-
sammlung sowie die Berichterstattungen der damaligen Zeitungen benutzt. Unge-
druckte Archivalien vor allem aus dem Stadtarchiv Kiel bilden auch einen Teil der

Quellengrundlage für die Darstellung. Sicher wäre es möglich gewesen, noch wei-
tere Ergebnisse aus den Archiven hervorzuholen. Zum Beispiel könnten die vielen
Petitionen, die aus der Stadt Kiel an die Stände-, Landes- und Nationalversamm-

lung mit vielen Unterschriften geschickt wurden und in deren Archiven noch er-
halten sind, nähere Auskünfte geben, nicht nur über die Wünsche und Forderun-
gen der Kieler, sondern auch über die Resonanz derselben in den verschiedenen
Schichten der Stadtbevölkerung.

Der erste Teil des Buches gibt eine Übersichtsdarstellung von Kiel und Schles-
wig-Holstein zwischen Deutschland und Dänemark. Besonders das Kapitel „Die
politische Stimmung in Kiel bis 1848" ist hervorzuheben. Leider kennt der Verfas-
ser nicht das Buch von Steen Bo Frandsen „Holsten i Helstaten" aus dem Jahre 2008

und die dort benutzte regionalhistorische Fragestellung, die die Darstellung mit
neuen Perspektiven hätte ergänzen können. Die augenscheinlich fehlenden Dä-
nischkenntnisse des Verfassers sind auch in anderen Zusammenhängen problema-
tisch.

Kern des Buches bildet das größte Kapitel „Die Reformen der Provisorischen
Regierung und die Demokratisierung Schleswig-Holsteins". Hier kommen die um-
fassenden Quellenstudien des Verfassers der Darstellung besonders zugute. Die
Bedeutung Kiels - und der Kieler Professoren - für die Demokratisierung Schles-
wig-Holsteins und Deutschlands wird überzeugend gezeigt. Nicht weniger ver-
dienstvoll ist die Untersuchung über die Demokratisierung der Stadt Kiel selbst.

Anschließend folgt das Kapitel „Das Erbe der Schleswig-Holsteinischen Erhe-
bung" mit einer interessanten Darstellung der Kieler Erinnerungskultur zur 1848.
Nützlich sind eine Reihe von Kurzbiografien der wichtigsten Politiker und eine
Chronologie der Ereignisse 1848-51 in Schleswig-Holstein und Deutschland.

Abschließend sollen einige kleinere Bemerkungen gemacht werden:
S. 38: Christian Flor hat Kiel nicht verlassen, um eine akademische Anstellung

im Königreich zu bekommen, sondern um Leiter der neuen Volkshochschule in
Rödding in Nordschleswig zu werden.

S. 39 schreibt der Verf.: „1848 bedurfte es für die Agitatoren auf beiden Seiten
nur noch eines politischen Funkens, um die aufgestauten nationalen Gefühle in der
Bevölkerung zur Explosion zu bringen". Nach Meinung des Rez. wird hier die Be-
deutung der nationalen Gegensätze für die breite Masse der Bevölkerung übertrie-
ben.

S. 42: Eine kirchspielweise Abstimmung in Nordschleswig für Dänemark oder
Deutschland wurde von den schleswigschen und holsteinischen Ständedeputierten
am 18. März 1848 nicht gefordert. Eine solche Forderung wird in der Literatur nicht
erwähnt. Der Verf. weist auf das Kieler Correspondenz-Blatt von 21. März 1848 hin.
Wenn es sich um eine in Rendsburg von Olshausen gestellte Forderung handeln
sollte, wäre es aber interessant!
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S. 57 {.: Die Schilderung von den Vorgängen in Rendsburg am 24. März 1848
stimmt zwar mit den Erinnerungen des Prinzen von Noer, aber nicht mit den zeit-
genössischen Berichten der führenden Offiziere in der Festung überein. Nicht Ge-
neral von Lützow, sondern der Oberst von Seyffarth war Kommandant der Fes-
tung.

S. 118: Weder Rathgen, Liliencron oder Moltke haben den „Offenen Brief" von
1846 unterschrieben.

S. 168: Die dänische Verfassung vom November 1863 galt allein für das König-
reich und Schleswig und verstieß dadurch auch nicht gegen den Londoner Vertrag
von 1852, der im Übrigen nicht die Einheit der Herzogtümer festschrieb, sondern
sie verletzte die Zusagen Dänemarks an Österreich und Preußen vom Dezember
1851, allen vier Teilen der Monarchie eine gemeinsame Verfassung zu geben.

Diese Bemerkungen dürfen aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass die
schleswig-holsteinische Landesgeschichte - und besonders die Kieler Stadtge-
schichte - mit dem Buch von Martin Rackwitz eine wertvolle Bereicherung erfah-
ren hat. Auch die Ausstattung des Buches verdient gelobt zu werden.

Hans Schultz Hansen

Jürgen Jensen, Kieler Bilderschatz : Wirklichkeit und Wahrnehmung der Stadt auf
alten Photographien. Heide: Boyens, 2012. 526 S. (Sonderveröffentlichungen der
Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte; 69).

Mit seinem „Kieler Bilderschatz" legt Jürgen Jensen abermals eine vorzügliche
Sammlung von Bildquellen für die historische Forschung vor. Vorangegangen sind
seine Bildbände „Kieler Kanalbrücken" (2010), „Kieler Stadtporträt 1870/1920. Der
Einzug der Moderne im Spiegel der Bildpostkarte" (2002), „Kiel in alter Schönheit.
Historische Aufnahmen von Ferdinand Urbahns" (2002), „Alt-Kiel und die Kieler
Altstadt" (1998), „Kriegsschauplatz Kiel. Luftbilder der Stadtzerstörung 1944/45"
(1989), „Kiel im Wirtschaftswunder" (1987), „Kieler Zeitgeschichte im Pressefoto.
Die 40er/50er Jahre auf Bildern von Friedrich Magnussen" (1985). Zudem wirkte
Jensen bereits als Herausgeber des Historischen Stadtbildatlasses, verschiedener
Bildbände und Ausstellungskataloge. Er hat als ehemaliger Stadtarchivar und Lei-
ter des Kieler Stadtmuseums sowie durch eigene und betreute Arbeiten zur Stadt-
geschichte früh die Bedeutung von Bildern als historische Quelle erkannt und sich
konsequent bemüht, den Bildbestand von Archiv und Stadtmuseum zu mehren,
durch Ausstellungen zu vermitteln und der Forschung zugänglich zu machen.

Der vorliegende Band ist mit 2,6 kg wohl der schwergewichtigste seiner Bild-
bände. Die 696 verzeichneten Aufnahmen stammen überwiegend aus der Alten
Photographischen Sammlung der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte. Hinzu
kommen einige Photographien aus dem Stadtarchiv und der Schleswig-
Holsteinischen Landesbibliothek.

Unter dem Titel „Stadtbild und Stadtentwicklung" skizziert Jensen zunächst die
Hauptlinien im Wandel Kiels von der idyllischen Kleinstadt zur modernen Groß-
stadt. Dieses Großstadtwerden vollzog sich in weniger als fünfzig Jahren zwischen
der Eingliederung Kiels in den preußischen Staat und dem Ersten Weltkrieg. Im
folgenden Bildteil wird dieser komplette Wandel des Stadtbildes entsprechend der
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zeitlichen Abfolge in 510 Abbildungstafeln nachvollzogen. Vorgestellt werden zu-
nächst die Altstadtinsel und die Vorstadt, in der 1860 bereits die Hälfte der Bevöl-

kerung Kiels lebte. Aus Panoramabildern und Ansichten der Altstadt mit Blick
über die Förde oder den Kleinen Kiel gewinnt man zunächst einen Gesamteindruck
der Stadt zur Jahrhundertmitte. Im Detail werden dann Speicherviertel, Markt mit
Nikolaikirche und Heiligengeistkirche sowie die alte Bebauung der umliegenden
Straßen am Marktgeviert und Schloss vorgestellt, später auch die Wohngebiete in
der Vorstadt.

Ein neues Gesicht erhielt die Stadt dann durch die Universitätsneubauten und

Ausdehnung der Altstadt an den Kleinen Kiel, die in die Erschließung des Dam-
perhofviertels einmündete. Martensplan (1869) und Schweitzerplan (1883) markier-
ten die weiteren Stationen der Stadterweiterung. Die Vorstadt wurde mit der
Brunswik verbunden, die Stadterweiterung vor allem nach Norden bis zur Beseler-
allee vorangetrieben. Diese massiven Änderungen im Stadtbild werden durch
markante Neubauten verdeutlicht: Villen am Kleinen Kiel, Maschinenfabrik
Schweffel & Howaldt, Gelehrtenschule, St.-Nikolaus-Kirche und Marineschule. So-

dann werden altes Erscheinungsbild und Wachstum der Vorstadt beschrieben:
Wohnungen am Kleinen Kuhberg, Bahnhof, St. Jürgen mit Friedhof, Kapelle und
Stadtkloster, zuletzt die Außenbezirke an der Hamburger und Lübecker Chaussee.
Als markante Änderungen in preußischer Zeit erscheinen neue Krankenhäuser,
Schulen, Thaulow-Museum, Oberpostdirektion sowie neue Straßenzüge im Bereich
Sophienblatt und Hummelwiese. Zahlreiche Ansichten vermitteln dann ein Bild
vom alten Kieler Handelshafen und von Werften am Westufer. Beim Wachstum
der Stadt nach Norden entstehen Villen in Düsternbrook, die Akademischen Heil-

anstalten, der Kasernenkomplex an der Karlsstraße, die Marineakademie (heute
Landeshaus), die Seeburg, eine neue Seebadeanstalt in Düsternbrook, das Krupp-
sche Logierhaus, die Stemenwarte und 1896 das Gelände der Provinzial-
Ausstellung, ein Wasserturm auf dem Ravensberg und ein Gaswerk in der Wik.
Ausflüge an den idyllischen Eiderkanal kontrastieren mit dem Bau und Betrieb des
Nordostseekanals, die Festung Friedrichsort mit dem wuchtigen Neubau der Mari-
ne-Artillerie-Kaserne und der Kriegsflotte auf der Förde.

Auch das Ausgreifen der Stadt ans Ostufer und der folgende Wandel der Dörfer
Gaarden und Ellerbek im Zuge der Industrialisierung werden dokumentiert. Die
Errichtung und der Betrieb der Germania-Werft und Königlichen (später Kaiserli-
chen) Werft wird ebenso ausführlich dargestellt wie der Wandel des Fischerdorfes
Ellerbek. Aus Wellingdorf und Neumühlen erscheinen zahlreihe Bilder der Ho-
waldtwerke und Kornmühlen. Vorgestellt werden zuletzt auch Heikendorf und
das Fischerdorf Möltenort sowie der Hafen von Laboe.

Die 510 Ansichten vermitteln eine klare Vorstellung vom alten Stadtbild und
schnellen Wandel Kiels zur Großstadt, der durch die Errichtung höherer Woh-
nungskomplexe in der Vorstadt, großer öffentlicher Bauten wie Schulen, Universi-
tät, Krankenhäuser, Post und Bahnhof sowie durch Straßen- und Hafenausbau,

Werftgründungen und Kasernenkomplexe markiert wird. Auch die Industrialisie-
rung der ehemals dörflichen Regionen am Ostufer ist anschaulich dokumentiert.
Die weitere Stadtentwicklung nach dem Stübbenplan (1901) und die Errichtung der
Monumentalbauten von Opernhaus (1907) und Rathaus (1911) sind nicht mehr Ge-
genstand der Photosammlung.
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In zwei kleineren Abteilungen hat Jensen noch Fotos von Personen (S. 331-443)
und Schiffsporträts (S. 425-453) zusammengestellt. Sachkundige Einführungen zur
„Bildnisphotographie" (S. 331-336) und „Zur Kieler Gesellschaft" (S. 337-340) sind
den Bildern vorangestellt. Einzelporträts und Gruppenbilder sind so angeordnet,
dass „innerhalb der chronologischen Abfolge einzelne Gruppen gebildet werden,
die möglichst ein gesellschaftliches Gesamtporträt des alten Kiel widerspiegeln
und zeigen, wie sich das Leben verändert hat. Überkommene Lebensformen einer
scheinbar heilen Welt, wie sie sich in den Anfangsjahren der Photographie noch
darstellten, wichen zusehends mit Aufbruch in eine neue Zeit, in der Marine und

Industrie den Ton angaben." (S. 333 f.) An erster Stelle stehen private Einzelport-
räts und Familienaufnahmen. Dann folgen Gruppenaufnahmen von Schiffsbesat-
zungen, Schulklassen, Vereinen und Firmenbelegschaften, Studenten, Kollegien
und Festveranstaltungen. Auch Szenen aus dem Berufsalltag in kleinen Hand-
werksbetrieben, Büros und bei Küstenfischern sind vertreten, die wegen langer Be-
lichtungszeiten bisweilen fast ebenso starr und gestellt wirken wie inszenierte Fa-
milienporträts. Der Bereich der Großbetriebe in Werften und Marine ist ebenfalls
erfasst: Der hohe Standard der Kieler Industrie sollte nach außen demonstriert

werden. 43 Schiffspoträts beschließen die Bildersammlung. Auch diese Sparte der
maritimen Photographie stellt Jensen in Wort und Bild vor.

Die Auswertung und Nutzung der fast 700 Bilder wird durch einen umfangrei-
chen Hilfsapparat erleichtert. Ein „Photokatalog" (S. 457-493) liefert zunächst eine
nützliche Übersicht über die Bilder des Bandes, offenbar aber kein Gesamtinventar

der „Alten Photographischen Sammlung der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschich-
te". Hier lässt sich aber Abfolge und Summe der ausgewählten Bilder übersichtlich
nachverfolgen. Die Nennung von Titel und Photograph wird mit Größenangaben
der Photos und Inventarnummer ergänzt. Eine „Kieler Photographen-Liste von
1848-1918" (S. 494-500) stellt nicht nur äußerst nützliche biographische Daten zu
über 100 Photographen zusammen, sondern führt auch die wechselnden Standorte
ihrer Studios auf. Zusätzlich folgt etwas entlegen am Ende des Bandes ein separa-
tes Register aller Photographen (auch solcher, die nicht in Kiel ansässig waren) mit
Angabe der Aufnahmen, die von ihnen im „Kieler Bilderschatz" aufgenommen
sind.

Zur weiteren Einordnung der Photographien und Information über die wich-
tigsten Stationen der Stadtentwicklung wird abschließend noch die Chronik der
Stadtentwicklung und Bautätigkeit 1867-1914, die Hedwig Sievert vor nunmehr
über 60 Jahren vorgelegt hat, neuerlich publiziert (S. 501-512). In der Tat greift man
mit größerem Nutzen zum Bildband, wenn man die Einführungen des Autors und
Sieverts Beitrag gelesen hat. Das Werk ist eben mehr als eine Bildersammlung. Lei-
der verzichtet der Autor auf inhaltliche Erläuterungen zu den Bildern, weil sie viel-
fach schon andernorts Verwendung gefunden haben. Vermutlich wären kurze Be-
gleittexte trotzdem eine willkommene Hilfe, insbesondere für Benutzer, die noch
nicht in der Lokalgeschichte verwurzelt sind.

Literaturverzeichnis und ein Register zum Tafelteil beschließen den Band. Jen-
sens Werk ist im wahrsten Sinne des Wortes ein Bilderschatz. Die hier vielfach

erstmals veröffentlichten Bilder stellen eine große Bereicherung der bekannten
Bildquellen dar. Profitieren kann man aber darüber hinaus von den profunden
Kenntnissen, die der Autor zur Geschichte der Photographie in Kiel gesammelt hat
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und nun geschlossen darbietet. Das Bild der Stadtentwicklung Kiels in preußischer
Zeit bis zum Ersten Weltkrieg wird fachkundig und anschaulich dargelegt. Wenn
man überhaupt etwas kritisieren will, so hätte sich der Rezensent allenfalls eine
andere Schrifttype im Bildteil und in den Registern gewünscht. Das großzügige Sei-
tenlayout hätte durchaus eine andere Satzspiegelgestaltung mit größerer Schrift er-
laubt.

Das einleitend formulierte Ziel, die Bilder für Wissenschaft und Forschung leich-
ter zugänglich zu machen, ist erfüllt. Der Quellenwert der Photographie wird
durch diese Publikation unterstrichen. Jensen stellt damit unter Beweis, dass Bilder
mehr sind als bloße Illustration. Geschichte wird in diesen Bildern für den Benutzer

sichtbar. Verbesserungsfähig erscheint allein die Zugänglichkeit. Die Nutzung der
Bilder in diesem opulenten Band hat natürlich seinen ästhetischen Reiz, mag aber
in Form einer Bilddatenbank, in der diese und andere Bestände freizugänglich an-
geboten werden, mindestens ebenso nützlich sein. Der Autor hat mit dem „Kieler
Bilderschatz" einen wertvollen Beitrag zur Lokal- und Photographiegeschichte ge-
leistet.

Jens Ahlers

Wolfgang D. Kuessner, Kiel vor 100 Jahren : Leben in einer Großstadt auf zeitgenös-
sischen Ansichtskarten; 1900 bis 1930. Red.: Doris Tillmann. Husum: Husum

Druck- und Verlagsges., 2013. 320 S.

Jens Ahlers /Wolfgang Kuessner, Kiel vor 100 Jahren: Ansichten einer Großstadt. Kiel:
Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek, 2010 (verb. Nachdruck 2013). 352 S.

In Kiel gab es 2010 und 2013 zwei Ausstellungen, die sich mit unterschiedenem
Ansatz darum bemühten, das Erscheinungsbild Kiels vor 100 Jahren nachzuzeich-
nen. Gemeinsam war beiden Ausstellungen, dass sie sich dabei ausschließlich auf
Bildpostkarten stützten. Der Sammler Wolfgang Kuessner stellte 2010 der Landes-
bibliothek und 2013 dem Stadtmuseum Kiel seine privaten Bestände zur Verfü-
gung. Während die Konzeption von Ausstellung und Katalog 2010 federführend in
der Bibliothek entstand, konnte Wolfgang Kuessner 2013 seine persönlichen Vor-
stellungen umfassender umsetzen. Er hat die Bildauswahl vorgenommen und die
Katalogtexte erstellt; „bis auf wenige redaktionelle Änderungen hat das Museum
auf eine weiterführende Bearbeitung und Interpretation verzichtet" (S. 5). Nur die-
se jüngere Publikation von 2013 ist Gegenstand dieser Besprechung.

Während der Katalog von 2010 die Stadtentwicklung vor dem Ersten Weltkrieg
durch Stadtpläne und Ansichten von Häusern, Straßen und Luftaufnahmen doku-
mentiert, stellt der Folgeband die Einwohner Kiels in den Vordergrund. Der Bild-
band zeigt Menschen an ihrem Arbeitsplatz, in ihrer Freizeit und ihrem Zuhause.
Im Kapitel „Geschäfte, Betriebe, Handel, Universität" (S. 47-142) finden sich viele
der typischen Außenaufnahmen von Geschäften nebst ihren Mitarbeitern, die sich
vor dem Geschäft aufgestellt haben. Diese Form von gestellten Auftragsfotografien
war sehr verbreitet. Es finden sich aber auch einige Beispiele seltener Innenauf-
nahmen, die den alltäglichen Geschäfts- und Bürobetrieb widerspiegeln, und Bilder
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von Lieferwagen. Hinzu treten einige Ansichten von Ladenzeilen und Geschäfts-
vierteln.

Zu den insgesamt 170 Aufnahmen dieses Anschnittes gehören Ansichten vom
Wochenmarkt (6) und aus dem Fischereigewerbe (11) sowie einige Bilder von Wa-
renhäusern, Kaufmanns- und Kolonialwarenläden, vor allem aber Beispiele von
kleinen Einzelhandelsgeschäften und Betrieben: Zigarrenhandlungen, Bäckereien,
Schneidereien, Fleischereien, Schlachthöfe, Farbenhandlungen, Schuhmachereien,
Papierwarenhandlungen, Textil- und Lederwarengeschäfte, Fischhandlungen,
Kunsthandlungen und Bekleidungsgeschäfte. Aus dem Dienstleistungsbereich sind
Hotels, Cafes, Gaststätten, Frisöre, Apotheken, Bierkutscher und Buchbindereien
vertreten. Unter den 26 Hafen- und Werftbildern finden sich zahlreiche Aufnah-

men vom Arbeitsalltag der Arbeiter. Unverhofft tauchen hier auch Zeugnisse der
Eisengießerei Vollert & Merkel und der elektrotechnischen Fabrik Neufeldt &
Kuhnke auf. Selten sind wohl auch die Aufnahmen verschiedener Ausbildungsbe-
triebe. Kuessner präsentiert die Malschule C. Karde, die Handelsschule von Karl
Schwarzer und die Kieler Kochschule „Heuer-Adler's Ruh". Seltene Einblicke in

die Arbeitswelt bieten am Ende auch einige Postkarten von Gärtnereien (2), Elekt-
rizitätswerken (3), Feuerwehr (4), Reichsbank (2) und Post (2). Einige Bilder zum
Universitätsleben (5) beschließen das Kapitel.

Im Kapitel zum „Nord-Ostsee-Kanal" (S. 143-148), der schon durch andere Pub-
likationen gut dokumentiert ist, finden sich nur neun Aufnahmen. Auch die „Ma-
rine" (S. 149-158) ist mit vergleichsweise wenig Bildern vertreten. Wenn man be-
denkt, dass zur Jahrhundertwende mehr als 10 % der Bevölkerung der Marine an-
gehörten und ein Großteil der Bevölkerung für die Marine in den Kasernen und
Hafenanlagen tätig war, hätte diesem Bereich allerdings ein größerer Raum einge-
räumt werden können. Kuessner steuert in seinem Katalog nur einige seltene Auf-
nahmen aus dem Marinealltag bei. Nach diesen zwei eher kurzen Exkursen doku-
mentiert der Katalog wieder ausführlich den Bereich „Freizeit" (S. 159-198). Der Be-
trachter gewinnt Eindrücke von Ausflugsfahrten an den Kanal und von Cafe-,
Gaststätten- und Restaurantbesuchen. Dokumentiert sind weiterhin Spaziergänge
am Kleinen Kiel, im Hohenzollernpark (heute Schrevenpark) oder auf dem
Strandweg (heute Hindenburgufer), Veranstaltungen im Schlossgarten und Land-
schaftstheater Düsternbrook, Winterfreuden auf der Eisbahn im Schützenpark und
Jahrmarktsbesuche. Als weitere Ausflugsziele erscheinen das Düvelsbeker Gehege
mit der Gaststätte „Forstbaumschule", die Ihlkate in Russee, der Werftpark in
Gaarden, Schwanensee in Ellerbek sowie der beliebte Gasthof „Stadt Kiel" und die
von dort ausgehende Schwentinetalfahrt.

Dem Freizeitvergnügen „Badeleben" (S. 199-218) ist ein eigenes Kapitel mit 38
anschaulichen Postkarten gewidmet. Vom Westufer sind die Badestellen Düstern-
brooker Gehölz, Bellevue, Holtenau, Falckenstein und Schilksee vertreten, vom

Ostufer Mönkeberg, Möltenort, Laboe, Stein und Schönberger Strand. Weitere Bil-
der zum Badeleben finden sich im Kapitel „Vereine" (S. 219-258). Unter Vereinsle-
ben beschreibt Kuessner überwiegend Sportclubs. Schon die kleine Auswahl von
72 Postkarten lässt erahnen, welch große Rolle der Freizeitsport seit der Jahrhun-
dertwende in der Gesellschaft gespielt hat. Arbeiterbewegung und Sportvereins-
wesen waren eng verknüpft. Der Katalog zeigt Beispiele aus den Sparten Turnen,
Schwimmen, Handball, Fußball, Rudern, Kegeln, Boxen, Fahrradsport, Tennis,
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Golf, Schießen, Boßeln, Ringen und Singen. Daneben finden sich auch einige Zeug-
nisse des Vereinslebens von Stenographen und Faschingsfreunden.

Äußerst gering ist die Auswahl von Bildern über „Verkehrsmittel" (S. 259-276).
Auch hier gilt: Anderorts ist bereits vieles veröffentlicht. Trotzdem kann Kuessner
noch mit einigen wenig bekannten Aufnahmen zu den Bereichen Eisenbahn (6),
Bus (4), Fördedampfer (8), Straßenbahn (8) und Flugzeug (3) aufwarten. Zeppeline
tauchen in der Rubrik „Ereignisse" (S. 277-298) und „Veranstaltungen" (S. 299-314)
auf. Die Trennung zwischen den letztgenannten Gruppen erschließt sich dem Leser
schwer. Kuessner selbst unterscheidet im Register nicht zwischen Ereignissen und
Veranstaltungen, sondern führt die Veranstaltungen Kieler Woche, Eilbotenlauf
und Flugtage unter Ereignissen auf.

In der Rubrik „Ereignisse" werden nur wenige besonders spektakuläre Ereignis-
se vorgestellt, die die Fotografen auf den Plan gerufen haben. Kuessner stellt die
Fertigstellung des neuen Balmhofs 1899, das Hochwasser zu Silvester 1904, den
Margarethentag, einige Schiffsunglücke und Landungen von Luftschiffen beson-
ders heraus. Daneben werden Bilder der Seeflugstation Holtenau, der November-
revolution, der Kieler Wollwoche 1915, einer DRK-Kleidersammlung von 1924 und
der Inflation, der Fertigstellung des Flettner-Rotor-Schiffes „Buckau" 1924, des
Hindenburgbesuchs 1927, der Grundsteinlegung des Marineehrenmals Laboe 1927
und des strengen Winters 1928/29 gezeigt. Unter „Veranstaltungen" (S. 299-314)
erscheinen dann Postkarten zu den Kieler Flugwochen 1911 und 1912, von der Kie-
ler Woche und vom Eilbotenlauf Levensau-Kiel.

Ein Register, das sich erfreulicherweise eng an den Vorgängerband von 2010 an-
lehnt, erleichtert den Zugang zum Inhalt und die gezielte Nachsuche unter Straßen,
Stadtteilen, Öffentlichen Bauwerken, Geschäften und Betrieben, sowie unter Cafes,

Gaststätten, Hotels, Vereinen und Sportstätten, Verkehr und Ereignissen. Die
Rubrik „Marine" findet sich im Register nicht wieder. Dafür gibt Kuessner ein-
gangs kurze Einführungen in Fragestellungen, die für jeden Sammler von funda-
mentaler Bedeutung sind. Dargelegt wird die „Geschichte der Postkarten" (S. 9-18),
die „Herstellung von farbigen Postkarten" (S. 19-22) und die „Bearbeitung von Fo-
tografien" (S. 26) für die Postkartenproduktion. Anschließend erläutert Kuessner
als besondere Gattungsformen „Fotographische Ansichtskarten" (S. 27-35). Als
spezielle Form der Bildbearbeitung erscheint an dieser Stelle auch die Fotomontage
(S. 35). Am Ende der Einführungen steht eine Beschreibung von „Grußkarten" so-
wie von Scherz- und Künstlerkarten (S. 37-46).

Der Postkartenkatalog überschneidet sich im Bildmaterial nur wenig mit dem
Vorgängerband „Kiel vor 100 Jahren". Weniger als dreißig Postkarten wurden
wieder verwendet. Der Band von 2013 kann also ergänzend herangezogen werden,
zumal er sich konzeptionell unterscheidet und weniger ein Bild der Stadtentwick-
lung als eine Momentaufnahme, ein Spiegelbild der Kieler Gesellschaft, liefert.
Sieht man von der schwachen Repräsentation der Marine ab, so hat Kuessner das
Leben in der Großstadt Kiel zur Jahrhundertwende in vielen Facetten anschaulich

nachgezeichnet. Ein stringenter historischer Faden fehlt, ist aber offenbar auch
nicht das Ziel der Beschreibung. Der Wert des Kataloges liegt eher in der Gewäh-
rung möglichst vieler seltener Einblicke in den Alltag. Tatsächlich sind Bilder, nicht
nur Postkarten, von Personen im Alltagsleben, in der Ausübung ihres Berufes und
in der Gestaltung ihrer Freizeit äußerst selten. Insofern ist der Wert dieser Samm-
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lung ungemein hoch. Kuessner und der Vorbesitzer Heinrich Frehse haben in über
fünfzig Jahren einen in Umfang und Zusammensetzung einzigartigen Fundus loka-
ler Bildpostkarten zusammengetragen.

Solche privaten Postkartensammlungen wie diese, die über 10.000 Motive ent-
hält, sind von ungeheurem Wert für die Lokalgeschichte. Leider sind viele Samm-
lungen der Forschung nicht frei zugänglich. Die Sammler investieren oft viel Geld
in ihre Hobbies, so dass nur wenige dieser vorzüglichen Bestände in öffentliche
Hand übergehen, wo sie der Forschung leichter zugänglich sind. Die Landesbiblio-
thek konnte zunächst nur umfangreiche Sammlungen über Bahnhöfe und Postäm-
ter in Schleswig-Holstein erwerben. Hinzu kamen Sammlungen über Dithmar-
schen und Kiel. Etwa vierzig kleinere Privatalben warten auf eine Erschließung.
Die Nachfrage nach Bildquellen nimmt indes rasant zu. Zurzeit eröffnet die Bildda-
tenbank digiCULT den einzigen zentralen Zugang zu musealen Beständen. Wie-
derfinden lassen sich dort allerdings erst wenige Postkarten. Deshalb bleibt zu hof-
fen, dass auch andere Sammler wie Herr Kuessner ihre Bestände engagiert mehren,
ordnen, digitalisieren und in Teilen zugänglich machen. Der vorliegende Katalog
ergänzt vorzüglich die Bildpostkartenbände „Kieler Stadtporträt 1870/1920" von
Jürgen Jensen und „Kiel vor 100 Jahren. Ansichten einer Großstadt" (2010). Die Ge-
staltung des Bandes, der auch äußerlich sehr an den Vorgängerband erinnert, ist
gut gelungen.

Jens Ahlers

Sascha Möbius, Das Gedächtnis der Reichsstadt : Unruhen und Kriege in der lübe-
ckischen Chronistik und Erinnerungskultur des späten Mittelalters und der frü-
hen Neuzeit. Göttingen: V&R Unipress, 2011. 390 S. (Formen der Erinnerung;
47). - Zugl.: Göttingen, Univ., Diss., 2006.

>concordia domi - foris pax< („Eintracht im Innern - Frieden nach außen"). Man
sollte meinen, dass dieses Motto, das nachweislich seit der Frühen Neuzeit am
Lübecker Holstentor zu lesen ist, das Selbstverständnis Lübecks seit seinen Anfän-

gen geprägt hat. Wer genauer hinschaut, nach dem „kulturellen Gedächtnis" und
dem Wandel „kollektiver Identitäten" fragt und dabei die in Chroniken und ande-
ren Überlieferungen fassbare spätmittelalterliche und frühneuzeitliche Erinne-
rungskultur der Hansemetropole in den Blick nimmt, gelangt diesbezüglich zu ei-
ner differenzierteren Einschätzung. Dies hat der Verf. der vorliegenden Veröffentli-
chung getan und dem die Untersuchung der reichen Lübecker Stadtchronistik des
14.-17. Jahrhunderts zugrunde gelegt. Konkret reicht der Betrachtungszeitraum
von der vom Rat der Stadt in Auftrag gegebenen Chronik des Stadtschreibers Jo-
hann Rode (1346) bis zum Abschluss der Chronik des Kaufmanns Hinrich Rehbein
(1629). In diesen Werken, die zunächst durch Ratsschreiber und Kleriker, später
durch Humanisten und schreibende Kaufleute abgefasst wurden, geht es Sascha
Möbius schwerpunktmäßig um die Darstellung und Ausdeutung zweier zentraler
Ereignisse der mittelalterlichen Stadtgeschichte, die ihm gleichsam als „Leitfossi-
lien" dienen: Zum einen handelt es sich um den Lübecker Anteil an der Schlacht

von Bomhöved (22. Juli 1227), in der die Stadt - Seite an Seite mit einigen um den
Schauenburger Grafen Adolf IV. gescharten norddeutschen Fürsten gegen König
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Waldemar II. von Dänemark - mit dem Schwert in der Hand ihre kurz zuvor er-

worbene Reichsfreiheit verteidigte. Dass der für die Lübecker siegreiche Ausgang
der Schlacht erst durch das tatkräftige Eingreifen der Tagesheiligen Maria Magda-
lena gesichert wurde, blieb entgegen anderslautenden Ausdeutungen protestanti-
scher Schreiber bis weit in die Neuzeit hinein Teil der kollektiven hansestädtischen

Erinnerung. Zum anderen geht es um die inneren Unruhen der Jahre 1376-1385, die
als „Knochenhaueraufstand" ins kollektive Erinnern der Hansestadt eingegangen
sind.

Bei seiner Auseinandersetzung mit diesen beiden Ereignissen im Spiegel der
Chronistik blickt der Verf. über die Epochengrenze zwischen Mittelalter und Frü-
her Neuzeit weit hinaus, beschäftigt sich etwa ausführlich mit der vom Geist des
Humanismus geprägten Wandalia des Albert Kranz (1519), mit der protestanti-
schen Neudeutung der mittelalterlichen Geschichte, in der die Tendenz fassbar
wird, den Einfluss der Heiligen, etwa der Maria Magdalena in der Schlacht von
Bornhöved, zurücktreten zu lassen, schließlich mit der Überformung des städti-
schen Selbstverständnisses in den Chroniken des 17. Jahrhunderts vor dem Hinter-

grund sich grundlegend ändernder Rahmenbedingungen und jeweils aktualisierter
Schreibanlässe (Rückgang der Außengeltung Lübecks und aktuelle innere Unru-
hen). Was wir hier für die Frühe Neuzeit fassen, ist mithin keine stete „Verwissen-
schaftlichung", sondern vollzieht sich in Wellenbewegungen vor dem jeweiligen
Hintergrund des konkreten Entstehungszusammenhanges. Die entsprechenden
Überformungen lassen sich vor dem Hintergrund aktueller Forschungen zu Erin-
nerung und Identität als integrierende Elemente und Angebote zur Identitätsstif-
tung deuten.

Nun lässt sich die vom Verf. provozierend gestellte Frage, wie kollektiv denn
das „kollektive Gedächtnis" gewesen sei, zwar nur schwer beantworten, doch bie-
tet etwa die Überlieferung in der Chronik des Hinrich Rehbein (1600-1629) durch-
aus Informationen über andere Erinnerungsmedien und deren Wirkung auf die
städtische Bevölkerung.

Neben den schriftlichen Formen der Identitätsstiftung und Identitätssicherung
werden für die vorliegende Untersuchung auch die auf die mittelalterlichen Ereig-
nisse zurückverweisenden Riten und Gebräuche bzw. Baulichkeiten und Instituti-

onen (etwa die seit Mitte des 14. und bis zu Beginn des 19. Jahrhunderts nachweis-
baren Gottesdienste und die Armenspeisungen am Jahrestag von Bornhöved, die
Deutungen der von Knochenhauern erbrachten Leistungen als Sühne für 1384 oder
das Patrozinium des Burgklosters) sowie die Wiedergabe entsprechender Motive in
der bildenden Kunst betrachtet (z. B. die Mitte des 14. Jahrhunderts entstandene
Ausmahlung der Hörkammer des Lübecker Rathauses und entsprechende Illustra-
tionen in einigen der untersuchten Chroniken).

In der Summe lässt sich dabei zwar die eingangs angesprochene Forderung nach
der inneren Eintracht (concordia) als durch die Jahrhunderte konstantes Motiv des
städtischen Selbstverständnisses festhalten, doch tritt neben den Gedanken des äu-

ßeren Friedens (pax) bei der Beschäftigung mit der Schlacht von Bornhöved das
Motiv der sich erfolgreich und mit himmlischer Unterstützung gegen äußere Be-
drohungen zur Wehr setzenden Stadtgemeinde unter ihrem als charismatisch-
ritterlicher Anführer dargestellten Bürgermeister Alexander von Saltzwedel.
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Die Untersuchung von Sascha Möbius besticht nicht nur durch die beeindru-
ckende Menge ausgewerteten Quellenmaterials und die Weite des betrachteten
Zeitraumes, sondern auch durch die gelungene Präsentation der herausgearbeite-
ten Ergebnisse. Diese werden jeweils im Anschluss an einzelne Kapitel zusammen-
gestellt. Darüber hinaus gibt es am Ende eine übergeordnete Zusammenfassung
der Ergebnisse, die sich an die großen Linien der Untersuchung anlehnt. Überdies
versäumt es der Verf. nicht, in einer Art Ausblick Perspektiven für die weitere Be-
schäftigung mit dem beileibe noch nicht abschließend erforschten Gegenstand auf-
zuzeigen. Neben dem angesprochenen Vergleich der Lübecker Situation mit der in
anderen Städten wäre hier ergänzend zu überlegen, ob man für ein vertieftes Ver-
ständnis der jeweiligen Darstellungen in den Chroniken nicht auch noch einmal
nach literarischen Vorbildern fragen sollte: Solche dürften sich sowohl für die Be-
schreibung der Schlacht von Bornhöved und die himmlische Hilfe, die den Siegern
dabei zuteil wurde, als auch für den Erzschurken Heinrich Paternostermaker, der
die Stadt - darin dem Catilina bei Sallust nicht unähnlich - von innen und außen,

mit Feuer und Schwert zugrunde richten und im entstehenden Chaos die Macht an
sich reißen wollte, finden lassen.

Dass die Bildunterschriften zu den als Farbtafeln beigegebenen Abbildungen
aus der Chronik des Hinrich Rehbein (unpaginiert S. 157 ff.) den Betrachter ein
wenig verwirrt zurücklassen, liegt daran, dass sich hier die beigegebenen Zitate
nicht im Text der faksimilierten Seiten finden, sondern dass sie sich auf die von Ja-
cob von Melle in seiner bis 1743 geführten Chronik überlieferten Bildunterschriften
des spätmittelalterlichen Bilderzyklus in der Hörkammer des Rathauses beziehen
(S. 153ff.), von denen sich der Illustrator der Rehbeinschen Chronik inspirieren ließ.

Ein umfangreicher Anhang versammelt weitere Untersuchungsergebnisse, die
sich einer harmonischen Einordnung in die Darstellung entzogen. Hier findet man
einen Überblick über die Sammlung Lübeckischer Chroniken vom 17. bis 19. Jahr-
hundert, gesonderte Ausführungen über die Entstehung des „Berichtes" über die
Knochenhauer-Verschwörung von 1384 und zu den Beziehungen zwischen diesem
„Bericht" und der Chronica Novella, ferner spezielle Reflexionen über den Charak-
ter der Niederschlagung der Knochenhauer-Verschwörung im Spannungsfeld zwi-
schen ihrer Ausdeutung als Verteidigung der städtischen Freiheit und schnödem
Justizmord. Ferner umfasst der Anhang Ausführungen über die Entstehung der
Chronik Hinrich Rehbeins und die verschollene Chronik Hans Regkmanns von
1629 sowie einen allgemeinen Überblick über die Filiation Lübeckischer Chroniken.
Ein ausführliches Quellen- und Literaturverzeichnis, in dem auch die in Folge des
Zweiten Weltkriegs verschollenen Handschriften verzeichnet sind, und ein Regis-
ter der Personen, Orte und Sachen beschließen die lesenswerte Veröffentlichung.

Detlev Kraack

Helmut Trede, Schlossinsel Rantzau : ein geschichtlicher Rückblick. Bokel: Trede,
2011. 74 S.

Seit vielen Jahren liefert der in Bokel bei Elmshorn ansässige Heimatkundler Hel-
mut Trede wichtige Beiträge zur Regionalforschung im südwestlichen Holstein.
Der gelernte Landwirt gehört längst zu den Stammautoren des Pinneberger Jahr-
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buches. Darüber hinaus hat er mittlerweile etliche Bücher mit seinen sorgsam re-
cherchierten Forschungsergebnissen gefüllt. Den Auftakt bildete 1989 seine ambiti-
onierte Buchveröffentlichung „Die Hörner Dörfer", bis heute das allgemein aner-
kannte Standardwerk zur Geschichte des Amtes Hörnerkirchen.

Dass Helmut Trede seine Buchpublikationen stets im Selbstverlag herausgibt,
zeugt von seinem außergewöhnlich starken heimatkundlichen Enthusiasmus. Die
Beschäftigung mit der historischen Entwicklung seiner Region ist für ihn kein
Selbstzweck, sondern er teilt seine in Archiven gewonnenen Erkenntnisse mit einer
breiten Leserschaft. Dieser Autor hat der interessierten Öffentlichkeit etwas mitzu-

teilen, und er tut dies erfreulicherweise stets überaus gut lesbar und qualitätvoll
bebildert. Dass er seine Aussagen außerdem mit einem professionellen Anmer-
kungsapparat hinterlegt, spricht für die Ernsthaftigkeit seiner heimatkundlichen
Arbeit.

So ist auch seine aktuelle Publikation über die in Barmstedt gelegene Rantzauer
Schlossinsel eine auf historische Schrift- und Bildquellen gestützte Darstellung die-
ses heute so beliebten Ausflugszieles. Helmut Trede vollzieht die topographische
und bauliche Entwicklung dieses früheren Verwaltungszentrums der Grafschaft
Rantzau in Wort und Bild anschaulich nach. Ausgehend von der ältesten Karte der
Grafschaft Rantzau, die Johann Lohse im Jahre 1811 angefertigt hat, gelingt dem
Autor ein fundierter Überblick über die kartographische Erfassung seiner Region.
Lebendig berichtet er außerdem über den Rantzauer Gefängniswärter und gewährt
seiner Leserschaft damit durchaus beeindruckende Einblicke in die lokale Lebens-

wirklichkeit längst vergangener Zeiten.
Mit seinem Büchlein über die Schlossinsel Rantzau fügt Helmut Trede dem

kleinteiligen Mosaik heimatkundlicher Forschung in unserem Lande ein weiteres
wichtiges Sternchen hinzu. Mögen diesem Beitrag noch viele weitere folgen!

Silke Hunzinger

Anke Rannegger: Im Dienste des dänischen Königs : die Husaren der 6. Escadron in
Wedel 1778-1816. Wedel: Arbeitsgemeinschaft Wedeier Stadtgeschichte, 2012. 86
S. (Beiträge zur Wedeier Stadtgeschichte; 9).

Militärgeschichte steht selten im Blickpunkt regionaler oder lokaler Forschungs-
vorhaben. Mit dem vorliegenden Band der Beiträge zur Wedeier Stadtgeschichte
jedoch zeigt sich, wie ergiebig selbst randständig erscheinende Themen aus der mi-
litärischen Vergangenheit sein können. Anke Rannegger hat dazu Recherchen auch
im Kopenhagener Reichsarchiv nicht gescheut - ein letztlich unentbehrlicher Weg
für die Untersuchung der Frage, welche Spuren die Einquartierung der 6. Eskadron
des dänischen Husarenregiments in Wedel hinterließ. Die Autorin verfährt hier
mustergültig, indem sie durch überblicksartige Kurzkapitel zunächst einmal die
Rahmenbedingungen der militärischen Präsenz in Wedel beschreibt. Die politische
Situation im Herzogtum Holstein sowie die Verwaltung und Bevölkerungsstruktur
des Kirchspiels Wedel und des Amtes Hatzburg werden skizziert. Es folgen Exkur-
se zu militärischen Themen, die insbesondere die Struktur, aber auch das Alltags-
leben der Husareneinheit in den Blick nehmen - eine Truppe, die allen Heeresre-
formen zum Trotz bis heute ein fester Bestandteil der dänischen Armee geblieben
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ist. Die Darstellung dieser selbst für gestandene Historiker nicht immer einfach
nachzuzeichnenden Welt des Militärs gelingt sehr gut. Gelegentlich hätten einige
Anmerkungen mehr nicht geschadet, denn wer weiß schon, was unter einem „Hal-
ben-Mond Bläser" (S. 26) zu verstehen ist?

Das allerdings wäre auch andernorts nachzulesen; Anke Ranneggers Arbeit be-
sticht in anderer Weise. Sie nähert sich dem wenig griffigen Thema personenge-
schichtlich. In Einzelkapiteln stellt sie dem Leser höchst aufschlussreiche Kurzbio-
graphien der Eskadronschefs, der Offiziere, Unteroffiziere und besonderer Funkti-
onsträger sowie - und das ist bemerkenswert - einzelner einfacher Husaren der
Eskadron vor. Diese Daten - die letztlich sogar ein Gesamtbild der Eskadron ent-
stehen lassen - sind mehr als nur ein dankbares Kompendium für Genealogen,
wenngleich auch das seine gute Berechtigung hat. Die für den Historiker auf-
schlussreichen Aspekte verbergen sich in Biographien wie der des Husaren Jo-
nathan Israel Brandon, eines sephardischen Juden aus Altona-Ottensen, der aller-
dings erst nach seiner Taufe zum Militärdienst zugelassen werden konnte. Über-
haupt entwirft die biographische Untersuchung ein aufschlussreiches Bild von der
Zusammensetzung einer gesamtstaatlich-dänischen Militäreinheit am Übergang
vom 18. zum 19. Jahrhundert. Norweger, „Inseldänen", Holsteiner und „auswärti-
ge" Rekruten fanden hier zusammen - und hinterließen in den Kirchenbüchern, die
Rannegger ausgewertet hat, auch genetische Spuren. Zahlreiche eheliche - und
noch häufiger uneheliche - Kinder gingen aus Beziehungen der Husaren zur We-
deler Zivilbevölkerung hervor. Spätestens hier wird auch dem militärgeschichtli-
chen Dingen eher abgewandten Leser klar, dass das Militär - allzumal in der frü-
hen Neuzeit - ein so fester Bestandteil des sozialen Lebens war, dass seine Aus-

klammerung aus historischen Betrachtungen nicht zu rechtfertigen ist. Anke Ran-
negger und mit ihr die Arbeitsgemeinschaft Wedeier Stadtgeschichte haben mit
dem neuesten Band der Beiträge zur Wedeier Stadtgeschichte eindrucksvoll unter
Beweis gestellt, dass auch - oder gerade? - die historischen Arbeitsgemeinschaften
in kleinen Gemeinden durch Engagement, Fleiß und Offenheit für häufig als absei-
tig angesehene Themen wichtige Beiträge zur Forschung leisten.

Jan Schlürmann
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2012 erschienene schleswig-holsteinische Ortsgeschichten

mit Nachträgen

Bergedorf
850 Jahre Bergedorf. Eine Stadtgeschichte. Texterstellung: Christian Römmer. Ham-

burg: Kultur- & Geschichtskontor, 2012. 208 S.

Bockholm

Johannes Petersen: Die Gemeinde Bockholm 1868-1938. Husum: Husum Druck- und
Verlagsges., 2012.151 S.

Bornstein

Karin Büchler: Bornstein. Häuser, Menschen, Geschichten. Bornstein: K. Büchler,
2011. n, 180 s.

Brunsbüttel

Ute Hansen: 725 Jahre Brunsbüttel 1286-2011. Hrsg.: Verein für Brunsbütteier Ge-
schichte. Itzehoe: Böttger-Druck, 2011.115 S. (Kleine Brunsbütteier Spuren; Son-
derheft 2011).

Christiansholm

RalfTiessen: Dorfchronik Christiansholm, Meggerholm. Christiansholm: Gemeinde,
2012.432 S.

Gelting
Historische Bilder des Kirchspiels Gelting. Bearb. vom Arbeitskreis Bildband Gel-

ting. Gelting: Gemeinde, 2011. 368 S.

Groß Rönnau

Dieter Marsen: Groß Rönnau. Beiträge zur Geschichte des Dorfes im Travewinkel.
Groß Rönnau: Gemeinde Groß Rönnau, 2012. 283 S.

Herzhorn

Wilhelm Ehlers: Herzhorn. Die Geschichte des Kirchspiels und der Herrschaft Herz-
horn. Ein Beitrag zur politischen und wirtschaftlichen Geschichte der holsteini-
schen Elbmarschen. Bearb. und erw. von Hans W.M. Körber. Glückstadt: Augus-
tin, 2011. XX, 544 S.

Malkwitz
Malkwitz. Geschichte eines Dorfes. Red.: Elsabe Herholz u. Anke Sturm. Bad Malente:

Schriewer, 2012. 248 S.

Marne

Hans-Herrmann Paulsen: Marne. Ein Streifzug durch die Vergangenheit. Hamburg:
Paulsen, 2011. Bd. 1: Geschichte und Ansichten. 264 S. Bd. 2: Die Postgeschichte.
232 S.
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Meggerholm
RalfTiessen: Dorfchronik Christiansholm, Meggerholm. Christiansholm: Gemeinde,

2012. 432 S.

Neumünster

Stadtgeschichte Neumünster. Hrsg.: Marianne Dwars. Neumünster: Wachholtz,
2012.119 S. [Aufsatzsammlung]

Pinneberg
Johannes Seifert: Vom Schloss zur Stadt. Pinneberg 1640-1875. Husum: Druck- und

Verlagsges., 2011. 320 S. (Schriften der VHS-Geschichtswerkstatt; 5).

Preetz

Johann Friedrich August Dörfer: Chronik des Klosters und Fleckens Preetz. Neu hrsg.
und mit Anm. versehen von Ingo Bubert. Schellhorn: Sventana-Verl., 2011. 71 S.
(Dr.-Johanna-Brandt-Ges. e.V. Preetz; 3).

Rüde

Chronik der Gemeinde Rüde. An der Erstellung haben mitgewirkt Johannes Carlsen
u.a.: Rüde, 2012. 240 S.

Sieseby
Claus Voigt: Chronik der Gemeinde Thumby und des Kirchspiels Sieseby: Gemein-

de Sieseby. Thumby: Selbstverl. Der Gemeinde, 2012. 694 S.

Stolk

Chronik der Gemeinde Stolk. Von Elfriede Wegner u.a.: Stolk, 2012. 655 S.

Süderfahrenstedt

Anneli Henningsen: Süderfahrenstedt 1312-2012. Süderfahrenstedt, 2012. 23 S. - Ne-
bentitel: 700 Jahre Süderfahrenstedt. 23 S.

Thumby
Claus Voigt: Chronik der Gemeinde Thumby und des Kirchspiels Sieseby: Gemein-

de Sieseby. Thumby: Selbstverl. Der Gemeinde, 2012. 694 S.

Uetersen

Das Uetersen-Lexikon. Hg. von Sänke Zankel. Kiel: Schmidt & Klaunig, 2012.176 S.

Wesselburener Koog
Land aus dem Meer. Teil 1:100 Jahre Wesselburener Koog. Hrsg, von Wilhelm Zietz.

Teil II: 125 Jahre Wesselburer Koog. 1987 zusammengestellt von Hauke Kruse Teil
III: 150 Jahre Wesselburener Koog. Im Auftrag der Koogsgemeinde 2012 zu-
sammengestellt von Hauke Kruse. Heide: Boyens, 2012. 280 S.
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7. Personengeschichte

Wilhelm Bleek, Friedrich Christoph Dahlmann: eine Biographie. München: Beck,
2010. 472 S.

Friedrich Christoph Dahlmann war Professor, Politiker, Verfassungstheoretiker
und Wortführer der „Göttinger Sieben", vor allem aber war er ein deutscher Ge-
lehrter der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts.

Wilhelm Bleek leuchtet in seiner Biographie - der ersten modernen seit der zu
Beginn der 1870er Jahre erschienenen Darstellung Anton Springers - dieses facet-
tenreiche Leben aus und versteht es dabei, die unterschiedlichen Perspektiven der
Dahlmann umgebenden Personen einzunehmen und Dahlmann so in seinen ver-
schiedenen Interessen, Charaktereigenschaften und Lebensphasen überzeugend
darzustellen. Dem Leser wird der Eindruck vermittelt, am Leben Dahlmanns teil-

zuhaben, er wird in die Zeit des Vormärz und in die bürgerliche Gesellschaft der
Gelehrten versetzt, lernt diese umfassend kennen und verstehen. Auf diesem Weg
gewinnt er über die Person Dahlmann auch ein Bild der Epoche.

Bleek selbst hat sich laut Vorwort zum Ziel gesetzt, „das spannende und wech-
selhafte Leben eines deutschen Gelehrten im 19. Jahrhundert [...] als exemplari-
schen Beitrag zur Entwicklung der Geschichts- und Politikwissenschaft, aber auch
der deutschen Einheits- und Verfassungsbewegung im 19. Jahrhundert aus[zu]-
leuchten". Er will mit seiner Biographie „dem Wechselverhältnis von akademischer
Gelehrsamkeit, sittlichen Überzeugungen und politischem Engagement bis hin
zum passiven Widerstand nachspüren". Dies ist ihm ohne Zweifel gelungen. In-
dem er die Diskussionen Dahlmanns mit Freunden und Kollegen schildert und aus
seiner Korrespondenz berichtet, öffnet er den Blick für die Denkweise des Bil-
dungsbürgertums weit über die Einzelperson Dahlmann hinaus. Die enge Verflech-
tung von wissenschaftlicher Lehre und Forschung mit dem politischen Wirken
Dahlmanns und anderer Professoren, die Untrennbarkeit seines politischen Enga-
gements von seinem Privatleben, manifestiert sich weniger in den durch die politi-
schen Umstände erzwungenen beruflichen Ortswechseln, seiner Entlassung als
Professor in Göttingen, damit verbundenen Umzügen und Zeiten materieller Un-
gewissheit, vor allem findet sie sich in der allgegenwärtigen Präsenz der Politik in
Dahlmanns Leben und Handeln wieder. Dahlmann war ein „Überzeugungstäter",
der auch privat eisern an seinen politischen und moralischen Grundsätzen festhielt
und nur selten bereit war, diese zu revidieren. Hierin lag eine seiner größten
Schwächen, gleichzeitig schöpfte er aus seiner Überzeugung aber auch die Kraft,
für seine Ideale auch unter widrigen Umständen zu kämpfen.

Wer sich mit der vorliegenden Dahlmann-Biographie befasst, lernt ganz neben-
bei auch etwas über die deutsche Universitätsgeschichte und beschäftigt sich mit
der Entwicklung der Medien in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts und der Öf-
fentlichkeit als Raum der politischen Meinungsbildung und des Austausches. Fast
schon anekdotenhaft anmutende Passagen wie die der Promotion Dahlmanns in
absentia (S. 44) lassen den Leser nicht zuletzt auf Grund aktueller Ereignisse
schmunzeln. Auch die Kunst der passenden Anwendung liebevoller Detailschilde-
rungen wie in dem nachfolgenden Zitat des preußischen Kronprinzen, das eine Re-
aktion auf Bettina von Arnims ihm anvertraute Sorgen um einen bekannten, aber
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nicht genannten Dichterfreund ist, beherrscht Bleek meisterhaft: „Mit forschendem
Grimme, wie meine Art ist, nahm ich die Entzifferung vor und denken Sie sich
mein Erstaunen: wie ich in den Wald gerufen, rief es zweimal zurück; anders ge-
sagt: die Frucht meines forschenden Grimmes war - zwei forschende Grimme!" (S.
243). Dieses hübsche Anekdötchen ist eingebettet in die Schilderung der Sorgen Ja-
cob Grimms und auch Dahlmanns über das vorlaute Wesen Bettina von Arnims,

das ihnen selbst und ihren Freunden schade könne (S. 242 f.). Beschrieben wird
letztlich eine Frau, die ihrer Zeit voraus war, da sie sich traute, ihre Meinung zu
sagen. Wieder hat Bleek einen Baustein zum Verständnis der Epoche des Vormärz
hinzugefügt und lässt diese ein wenig lebendiger erscheinen.

Wilhelm Bleek schöpft aus dem reichen Wissensschatz eines Gelehrten des 20.
Jahrhunderts, der auf die Ergebnisse seiner lebenslangen Forschung zurückgreifen
kann und über Zeit, Muße sowie die notwendige Unabhängigkeit vom aktiven
Wissenschaftsbetrieb verfügt, um das Leben eines anderen Gelehrten als spannen-
de Geschichte zu erzählen. Die vorliegende Biographie ist nicht mit Fakten überla-
den, sondern fängt Stimmungen ein. Sie setzt darauf, dass lernen und verstehen in-
tuitiv geschieht, und ist gerade deshalb für ein breites Leserpublikum eine interes-
sante und spannende Lektüre. Wilhelm Bleek versteht es, an den richtigen Stellen
Details zu schildern oder auch wegzulassen, seinen Text mit Zitaten zu illustrieren
und dem Leser durch Erklärungen an der richtigen Stelle das Verständnis des his-
torischen Hintergrundes zu erleichtern. Damit ist die vorliegende Biographie auch
für historisch interessierte Laien interessant, obwohl sie eine Persönlichkeit und die

Irrungen und Wirrungen einer Epoche schildert, an der selbst mancher Fachmann
verzweifelt.

Zahlreiche zeitgenössische Abbildungen und Karikaturen, sowie kürzere und
längere Quellenzitate, insbesondere auch der vollständige Abdruck der von Dahl-
mann verfassten Protestation der Göttinger Sieben gegen den Verfassungsstreich
des Königs, veranschaulichen den Text. Ein umfassendes Literaturverzeichnis, das
auch Dahlmanns Schriften listet, regt zur weiteren Beschäftigung mit der Person
und ihrer Epoche an.

Dahlmanns Grundanliegen wiederum, eine gute Verfassung zu schaffen, ist in
Zeiten, in denen das deutsche Grundgesetz immer wieder in Frage gestellt wird
und ein Änderungsvorschlag den nächsten jagt, hoch aktuell. Selbiges gilt auch für
Werte wie Beständigkeit und Prinzipientreue, die in der heutigen Politik häufig
dem persönlichen Karrierestreben der Politikerinnen und Politiker weichen müs-
sen. Auch andere Themen, die Dahlmann mit klarem Urteilsvermögen vertreten
hat, sind heute wieder aktuell: So sprach er sich für die „Lehrfreiheit der Professo-
ren" und die „Lemfreiheit der Studenten" aus, für das Studium als Bildung junger
Menschen und nicht als Berufsausbildung. Auch die Frage der Integration von
Auswanderern in die aufnehmende Gesellschaft - Dahlmann erörtert sie am Bei-

spiel der deutschen Auswanderer nach Amerika - ist brandaktuell und nach wie
vor ohne überzeugendes Lösungskonzept.

Es ist also auch vor dem Hintergrund aktueller politischer Debatten und gesell-
schaftlicher Entwicklungen ein Gewinn, die vorliegende Biographie zu lesen. Die
gedanklichen Anknüpfungsmöglichkeiten an unsere Zeit lassen Dahlmann in ge-
wisser Weise wieder aufleben und den Leser sein Leben erleben.

Eva Fiebig
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Friedrich Christoph Dahlmann (1785-1860). Hrsg, von Utz Schliesky und Wilhelm
Knelangen. Husum: Husum Druck- und Verlagsges., 2012. 143 S. (Demokratie.
Köpfe. Schleswig-Holstein).

Der vorliegende Band beschäftigt sich mit dem Historiker, Staatswissenschaftler
und Politiker Friedrich Christoph Dahlmann. Im Sinne eines Beitrags zur Geschich-
te Schleswig-Holsteins steht Dahlmanns Wirken in den Herzogtümern und für sie
im Vordergrund, während die Phase seines Lebens, die ihm als führendem Kopf
der „Göttinger Sieben" - derjenigen Professoren der Georg-August-Universität zu
Göttingen, die 1837 die Aufhebung der Verfassung im Königreich Hannover an-
prangerten und deshalb der Universität und teils auch des Landes verwiesen wur-
den - zu Bekanntheit, ja Berühmtheit verhalf und ihm noch heute einen Platz in
den Geschichtsbüchern sichert, nur kurz aufgegriffen wird.

Dahlmann wird in sieben Einzelbeiträgen aus unterschiedlichen Perspektiven
beleuchtet. Der Historiker Reimer Hansen beschäftigt sich in seinem Beitrag „Fried-
rich Christoph Dahlmann als Historiker: Die Geschichte als Lehrerin der ,guten Po-
litik'" mit Dahlmanns Politik- und Geschichtsverständnis. Er konstatiert, dass Dah-

lmann „den Gegenstand seiner Lehre von Anbeginn aus den festen Prämissen einer
politisch-gegenwartsorientierten Geschichte und einer historisch fundierten Politik
verstanden" hat (S. 13). Ihm fehle bei historischen Fragestellungen, die ihn persön-
lich und seine aktuellen politischen Interessen berühren, die kritische Selbstreflexi-
on über die eigenen erkenntnisleitenden Interessen seiner historischen Forschung,
woraus eine Deutung geschichtlicher Ereignisse entsprechend seiner politischen
Überzeugungen resultiere (S. 17). Dieses Geschichtsverständnis verdeutlicht Han-
sen beispielhaft an verschiedenen historischen Schriften Dahlmanns und an dessen
Interpretation der Unteilbarkeitsklausel des Vertrages von Ripen aus dem Jahr
1460. Er erörtert kurz den theoretischen Rahmen der doppelten Historisierung und
kommt zu dem Schluss, dass Dahlmann als Historiker an der Schwelle der vormo-

dernen zur modernen Geschichtsschreibung einzuordnen sei. Im dritten Teil seines
Aufsatzes setzt Hansen sich mit der Bedeutung von Verfassung in Dahlmanns poli-
tischem Verständnis auseinander. Auch hier bezieht er philosophisch-theoretische
Überlegungen zum Verfassungspatriotismus mit ein.

Utz Schliesky, Jurist, Verfassungshistoriker und Direktor des Schleswig-
Holsteinischen Landtages, beschäftigt sich in seinem Beitrag „Dahlmanns ,Wort
über Verfassung'" mit dem gleichnamigen Aufsatz Dahlmanns und dessen Bedeu-
tung für die verfassungsrechtliche und politische Diskussion seiner Zeit. Schliesky
entwickelt seinen Aufsatz entlang der Hauptthesen Dahlmanns und erläutert deren
damalige politische Brisanz. Durch eine moderne Sprache und immer wieder ein-
gezogene Parallelen zu aktuellen politischen Themen und Auffassungen wirkt der
Aufsatz lebendig und ist auch für Laien gut verständlich. Abschließend bewertet
Schliesky die Bedeutung Dahlmanns für die Verfassungsgeschichte und weist,
wiederum den Bogen zur Gegenwart spannend, auf die Bedeutung von Verfassung
insbesondere auch vor dem Hintergrund des immer schnelllebiger werdenden po-
litischen Tagesgeschäfts hin.

Wilhelm Knelangen, Politikwissenschaftler, beschäftigt sich in seinem Beitrag
„Friedrich Christoph Dahlmann als Lehrer der Politik an der Kieler Universität"
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mit Dahlmanns frühem Wirkungskreis in Kiel und den Herzogtümern Schleswig
i und Holstein. Er erörtert Dahlmanns Geschichtsverständnis, welches ihm stets als

Grundlage für die Interpretation der politischen Gegenwart diente, vor dem Hin-
tergrund der Geschichte der Kieler Universität und der Herausbildung der moder-
nen Geschichtswissenschaft als eigenständiges Fach. Gleichzeitig umreißt Knelan-
gen Dahlmanns politisches Wirken, das ihn zunehmend in Konflikt mit dem däni-
schen König brachte und letztlich auch zu seinem Wechsel an die Universität Göt-

: tingen führte. Eine Karriere an der Christiana Albertina blieb ihm wegen seiner na-
tionalen und liberalen Ideen verwehrt. Im dritten Teil seines Aufsatzes widmet

i Knelangen sich schließlich der erstmals im Sommersemester 1829 gehaltenen Kieler
„Politik"-Vorlesung Dahlmanns. Er geht auf Dahlmanns Verständnis des Staatsbe-
griffs wie auch auf seine Ansichten zu den unterschiedlichen Staatsformen ein. Im

i letzten Abschnitt bewertet Knelangen Dahlmanns Kieler Zeit mit Hinblick auf sein
späteres Wirken und schreibt die Geschichte der Politikvorlesungen an der Kieler

i Universität bis zur Einrichtung eines eigenständigen Lehrstuhls im Jahr 1951 fort.
Abschließend stellt er Dahlmanns Verständnis von Politikwissenschaft dem heuti-

gen gegenüber.
Der Historiker Martin Rackwitz beschäftigt sich in seinem Aufsatz „Dahlmanns

größte Herausforderungen: Die Schleswig-Holstein-Frage und die Verfassungsfra-
ge in der Deutschen Nationalversammlung 1848/49 im Spiegel der politischen Ka-
rikatur" mit den beiden großen politischen Themen, die Dahlmann zeitlebens be-
wegten. Er beleuchtet den Abgeordneten Dahlmann in der Deutschen Nationalver-
sammlung und Dahlmanns politische Aktivitäten rund um die Revolution von
1848. Damit spannt er den Bogen von Dahlmanns frühem schleswig-holsteinischem
Wirkungskreis zur großen Politik auf deutscher und europäischer Ebene. Er macht
aber auch deutlich, dass die Verbindung zur schleswig-holsteinischen Sache bei
Dahlmann nie abriss. Nicht nur vertrat er in der Nationalversammlung den Wahl-
distrikt Segeberg/Neumünster, er setzte sich auch und gerade in der Nationalver-
sammlung für die Herzogtümer ein, forderte ihre Unteilbarkeit und damit letztlich
ein deutsches Schleswig unter dem Dach eines deutschen Staatenbundes oder Ein-
heitsstaates oder einem solchen zumindest eng assoziiert. Sein kompromissloses
Eintreten gegen den Waffenstillstand von Malmö, den er als Verrat an der schles-
wig-holsteinischen Sache empfand, war der Zenit seiner Karriere, leitete letztlich
aber auch ihr Ende ein. Sein Ziel erreichte Dahlmann nicht. Dank seiner Kompro-
misslosigkeit auch dem eigenen politischen Lager gegenüber fand er sich schließ-
lich zwischen allen Lagern wieder. Sein Scheitern bei der Regierungsbildung barg
viel Stoff für Karikaturen, von denen im vorliegenden Band einige der interessan-
testen abgebildet sind, und ließ ihn letztlich mit einer gewissen Verbitterung abtre-
ten. Rackwitz führt die Geschichte der Nationalversammlung bis zu ihrer Auflö-
sung nach dem Scheitern der Paulskirchenverfassung zu Ende. Die ausgewählten
Karikaturen illustrieren ihr Scheitern wie auch das Dahlmanns sinnfällig.

Marco Schulz, ebenfalls Historiker, ist es zu verdanken, dass die Mitschrift der

Vorlesung zur Politik des 1829 bei Dahlmann in Kiel studierenden August Waltzel
transkribiert und damit der breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden
konnte. Das Original befindet sich in der Handschriftensammlung der Universi-
tätsbibliothek der Christian-Albrechts-Universität. Dadurch, dass es in einer be-

sonderen Form der Kurzschrift verfasst ist, ist es jedoch selbst dem Fachmann nicht
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ohne Mühen zugänglich. Schulz stellt zunächst in einem kurzen Aufsatz die Ent-
stehung der Mitschrift dar, erläutert die von Waltzel verwendete Kurzschrift und
macht einige Anmerkungen zur Edition. Dann lässt er August Waltzel sprechen.
Seine Mitschrift beschäftigt sich mit dem Teil der Dahlmannschen Vorlesung, der
sich mit dem Wesen des Staates, der Notwendigkeit einer Verfassung und den ver-
schiedenen Regierungsformen, Demokratie, Monarchie und Aristokratie, befasst.
Unter Zuhilfenahme zahlreicher älterer und jüngerer historischer Beispiele erläu-
tert und bewertet Dahlmann laut Mitschrift die verschiedenen Regierungsformen.
Schulz' Anmerkungsapparat bietet einige hilfreiche Informationen, ohne die Quelle
durch übermäßige Kommentierung zu überfrachten. Der Wert dieser Mitschrift
liegt, wie Schulz selbst schreibt, in der Dokumentation des politik- und staatswis-
senschaftlichen Denkens Dahlmanns bereits zu Kieler Zeiten (S. 101). Außerdem
stellt sie, insbesondere im Zusammenhang mit anderen Mitschriften, auch ein
Stück Universitätsgeschichte dar, das verdeutlicht, wie in der ersten Hälfte des 19.
Jahrhunderts studiert wurde und mit welchen Vorkenntnissen und Fertigkeiten
seitens der Studierenden zu rechnen war.

Im letzten Beitrag berichtet der Schauspieler Matisek Brockhues von der Heraus-
forderung, im Rahmen des Dahlmann-Kolloquiums im Kieler Landtag und der Er-
öffnung der Ausstellung „Gute Politik" der Landeszentrale für Politische Bildung
Dahlmann zu spielen und Auszüge aus seinen Reden vorzutragen. Während die
Idee, zur Eröffnung einer Ausstellung über Dahlmann diesen auch sprechen zu las-
sen, ausgesprochen reizvoll ist, da sie die Besucherinnen und Besucher Geschichte
hautnah erleben lässt, wirkt der schriftliche Beitrag von Brockhues im Gesamtzu-
sammenhang des vorliegenden Bandes unmotiviert und deplatziert. Er wirft die
Frage auf, welchen Mehrwert die Gedankengänge und Emotionen, die einen
Schauspieler bei der Darstellung monologischer Redebeiträge Dahlmanns bewe-
gen, für das Verständnis Dahlmanns, seiner Zeit und seiner historischen Bedeu-
tung haben.

Ähnliche Fragen lassen sich bei dem vorliegenden Band generell stellen. Er ist
offenbar aus einem Symposium hervorgegangen, weshalb einige Beiträge, insbe-
sondere der von Reimer Hansen, in der Form des mündlichen Vortrages verfasst
und nachträglich mit einem Anmerkungsapparat versehen sind. Entsprechend
sprunghaft sind die Gedankengänge und, wie bei wissenschaftlichen Symposien
üblich, werden viele Themen nur angerissen. Ein breites Vorwissen der Zuhören-
den wird vorausgesetzt. Seitenhiebe gegen ehemalige Kollegen sind inbegriffen.

Der vorliegende Band ist jedoch der erste Band der Reihe „Demokratie. Köpfe.
Schleswig-Holstein", die laut Vorwort das Ziel verfolgt, „die Wurzeln und Traditi-
onen der schleswig-holsteinischen Staats- und Demokratiegeschichte sichtbar zu
machen" und dabei auch zu untersuchen, „welche Bedeutung den historischen
Leistungen vor dem Hintergrund aktueller Fragestellungen und Herausforderun-
gen zukommt". Der Auftrag des vorliegenden Bandes ist nicht zuletzt auch durch
die herausgebenden Institutionen definiert, den Schleswig-Holsteinischen Landtag
und die diesem angegliederte Landeszentrale für Politische Bildung. Er besteht
eben in der politischen Bildung und nicht im fachwissenschaftlichen Diskurs oder
der schauspielerischen Aufbereitung. Vor diesem Hintergrund wäre es wün-
schenswert gewesen, Symposium und Ausstellung klarer vom Buch zu Dahlmann
und seinem Wirken insbesondere in und für Schleswig-Holstein zu trennen. Hier-
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mit zusammenhängend hätten die Herausgeber den vorliegenden Band - auch als
Vorbild für mögliche Folgebände - klarer durchstrukturieren und das Niveau der
Artikel angleichen können. Die Idee hingegen, das Wirken einer Persönlichkeit wie
Dahlmann auch anhand von Bild- und Textquellen zu illustrieren, ist ein sinnvoller
Weg, der auch in möglichen weiteren Bänden der Reihe verfolgt werden sollte.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine Reihe, die historische Persönlich-
keiten und ihr Wirken in und für Schleswig-Holstein vorstellt, ihre Bedeutung auch
für das Verständnis der heutigen Politik herausarbeitet und auf diese Weise Laien
an unsere geschichtlichen und politischen Wurzeln heranführt, das Geschichtsbe-
wusstsein der Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Holsteiner nachhaltig
stärken und ihr Interesse an Mitgestaltung und Weiterentwicklung unseres Bun-
deslandes wecken könnte. Das Konzept der Reihe und die einzelnen Aufsätze soll-
ten allerdings so gestaltet sein, dass sie an das Thema heranführen und zum Wei-
terlesen animieren. Umfassende methodisch-theoretische Debatten sind in einem

solchen Zusammenhang nicht hilfreich, sondern schrecken eher ab. Wünschens-
wert wären hingegen eine größere Übersichtlichkeit und Hilfen zum Weiterlesen
wie z. B. eine tabellarische Biographie, ein Verzeichnis zu empfehlender Literatur
zu Person und Epoche, aber auch eine klarere inhaltliche Abstimmung der einzel-
nen Aufsätze und ihre Ausrichtung auf das Zielpublikum, die interessierten Laien
und eine Vielzahl Desinteressierter, von denen mit Hilfe einer Reihe wie der vor-

liegenden vielleicht einige zu Interessierten werden können.
Eva Fiebig

Welf Böttcher / Martin Thoemmes, Heinrich Dräger : eine Biographie. Neumünster:
Wachholtz 2011, 240 S.

Zu den bekanntesten inhabergeführten Unternehmen in Schleswig-Holstein gehö-
ren die Drägerwerke in Lübeck. Das Unternehmen ist mit internationalem Ruf tätig
in der Druck-, Gas-, Mess- und Medizintechnik und wird seit seinem Entstehen

von Angehörigen der Familie Dräger geführt. Insofern ist es für die Wirtschafts-
und Unternehmensgeschichte, aber auch für die Landesgeschichte von Bedeutung,
dass der Leiter der Drägerwerke, in dessen Lebenszeit die großen Brüche der deut-
schen Geschichte fallen, Heinrich Dräger (1898 - 1986), zu einem Gegenstand einer
Biographie gemacht wird. Vorausgeschickt sei, dass es sich hier um eine Biogra-
phie im Aufträge des Unternehmens oder der Familie handelt. Das ist selbstver-
ständlich zulässig und kein kritischer Einwand, sondern dient lediglich der Kenn-
zeichnung der Konzeption dieser Biographie.

Das Wirken Heinrich Drägers war bereits vor mehr als zehn Jahren Gegenstand
einer wissenschaftlichen Darstellung. Es war das Buch von Bernhard Lorentz: In-
dustrieelite und Wirtschaftspolitik 1928 - 1950. Heinrich Dräger und das Dräger-
werk (siehe ZSHG, Bd. 129, 2004, S. 248-251). Schon im Untertitel wird deutlich,
dass Lorentz mehr allgemeine, übergreifende Aspekte im Auge hat, etwa die Frage,
wie sich ein Unternehmer in den sehr unterschiedlichen staatlichen Systemen der
Weimarer Republik, des Nationalsozialismus, des Zweiten Weltkrieges und der
beginnenden Bundesrepublik behaupten konnte. Im Vordergrund der Arbeit von
Lorentz steht das öffentliche Wirken Heinrich Drägers, die Darstellung des Wir-
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kens des Unternehmers mit anderen Unternehmern („Industrieelite") in ihrem
Wechselverhältnis zum staatlich-politischen Bereich. Die private Persönlichkeit
Heinrich Drägers, die doch sicherlich auch Auswirkungen auf sein öffentliches
Verhalten hatte, trat bei Lorentz zurück.

Hier setzen nun die Biographen Böttcher und Thoemmes ein. Im Vorwort erklä-
ren sie, dass sie keineswegs mit der Arbeit von Lorentz konkurrieren wollen, die
sie als „kritisch-abwägend" bezeichnen, sondern ihr Ziel sei es, eine Biographie zu
schreiben, die auch das Persönliche, die Wege und Umwege, die Familie, Heinrich
Dräger in seinem privaten Leben zeigen soll. Insofern muss man die Arbeit von Lo-
rentz und die vorliegende Biographie in gegenseitig verweisendem Zusammen-
hang sehen.

Das Buch ist im Wesentlichen - wie es eine Biographie erfordert - chronologisch
aufgebaut. Die Darstellung folgt dem Lebenslauf Heinrich Drägers, eingeschoben
sind vor allem zum Ende hin einige mehr systematische Kapitel, die bestimmte
Aspekte behandeln („Spender, Mäzen, Stiftungen"), die in der fortlaufenden Le-
bensdarstellung nicht den Raum einnehmen konnten, der ihnen in der Lebenswirk-
lichkeit zugekommen ist. Die Verfasser haben das Archiv der Drägerwerke unein-
geschränkt benutzen können und offenbar auch zahlreiche Gespräche mit Fami-
lienangehörigen und Beschäftigten geführt, die - mit aller Vorsicht verwendet - die
Darstellung an Farbigkeit gewinnen lassen.

Einleitend gehen die Verfasser auf die Vorgeschichte ein. Entstanden sind die
Drägerwerke aus einer Uhrmacherwerkstatt in den Vierlanden, deren Inhaber,
Heinrich Dräger sen., jedoch bald ein ausgesprochen erfinderisches Talent in me-
chanischen Dingen entwickelte. In diesem Rahmen zeigte sich bald das Vermögen,
Druck- und Luftverhältnisse zu regeln und damit zu beherrschen. Diese handwerk-
lich-erfinderische Ausrichtung, gesteigert im weiteren Verlauf in immer größeren
und komplizierteren Verhältnissen, hat die Drägerwerke bis heute bestimmt. Bei
aller Modernität kann man durchaus von einem „handwerklich orientierten In-

dustriebetrieb" sprechen.
Dabei scheint die Leitung der Drägerwerke zunächst nicht das Lebensziel Hein-

rich Drägers gewesen zu sein. Er hatte ein Interesse für Natur und Naturverhältnis-
se, war zunächst in der Landwirtschaft tätig, leitete das familieneigene Gut Nüt-
schau und promovierte gar 1927 mit einer Arbeit aus der Agrargeschichte Schles-
wig-Holsteins („Die Instleute oder Insten in Schleswig-Holstein"). Erst 1928 nach
dem Tode des Vaters übernahm er die Leitung der Drägerwerke. Der Start war
schwer. Die Belegschaft sah in ihm einen eher technikfremden, auf den Agrarbe-
reich bezogenen Menschen, die Mutter entwickelte als Testamentsvollstreckerin ei-
gene Vorstellungen. Aber Heinrich Dräger setzte sich durch; sehr bald nach der
Übernahme der Leitung machte er deutlich, dass er nur bei Alleinverantwortlich-
keit in der Firma bleiben würde, und hatte damit Erfolg.

Schon kurz nach der Übernahme der Alleinverantwortung waren im Zuge der
Weltwirtschaftskrise seit 1929 große Probleme zu bewältigen. Die Krise betraf we-
niger die Drägerwerke selbst mit ihren modernen, lebenswichtigen Produkten als
vielmehr die gesamte deutsche Wirtschaft mit Produktionsrückgang und Arbeits-
losigkeit. Dräger sah sich hier aus einem sozialpolitischen Verantwortungsgefühl in
der Pflicht und entwickelte den Gedanken einer Arbeitsbeschaffung durch Kredit.
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Der Verbreitung seiner Thesen diente die „Studiengesellschaft für Geld- und Kre-
ditwirtschaft", die er gründete, deren steter Anreger er war und die er finanzierte.

Während diese Vorstellungen bei den Reichsregierungen Brüning, Papen und
Schleicher nur bedingten Erfolg hatten, schienen die Nationalsozialisten auf der
Suche nach einem wirtschaftspolitischen Programm diesen Vorstellungen am ehes-
ten zuzuneigen. Nur deshalb arbeitete Dräger zeitweilig mit ihnen zusammen; jede
sonstige politische Nähe zur NSDAP lag ihm fern.

1933 gerieten die Drägerwerke in den Einflussbereich einer „gelenkten Wirt-
schaft". Einerseits gab es umfangreiche staatliche Bestellungen für Artikel der Drä-
gerwerke, andererseits griff der nationalsozialistische Staat durch Gesetze, Rege-
lungen, Entscheidungen und Vorgaben immer mehr in das Wirtschaftsleben ein.
Diese Ausdehnung des staatlichen Einflusses bis 1939 und dann noch mehr im
Kriege traf auf den entschiedenen Widerstand von Heinrich Dräger. Im Zentrum
aller Bemühungen Drägers stand die Unabhängigkeit seines Unternehmens. Die
Anpassung an den politischen Druck erfolgte äußerst flexibel: Nachgeben dort, wo
es unerlässlich war, Ausweichen oder gar hinhaltender Widerstand, wo es möglich
war.

In der Darstellung von Böttcher/Thoemmes werden die für die nationalsozialis-
tische Zeit sensiblen Themen nicht ausgespart: die „Arisierung" der Betriebe von
Mitbewerbern, die Nutzung des europäischen Wirtschaftsraumes nach den Erobe-
rungen der ersten Kriegsjahre sowie der Einsatz von Zwangsarbeitern und KZ-
Häftlingen. Insgesamt ist dabei zu beobachten, dass Heinrich Dräger das Schicksal
dieser Menschen gegen die politischen Auflagen so zu mildern suchte, wie es ir-
gend möglich war.

Dies war auch der Grund, dass das Entnazifizierungsverfahren Heinrich Drä-
gers nach längerer Dauer positiv abgeschlossen wurde. Obwohl Dräger umfangrei-
che Lieferungen auch an die Wehrmacht getätigt hatte, wurde der Betrieb auf
Grund seiner Produkte nicht als Rüstungsbetrieb eingestuft und konnte weiterpro-
duzieren. Zwar hatte man zunächst mit Materialknappheit und finanziellen Eng-
pässen zu kämpfen, aber alsbald fand man unter der bestimmenden Führung
Heinrich Drägers wieder zur alten Stärke zurück. Das Produktionsprogramm wur-
de gestrafft und die Schwerpunkte, vor allem die Medizintechnik, wurden ausge-
baut. Waren die Drägerwerke bis 1970 als Offene Handelsgesellschaft geführt wor-
den, so wurden sie 1970 in eine Aktiengesellschaft umgewandelt, doch verblieb der
bestimmende Einfluss in der Familie. Kapitel über Heinrich Dräger als Autor, der
immer auch ein schreibender Mensch war, und über Heinrich Dräger als Mäzen
beschließen das Buch.

Die Biographie von Böttcher und Thoemmes ist auf die Person Heinrich Drägers
konzentriert. Allgemeine historische Entwicklungen werden nur kurz angedeutet,
wenn sie für die Entwicklung Heinrich Drägers bestimmend wurden. Auch die Er-
läuterungen der technischen Entwicklungen der Drägerwerke halten sich in Gren-
zen. Die Biographie ist eng auf das Leben Heinrich Drägers bezogen, folgt seinem
Lebenslauf, beschreibt seine Erfolge, geht aber über seine Zweifel, seine Nöte und
wohl auch seine Misserfolge manchmal etwas glatt hinweg. Insgesamt ist es eine
gelungene Biographie eines bedeutenden Unternehmensleiters; sie ist gut lesbar,
vermeidet alles Theoretisieren, sondern „erzählt" einfach ein Leben. Interessierte

Leser, die die übergreifenden Aspekte kennenlernen wollen, die die Einbettung ei-
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nes Unternehmens in den nationalen und internationalen Rahmen unter eher theo-

retischen Gesichtspunkten erkennen wollen, sollten zu der Arbeit von Lorentz grei-
fen. Beide Darstellungen - Böttcher und Thoemmes sowie Lorentz - ergänzen sich
zu einem Gesamtbild.

Peter Wulf

Gustav Schumacher, Der „Mordfall Carsten Hinz" und die letzte Hinrichtung auf
Eiderstedt. Neuaufl. des 1844 erschienenen Berichts „Das Leben, das Verbrechen

und die Bekehrung des Mörders Carsten Hinz, von ihm selbst aufrichtig er-
zählt". Nordstrand: Schmitz, 2010.122 S.

Obwohl Selbstbiografien von Gefangenen eine wichtige Quelle der Kriminalitäts-
und Strafrechtsgeschichte sind, fanden sie lange Zeit in der Geschichtswissenschaft
nicht die ihnen gebührende Beachtung. Erst eine im Jahre 2011 erschienene Mono-
grafie von Heike Talkenberger machte es sich zur Aufgabe, „eine Kriminalitätsge-
schichte aus der Perspektive von Straftätern des 19. Jahrhunderts zu schreiben",
und wertete zu diesem Zweck systematisch „Gefangenen-Autobiographien" aus
(H. Talkenberger. Gauner, Dirnen, Revolutionäre. Kriminalität im 19. Jahrhundert,
Darmstadt 2011, S. 8-9). Manche von ihnen sind nur noch im Original in wenigen
Bibliotheksexemplaren vorhanden, manche liegen allerdings erfreulicherweise
auch in leichter zugänglichen Neudrucken oder Neueditionen vor.

Letzteres gilt nunmehr auch für das hier zu besprechende, von Frau Talkenber-
ger in ihrem Buch mit herangezogene Werk „Das Leben, das Verbrechen und die
Bekehrung des Mörders Carsten Hinz, von ifun selber aufrichtig erzählt". Das Ori-
ginal erlebte vier Auflagen (zwei im Jahre 1844, eine im Jahre 1845 und schließlich
eine vierte im Jahre 1859), die allerdings nur noch in wenigen Bibliotheken nach-
weisbar und somit schwer greifbar sind. Es ist deshalb zu begrüßen, dass der auch
bisher schon bei Neuausgaben vergriffener Werke engagierte Nordstrander Verle-
ger Manfred-Guido Schmitz sich des Büchleins angenommen und es neu herausge-
bracht hat.

Hinz, ein zum Tode verurteilter und am 16. April 1844 in Tönning hingerichteter
Raubmörder, war seinerzeit durch seinen Gefängnisseelsorger, den Tönninger Pas-
tor Gustav Schumacher, der ihn bis zu seiner Hinrichtung betreute, zu seiner Auto-
biografie veranlasst und durch ihn auch bei der Niederschrift unterstützt worden.
Da er die Aufzeichnungen des Carsten Hinz außerdem noch durch eigene Mittei-
lungen des Prozesses und der Hinrichtung ergänzte sowie nach dessen Tod für das
Erscheinen des Buches sorgte, firmiert er zu Recht als Koautor bzw. Herausgeber
des Originals. Von daher ist es begrüßenswert, dass Schmitz in der von ihm besorg-
ten Neuauflage zunächst einen kurzen biografischen Abriss über Schumacher gibt
(Einleitung, S. 5-6). Es folgt im Hauptteil des Buches der eigentliche Originaltext
nach der Erstausgabe von 1844 (S. 7-122), der unter Beibehaltung von Stil und
Rechtschreibung neu gesetzt und außerdem - so Schmitz in seiner Einleitung (S. 5-
6) - „wo es sinnvoll erschien, (mit Erläuterungen) früher gebräuchliche^] Begriffe
und Formulierungen [versehen wurde]". Die einleitenden Bemerkungen sowie die
genannten Erläuterungen machen die Neuausgabe zwar noch nicht zu einer eigent-
lichen Edition, unterscheiden sie aber deutlich von einem bloßen Reprint.
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Der Text der Hinzschen Schrift beginnt zunächst mit einem „Vorwort" des He-
rausgebers Pastor Schumacher (S. 7-14), in dem er den von Hinz begangenen
Raubmord und dessen durch ihn erreichte Bekehrung und Reue schildert. Diese
habe zur Abfassung der Lebensbeschreibung in der Tönninger Untersuchungshaft
geführt, mit der Hinz „in einigen Wochen [...] fertig geworden [sei]" und die er
„ihm [dann] zur weiteren Ueberarbeitung [übergeben habe]" (S. 11). Schumacher
legt allerdings Wert auf die Feststellung, dass er „fast nur Sprachfehler [verändert
habe und darüber hinaus] theils aus den mündlichen Mittheilungen des Inculpa-
ten, theils aus den gerichtlichen Acten [lediglich] wenige Zusätze [...] des leichteren
Lesens wegen [gemacht habe]" (ebd.). „Eigene Anmerkungen" macht er demgegen-
über nur sparsam in Fußnoten und kennzeichnet diese deutlich als solche (S. 11).
Sie lassen allerdings an Klarheit nichts zu wünschen übrig, enthalten sie doch eine
engagiert vorgetragene Kritik am Untersuchungshaft- und Strafvollzug der Zeit
sowie an den Unzulänglichkeiten der Gefangenenseelsorge (Anmerkungen S. 34,
41,45 u. ö.).

Carsten Hinz' Lebensbeschreibung, die mit seiner Kindheit beginnt, sodann sei-
nen Weg in Kriminalität und Strafe schildert und mit seiner „Bekehrung" endet,
macht den Hauptteil des Buches aus (S. 15-79). Abschließend folgt „des Herausge-
bers Bericht über die Bekehrungsgeschichte des Carsten Hinrich Hinz" (S. 80-122),
in dem er detailliert seine seelsorgerlichen, schließlich zu Hinz' Geständnis und
Reue seiner schweren Straftat führenden Bemühungen sowie den Strafprozess und
die Hinrichtung schildert. Letztere war nicht nur deshalb ein spektakuläres, von
vielen Zuschauern besuchtes Ereignis, weil ihr ein besonders grausames Verbre-
chen zu Grunde lag, sondern auch weil mit Hinz zum letzten Mal ein verurteilter
Straftäter in Eiderstedt exekutiert wurde.

Unabhängig von der allgemeinen und übergreifenden Bedeutung als repräsen-
tatives Beispiel einer Gefangenenautobiografie des 19. Jahrhunderts ist „der 'Mord-
fall Carsten Hinz' und die letzte Hinrichtung auf Eiderstedt" deshalb eine wichtige
Quelle speziell auch für die schleswig-holsteinische Strafrechts- und Kriminalitäts-
geschichte, die es lohnt, zur Kenntnis genommen zu werden. Dass dies nach mehr
als 150 Jahren wieder leicht möglich ist, ist das Verdienst der vorliegenden Neu-
ausgabe.

Thomas Krause

Volker Wissemann, Johannes Reinke : Leben und Werk eines lutherischen Botani-

kers. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht, 2012. 156 S. (Religion, Theologie und
Naturwissenschaft; 26).

Johannes Reinke, geboren 1849 in Ziethen bei Ratzeburg, 1931 gestorben in Preetz,
lehrte an der Kieler Universität von 1884 bis 1921 Botanik. In die Annalen seiner

Disziplin ist er als Pflanzenphysiologe und Begründer der algologischen Forschung
eingegangen, dessen monumentaler zweibändiger „Atlas Deutscher Meeresalgen"
(1889-1891) ihm internationales Renommee verschaffte. Aber nicht aufgrund dieses
fachlichen Ansehens zählte er zu den wenigen Professoren der Christiana Alberti-
na, die in wilhelminischer Zeit auch über den akademischen Rahmen hinaus wahr-

genommen wurden. Öffentliche Aufmerksamkeit erregte er vielmehr in der Arena
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der Weltanschauungskämpfe um 1900 als Gegner des „deutschen Darwin", des
Jenaer Zoologen Ernst Haeckel, und dessen als „materialistisch" und „atheistisch"
geltender Popularisierung der Evolutionstheorie, die als „Monismus" bis 1914 be-
trächtliche Werbekraft entfaltete.

Haeckels antiklerikales Weltanschauungsangebot stieß auf starke Resonanz im
linksliberalen Bürgertum wie bei der sozialdemokratischen Intelligenz. Seit 1906
sammelten sich Haeckels Anhänger im „Deutschen Monistenbund", der binnen
Kurzem in allen größeren Städten des Reiches über Ortsgruppen verfügte. Als sein
Widerpart entstand 1907 der protestantische „Keplerbund", der es sich zum Pro-
gramm machte, die Vereinbarkeit von Naturwissenschaft und christlicher Religion
zu propagieren. Damit schloss der Verein nahtlos an Reinkes naturphilosophische
Produktion an, die 1899 mit „Die Welt als Tat", den bis 1925 in sieben Auflagen
verbreiteten ,,Umrisse[n] einer Weltansicht auf naturwissenschaftlicher Grundlage"
begonnen hatte, und die nach einer „Einleitung in die theoretische Biologie" (1901)
und einer „Philosophie der Botanik" (1905) fortschritt mit ,,Leichtverständliche[n]
Aufzeichnungen" über „Die Natur und Wir" (1907) bis zu den auch Parteigängern
des „Keplerbundes" dargebotenen Vorträgen für „die Gebildeten aller Stände", die
er zwischen 1907 und 1911 in sechs Broschüren veröffentlichte. Damit profilierte
sich der Kieler Botaniker neben dem neuidealistischen Philosophen Rudolf Eucken,
dem zweiten deutschen Träger des Literatur-Nobelpreises (1908), als der promi-
nenteste Gegner Haeckels.

Von diesem Ruhm ist Reinke nichts geblieben. Schon in den 20er Jahren, als der
Emeritus immer noch fleißig Grenzbestimmungen zwischen Wissenschaft und Me-
taphysik oder scharfsinnige Kritiken der Abstammungslehre publizierte, fielen die
Reaktionen eher verhalten aus. Nennenswerte Zustimmung blieb beschränkt auf
Rezensenten im katholischen Lager. Dort, im katholischen Freiburger Herder-
Verlag, erschien auch seine weiterhin lesenswerte Autobiographie „Mein Tage-
werk" (1925), eine wichtige Quelle zur Kieler Gelehrtenkultur, die zugleich interes-
sante Einblicke in die Geschichte Schleswig-Holsteins zwischen 1848 und 1866 ge-
währt. Ansonsten setzte mit dem Tod Reinkes auch das Vergessen ein. Die letzte
ihm gewidmete Monographie, die Leipziger Dissertation von Moritz Kluge über
seine „dynamische Naturphilosophie und Weltanschauung", mit einer bis heute
nicht übertroffenen akribischen Bibliographie, datiert von 1935.

Es kommt daher einer Wiederentdeckung gleich, wenn Volker Wissemann, Pro-
fessor für Spezielle Botanik in Gießen und wissenschaftlicher Leiter des Botani-
schen Gartens in der hessischen Universitätsstadt, es mm unternommen hat, „Le-

ben und Werk" seines einst so berühmten Fachkollegen nachzuzeichnen. Aller-
dings sind von den 156 Seiten der Arbeit nur 65 für Wissemanns Versuch einer
Vergegenwärtigung des Naturphilosophen reserviert. Den größeren Raum nehmen
zwei wiederabgedruckte Texte, eine Kieler Rektoratsrede von 1891 („Die preußi-
schen Universitäten im Lichte der Gegenwart") sowie eine Auseinandersetzung
mit dem „Antimodemisteneid" („Deutsche Hochschulen und römische Kurie",
1911) ein, und 15 Seiten beanspruchen die Abbildungen, überwiegend Faksimiles
von Titelblättern der Bücher und Broschüren Reinkes.

Auf dem seiner Darstellung verbleibenden knappen Raum konzentriert sich
Wissemann auf die Rekonstruktion der Grundzüge von Reinkes Biophilosophie,
die verblüffende Überschneidungen mit modernen, vor allem in den USA virulen-
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ten, pseudowissenschaftlichen Konzepten von Anti-Darwinisten aufweist, dem
„Intelligent Design" und dem „Kreationismus". Bereits in seiner ersten Schaffens-
periode, als Pflanzenphysiologe in Göttingen, unterstellte Reinke das Wirken über-
natürlicher, zweckorientierter Kräfte („Dominanten"), um den Lebensprozess zu
erklären. Dominanten, so lautete sein Credo, seien durch eine göttliche Intelligenz
bei der allerersten Schöpfung von Leben geschaffen worden. Mit diesem Rückgriff
auf die christliche Schöpfungslehre reagierte der Botaniker auf offenkundige Defi-
zite der Evolutionstheorie, die den „Ursprung des Lebens" nicht aus unbelebter
Materie abzuleiten vermochte. Ein Darwin durchaus bewusstes Dilemma, das im

21. Jahrhundert nicht behoben ist und gegenwärtig etwa den Diskurs der Hirnfor-
schung prägt, die aus Sicht ihrer Kritiker noch sehr lange den Nachweis dafür
schuldig bleiben werde, wie denn wohl Bewusstsein („Geist") aus biochemischen
Impulsen zwischen den Synapsen von Nervenzellen entstehen könne.

Derartige wissenschaftshistorische Kontinuitäten, Problemkonstellationen, die
Kontroversen aus Reinkes Epoche modern erscheinen lassen, deutet Wissemann
indes nur kurz an, wenn er zum Schluss den Bogen schlägt zum militantem Athe-
ismus des Oxforder Evolutionsbiologen Richard Dawkins, der heute wie Haeckel
die Religion als „überflüssiges Denkmodell" attackiert. Überhaupt ist Kontextuali-
sierung nicht des Autors Sache. So versäumt er es, den teleologischen Denkstil
Reinkes einzubetten in eine mächtige, nach Hegels Tod - auch dank des in Eutin
geborenen, an der Berliner Universität dann der „holsteinischen Seilschaft" zuzu-
rechnenden Philosophen Friedrich Adolf Trendelenburg (1802-1872) - an Einfluss
gewinnende, auf Aristoteles rekurrierende Strömung in der Geistes-und Bildungs-
geschichte des 19. Jahrhunderts, die Natur „zweckhaft" begriff, weil der „Materia-
lismus" angeblich dem metaphysischen Bedürfnis des Menschen widerspreche.

Verwundert zeigt sich Wissemann, dass Reinke nicht allein operierte, sondern
um 1900 eine Vielzahl von „Weltanschauungsveröffentlichungen" entstanden. Das
ist jedoch alles andere als ein „nicht näher untersuchte[r] Sachverhalt". Auch hier
hätte er Reinke in Beziehung setzen können, wäre ihm nur die in den letzten zwan-
zig Jahren vorgelegte, inzwischen schon schwer überschaubare Forschung zum
breiten Spektrum der „Lebensreform" und ihres Widerstandes gegen die „entzau-
berte Welt" zur Hand gewesen. Ebenso wenig geht Wissemann auf den engeren
Fachkontext ein. Warum finden sich gerade unter den Botanikern und nicht unter
den Zoologen so viele Widersacher Darwins? Wäre nicht ein Vergleich des Protes-
tanten Reinke mit dem Katholiken Max Westermaier (1852-1903) anzuraten gewe-
sen? Mit diesem Schwendener-Schüler, der anlässlich einer Lehrstuhl-Vertretung in
Königsberg dem erschrockenen preußischen Hochschulreferenten Friedrich Althoff
eröffnete, er nehme jede Berufung an, Hauptsache ein katholisches Gotteshaus be-
fände sich nahe der Universität. Dessen sich fortan außerhalb Preußens vollziehen-

des „heiligmäßiges Leben", Forschen und Lehren als Professor an der Katholischen
Universität Fribourg, gab konsequent den Anstoß für ein in Rom angeregtes Ver-
fahren zu seiner Seligsprechung. Angesichts solcher weltanschaulichen Festlegun-
gen ist es fast überflüssig zu bemerken, dass Westermaiers „Kompendium der all-
gemeinen Botanik" (1893), wie Reinkes „Philosophie der Botanik", dem Leser jede
Hoffnung nahm, er könne die botanischen „Lebens-Rätsel" je ohne den Glauben an
einen supranaturalen „Schöpfer" lösen.
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Der schmerzlichste Mangel dieser Arbeit resultiert aber aus Wissemanns Nicht-
beachtung des Politikers Reinke, der immerhin von 1894 bis 1918 die Kieler Uni-
versität im preußischen Herrenhaus vertrat. Diese Tätigkeit galt dem fleißigen na-
tionalliberalen Redner und Interpellanten nicht als Sinekure. Zudem fühlte er sich
zur politischen Publizistik gedrängt. In den Jahren des Ersten Weltkrieges ist unter
den an der „geistigen Mobilmachung" beteiligten Professoren außerhalb Berlins
niemand, der es mit dem Leitartikel am Fließband liefernden, alldeutschen Maxi-

malforderungen nach einem „Siegfrieden" gleichwohl fern stehenden Kieler Strei-
ter für den „uneingeschränkten Tauchbootkrieg" oder eine moderate preußische
Verfassungsreform hätte aufnehmen können. Als akzidentiell darf man einen so
kraftvollen Einsatz wahrlich nicht qualifizieren. Trotzdem neigt Wissemann zu die-
ser Unterschätzung, obwohl er die frühe politische Sozialisation Reinkes im anti-
dänischen Elternhaus berücksichtigt, die Meldung als Kriegsfreiwilliger 1870, den
Einfluss des nationalliberalen Parteiführers Rudolf von Bennigsen, des Mentors
seiner Göttinger Jahre.

Mit Reinkes Biophilosophie scheint das Politische für Wissemann aber keinerlei
Berührung zu haben. Ein fataler Irrtum, denn ohne die politischen Intentionen, die
schon seinem der Bekämpfung des „Materialismus" gewidmeten, den Eltern 1871
aus dem Feldlager in Frankreich übermittelten „Lebensprogramm" immanent sind,
wäre der dezidierte Theismus des Naturwissenschaftlers gar nicht zu verstehen.
War doch in seinen Augen die politische Kehrseite des areligiösen Materialismus
der Individualismus, der Staatsbewusstsein und Gemeinschaftsgefühl auflöse, und
der bei ihm in zeitgemäßer Diktion „Anarchismus" hieß. Der Grad der „Einheit"
eines Volkes entschied für ihn daher, darin stimmte Reinke mit dem berühmteren

Verfechter deutscher Weltmacht-Aspirationen, mit Max Weber überein, über sein
machtpolitisches Gewicht. Komprimiert findet sich diese politische Basis seines
theistischen Vitalismus in der im Sommer 1918, kurz vor Kriegsende, veröffentlich-
ten Broschüre „Politische Lehren des großen Krieges", die Wissemann nur als
„skeptische Analyse" einstuft.

Wegen der ostentativen Vernachlässigung des Politikers Reinke, des Verzichts
darauf, Naturwissenschaft, Religion und Politik in Relation zu setzen, gelangt seine
Studie darum leider nicht über einen ersten, freilich verdienstvollen Versuch hin-

aus, an einen deutschen „Mandarin" zu erinnern. Vielleicht provozieren aber gera-
de die ärgerlichen blinden Flecken dieser reduktionistischen Untersuchung einen
zweiten Anlauf, der, zumal mit Blick auf ihr 2015 anstehendes 350-jährige Grün-
dungsjubiläum, uns am Beispiel Reinke endlich profunde Einblicke in die politi-
sche Geistesgeschichte der (neu-)preußischen Kieler Universität zwischen 1866 und
1918 vermitteln könnte.

Christian Tilitzki
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Prinz Heinrich von Preussen : Großadmiral. Kaiserbruder. Technikpionier. Hrsg.
von Rainer Hering u. Christina Schmidt. Neumünster: Wachholtz 2013. 232 S.
(VLAS; 105) (zeit + geschichte; 23).

Ein Sammelband mit Aufsätzen zu einer Persönlichkeit ersetzt nicht deren Lebens-

beschreibung. Eine wissenschaftlich fundierte Biographie wird aus der einheitli-
chen Perspektive ihres Autors geschrieben und will ein Gesamtbild der porträtier-
ten Persönlichkeit entwerfen, der Aufsatzband behandelt dagegen verschiedene
Aspekte aus unterschiedlichen Blickwinkeln. Die - eingestandenen oder nicht ein-
gestandenen - Prämissen des Biographen haben u.U. eine generelle ,Färbung' sei-
ner Darstellung zur Folge, die in der Sicht des Lesers, der diese Prämissen nicht
teilt, ihre »Objektivität' gefährdet, während der Sammelband schon durch die
Auswahl (und Gewichtung) der Themen seiner Beiträge deutlich macht, dass es
ihm weder um Objektivität noch um ein Gesamtbild geht, ln ihm werden die aus-
gewählten Aspekte aus der Sicht des jeweiligen Verfassers und auf dem gegenwär-
tigen Stand der Forschung behandelt.

Das ist bei der hier anzuzeigenden Publikation der Fall. Eine kritische Biogra-
phie Prinz Heinrichs von Preußen ist weiterhin ein Desiderat der Forschung, wie
auch einer der Autoren des Sammelbands betont. (Im Verlag Böhlau ist für diesen
Herbst eine solche angekündigt: Emst Baron von Mirbach Prinz Heinrich von Preu-
ßen. Eine Biographie des Kaiserbruders.)

Der Aufsatzband ist aus einer Vortragsreihe zu der gleichnamigen Ausstellung
im Landesarchiv Schleswig-Holstein anlässlich des 150. Geburtstags Prinz Hein-
richs entstanden. Sie wurde von August 2012 bis April 2013 im Landesarchiv und
von Juni bis Oktober 2013 im Kieler Stadt- und Schifffahrtsmuseum gezeigt. Der
Untertitel hebt drei Aspekte in bewusster Reihenfolge heraus: Großadmiral, Kai-
serbruder, Technikpionier, und diesen Themen widmen sich auch acht der zehn
Beiträge, die teils eher den Charakter wissenschaftlicher Aufsätze, teils eher den
von Vorträgen haben. Im Druck nehmen sie einen Umfang von 14-22 Seiten ein,
wobei Länge und Gewicht sich nicht in jedem Fall decken. Die in sieben Beiträgen
behandelten Themen Großadmiral und Kaiserbruder verschränken sich naturge-
mäß: wäre Prinz Heinrich das eine nicht gewesen, wäre er das andere nicht gewor-
den. Dem „Technikpionier" spürt ein weiterer Aufsatz nach, die beiden letzten be-
fassen sich mit Heinrich als Schlossherrn (in Kiel) und als Gutsbesitzer (in Hem-
melmark).

Der Band wird eingeleitet mit einem kurzen Grußwort von Edwina Herzogin zu
Mecklenburg von Posem, einer Urenkelin Prinz Heinrichs. Sie erwähnt ein nicht
unwichtiges Detail aus seiner Biographie, auf das leider kein späterer Beitrag ein-
geht: Heinrich habe während seiner Kasseler Schulzeit zwei Handwerke erlernt:
Buchbinden und Tischlern. Es wäre nicht uninteressant gewesen, die näheren Um-
stände dieser praktischen Ausbildung zu erfahren. Das Vorwort der beiden Heraus-
geber geht knapp auf die Entstehungsgeschichte von Ausstellung und Vortragsrei-
he ein, nennt die Quellen und betont den aktuellen Forschungsstand der Präsenta-
tion. Mit Wertungen halten sich die Verfasser sehr zurück: Prinz Heinrich als „eins-
tige Populärgestalt" ist wohl unbestreitbar, wieweit ihm in seiner „Wahlheimat"
Schleswig-Holstein „große Sympathie" bis weit über seinen Tod 1929 hinaus ent-
gegengebracht wurde, mag dagegen fraglich sein.
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Einen Lebensabriss Heinrichs bietet der Sammelband nicht, auch keine kritische

Gesamtwürdigung (allenfalls Ansätze dazu). Neben einem Stammbaum und den
knappen biografischen Daten (auf 2 S.) wird die Marinelaufbahn detailliert aufge-
listet (3 S.), es folgt im Anhang der technische Apparat: Danksagung, Abkürzungs-
verzeichnis, Literaturverzeichnis (10 S.) und der Bildnachweis der 109 Illustratio-
nen (9 S.) sowie das - im Inhaltsverzeichnis nicht aufgeführte - Faksimile der Parti-
tur des von Prinz Heinrich komponierten „Präsentir-Marsch(s) der Kaiserlichen I.
Matrosen-Division".

Dass man mit dem ersten Aufsatz über die privaten und politischen Beziehun-
gen zwischen Prinz Heinrich und seinem Bruder Wilhelm (II.) gleich einen der bei-
den herausragenden Beiträge des Bandes vor sich hat, war zu erwarten. Der ameri-
kanische Historiker John C. G. Röhl hat eine maßstabsetzende Biografie des letzten
deutschen Kaisers in drei Bänden vorgelegt (dt. 1993, 2001 u. 2008) und sich damit
als der gegenwärtig wohl beste Kenner der wilhelminischen Ära ausgewiesen. Was
er - materialreich gestützt auf Briefe der Mutter der Prinzen, der englischen Prin-
zessin Victoria, der Brüder selbst und ihres Erziehers Hinzpeter - über die Jugend
Heinrichs und Wilhelms, über das rigorose (und letztlich gescheiterte) Erziehungs-
programm und - vor allem - über das zunehmend schlechtere Verhältnis zwischen
der späteren „Kaiserin Friedrich" und ihren beiden älteren Söhne zu berichten hat,
ist so aufschlussreich wie erschreckend. Hatten die Eltern, Victoria und ihr Mann,

der langjährige Kronprinz Friedrich, und in ihrem Auftrag der Lehrer Dr. Hinzpe-
ter das Ziel, die Brüder liberal, weltoffen und bewusst unpreußisch zu erziehen, so
mussten sie zu ihrem Leidwesen schon bei den 14- und 18-Jährigen erkennen, dass
sie sich genau entgegengesetzt - im Geiste Bismarcks und des alten Kaisers - ent-
wickelten. Aus einem Brief der Kronprinzessin an ihre Mutter, Queen Victoria,
vom September 1877 spricht ihre ganze Enttäuschung: „Die drei Ältesten [neben
Wilhelm und Heinrich Prinz Waldemar, geb. 1868, den sie nach seinem frühen Tod
1879 dann allerdings ganz anders einschätzt] sind ihrer Natur nach solch voll-
kommene Preußen, daß es zwischen uns kaum Ähnlichkeiten gibt". Wenn eine
Mutter ihrem Sohn Heinrich (brieflich an ihren Mann) „Unbedeutendheit" be-
scheinigt (1879), wenn sie ihn „dumm und schwach" (1885) oder „unwissend, grün
und mißgeleitet" nennt (1887), wenn sie sich über Wilhelm beklagt, er lasse sich
„als Werkzeug und Instrument gegen seine Eltern benutzen", und schließlich resig-
niert feststellt, sie könne „für Heinrich [...] nur von beschränktem und für Wilhelm
von gar keinem Nutzen sein!" (1887), wenn dann auch noch Wilhelm im April 1888
- nach einer Meinungsverschiedenheit mit seinen Eltern über deren Heiratspläne
für seine Schwester Victoria („Moretta") - an einen Vertrauten schreibt: „Daß unser
Familienschild ... befleckt und das Reich an den Rand des Verderbens gebracht ist
durch eine englische Prinzessin, die meine Mutter ist, das ist das allerfurchtbarste"
- dann wird daran in der Tat deutlich, dass die Kluft zwischen der Mutter und ih-

ren ältesten Söhnen „längst unüberbrückbar" geworden war. Röhls Deutung, in
dieser „Familientragödie" sei bereits „ein historisches Drama von tiefgreifender
Bedeutung", nämlich „die Anfänge des fatalen deutsch-englischen Gegensatzes",
zu erkennen, den er dann auf die Antithese „sich allmählich demokratisierende

parlamentarische Scheinmonarchie" versus „heroisch-aristokratische persönliche
Kriegermonarchie" zuspitzt, gibt der familiären Konstellation aber doch wohl ein
zu großes Gewicht.
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Der Fokus des Abrisses von Röhl beschränkt sich bedauerlicherweise auf den

Kontakt zwischen Heinrich und seinem Bruder Wilhelm in den Jugendjahren. Über
dienstliche oder private Beziehungen seit der Thronbesteigung, geschweige denn
in Spannungszeiten wie der Julikrise oder im Krieg, erfährt man nichts. Aus späte-
rer Zeit wird lediglich ein - allerdings ,umwerfender' - Beleg für die „sprichwörtli-
che Unterwürfigkeit" des Prinzen im Verhältnis zu seinem kaiserlichen Bruder bei-
gebracht. In der Erwiderung auf dessen Ansprache vor der Ausfahrt des von Hein-
rich geführten Expeditionskorps nach China (Dez. 1897) versteigt sich dieser zu der
folgenden Eloge: „Mich lockt nicht Ruhm, mich lockt nicht Lorbeer, mich zieht nur
eines: das Evangelium Eurer Majestät geheiligter Person im Auslande zu kündigen,
zu predigen jedem, der es hören will, und auch denen, die es nicht hören wollen" (!).

Die Frage, die Röhl an den Anfang seiner Überlegungen stellt, ist für einen so
profunden Kenner der Zeitumstände wie der handelnden Personen jedoch erstaun-
lich: „Hätte ... nicht jemand den jungen Monarchen [= Wilhelm II.] von seinem
halsbrecherischen Kurs abbringen können, ehe es zu spät war?". Wenn Röhl dann
namentlich die Mutter und den jüngeren Bruder ins Gespräch bringt - warum habe
Victoria ihren Sohn nicht „mit ihren eigenen fortschrittlichen und friedliebenden
Idealen" erfüllen können, warum habe Heinrich keinen „ausgleichenden Einfluss
auf Wilhelm ausüben" können - dann enthüllt doch seine gesamte Darstellung die
Ausgangsfrage als rein rhetorisch. Was die Mutter betrifft, so gingen ihre Bemü-
hungen zwar in diese Richtung, scheiterten aber wie gesehen auf ganzer Linie, und
zwar nicht nur an der persönlich-charakterlichen Disposition beider, sondern mehr
noch aus systemimmanenten Gründen. Und Heinrich? Schon die These, er habe
seine „Chance, [in der Julikrise] als Schlichter zu wirken, ... nicht wahrgenom-
men", geht fehl. Die spätere Formulierung, „er dachte nicht daran, aus dem Schat-
ten des selbstbewussten jungen Monarchen hervorzutreten", kommt der Sache
schon näher: In der Tat, er dachte nicht daran, weil das für ihn nach Charakter und

Erziehung nicht „denkbar" war und weil das System - nicht nur das „persönliche
Regiment" Wilhelms - und seine Stellung darin eine solche Möglichkeit auch gar
nicht boten. Allein das bei Röhl faksimiliert wiedergegebene Urlaubsgesuch des
Admirals Prinz Heinrich an seinen Kaiserbruder - von seinem Hofmarschallamt

auf dem Dienstweg an den Chef des Marinekabinetts mit der Bitte weitergeleitet,
„die Allerh. Bescheidung des Anhages geneigtest herbeiführen zu wollen" -
spricht doch Bände ...

Gleichwohl bietet die rhetorische Frage Röhls so etwas wie einen roten Faden
durch mehrere Beiträge. Auch Witt, Epkenhans, Diziol und Schneider stellen sich
der Frage (oder berühren sie am Rande), welchen (politischen) Einfluss Prinz Hein-
rich hatte oder zu nehmen versuchte und wo seine Möglichkeiten und Grenzen la-
gen. Sie alle kommen allerdings mehr oder weniger zu demselben Ergebnis: Hein-
rich hatte keine Chance zu nennenswerter Einflussnahme; die hierarchische Ord-

nung der Hohenzollernmonarchie räumte ihm keinen solchen Spielraum ein, und
er selbst suchte ihn auch nicht oder hätte ihn auch nur als erstrebenswert angese-
hen. Witt sieht ihn „der hierarchischen Gesellschaftsordnung des Kaiserreichs ver-
haftet" und spricht ihm auch das „intellektuelle Potenzial" ab, das ihn für militäri-
sche Spitzenstellungen (und damit vielleicht auch für [militär-Jpolitische Interven-
tionen) befähigt hätte. Epkenhans bescheinigt ihm zwar „mehrfache Einmi-
schungsversuche in die ,große Politik'" (ohne sie zu belegen), konstatiert aber auch
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seine „fehlende Neigung, sich wirklich gründlich mit den ihm übertragenen Auf-
gaben zu beschäftigen", und „fehlenden Realismus" als Gründe, die diese Versu-
che erfolglos bleiben ließen. Diziol beleuchtet detailliert die Rolle Heinrichs wäh-
rend einer Vereinskrise des Deutschen Flottenvereins 1905 ff. (dem Heinrich als
Protektor Vorstand). Hier hätte er den Vermittler zwischen Reichsmarineamt, Kai-
ser und Reichskanzler auf der einen und dem Flottenverein auf der anderen Seite

spielen können, bewies aber mangelndes politisches Geschick und setzte sich durch
seine unklare und schwankende Haltung „zwischen alle Stühle". Das Bedauern
mancher, dass nicht er statt seines Bruders Wilhelm Kaiser geworden sei, beruhe
„auf einer Fehlwahmehmung seiner Person" und verkenne die „geistige und cha-
rakterliche Verwandtschaft" der Brüder. Miriam Schneider kommt zwar zu dem

Schluss, Heinrich habe „als politischer Mythos und Held ... überregionale Wirk-
kraft" besessen - aber eben als Werbeträger und „Produktmarke" für Monarchie
und Marine, nicht als politisch handelnder Akteur.

Der Beitrag von Jann Markus Witt, „Prinz Heinrich von Preußen als Marineoffi-
zier", zeichnet die Stationen seiner militärischen Karriere nach und berichtet über

sämtliche Ernennungen, Kommandos bzw. Funktionen und Seereisen samt den
Schiffen, auf denen er Dienst tat (der tabellarische Anhang listet sogar die Beurlau-
bungen bis hin zu Zeiträumen von nur 14 Tagen auf). Zwar konnte Heinrich 1877 -
mit 14 Jahren - seine Ausbildung bereits mit dem Dienstgrad eines Unterleutnants
z. S. antreten, er durchlief dann aber auf ausdrückliche Weisung des Chefs der
Admiralität die übliche Ausbildung vom Seekadetten über die Seeoffiziersprüfung
bis zur Beförderung zum Leutnant z. S. 1881. Danach allerdings ging es bei ihm
wesentlich schneller voran als bei den Kameraden seiner Crew: 1884 Kapitänleut-
nant (mit 22 Jahren), bereits 1889 Kapitän z. S., 1895 Konteradmiral und schließlich
- als einer der ersten Träger dieses neu geschaffenen Ranges - 1909 Großadmiral
und Generalinspekteur der Marine. Dass er diese Karriere mehr seiner „Rolle" als
Bruder des Kaisers als seiner militärischen Begabung oder besonderen Leistungen
verdankte, liegt auch für Witt auf der Hand. Mit eigener Wertung der Befähigung
des Prinzen als Marineoffizier hält sich der Autor weitgehend zurück und schließt
sich zeitgenössischen Beurteilungen an, die ihm „eine besonders gute natürliche
Begabung für den praktischen Teil des Seedienstes" bescheinigen, während es ihm
„am erforderlichen politischen und strategischen Weitblick" für die höchsten Füh-
rungsämter gefehlt habe, so dass er als marinepolitischer Berater des Kaisers oder
gar als Counterpart des Chefs des Reichsmarineamts, Alfred (v.) Tirpitz, ausfiel. In
technischen und marinepraktischen Fragen habe Wilhelm den Rat seines Bruders
dagegen geschätzt, deshalb sei gern der Weg über Prinz Heinrich gewählt worden,
wenn man in dieser Hinsicht beim Kaiser etwas erreichen wollte. Über offizielle

oder eher persönliche Kontakte zwischen dem Kaiser und dem „Prinz-Admiral",
geschweige denn über Versuche Heinrichs, Einfluss auf militärisch-politische Ent-
scheidungen der Regierung oder des Monarchen zu nehmen, ist kaum etwas zu be-
richten. Heinrich gehörte wohl zu denen, die die massive Flottenaufrüstung letzt-
lich für nicht finanzierbar hielten, unternahm aber auch nichts, um den Rüstungs-
wettlauf zu stoppen. Auf den merkwürdigen Umstand, dass Prinz Heinrich nach
dem Sturz der Monarchie noch bis August 1919 (!) zumindest nominell in der
Funktion des Generalinspekteurs der Marine verblieb (und wie - oder ob über-
haupt - er sie wahrnahm) gehen weder Witt noch einer der weiteren Beiträger ein.
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Witt - selbst Marineoffizier der Reserve - schließt mit der Spekulation, welchen
Dienstgrad Heinrich wohl als gewöhnlicher Marineoffizier erreicht hätte - bei sei-
nen „begrenzten operativ-strategischen Fähigkeiten" wäre wohl das Kommando
über einen Kreuzer oder ein Linienschiff - als Kapitän z. S. - das Ende der Karriere
gewesen.

Zu einem ähnlichen Gesamturteil kommt Michael Epkenhans in seinem Vortrag
über Prinz Heinrich als Oberbefehlshaber der Ostsee. Für höchste Führungspositi-
onen sei er - entgegen seiner Selbsteinschätzung - nicht geeignet gewesen. Dass er
dennoch - und trotz der Einschätzung durch den Chef des Marinekabinetts, der
Prinz sei „zu töricht" für diesen Posten (!) - unmittelbar vor Kriegsausbruch 1914
zum Befehlshaber der Seestreitkräfte in der Ostsee ernannt (nicht aber auf den un-
gleich wichtigeren Posten des Chefs der Nordseeflotte berufen) wurde, verdankte
er wiederum seiner Zugehörigkeit zum Haus Hohenzollern und den hohen Funk-
tionen, die er trotz der schon früher an ihm kritisierten Oberflächlichkeit bereits

vorher bekleidet hatte. Epkenhans geht auf die besonderen Bedingungen der See-
kriegsführung in der Ostsee ein und schildert Erfolge und Niederlagen der deut-
schen Ostseeflotte im Krieg. Angesichts der (zu) knappen Ressourcen, die ihm in
der Konfrontation mit der weit überlegenen Baltischen Flotte Russlands zur Verfü-
gung standen, sei Prinz Heinrich trotz offenkundiger Defizite - fehlender Weitblick
und mangelnde strategische Fähigkeiten - seiner Aufgabe „insgesamt gerecht ge-
worden". Die ihm vom Großen Hauptquartier wegen der hohen Verluste an Schif-
fen und Mannschaft gemachten Vorwürfe hielt auch sein eigener Stabschef für
nicht gerechtfertigt - man habe offenbar einen Sündenbock gesucht und in Prinz
Heinrich gefunden. Das Verhältnis zwischen ihm, dem Kaiser bzw. der Obersten
Heeresleitung sei „nicht frei von Spannungen" gewesen, es habe seinerseits auch
mehrfache „Einmischungsversuche in die ,große Politik'" (die allerdings nicht wei-
ter substantiiert werden) gegeben, jedoch ohne erkennbaren Erfolg.

Mit einer speziellen Funktion Prinz Heinrichs in seiner Doppelrolle als Kaiser-
bruder und Admiral befasst sich der Beitrag Sebastian Diziols: mit seinem auftrags-
gemäß' übernommenen Protektorat über den Deutschen Flottenverein, den nach
Mitgliedern „größte(n) nationale(n) bürgerliche(n) Propagandaverein im wilhelmi-
nischen Kaiserreich". Gegründet 1898, setzte sich der DFV offensiv für das Tirpitz-
sche Flottenrüstungsprogramm ein und bediente sich dabei des Prinzen als „Tür-
öffner" zu Behörden und einflussreichen Persönlichkeiten sowie als Kontaktmann

zum Kaiser selbst. Vor allem für die Bildpropaganda des Vereins - für Kalender,
Postkarten, Buchillustrationen und Filmaufnahmen - wurde der Prinz-Admiral in-

tensiv genutzt. Diziol macht deutlich, dass Heinrich dabei nicht kraft seiner Persön-
lichkeit wirkte, sondern lediglich als „ausführendes Organ", als „verlängerter Arm
Wilhelms" fungierte und wahrgenommen wurde. Die persönlichen Kontakte zwi-
schen dem Verein und seinem Protektor waren relativ selten und unterkühlt - bei-

derseits weit eher eine „Pflichtehe" als eine wirkliche Interessengemeinschaft. Die
einzige Gelegenheit, bei einem Richtungsstreit innerhalb des Verbandes um die
immer aggressivere Propaganda der Vereinsleitung tatsächlich zu schlichten und
zu vermitteln, habe Heinrich durch seine zwischen den Parteien lavierende Hal-

tung verpasst. (Auch) geistig-charakterlich sei er seinem Bruder eng verwandt ge-
wesen - widersprüchlich, leicht beeinflussbar und ohne Gespür „für das richtige
Wort zur richtigen Zeit".
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Zwei weitere Aufsätze widmen sich den großen Auslandsreisen Prinz Hein-
richs. Peter Pantzer schildert die drei Ostasienreisen (1878 ff., 1897 ff., 1912) und
stützt sich dabei nicht zuletzt auf populär-romanhafte Darstellungen dieser Fahrten
für die Jugend. Volker Berghahn analysiert detailliert seine USA-Reise 1902, mit der
sich große Hoffnungen auf eine Verbesserung der deutsch-amerikanischen Bezie-
hungen verbanden. Auf allen seinen Reisen war Prinz Heinrich stets in seiner
Doppelrolle unterwegs - als Offizier und Mitglied des kaiserlichen Hauses, das gilt
schon für die Ausbildungsfahrt des 16-jährigen Seekadetten. Mal stand mehr die
militärische bzw. außen- und kolonialpolitische Demonstration im Vordergrund
(wie bei der China-Reise 1897/98), mal mehr die diplomatische und wirtschaftspo-
litische Zielsetzung (wie bei der USA-Rundreise). Beide Autoren können aber auch
zeigen, wie die mit den Reisen intendierten good-will-Aktionen (und das diesen
angepasste Auftreten Prinz Heinrichs) immer wieder von der auf Weltmachtambi-
tionen und Flottenrüstung zielenden Außenpolitik des Reiches (bzw. des Kaisers)
konterkariert werden. So führte etwa der offizielle Besuch Prinz Heinrichs beim

chinesischen Kaiser 1898 zwar zu einer deutsch-chinesischen Annäherung, auf der
anderen Seite aber verschlechterte sich durch das Taktieren der Reichsregierung
nach dem japanisch-chinesischen Krieg das Verhältnis zu Japan. Und die USA-
Tournee Prinz Heinrichs stieß zwar auf ein durchweg positives Echo (allerdings
vorwiegend bei deutschstämmigen Auswanderern) und erregte mediales Aufsehen
- als „ a somewhat theatrical performance" charakterisierte ein amerikanischer
Augenzeuge das Auftreten des Prinzen - sie konnte aber das manifeste Misstrauen
der USA gegenüber der deutschen Außenpolitik nicht wirklich oder dauerhaft aus-
räumen. In ihrem Fazit sind sich die beiden Autoren ähnlich: an Prinz Heinrich

und seinen militärisch-diplomatischen Reisen lag es jedenfalls nicht, dass sich das
Deutsche Reich außenpolitisch immer stärker isolierte, dafür war er viel zu unbe-
deutend und ohne Einfluss auf die große Politik. Pantzers Versuch, für Prinz Hein-
rich dennoch eine Lanze zu brechen, bleibt freilich so vage, dass er nicht überzeu-
gen kann: Deutschland habe sich glücklich schätzen können, „einen solchen Mann
an führender Stelle zu haben, der ,nur' ein Seemann war und ... mit persönlicher
Integrität so viel mehr erreichte als Politik aushecken konnte, nämlich mit Vertrau-
en". Da wird Berghahn schon deutlicher: vor allem die Wirtschaftsbeziehungen
zwischen den USA und dem Deutschen Reich waren nach dem USA-Besuch Hein-

richs auf gutem Weg, „doch die wilhelminische Macht- und Verfassungsstruktur
sowie die Rolle des Kaisers" habe eine weitere positive Entwicklung verhindert.

Dass jemand populär und multimedial präsent ist, heißt noch nicht, dass er auch
politisch von Bedeutung ist, oder anders: jemand kann von erheblicher politischer
Bedeutung sein, ohne selbst eigentlich politisch tätig zu sein oder eingreifend zu
handeln - beides lehrt der ganz eigenständige und äußerst erhellende Beitrag von
Miriam Schneider über Prinz Heinrich als Populärgestalt im Deutschen Kaiserreich.
Ausgehend von der Einschätzung eines zeitgenössischen englischen Journalisten,
der dem Prinzen 1913 die herausragende Rolle eines nationalen Idols - eines der
wenigen neben und nach Bismarck in der wilhelminischen Ära - zuschreibt, stellt
sie eine starke Diskrepanz zwischen seiner tatsächlichen Rolle und seiner Vermark-
tung als „diplomatisch-militärische Galionsfigur des Reiches" fest. Eine Analyse
der zahllosen Quellen aus Publizistik und Populärkultur ergebe eine „überra-
schende Allgegenwart seines Namens und Bildes" - Resultat der „medienwirksa-
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men Mythenbildung vom königlichen Seemann". Das habe bereits mit der Ent-
scheidung der Eltern begonnen, ihren Zweitältesten in die junge kaiserliche Marine
eintreten zu lassen („ein kluger politischer Schachzug"): die blaue Marineuniform
stehe schon für sich für „eine ganze Reihe werbewirksamer Werte" und demonst-
riere die „nationale, bürgerliche und liberale Ausrichtung", die das Kronprinzen-
paar repräsentieren wollte und auch in der Erziehung ihrer Söhne anstrebte. Dass
allein in den zwanzig Jahren von 1882 bis 1902 nicht weniger als zwei Lebensbe-
schreibungen, vier Reisedarstellungen und fünf Jugendromane über Prinz Heinrich
erschienen seien, unterstreiche die Reichweite des „Mythos vom ,Matrosenprin-
zen'", der auch durch eine intensive Bildberichterstattung in populären Familien-
blättern laufend gepflegt wurde. Mit seinem steigenden militärischen Rang sei der
„Prinz-Admiral" dann immer stärker zur „institutionellen Verbindung zwischen
Monarchie und Marine" und zum „Werbeträger" der Marine geworden. Als sol-
cher sei er so geschickt vermarktet worden, dass er sowohl für den „deutschnatio-
nalen Liberalismus der Gründerzeit" als auch - später - für den „chauvinistischen
Neuimperialismus der Jahrhundertwende" stehen und von den Vertretern beider
Lager als deren Repräsentant wahrgenommen werden konnte. Ihr besonderes Au-
genmerk richtet Schneider auf die Nutzung der „Persönlichkeitsmarke" Prinz
Heinrich für die Konsumwerbung. Sein Name und Bild sollte das Image zahlloser
Waren und Produkte heben und ihren Absatz steigern. Offiziell musste diese Nut-
zung natürlich beantragt und genehmigt werden, daneben gab es aber massenhafte
Fälle unkontrollierter Namensführung durch Vereine, Lokale, Schiffe etc. Anträge
zur Verwendung von Namen und/oder Bild wurden zu etwa 25% (für Protektora-
te) und bis zu 70% (Gasthäuser) positiv beschieden; generell abgelehnt wurden An-
fragen der Produzenten von Bier, Sekt, Mundpillen, Sardinen oder Sportartikeln.
Schneiders Fazit: „Als öffentliche Person war Prinz Heinrich Verkörperung und
Produkt des Wilhelminischen Zeitalters", eine „reichsweit bekannte Persönlich-

keit" und - für Schleswig-Holstein - zudem ein regionales Identifikationsangebot.
Er gehörte damit wohl - wie der englische Korrespondent meinte - zu den "prä-
genden Gestalten des Kaiserreichs", aber in einem „modernen" Verständnis - als
„Marke in der neuen Medien- und Werbelandschaft".

Prinz Heinrich, den „Technikpionier", stellt Christina Schmidt, die Kuratorin der
Ausstellung, in ihrem Beitrag vor. Ein gewisses technisches Verständnis und Inte-
resse ist wohl für einen Marineoffizier unabdingbar, bei Prinz Heinrich ging das
aber offenbar weit über das Selbstverständliche hinaus. Er wollte technische Errun-

genschaften und neue Entwicklungen „nicht nur aus der Ferne betrachten, sondern
sie selbst testen, bis ins kleinste Detail erkunden und direkt an ihnen teilhaben".

Dieses Interesse wurde schon in der Jugend geweckt, als Heinrich und Wilhelm mit
ihrem Erzieher Hinzpeter regelmäßig Fabriken und Werkstätten besuchten. Hein-
rich beteiligte sich später auch selbst an Konstruktionsüberlegungen für die Panze-
rung und Armierung von Kriegsschiffen und stand in reger Korrespondenz mit Er-
findern und Firmen, die ihm ihre „neuesten Ideen oder Produkte vorstellen woll-

ten". Das betraf alle möglichen Gebiete, denn Heinrich war auch ein begeisterter
Autofahrer (von 1902 - 1912 soll er insgesamt 19 Wagen unterhalten haben!) und
gehörte zu den ersten Inhabern eines Pilotenscheins. Beide Hobbies trugen auch
wesentlich zu seiner Popularität bei; er setzte sich für die neuen Motorfahrzeuge
ein und wurde selbst wiederum „genutzt", um für sie zu werben. Seit 1908 fanden
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„ Prinz-Heinrich-Fahrten" - Wettfahrten von Tourenwagen, keine Rennen - statt,
für die er selbst den Hauptpreis stiftete, ab 1913 dann auch „Prinz-Heinrich-Flüge",
ebenfalls als Zuverlässigkeitswettbewerb (mit einer gleichwohl hohen Unfallquo-
te!). Heinrichs Technikbegeisterung erstreckte sich auch auf den Bereich Haustech-
nik. Als Gutsherr auf Hemmelmark ließ er elektrische Leitungen (mit autarker
Stromversorgung) legen und einen stationären Vacuum-Reiniger (eine Art fest in-
stallierter Staubsauger) einbauen. Eigentlicher „Erfinder" war er allerdings nicht;
sein Patent auf einen Scheibenwischer betraf die technische Verbesserung der be-
reits vorhandenen Modelle. Schmidt arbeitet heraus, dass auch Heinrichs Technik-

begeisterung teilhatte an der Mythenbildung um seine Person, wobei - wie es Le-
genden so an sich haben - die Konturen seiner Persönlichkeit dadurch allerdings
eher verschwimmen als schärfer hervortreten. (NB. Prinz Heinrich in einem wis-
senschaftlichen Aufsatz mehrmals als „Seine Königliche Hoheit" zu titulieren, heißt
die Devotion vielleicht doch etwas zu weit treiben ...)

Die beiden abschließenden Aufsätze von Doris Tillmann und Deert Lafrenz befas-
sen sich mit dem Kieler Schloss als Heinrichs offizieller Residenz und mit Gut

Hemmelmark als seinem eher privaten Refugium. Stehen im Beitrag von Tillmann
Hofhaltung und gesellschaftliches Leben im Fokus, so geht es Lafrenz primär um
Bau und Ausstattung des Gutes als Gegenentwurf zu wilhelminischen Repräsenta-
tionsbauten. Dass Prinz Heinrich das Kieler Schloss zu seiner Residenz wählte, be-

deutete für die Stadt sicher eine Aufwertung. Ob der großartige Empfang, der ihm
bei seinem Eintreffen am Kieler Bahnhof 1888 bereitet wurde, aber auch als „Zei-

chen der Akzeptanz und der Identifizierung [Schleswig-Holsteins] mit Preußen
und dem Reich" gewertet werden kann, erscheint doch zweifelhaft. Unzweifelhaft
ist dagegen, dass die fast 30-jährige Präsenz des Prinzen von erheblicher Bedeu-
tung für die Stadt war: die Hofhaltung war als Wirtschaftsfaktor nicht zu unter-
schätzen, Repräsentationstermine, Empfänge für auswärtige Diplomaten und hohe
Marineoffiziere, nicht zuletzt auch die Bälle in der winterlichen Festsaison ver-

schafften der Provinzhauptstadt Ansehen und öffentliche Aufmerksamkeit, wenn-
gleich es nur wenig direkte Berührungspunkte zwischen Hof und Stadt gab (und
deren Oberbürgermeister nur selten zur Audienz empfangen wurde). Die Hofhal-
tung auf dem Kieler Schloss präsentierte sich - wie Tillmann zeigt - gleichsam als
„gesellschaftlicher Mikrokosmos der preußisch-wilhelminischen Monarchie" und
Prinz Heinrich wurde allmählich - ohne politische Ämter und mit nur „wenig Ent-
scheidungsgewalt" - zur „preußischen Integrationsfigur für Kiel und Schleswig-
Holstein". Dabei unterlagen seine offiziellen Termine strenger Kontrolle durch das
kaiserliche Oberhofmarschall- und Zeremonienamt in Berlin und für Empfänge,
Audienzen etc. galten peinlich genaue Vorschriften: Empfangszimmer I., II. und III.
Klasse und streng hierarchische Tischordnung. Stadt und Bevölkerung „bedank-
ten" sich mit Aufmärschen, Fest- und Fackelzügen und sonstigen Huldigungen.
Prinz Heinrich erhielt zu seiner Hochzeit mit der hessischen Prinzessin Irene eine

aufwendige Brunnenanlage (mit der inzwischen in der Dänischen Straße wieder
aufgestellten ,,Kilia"-Figur) als Geschenk der Stadt, er wurde 1911 zum Ehrenbür-
ger ernannt und die Holtenauer Kanalbrücke bekam seinen Namen. Ob diese Eh-
rungen aber wirklich als Zeichen einer tiefer gehenden Verbundenheit zwischen
dem preußischen Prinz-Admiral und der Stadt (oder gar der Provinz) gewertet
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werden können oder doch eher als Pflichtübungen gegenüber dem langjährigen
prominenten „Mitbürger" einzuschätzen sind, muss offen bleiben.

Aus der Perspektive des Bauhistorikers (und Denkmalschützers) nimmt Lafrenz
das 1896 von Prinz Heinrich erworbene und 1901-04 komplett umgebaute Herren-
haus von Gut Hemmelmark unter die Lupe. Nach einem Rückblick auf Neubau
oder Umgestaltung anderer Herrenhäuser in Schleswig-Holstein nach 1840 be-
gründet und belegt er seine These vom „Gegenentwurf" Hemmelmarks - zur „wil-
helminischen Hofkunst" im Allgemeinen und zum eher „mittelalterlichen Ge-
spensterschloss" in Kiel (!) im Besonderen. Als Architekten gewann Heinrich aus-
gerechnet Ernst Eberhard von Ihne, der sich nun gerade durch solche Berliner
Pracht- und Repräsentationsbauten wie das Kaiser-Friedrich-[Bode-]Museum und
die Preußische Staatsbibliothek einen Namen gemacht hatte. Seine Planung für
Hemmelmark verzichtete dagegen auf alles Pompöse und den ihm von Fachkolle-
gen vorgeworfenen „luxuriösen Eklektizismus". Eben dieser „unverkrampfte Um-
gang mit Baustilen" gestattete es ihm, sich auf die nüchternen und bescheidenen
Vorstellungen seines Bauherrn und dessen „Vorliebe für Britisches" einzulassen.
Ihne baute Heinrich praktisch ein „Cottage", ohne „Zeichen äußerer Repräsentati-
on" und „Würdeform", auch im Inneren schlicht, zwanglos und kommod, tech-
nisch aber auf dem neuesten Stand - voll elektrifiziert, mit Fahrstuhl, Warmwasser-

Zenhaiheizung und zentraler Absauganlage). Ohne dieser Entdeckung selbst noch
genauer nachzugehen, weist Lafrenz am Schluss seines Beihags auf eine - überra-
schende (?) - Parallele zwischen der Anlage von Gut Hemmelmark und einem von
Hermann Muthesius in seinem 1904 erschienenen Buch „Das englische Haus" be-
schriebenen Landhaus hin.

Resümee: Prinz Heinrichs öffentliche Rolle - als Marineoffizier, Schlossherr und

Werbehäger für Marine und Monarchie - wird in diesem Aufsatzband gut und
vielfältig ausgeleuchtet - über den Menschen Prinz Heinrich - seine Ehe, das Ver-
hältnis zu seinen Kindern, freundschaftliche Beziehungen und Neigungen, über
seine privaten Lebensumstände, insbesondere im letzten Lebensjahrzehnt als Priva-
tier auf Gut Hemmelmark - erfährt man dagegen so gut wie nichts. Er bleibt
gleichsam der „Mann ohne Eigenschaften" (so der ursprüngliche Vortragstitel von
Sebastian Diziol): „von den verschiedenen Akteuren als Inshument zur Durchset-
zung der eigenen Ziele benutzt, ohne selbst jemals Herr der Lage zu sein ..(Dizi-
ol). Diese „private" Seite wurde freilich in den Referaten auch nicht thematisiert.
Den drei im Untertitel von Ausstellung und Begleitband genannten Aspekten wer-
den die Aufsätze gerecht - ein Gesamtbild der Persönlichkeit konnte damit nicht
entstehen, das war allerdings auch nicht intendiert. Für eine Biographie bleibt also
noch genug zu tun.

Rolf-Peter Carl

Anmerkung der Redaktion: Selbstverständlich sind wir bemüht, alle Buchbespre-
chungen im Rahmen unserer Vorgaben kurz zu halten. In diesem Fall war das
Buch erst kurz vor Redaktionsschluss erschienen und keine hinreichende Zeit für

die erforderlichen Kürzungen. Wir denken, dass die Aktualität, die aufgrund der
Ausstellung im Stadtmuseum Kiel gegeben ist, Grund genug ist, einmal von den
Prinzipien abzuweichen.
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